
!"#$%&
'(#)$*+$

,-./012.3(4#+/
5(%)$*6
7#"8$9+$
,*"$:+$
7#"8.%+$
;<:"%+$
!"*:()$#
=*../.

7>+:-.*#$%&
?%+:.&1@+%)&"A

B*.#$%&
C.:0.*#$%&<

,63*(<
73$+%

=.*A$%6
D*$%/.
E(<:*+$
B:$#6

'.#)+(A
D+%#$%&
C"*>$6
F.%A$*9

G(H.A4"(*)
7>.&.%

!"#$
IOMKIOKKIKMKIKKK

IOMKIOKKIKMKIKKK

	  

Soziale 
Integration 
und 
politische 
Partizipation 
in 
Demokratien 
	  

	  

	  

Lukasz Hill 
	  



 



 

 

Soziale Integration und politische 

Partizipation in Demokratien. 

Weshalb sind einige Gesellschaften politisch aktiver als andere. 

Dissertation 

 
im Fach – Politische Soziologie 

an der Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliche Fakultät 

der Universität Potsdam 

zur Erlangung des Akademischen Grades 

doctor rerum politicarum (Dr. rer. pol.) 

vorgelegt von 

Dipl.-Pol. Lukasz Hill 

 

Erstprüfer/in:  Prof. Dr. Bernhard Muszynski 

Zweitprüfer/in:  Prof. Dr. Ulrich Kohler 



Dieses Werk ist unter einem Creative Commons Lizenzvertrag lizenziert: 
Namensnennung 4.0 International 
Um die Bedingungen der Lizenz einzusehen, folgen Sie bitte dem Hyperlink: 
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/ 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Online veröffentlicht auf dem 
Publikationsserver der Universität Potsdam: 
URN urn:nbn:de:kobv:517-opus4-420077 
http://nbn-resolving.de/urn:nbn:de:kobv:517-opus4-420077 



 



Kurzfassung 2 

Kurzfassung 

 

Die Frage nach dem Zusammenhalt einer ganzen Gesellschaft ist eine der zentralen Fragen der 

Sozialwissenschaften und Soziologie. Seit dem Übergang in die Moderne bildet das Problem 

des Zusammenhalts von sich differenzierenden Gesellschaften den Gegenstand des wissen-

schaftlichen und gesellschaftlichen Diskurses. In der vorliegenden Studie stellt soziale Integra-

tion eine Form der gelungenen Vergesellschaftung dar, die sich in der Reproduktion von sym-

bolischen und nicht-symbolischen Ressourcen artikuliert. Das Resultat dieser Reproduktion sind 

pluralistische Vergesellschaftungen, die, bezogen auf politische Präferenzen, konfligierende 

Interessen verursachen. Diese Präferenzen kommen in unterschiedlichen Formen, in ihrer Inten-

sität und Wahrnehmung der politischen Partizipation zum Ausdruck. Da moderne politische 

Herrschaft aufgrund der rechtlichen und institutionellen Ausstattung einen bedeutsamen Ein-

fluss auf soziale Reproduktion ausüben kann (z.B. durch Sozialpolitik), stellt direkte Beeinflus-

sung politischer Entscheidungen, als Artikulation von sich aus den Konfliktlinien etablierenden, 

unterschiedlichen Präferenzen, das einzige legitime Mittel zwecks Umverteilung von Ressour-

cen auf der Ebene des Politischen dar. Somit wird die Konnotation zwischen Integration und 

politischer Partizipation sichtbar. In die Gesellschaft gut integrierte Mitglieder sind aufgrund 

einer breiten Teilnahme an Reproduktionsprozessen in der Lage, eigene Interessen zu erkennen 

und durch politische Aktivitäten zum Ausdruck zu bringen. Die empirischen Befunde scheinen 

den Eindruck zu vermitteln, dass der demokratische Konflikt in der modernen Gesellschaft 

nicht mehr direkt von Klassenzugehörigkeit und Klasseninteressen geprägt wird, sondern durch 

den Zugang zu und die Verfügbarkeit von symbolischen und nicht-symbolischen Ressourcen 

geformt wird. In der Konsequenz lautet die Fragestellung der vorliegenden Arbeit, ob integrierte 

Gesellschaften politisch aktiver sind. 

Die Fragestellung der Arbeit wird mithilfe von Aggregatdaten demokratisch-verfasster politi-

scher Systemen untersucht, die als etablierte Demokratien gelten und unterschiedlich Breite  

wohlfahrtstaatlichen Maßnahmen aufweisen. Die empirische Überprüfung der Hypothesen er-

folgte mithilfe von bivariaten und multivariaten Regressionsanalysen. Die überprüften Hypothe-

sen lassen sich folgend in einer Hypothese zusammenfassen: Je stärker die soziale Integration 

einer Gesellschaft, desto größer ist die konventionelle bzw. unkonventionelle politische Partizi-

pation. Verallgemeinert ist die Aussage zulässig, dass soziale Integration einer Gesellschaft 

positive Effekte auf die Häufigkeit politischer Partizipation innerhalb dieser Gesellschaft hat. 

Stärker integrierte Gesellschaften sind politisch aktiver und dies unabhängig von der Form 

(konventionelle oder unkonventionelle) politischer Beteiligung. Dabei ist der direkte Effekt der 
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gesamtgesellschaftlichen Integration auf die konventionellen Formen stärker als auf unkonven-

tionellen. Diese Aussage ist nur zulässig, wenn die Elemente des Wahlsystems, wie z.B. Ver-

hältniswahlrecht, und das BIP nicht berücksichtigt werden. Auf der Grundlage der Ergebnisse 

mit Kontrollvariablen erlauben die Daten die auf die Makroebene bezogene Aussage, dass ne-

ben einem hohen Niveau sozialer Integration auch ein durch (Mit-)Beteiligung bestimmtes 

Wahlsystem und ein hoher wirtschaftlicher Entwicklungsgrad begünstigend für ein hohes Ni-

veau politischer Partizipation sind. 

 

Schlagwörter: Soziale Integration, politische Partizipation, Ressourcenmodell, Demokratie-

theorie, Theorie der Integration moderner Gesellschaften 
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Abstract 

 

One of the core issues of social sciences and sociology is the social cohesion of society as a 

whole. Since the transition to modernity, the problem of cohesion in differentiated societies 

forms the subject of scientific and social discourse. In the present study, social integration is 

defined as a form of the successful socialisation (Vergesellschaftung) that is articulated in the 

reproduction of symbolic and non-symbolic resources. The result of this replication is pluralistic 

socialisations, which, based on political preferences (opinions), create conflicting interests and 

preferences. These preferences come to expression in different forms, regarding their intensity 

and perception of political participation. Modern political rule can exert a significant influence 

on social reproduction, due to legal and institutional facilities (E.g. through social policy). Can 

hold a direct influence on political decisions, as articulation of the established lines of conflict 

and different preferences, represents the only legitimate action for the purpose of redistribution 

of resources at the level of the political system. As a result, the link between integration and 

political participation is made visible.  

Well integrated members of society, based on broad participation of reproduction processes, 

recognise their interests and apply them to political activities. The empirical findings seem to 

convey that the democratic conflict in modern society is no longer characterised directly by 

class and class interests, but is formed by access and availability of the symbolic and non-

symbolic resources. In consequence, is the question of the present thesis, are integrated societies 

politically active? 

The goal of this study is to analyse aggregated data from established democracies with different 

levels of state welfare. The empirical validation of the hypotheses followed by using bivariate 

and multivariate regression analyses. The validated hypotheses are summarised below in a hy-

pothesis: the stronger the social integration of society, the greater the conventional or unconven-

tional political participation. To generalize, social integration of society has positive effects on 

the frequency of political behaviour. More integrated societies are politically active regardless 

of the form (conventional or unconventional) political involvement. 

This statement is only permissible, if the elements of the electoral system, such as proportional 

voting system, and economic performance are not included. On the basis of the results with 

control variables, the data permits the following macro-level statement, that in addition to a high 

level of social integration, an electoral system and high economic performance, determine high 

level political participation. 
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1 Einleitung 

1.1 Zur Thematik der Arbeit 

In der vorliegenden Arbeit werde ich ein empirisch anwendbares Konzept sozialer Integration 

modernen Gesellschaften ausarbeiten. Dies wird auf der Grundlage des Reproduktionsansatzes 

in der Anlehnung an Arbeiten von Landecker (1951) und  B. Peters (1993) geschehen. Ferner 

werde ich untersuchen, welcher empirisch-überprüfbare Zusammenhang zwischen Integration 

einer Gesellschaft und politischer Partizipation ihrer Mitglieder beobachtbar ist. Es wird ein 

positiver Effekt sozialer Integration auf politische Partizipation innerhalb moderner Gesellschaf-

ten erwartet.  

1.2 Aufbau der Arbeit 

Die vorliegende Arbeit besteht aus zwei Teilen. Im ersten Teil beziehe ich mich auf Theorien 

sozialer Integration ganzer Gesellschaften und unternehme den Versuch durch die Weiterent-

wicklung der Theorie sozialer Integration von B. Peters (1993), der eine holistische Theorie 

entwickelte, eine empirische Theorie sozialer Integration ganzer Gesellschaften zu entwickeln. 

In der vorliegenden Arbeit wird die soziale Integration als ständige Reproduktion von gesell-

schaftlichen Ressourcen verstanden. Diese Reproduktion erfolgt dank Handlungen von Indivi-

duen und Organisationen mit dem Zweck die Grundprobleme einer Gesellschaft zu lösen. Die 

Grundannahme der Studie lautet, dass durch die Ausbreitung des Aufgabenfeldes von modernen 

Staaten, der sich durch die Reproduktion von gesellschaftlichen Ressourcen manifestiert, die 

Reproduktion großteils von staatlichen Institutionen abhängig ist und gesteuert wird. Auf diese 

Problematik gehe ich im Kapitel über soziale Reproduktion als demokratischer Konflikt ein. 

Hierbei stütze ich meine Analysen an Gedankengut von Coser (1972) und Dubiel (1999) und 

verstehe Demokratie als Ort der zivilisierten Austragung von demokratischen Konflikten. Dar-

aus ergibt sich, dass eine Teilhabe an gesellschaftlichen Normen, Werten und Institutionen und 

damit eine Teilhabe an Reproduktion von gesellschaftlichen Ressourcen sozialer Integration die 

Voraussetzung für zivilisierte Austragung von Konflikten ist, und im Weiteren die Vorausset-

zung für soziale Integration darstellt. 

Ferner nehme ich an, dass durch Reproduktion von Ressourcen, ihre oft wahrgenommene 

Knappheit und demokratisch-spezifische Pluralität von Vergesellschaftungen konfligierende 

Interessen bezogen auf politische Präferenzen (z.B. der Umverteilung) entstehen. Wenn es sich 
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beim modernen demokratischen Konflikt um bestimme Reproduktion von Ressourcen sozialer 

Integration handelt, muss daraus resultierende Fragestellung lauten, ob integrierte Gesellschaf-

ten politisch aktiver sind? 

Im zweiten Kapitel wird die empirische Theorie sozialer Integration entworfen. Entsprechend 

den Bereichen des sozialen Handelns und Formen sozialer Differenzierung, angelegt an Arbei-

ten von B. Peters (1993) und Landecker (1951) lassen sich fünf Dimensionen sozialer Integrati-

on differenzieren, in denen soziale Integration gelingen oder scheitern kann: funktionale Inte-

gration, kulturelle Integration, kommunikative Integration, moralische Integration und politi-

sche Integration (Peters 1993, S. 92 und 96; Landecker 1951, S. 333). Darauffolgend befasse 

ich mich mit symbolischen und nicht-symbolischen Ressourcen sozialer Integration und stelle 

analytische Konzepte zur Erfassung dieser Ressourcen dar. Abschließend gehe ich auf die Pro-

blematik sozialer Desintegration und Marginalisierung ein und weise auf die Interdependenzen 

zwischen Dimensionen sozialer Integration hin. 

Das dritte Kapitel befasst sich zuerst mit der Stellung politischer Partizipation in vormodernen 

und modernen Demokratietheorien, um sich anschließend aus der analytischen Perspektive der 

Frage zu widmen, wie sich politische Partizipation definieren lässt. Dabei wird zum einem ein 

Versuch unternommen, die Gemeinsamkeiten und Kontinuitäten im Hinblick auf den Begriff 

auszuarbeiten, zum anderen wird der Begriff der politischen Partizipation im Kontext der Arbeit 

definiert. Danach werden kurz wichtigste Ansätze zur Erklärung politischer Partizipation im 

Hinblick auf empirisch-zentrierte Forschung dargestellt. 

Die Operationalisierung des Konzeptes und empirische Validierung erfolgt im zweiten Teil der 

Arbeit. Im fünften Kapitel wird der analytische Rahmen und das methodische Vorgehen be-

schrieben. Die Fragestellung der vorliegenden Arbeit wird mithilfe von vergleichenden, gleich-

zeitig erhobenen Aggregatdaten demokratisch-verfasster politischer Systeme untersucht, die als 

etablierte Demokratien gelten und unterschiedliche breite der wohlfahrtstaatlichen Maßnahmen 

aufweisen. Zuerst werden im sechsten Kapitel die Datenlage und das methodische Vorgehen der 

Arbeit erläutert. Die Datenreduktion wird mithilfe der explorativen Faktorenanalyse und der 

multidimensionalen Skalierung dargestellt. Zum Abschluss des Kapitels wird die politische 

Partizipation operationalisiert und fehlende Werte beschrieben. 

Das siebte Kapitel stellt die empirischen Ergebnisse der Arbeit dar. Zuerst werden die deskripti-

ven Ergebnisse der Messung Sub- und Dimensionen sozialer Integration dargestellt. Danach 

erfolgt mithilfe dem regressionsanalytischen Verfahren die Überprüfung der Hypothesen. Die 

Arbeit wird mit einer Zusammenfassung der Ergebnisse und der Diskussion der Konsequenzen 

für die Theorie der sozialen Integration, wie der Praxis der Demokratie abgeschlossen. 
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2 Soziale Integration und politische Partizipation 

Ich sehe als notwendig und gleichzeitig als Einstieg in die theoretische Analyse der Integration 

in modernen Gesellschaften im Kontext politischer Partizipation eine kurze Einführung in die 

Konstruktion der vorliegenden Arbeit anzubieten. Diese Einführung ist erforderlich, den Aus-

gangpunkt und die Grundlagen der vorgelegten Arbeit deutlich zu machen. Dabei geht es mei-

nes Erachtens nicht darum, alle möglichen Fassetten und Ausprägungen genutzten Theorien 

abzudecken, sondern genannte Begriffe in den Kontext der Integration und Partizipation zu 

positionieren. 

2.1 Einleitung 

Die Geschichte der Sozialtheorie im Hinblick auf die Problematik sozialer Integration lässt sich 

in der Frage nach dem dialektischen Verhältnis zwischen Individuum und Gesellschaft zusam-

menfassen (Peters 1993, S. 20).1 Der Ausgangpunkt der Erörterung des Individuums im Kontext 

der Gesellschaft ist die Annahme, dass der Mensch ein soziales Wesen darstellt, und von Natur 

aus gezwungen ist, mit anderen Individuen in einer Gesellschaft zu leben. Die Bedeutung des 

Lebens in einer Gesellschaft ist nicht nur zwecks der Sicherung von physischem Fortbestand 

sichtbar. Sie resultiert aus der mehr oder weniger komplexen Differenzierung der Arbeitswelt, 

mit dem Zweck maximale Befriedigung menschlicher Bedürfnisse und Wünsche zu realisieren 

(Lenski 1977, S. 48). 

Die Natur der Gesellschaften kann unter Berücksichtigung von zwei Metaphern analysiert wer-

den (Nassehi 2009, S. 299). Die vertragstheoretische Beschreibung des Sozialen in der Traditi-

on von T. Hobbes und J.J. Rousseau und der Metapher des Organischen in der Tradition von 

Durkheim. In der vorliegenden Arbeit wird Gesellschaft als ein hoch komplexes, soziales Sy-

stem verstanden. Der Terminus soziales System führt den Begriff des Systems als Grundbegriff 

der Theorie ein. Ursprünglich meint der Begriff etwas Zusammengesetztes, der mehr als einfa-

che Summe ihrer Teile ist (Kneer und Nassehi 1994, S. 17) und einen einheitlichen Charakter 

aufweist (Lenski 1977, S. 48). Dabei geht die Sozialtheorie nicht davon aus, dass die Erklärung 

für den Modus Operandi sozialer Systeme nur auf das Verhalten von Individuen zurückzuführen 

ist (Coleman 1991, S. 6). Die Sozialtheorie betrachtet elementare soziale Einheiten, wie soziale 

Handlungen, Interaktionen, Kommunikationen usw. in einem strukturellen und funktionalen 

Rahmen eines Systemszusammenhanges. In der Pluralität der modernen Gesellschaften gibt es 
                                                        
1 Die Natur des Menschen ist selbstverständlich viel komplexer, als das sie sich auf ein paar Sätze zusammenfassen 

lässt. Sehr ausführlich darüber z.B. Aronson (2004). 
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eine Unzahl vorstellbaren und beobachtbaren sozialen Einheiten von Freundschaften, über Be-

rufsverbände bis hin zur nationalen Gesellschaften. Diese Aufzählung soll gleichzeitig un-

terstreichen, dass soziale Systeme konkrete identifizierbare Objekte sind und zugleich in ihrem 

Grad, ihrer Form und ihrer Dimension der Integration variieren. „Das Systemverhalten (...) läßt 

sich (...) als das Verhalten eines Systems von Akteuren beschreiben, deren Handlungen mitein-

ander verflochten sind“ (Coleman 1991, S. 6). Kooperationen und Konflikte sind in diesem 

Sinne ein fester Bestandteil von sozialen Systemen. Das Fortbestehen eines sozialen Systems, 

und im Folge dessen einer Gesellschaft, als auch die Befriedigung menschlicher Bedürfnisse 

können nur durch die Produktion und Reproduktion von Ressourcen gesichert werden. Die Trä-

ger dieser alltäglichen gesellschaftlichen Geschehen sind menschlichen Akutere und deren 

Handeln (Esser 2000, S. 31). 

2.1.1 Das Integratio – die Einbeziehung als Reproduktion 

Der Begriff der sozialen Reproduktion als eine Wert schaffende Tätigkeit wurde schon von 

Adam Smith behandelt. K. Marx nennt den Begriff Reproduktion im Hinblick auf menschliche 

Arbeitskraft und notwendige reproduktive Tätigkeiten wie Ernährung und Erholung, die unver-

zichtbare Kooperationen unter Berücksichtigung von bestimmten Regeln der Reproduktion 

darstellt (Bakker und Rachel 2008, S. 1). Der Begriff der Reproduktion bezieht sich im Hinblick 

auf soziale Systeme nicht nur auf menschliche Arbeitskraft oder reine physische Reproduktion 

in Sinne eines Lebenszyklus. Es ist auch eine Reproduktion von Vergesellschaftungen möglich, 

die über einen Wechsel der beteiligten Individuen hinausgeht. (Peters 1993, S. 20). P. Bourdieu 

betrachtet Kultur und Soziales als reproduktive Einheiten, deren Reproduktion ein Mechanis-

mus der Bildung einer Klassenstruktur darstellt. Die Reproduktion verläuft nach dem Muster 

der Wiedergabe von symbolischen und nicht-symbolischen Ressourcen unter den Mitgliedern 

eines sozialen Systems (Bourdieu 1973). Auch zeitgenössische, feministische, politische Öko-

nomie verbindet mit dem Begriff sozialer Reproduktion nicht nur die Produktion und Reproduk-

tion von Waren. Soziale Reproduktion bezieht sich auf alle sozialen Organisationen, von Fami-

lie, über die Bildung bis hin zur Warenproduktion, wobei die Form der Reproduktion im Zu-

sammenhang mit den Besonderheiten sozialen Systeme und der Dimensionen und Strukturen 

politischer Herrschaft stehen (Bakker und Rachel 2008, S. 1). In der vorliegenden Arbeit wird 

soziale Reproduktion, in der Anlehnung an ausgeführten Autorinnen und Autoren, als die Erhal-

tung, Wiedergabe und Aneignung von Relationen zwischen Elementen eines sozialen Systems 

bezeichnet. Relationen stellen beliebige Art von Beziehungen und Interaktionen zwischen Ele-

menten des Systems dar. Somit schließt die soziale Reproduktion sowohl die Erhaltung „sozia-

ler Beziehungsmuster“ als auch „die Wiedergabe von symbolischen und nicht-symbolischen 

Ressourcen, wie Wissen oder Geld, wie Aneignung von Symbolen, wie Kommunikation ein“ 

(Peters 1993, S. 20). 
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Soziale Reproduktion ergibt sich nicht von sich selbst oder aus der Struktur eines sozialen 

Systems. Sie ist ein Resultat von Handlungen, sei es seitens Individuen oder sozialen 

Institutionen. Beziehungen zwischen Elementen sozialen Systemen entstehen in Interaktionen 

zwischen diesen Elementen, also durch Handlungen und Kommunikation. Somit ergibt sich, 

durch Mangel an handlungs- und kommunikationsrelevanten Ressourcen, die Möglichkeit eines 

Ausschlusses von sozialer Reproduktion.2 Dies kann unabhängig von Struktur eines sozialen 

Systems geschehen, wobei die Konstruktion des Systems Einfluss auf soziale Reproduktion 

ausüben kann.3  

Im Kontext der Differenzierung und Abgrenzung sozialen Systemen beobachten wir „eine ge-

wisse, oft auch bewußt reflektierte Spezialisierung auf bestimmte Dimensionen sozialer Repro-

duktion“ (Peters 1993, S. 20). Ästhetik oder Kunstgeschmack werden in anderen Handlungssy-

stemen reproduziert als Wissen oder Sprache, wobei hier wieder die Konstruktion des Systems 

Einfluss auf soziale Reproduktion ausübt, wenn man z.B. an die institutionalisierte Bildung 

denkt. Ferner steht die Komplexität sozialer Reproduktion als ein Prozess in engen Zusammen-

hang mit Differenzierung innerhalb eines sozialen Systems. In modernen Gesellschaften finden 

viele Reproduktionsprozesse in formalen Institutionen statt.4 Versteht man Gesellschaft als „ei-

ne Gesamtheit der sozialen Beziehungen, Handlungen, Prozesse oder Kommunikationen“ 

(Luhmann 1987, S. 555), dann wird die Komplexität moderner Gesellschaften hinsichtlich so-

zialer Reproduktion deutlich, die alle Strukturen des sozialen Lebens prägt. 

Dies bezieht sich selbstverständlich auch auf Strukturen der politischen Herrschaft. Mit der 

steigenden Komplexität des gesellschaftlichen Systems beobachtete man die Ausweitung bzw. 

Ausdehnung der Zuständigkeiten von politischer Herrschaft (Benz 2008, S. 183). Ferner wurden 

mit der fortschreitenden Differenzierung und Abgrenzung sozialer Systeme spezifische Repro-

duktionsprozessen zum Großteil oder nur der politischen Herrschaft zugeschrieben. Somit wur-

de sie zu einer umfangreichen Organisation institutionalisierter Herrschaft, ausgestattet mit ei-

nem Machtmonopol, auf der Grundlage des geltenden Rechtes, welches sich in der Verfügbar-

keit über Ressourcen artikuliert. Infolgedessen wurde die moderne politische Herrschaft zu ei-

ner Ordnungs-, Versorgungs- und Verteilungsinstitution, auch wenn die Breite der Wahrneh-

mung dieser Aufgaben nicht unumstritten ist.5  

Normative Demokratietheorien lassen an dieser Stelle die Frage danach offen, welche staatlich-

gesellschaftlichen Probleme als notwendige Aufgaben für politische Herrschaft gelten. Durch 
                                                        
2 Selbstverständlich ist es schwer vorstellbar, dass in modernen Gesellschaften ein absoluter Ausschluss auftreten 

kann.  
3 Ich denke hierbei an wohlfahrtstaatliche Maßnahmen (Hradil 1989, S. 119). 
4 Wie uns das Beispiel des Wissens in Bildungssystemen belegt.  
5 Hierbei ist eine Unterscheidung zwischen öffentlichen Aufgaben und staatlichen Aufgaben möglich. Staatliche 

Aufgaben werden aufgrund der rechtlichen Lage, z.B. Verankerung der Sozialpolitik im Grundgesetz von Staat in 
Anspruch genommen. Öffentliche Aufgaben können vom sogenannten Dritten Sektor, z.B. Bürgerinitiativen, be-
wältigt werden (Benz 2008). 



2 Soziale Integration und politische Partizipation 20 

diese politische Entwicklung im Sinne der Ausbreitung der Zuständigkeiten sind die Integrati-

onschancen so groß wie nie zu vor (Heitmeyer 1997, S. 23). Ferner sind Organisationen der 

Kern der gesellschaftlichen Ordnung und arbeitsfähigen Organisation der Produktion und Re-

produktion (Esser 2000, S. 43). Somit ruht die Bewältigung von diesen Aufgaben auf der Re-

produktion und Umverteilung von symbolischen und nicht-symbolischen Ressourcen.6 Auf 

gleichem Prinzip basiert die Einbeziehung von Individuen in die unterschiedlichen sozialen 

Systeme. Individuen können in sozialen Systemen handeln und werden von anderen Mitgliedern 

dieser Systeme als solche anerkannt, weil sie über bestimmte symbolische und nicht-

symbolische Ressourcen verfügen (Anhut und Heitmeyer 2005, S. 83ff). Das Problem der fort-

währenden Teilnahme von Individuen an sozialen Systemen, stellt also das Problem der Repro-

duktion von für die Teilnahme unverzichtbaren Ressourcen dar. Die Verfügbarkeit oder der 

Mangel an symbolischen und nicht-symbolischen Ressourcen, die sich z.B. als das Fehlen einer 

Alternative, moralischer Bindung, das Vorhandensein von Macht und Zwänge, ein Netzwerk 

sozialer Beziehungen, starke soziale Bindungen oder Vertrautheit mit der Kultur artikuliert, 

stellt das Resultat von Reproduktion dieser Ressourcen dar. 

2.1.2 Soziale Reproduktion als demokratischer Konflikt 

Diese Prozesse der Reproduktion verlaufen aber nicht reibungslos. Sie sind von unzähligen 

Konflikten geprägt. Allgemein gefasst entstehen Konflikte, wenn mindestens zwei Akteure eine 

Wahrnehmung unvereinbaren Erwartungen auf ein Gut oder Handlungsergebnis haben. Diese 

Wahrnehmung kann einseitigen oder geteilten Charakter aufweisen. Solche Situationen werden 

in modernen Gesellschaften ständig in Bezug auf verschiedene soziale Zusammenhänge beo-

bachtet. In komplexen sozialen Systemen kann also eine Vielzahl von Konflikten erfasst werden 

und soziale Systeme unterscheiden sich von einander in dem Ausmaß, in dem sie bestimmte 

Konflikte zulassen (Coser 1972, S. 41). Diese Konflikte überkreuzen sich und somit verhindern 

sie eine Spaltung dieser Systeme. Denken wir dabei an eine Gesellschaft als ein Beispiel für ein 

komplexes, soziales System, dann sind Individuen an einer Vielzahl von sozialen Systemen 

beteiligt, deren Interessenlinie sich durchdringen und verschiedene Gruppenkonflikte erzeugt 

werden. Die partielle Teilnahme an vielen Konflikten bildet ein Ausgleichmechanismus inner-

halb der Struktur. Ferner erzwingt jeder Konflikt sozialer Interaktionen. In der Konsequenz 

besitzt der Konflikt eine soziale Funktion der Integration (Coser 1972, S. 41). 

Die zentrale Annahme der vorliegenden Studie lautet, dass es um alle Ressourcen sozialer Re-

produktion in modernen Gesellschaften einen endemischen Konflikt gibt, da die meisten Res-

sourcen sozialer Integration knappe Güter darstellen oder durch ihre Form nicht unendlich in 

                                                        
6 Lenski kommt nach der Beantwortung seiner Forschungsfrage – Wer bekommt was und warum? – zu gleichem 

Schluss (Lenski 1977). Reproduktion kann als Form soziales Handelns verstanden werden (Peters 1993, S. 57). 
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Anspruch genommen werden können.7 Die unvereinbaren Erwartungen auf ein Gut oder Hand-

lungsergebnis hängen im Großteil von individuellen Interessen der Akteure und dem Typus 

sozialen Systems ab. Typischerweise werden andere Formen von Konflikten in Familien und 

andere in Unternehmen beobachtet. Diese Unterschiede sind nicht nur auf Machtverhältnisse 

innerhalb von Systemen, die unter anderen symmetrisch, unsymmetrisch oder hierarchisch sein 

können, sondern auch auf ihre Struktur und ihre Komplexität zurückzuführen sind. In diesem 

Kontext spielt die Form der Austragung der Konflikte eine wichtige Rolle. Einige Konflikte 

werden aufgrund sozialer Normen ohne formale Strukturen ausgetragen und gelöst (z.B. zwi-

schen Mitgliedern einer Familie). Andere Formen von Konflikten brauchen rechtliche Normen 

und institutionalisierte Austragung (z.B. zwischen zwei Unternehmen). Sehr komplexe soziale 

Systeme, wie Gesellschaften, können die meisten ihre Konflikte fast nur durch Recht und dank 

Institutionen lösen, da diese Systeme spezifische gewaltfreie Formen der Austragung von Kon-

flikten angenommen haben (Koehler 2004).8 

Nach Dahrendorf (1957) weisen soziale Systeme ständige Konfliktlagen auf, die durch Antago-

nismus von Interessen generiert werden. Die gegenseitigen Interessen ergeben sich aus den 

Herrschaftspositionen von Akteuren. Ferner kann die Lösung von Konflikte neue Konflikte 

generieren, da Herrschaftsrollen nicht abgeschafft werden können. Somit reproduziert sich der 

Konflikt in sozialen Systemen durch Modus Operandi von sich selbst. Aufbauend auf der An-

nahme der Endemie9 von Konflikten greift Coser (Coser 1972, S. 41) auf das Werk von Simmel 

(1908) zurück10 und sieht die Ursache von Konflikten in den Integrationsdefiziten eines sozialen 

Systems. Nach Coser stellt der Konflikt eine Möglichkeit dar, diese Defizite auszugleichen 

(Coser 1972, S. 180). „Konflikt ist nicht immer dysfunktional für eine Beziehung, in der er auf-

tritt; oft ist er notwendig, um sie überhaupt zu erhalten“ (Coser 1972, S. 180). Cosers These 

lautet, in für neue Werte, Interessen und Lebensstile offenen Gesellschaften, erweisen sich Kon-

flikte als funktionale Positiva (Coser 1972, S. 180). Das Fehlen von Konflikten bedeutet es also 

nicht, dass es keine Integrationsdefizite gibt. Möglicherweise weist es darauf hin, dass Span-

nungen nicht öffentlich ausgetragen werden, und sich dann später heftig entladen können (Coser 

1972, S. 180). Problematisch sind solche Arten von Konflikten, in denen die streitenden Partei-

                                                        
7 Als Beispiel können hierbei soziale Netzwerke dienen. Soziale Netzwerke sind ab einer bestimmten Größe so un-

überschaubar, dass sie keine direkten bzw. manifesten Vorteile bringen. 
8 In diesem Zusammenhang bleibt selbstverständlich genauer zu diagnostizieren, worin und woraus der Konflikt 

entsteht und überdauert 
9 „In jeder Art von Sozialstruktur gibt es Gelegenheiten zum Konflikt, da Einzelmitglieder oder Untergruppen von 

Zeit zu Zeit gegensätzliche Ansprüche auf knappe Mittel, auf Prestige oder Machtpositionen erheben“(Coser 
1972, S. 179). 

10 Simmel distanziert sich in seinem Werk von der „dominanten Kulturtradition (...) die, Streit, Konflikte, Auseinan-
dersetzungen“ mit etwas Negativen in Verbindung setzen (Joas und Knöbl 2004, S. 255). Dabei betont er die in-
tegrationsstiftende Funktion von Konflikten, selbst wenn Konflikten als Probleme des Alltags empfunden wer-
den. „Simmel eröffnet damit die Möglichkeit, Konflikte als normale soziale Phänomene zu begreifen“ (Bonacker 
2009, S. 188). Er unterstreicht bei der Entstehung von sozialen Gruppen eine Wechselwirkung von Konflikt und 
Konsens, von Abgrenzung und Integration. 
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en grundlegende Werte, auf denen die Legitimität des sozialen Systems beruht, nicht mehr tei-

len (Coser 1972, Kap. 6).11 

Der soziale Konflikt12 hat im Kontext der Integration einer modernen Gesellschaft einen doppel-

ten Charakter. Einerseits durch die Herausbildung von Interessen stiftet der Konflikt die Grenz-

ziehung zwischen den sozialen Systemen, andererseits können Konflikte identitätsstiftenden 

und sozialisierenden und dadurch integrierenden Charakter haben.13 

In der Cosers und Dahrendorfs Tradition baut Dubiel (Dubiel 1999, 1997) auf einem annähern-

den Muster der Argumentation seine Theorie der Integration modernen Gesellschaften auf. In 

der Moderne werden Gesellschaften nicht durch gemeinsame Werte integriert.14 „(...) Gesell-

schaften erhalten sich eben nicht dadurch, dass konfligierende Gruppen ihre interessenbedingt 

unversöhnlichen Orientierungen einem imaginären Konsensus aufopfern“ (Dubiel 1999, S. 

138). Damit hätten soziale Konflikte eine Funktion für die Gesellschaft, da diese die Entstehung 

von Gruppeninteressen stiften und eine integrationsstiftende Funktion besitzen. Es bedeutet aber 

nicht, dass von Konflikte per se nur Positiva zu erwarten sind. Das tatsächlichen Band bildet der 

charakteristische Umgang mit Konflikten (Dubiel 1997, S. 425).15 Spezifische, geregelte Kon-

fliktaustragung besitzt eine gesellschaftliche Bindekraft unter Voraussetzung der Entstehung 

und Erhaltung feste Institutionen, die Kosten der Interaktionen reduzieren, Vorhersehbarkeit 

und Planungen der Handlungen erhöhen, das Vertrauen als Voraussetzung für Kooperationen 

schafft (Koehler 2004, S. 275). Ferner muss es garantiert werden, dass es eine gewaltfreie Aus-

tragung des Konfliktes und die wechselseitige Anerkennung der Konfliktparteien gibt (Dubiel 

1999, S. 141). 

„In dem Maße, wie sich die politischen Akteure über die Zielsetzung ihrer Gesellschaft streiten, 

betätigen sie sich auch als Mitglieder ein und derselben Gemeinschaft. Durch den Konflikt hin-

durch begründen sie ohne Aufgabe ihrer Gegnerschaft einen sie zugleich integrierenden symbo-

lischen Raum“ (Dubiel 1997, S. 425). 

In einer Demokratie, so Dubiel, „käme es darauf, scheinbare unversöhnliche gesellschaftliche 

Konflikte zu zivilisieren“ um Konflikte in einer demokratischen Öffentlichkeit auszutragen 

(Dubiel 1997, S. 425). Dabei spielt die „Semantisierung des Sozialen – die Hervorhebung der 

symbolischen Dimension von Kommunikation, Information (...) Zeichen und symbolischen 

                                                        
11 Überträgt man diesen Gedanken auf demokratische Systeme, stellte das Entstehen einer alternativen, nicht-

demokratischen Kultur, bzw. der Mangel an Anerkennung des demokratischen Systems, ein Problem dar. 
12 Ich vermeide an der Stelle bewusst die bestreitbaren Begriffe Konfliktsoziologie bzw. Konflikttheorie, da das Ziel 

dieses Kapitels ist es, anhand sowohl klassischen wie zeitgenössischer Theoretiker, die Bedeutung von sozialen 
Konflikten für Integrationsprozesse moderner Gesellschaften und politische Partizipation deren Mitgliedern dar-
zustellen. 

13 „(Es) geht überhaupt die Einheit von Gruppen so oft verloren, wenn sie keinen Gegner mehr haben“ (Simmel 1908, 
S. 239). 

14 Zur Kritik an dieser Vorstellung siehe z.B. Nunner-Winkler (Nunner-Winkler 2008). 
15 Siehe Fußnote Nr. 11. 
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Codes“ die zunehmend wichtigste Rolle (Peters 1993, S. 41). Integration wird auf einen „delibe-

rativen Verfahren und dem Recht“ gegründet, um „offene Konflikte so einzudämmen (...), dass 

damit soziale Integration in und durch die Lebenswelt gelingt“ (Imbusch und Rucht 2005, S. 

40). 

Im Kontext der individuellen Interessen und sozialer Reproduktion können wir unter Bezug-

nahme von „zivilisierter“ Austragung von sozialen Konflikten annehmen, dass es Interdepen-

denzen zwischen sozialer Reproduktion und Interessen gibt. Individuen sind an sozialer Repro-

duktion interessiert, da sie dadurch im Sinne der Theorie von Pierre Bourdieu (1983) ihre Stel-

lung in der gesellschaftlichen Hierarchie sichern können. Dabei kann Interesse als „ein interper-

sonaler Konflikt“ verstanden werden. Dieser Konflikt ist nicht nur auf andere Individuen bezo-

gen, er ist auch sozial, da er durch „das Handeln mit gesellschaftlichen Wirkungen“ entsteht 

(Hondrich 1973, S. 264; Muszynski 1975, S. 15). Individuelle Interessen werden durch Zugehö-

rigkeit zu den sozialen Systemen bestimmt. Interessen hängen von individueller Position in 

einem Gefüge sozialer Beziehungen, Leistungen des Individuums als seine Funktion im System, 

Sozialisationsprozessen, von bestimmten Normen und Werte und Produktionsverhältnissen 

innerhalb sozialer Systeme ab (Hondrich 1973, S. 267f). Da Individuen in komplexen Systemen 

leben, haben sie nicht nur das egoistische Interesse, ihre Stellung in der gesellschaftlichen Hier-

archie zu sichern, als auch die Ressourcen so weit zu teilen, dass die Gesellschaft in der sie le-

ben einen bestimmten Grad der Vorhersagbarkeit von Handlungen und der Konsistenz aufweist 

(Cohen 1973, S. 26).16 Daraus ergibt sich, dass eine Teilhabe an gesellschaftlichen Normen, 

Werten und Institutionen und damit eine Teilhabe an Reproduktion von symbolischen Ressour-

cen sozialer Integration die Voraussetzung für zivilisierte Austragung von Konflikten ist, und 

im Weiteren die Voraussetzung für soziale Integration darstellt. 

Unter Berücksichtigung der Annahme, dass die Verfügbarkeit über symbolischen und nicht-

symbolischen Ressourcen über die Teilnahme an sozialen Systemen entscheidet, kann man fol-

gende Implikation daraus ziehen, dass individuelle aber auch kollektive Interessen in jeweiligen 

sozialen Systemen aus der Wahrnehmung resultierenden Unterschieden in der Ausstattung mit 

symbolischen und nicht-symbolischen Ressourcen erfolgen.17 Dabei werden Formen der Artiku-

lation und die Legitimität von Interessen durch die jeweilige, im breiten Sinne verfasste Kultur 

beeinflusst.18 Individuen, aber auch Kollektive, entwickeln soziale Handlungsstrategien, die zur 

Lösung von aus der wahrgenommenen Ausstattung mit symbolischen und nicht-symbolischen 
                                                        
16 Somit setzt die Integration neben der egoistischen Konfliktbereitschaft ein Maß an Toleranz und Akzeptanz des 

Andersseins voraus (Vortkamp 2008, S. 84). 
17 Hondrich definiert es als „wahrgenommene Verfügung über Mittel der Bedürfnisbefriedigung“ (Hondrich 1973, S. 

267f). Diese Annahme erfüllt das Postulat von Hondrich (1973), dass zur Erklärung Interessensysteme die funk-
tionale Arbeitsleistung im Sinne der Akkumulation von Arbeitsprodukten und damit Macht- und Herrschaftsver-
hältnissen hinzugezogen werden müssen. 

18 Somit werden andere Formen der Austragung von Interessen aber auch andere Lösungsansätze für Interessenkon-
flikte in demokratisch verfassten, modernen, pluralistischen als autoritären, traditionellen und monokulturellen 
Gesellschaften erwartet. 
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Ressourcen resultierenden Konflikten eingesetzt werden.19 Beziehungen zwischen Elementen 

sozialer Systeme entstehen in Interaktionen zwischen Handlungen und Kommunikation. Das 

Resultat dieser Beziehungen ist auf der Mikroebene die pluralistische Vergesellschaftung von 

Individuen, auf der Makroebene die gesamtgesellschaftliche Integration. 

Die Prozesse der Vergesellschaftung durch die Reproduktion von Ressourcen bedeuten 

(Bourdieu 1973, S. 84), dass es unter anderem aufgrund der vorhandenen Ungleichheiten zwi-

schen den Individuen, unterschiedlichen Interessen und Präferenzen und der Knappheit von 

Ressourcen zur Ausbildung von Konfliktlinien kommt (Meulemann 2004, S. 129). Da moderne 

politische Herrschaft aufgrund der rechtlichen und institutionellen Ausstattung einen bedeutsa-

men Einfluss auf soziale Reproduktion ausüben kann20, steht direkte Beeinflussung politischer 

Entscheidungen, als Artikulation von sich aus den Konfliktlinien etablierenden, unterschiedli-

chen Präferenzen, im Vordergrund dieser Untersuchung.21 

In diesem Kontext stellt die soziale Integration eine gesamtgesellschaftliche Form der gelungen 

Vergesellschaftung dar, die sich in der Reproduktion von symbolischen und nicht-symbolischen 

Ressourcen artikuliert (Peters 1993, S. 93; Imbusch und Rucht 2005, S. 18). Das Resultat dieser 

Reproduktion sind pluralistische Vergesellschaftungen, die konfligierende Interessen im Kon-

text politischer Präferenzen verursachen. Diese Präferenzen kommen in und durch unterschied-

liche Formen der politischen Partizipation zum Ausdruck. Von der Verfügbarkeit über diese 

Ressourcen können die Chancen zu kollektiven Interessendurchsetzung nicht unberührt bleiben 

(Dörre und Fuchs 2005, S. 26).22 Hierbei ist die Beobachtung von Lenski „wer den Staat kon-

trolliert, kann die Regeln bestimmen, die den Wettbewerb um die Gratifikationen in der Gesell-

schaft steuern, und kann aufgrund dieser Macht das Resultat des Wettbewerbes weitgehend 

beeinflussen“, als Hinweis auf die Funktionsweise dieses Reproduktionssystemes zu verstehen 

(Lenski 1977, S. 420).  

                                                        
19 Dies geschieht durch soziales Handeln und kann mit Hondrich (1973) in drei Dimensionen ablaufen: 

• durch Umverteilung von Ressourcen – distributive Dimension 
• durch Reproduktion von Ressourcen – produktive Dimension 
• durch Umbewertung von Ressourcen – kulturelle Dimension 

Die drei Dimensionen beziehen sich nach meiner Auffassung auf alle Arten sozialer Systeme. 
20 Darauf zielt die empirische Kritik der Bourdieus Klassentheorie (siehe Hradil 1989, S. 118-119). 
21 Diese Problematik wurde von Lipset (1981), Lenski (1977) und Korpi (1983) im Hinblick auf demokratischen 

Klassenkampf analytisch ausgearbeitet und empirisch untersucht. 
22 Darüber hinaus stellt politische Partizipation in einer Demokratie, ein legitimes Mittel zur direkten Beeinflussung 

von Reproduktionsprozessen im Sinne der Umverteilung von Ressourcen  (Meulemann 2004, S. 118f). 
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2.2 Formulierung der Fragestellung und Hypothesen 

2.2.1 Fragestellung 

Die im ersten Kapitel formulierte Annahme basiert im großen Maße an Rekapitulation von Er-

kenntnissen der Partizipationsforschung im Kontext der sozialen Ungleichheit und Sozialstruk-

tur. Die bisherige wissenschaftliche Diskussion im Hinblick auf den Zusammenhang zwischen 

sozialer Integration und politischer Partizipation zielt mehrheitlich auf einzige Dimensionen 

bzw. Formen sozialer Integration als Untersuchungsobjekte (Delhey 2004; Kronauer 2010; 

Kister et al. 1999; Heitmeyer und Imbusch 2005; Kohler 2002; Quandt 2008). Einige Studien, 

wie von Simonson (2004) oder Anhut und Wilhelm (2000) schrieben die politische Partizipation 

der sozialen Integration zu, wobei beide Studien die Mikroperspektive annehmen23 (Simonson 

2004, Anhut und Wilhelm 2000). 

Empirische Untersuchungen, die sich explizit auf soziale Integration als ein breites Konzept 

beziehen, sind rar (Friedrichs und Jagodzinski 1999). Integration und politische Beteiligung 

werden am häufigsten im Kontext der Migration24 operationalisiert und empirisch untersucht 

(Morales und Giugni 2011). Darüber hinaus sind hierbei empirische Studien von Endrikat und 

Kolleginnen (Endrikat et al. 2002) zu nennen, welche soziale Desintegration als individuell 

wahrgenommenen Risiken operationalisierten. Die Fragestellung des Beitrages lautet, ob „das 

Ausmaß feindseliger Mentalitäten in der Bevölkerung, auf dem Hintergrund der eigenen sozia-

len Situation, mit einer qualitativen Entleerung des demokratischen Systems verbunden ist“ 

(Heitmeyer und Mansel 2003, S. 56).25 Der Ausgangspunkt dieser Studie ist der Desintegrati-

onsansatz mit seinen drei Dimensionen: individuell-funktionale Systemintegration (Bildungsde-

privation, Prekarität, individuelle und kollektive relative Deprivation, Zufriedenheit und Aner-

kennung), kommunikativ-interaktive Sozialintegration (Irrelevanz politischer Beteiligung, 

Machtlosigkeit in der Politik (political efficency), fehlende Solidarität und Fairness, mangelnde 

Chancengleichheit, soziale Spaltung) und kulturell-expressive Sozialintegration (generelle sozi-

al-emotionale Desintegration). Basierend auf dieser Operationalisierung haben Heitmeyer und 

Mansel (Heitmeyer und Mansel 2003) empirische Studien zum gesellschaftlichen Zusammen-

halt durchgeführt. Dabei stellen Heitmeyer und Mansel die These auf, dass Menschen eine „un-

gesicherte Zivilität“ erfahren (Heitmeyer und Mansel 2003, S. 56). Moderne Gesellschaften 

                                                        
23 Der Grund dafür liegt meines Erachtens in der Übernahme des Integrationskonzeptes von Lockwood (Loockwood, 

1970). Bei der Herausarbeitung des theoretischen Zusammenhanges zwischen sozialen Integration und politischer 
Partizipation werde ich politische Partizipation als das Explanandum sehen und nicht wie üblich als Teil bzw. 
Ausdruck der Integration. 

24 z.B. Migrant Integration Policy Index 
25 Für Heitmeyer und Mansel (2003) stellt die Feindseligkeit innerhalb einer Gesellschaft ein Indikator dafür dar, 

dass Demokratie als Ort eines zivilisierten Austausches brüchiger geworden ist. 
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werden darauf aufgebaut, dass ihre Zivilität sich auf gegenseitigen Anerkennungsmechanismen 

zwischen unterschiedlichen Konfliktgruppen basiert.26  

Betrachtet man soziale Integration als ein Prozess innerhalb einer Gesellschaft, wobei es sich 

um ein „aggregiertes Ergebnis des Handels allen Akteuren“ handelt (Esser 2000, S. 279), stellen 

die Theorien der Individualisierung und Modernisierung eine Referenz dar (Beck 1983; 

Heitmeyer und Imbusch 2005; Inglehart und Welzel 2005), die uns möglicher Determinanten 

und Mechanismen im Zusammenhang mit politischer Partizipation auslegen lassen und kontex-

tuelle Anknüpfungspunkte zu benennen ermöglichen. Durch die Emanzipation der Klassen aus 

regionalen und partikularen Beschränkungen und die Entstehung neuer sozialen Identitäten, die 

jenseits der Klassengesellschaft zur Geltung kommen (Beck 1983) werden weniger Menschen 

als früher von traditionell politisierter Sozialstruktur betroffen (Nieuwbeerta und Wout 1999). 

Die Frage danach, ob klassenbezogener Wahl (class voting) abnimmt oder konstant bleibt ist in 

der empirischen Forschung nicht eindeutig beantwortet worden (Nieuwbeerta 1996; van der 

Waal et al. 2007). U. Kohler (2002) hat im Kontext des demokratischen Klassenkampfes drei 

individualistische Ansätze zur Erklärung des Wahlverhaltens untersucht. Nur die Überprüfung 

des Identifikationsansatzes „ergab ein eher positives Bild“ (Kohler 2002, S. 296), wobei „die 

politisch Interessierten (Bürgern) als eine Art von Kristallisationspunkt für eine allmähliche 

Homogenisierung der politischen Ansichten innerhalb einer Klasse fungieren“ (Kohler 2002, S. 

296). 

Ferner verursacht Differenzierung im Sinne der Spezialisierung in der Arbeitswelt die Abnahme 

von traditionellen, gewerkschaftlich organisierten Berufen (Castel 2000) und in der Konsequenz 

die Abnahme der Mobilisierungspotenziale bezüglich des klassischen Konflikts, zwischen der 

Arbeit und dem Kapital, für politische Partizipation. Durch Rationalität und Ökonomismus 

kommt es zu regionaler und überregionaler Mobilität, die Bindungen in Arbeitermilieus 

schwächt (Lepsius 1996). Durch die Ökonomisierung aller Lebenswelten kommt es im Hinblick 

auf Wahlen zur Abnahme an ideologischer Polarisierung (Dalton et al. 2000) und „Professiona-

lisierung“ des Wahlkampfs unter dem Aspekt ökonomischer Effizienz.27 Parteien versuchten 

„ihre politischen Programme für Interesse von anderen bzw. allen sozialen Gruppen zu öffnen“ 

(Quandt 2008, S. 26). 

Desintegrationserscheinungen (Honneth 1994; Heitmeyer und Imbusch 2005; Esser 2000) füh-

ren in den Weiteren zur Abnahme des Sozialkapitals und zur Vernachlässigung von Belangen 

nach Gemeinwohl (Putnam 1995a). Mit der fortschreitenden Rationalisierung und Differenzie-

rung wurden solche Prozesse in Gang gesetzt, die soziale Segmentierung fördern und eine Ori-

                                                        
26 Eine Parallele zur Dubiel´s Theorie der zivilisierten Austragung von Konflikten ist hierbei offensichtlich (Dubiel 

1997). 
27 Zum Ausdruck wird es mit der Frage in den Medien gebracht, die sich danach Fragen, wie teuer die Campanie war 

und wie viel Geld eine Stimme kostete. 
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entierungs- und Sinnkrise ausgelöst hatten, welche nicht ohne Konsequenzen für politische Be-

teiligung blieben. Florida beschriebe es als das „Ende des organisatorischen Zeitalters“ 

(Inglehart und Welzel 2005, S. 262). Heutzutage werden unkonventionellen Formen politischer 

Partizipation, wie Demonstrationen oder Unterschriftaktionen, ansteigend bevorzugt, da diese 

nicht nur eine expressive Form des Handelns darstellen, was modernen Zeiten entspricht, als 

auch diese kurzfristigen Zusammenschlüsse erlauben, die auf Grund der Raummobilität zustan-

de kommen (Dalton et al. 2000; Norris 2002). Da das Überprüfen solcher Hypothesen mit den 

Sozialstruktureffekten erfolgt, werden in der Literatur kritische Einwände aufgeführt. Zu einem 

werden die Unstimmigkeiten innerhalb der Theorie kritisiert, dies zufolge wird „gar keine ge-

schlossene Theorie getestet (...) sondern nur eine bewusst provisorische Global-Hypothese“ 

(Quandt 2008, S. 40). Auf der Mikroebene ist es theoretisch herausarbeitet, wie empirisch un-

tersucht worden, dass die Deprivationserscheinungen Quantität politischer Beteiligung beein-

flussen (Jahoda et al. 1975; Gurr 1970; Baum 1978; Rosenstone 1982). Zum anderen spielt so-

ziale Einbindung eine wichtige Rolle. Arbeitslose partizipieren weniger als beschäftigte 

(Rosenstone und Hansen 1993, S. 81). In gleichem Zusammenhang steht soziale Ungleichheit, 

wobei alle Formen der Beteiligung, soziale, civic (zivilgesellschaftliche) und politische Partizi-

pation, betroffen sind (Lancee und van de Wefhorst 2012). Die Quantität sozialer Interaktionen, 

verstanden als soziale Kontakte, hat einen signifikanten Einfluss auf „socialy based participati-

on“ (Leighley 1990, S. 471). 

Die dargestellten empirischen Befunde fokussierten mit ihrer Perspektive auf die Mikro- bzw. 

Mesoebene. In die Gesellschaft gut integrierte Mitglieder sind aufgrund einer breiten Teilnahme 

an Reproduktionsprozessen in der Lage, eigene Interessen zu erkennen und zum Ausdruck 

durch politische Aktivitäten zu bringen.28 Die empirischen Befunde scheinen den Eindruck zu 

vermitteln, dass der demokratische Konflikt in der modernen Gesellschaft nicht mehr direkt von 

Klassenzugehörigkeit und Klasseninteressen geprägt wird, sondern durch den Zugang und die 

Verfügbarkeit über die symbolischen und nicht-symbolischen Ressourcen geformt wird. In der 

Konsequenz lautet die Fragestellung der vorliegenden Arbeit, ob integrierte Gesellschaften 

politisch aktiver sind. Dieser Zusammenhang wurde bis dato auf der Makroebene nicht unter-

sucht. Der Grund dafür, dürfte im Fehlen eines komplexen und empirischen Index der sozialen 

Integration ganzer Gesellschaften liegen. Somit wird die Antwort auf die Fragestellung in zwei 

Schritten erfolgen. Zum einem muss auf der Grundlage der vorhandenen theoretischen, wie 

empirischen Forschung zum Thema sozialer Integration ganzer Gesellschaften eine empirische 

Theorie sozialer Integration konzeptualisiert und operationalisiert werden. Zum anderen wird 

unter Berücksichtigung der Literatur ein Index politischer Partizipation konstruiert. 

                                                        
28 Politische Partizipation verstehe ich in der Aristotelischen Tradition als das Resultat der Integration in eine Gesell-

schaft. Idealtypisch ist der Civitas der Antike als ein Gleicher unter gleichen Bürgern zu beschreiben, da an Pro-
zessen der Reproduktion von Ressourcen sozialer Integration vollkommen teilgenommen hat. Er ist der Gleiche 
unter Gleichen auch wenn es sich um gesellschaftliche Ressourcen handelt. 
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Bisherige Überlegungen zeigen es deutlich, dass zu zentralen Begriffen des Konzeptes zur Er-

klärung des Zusammenhangs zwischen gesamtgesellschaftlicher Integration und politischer 

Partizipation die soziale Reproduktion und der Konflikt gehören. Die Begriffe integrierte Ge-

sellschaft und partizipative Gesellschaft beschrieben nur beobachtbare Makrophänomene und 

stellen kein Idealtypus oder Theorien dar.29 Eine partizipative Gesellschaft bezeichnet eine Ge-

sellschaft deren Mitglieder aktiv an Beeinflussung politischer Entscheidungen zu Lösung von 

Problemen dieser Gesellschaft teilnehmen. Somit ist jede demokratisch verfasste Gesellschaft 

eine partizipative Gesellschaft. Die Qualität und Quantität dieser Partizipation zu erklären, ist in 

diesem Kontext das Ziel der Untersuchung. Eine integrative Gesellschaft bezeichnet eine Ge-

sellschaft, deren Mitglieder und Teilsysteme integriert sind. Hierbei ist die Bestimmung den 

Dimensionen und der Qualität dieser Integration zentraler Bestandteil dieser Arbeit. 

Im Hinblick auf die oben formulierte Problemstellung, worauf u.a. Fuchs (Fuchs 1999, S. 131) 

zu Recht hinweist, wird es klar, dass gesamtgesellschaftliche Integration ein Grundproblem 

aller Gesellschaften darstellt. Aus diesem Grund werden folgende Einschränkungen der Analy-

seperspektive vorgenommen. Zunächst bezieht sich die vorliegende Untersuchung nur auf de-

mokratische, pluralistische, funktional-differenzierte und moderne Gesellschaften. Demokra-

tisch beziehe sich auf die demokratische Form der politischen Herrschaft.30 Pluralistisch bedeu-

tet im Kontext der vorliegenden Arbeit, dass untersuchte Gesellschaften keine Monostrukturen, 

wie z.B. vollkommene homogene Kultur oder homogener Arbeitsmarkt, aufweisen. Man kann 

Monokultur mit perfekter Harmonie gleichstellen, diese Gleichstellung würde aber in Sinne der 

Arbeit nur den ambivalenten Grad der sozialen Integration in vormodernen Gesellschaften be-

schreiben. Die Integration kann nicht ein Zusammenfügen von Teilen in ein harmonisches Gan-

ze bedeuten. Bei einer Harmonie läuft man zuerst die Gefahr, dass wir mit einer Monokultur zu 

tun hätten, die durch anhaltende Stabilität bestehen bliebe. Viele pathologischen Strukturen 

sind, sowohl auf der Mikro- wie Makroebene, von Stabilität geprägt.31 Darüber hinaus „verdan-

ken“ diese Gesellschaften ihre hochgradige Stabilität den differenzierten Formen von  Gewalt, 

Repression, Ritualen und Konformitätsdruck. Somit kann über eine monokulturelle und stabile 

Gesellschaft keine Rede von einer integrierten Gesellschaft sein (Peters 1993, S. 92; Heitmeyer 

1997, S. 26). Harmonische, stabile und monokulturelle Gesellschaft kann nur unter gewissen 

Zwang und permanenter Kontrolle entstehen.32 In diesem Kontext kann ein hoher Grad der In-

tegration einer Gesellschaft gewisse Unfähigkeit für den sozialen Wandel und selbstgewählte 

                                                        
29 Hierbei sind es Arbeiten von Carole Pateman (1970) oder Benjamin Barber (1994) zu nennen. 
30 Es ist eine der zentralen Fragen der Demokratietheorie. Im Hinblick auf die vorliegende Untersuchung sehe ich als 

ausreichend sich auf das Verständnis von Dahl zu berufen und eine demokratisch verfasste politische Herrschaft 
an Kriterien des freien Wettbewerbs zwischen Parteien und der Partizipation festzumachen (Dahl 1971, S. 2–9). 

31 Mehrere Forschungsergebnisse liefern empirische Beweise für diese Annahme (Pospiszyl 2008). 
32 Zu Recht weist Peters (1993, S. 93) darauf hin, dass es eine Hypothese impliziert, traditionale Gesellschaften in 

Vergleich zu modernen Gesellschaften nicht über einen hohen Integrationsgrad verfügten, da diese als Monokul-
turen und mit hohen Grad an Ambivalenz zu bezeichnet sind. 



2 Soziale Integration und politische Partizipation 29 

Desintegration eine positive Änderung anregen. Somit ist die Integration ein graduelles Kon-

zept, ein Stadium der Überintegration oder vollkommenen Desintegration kann nicht erreicht 

werden zumal die Erwartungen an die Art und das Maß von Integration historisch von Wandel 

der Werten und Normen abhängig ist (Münch 1997, S. 22; Peters 1993, S. 133; Imbusch und 

Rucht 2005, S. 15). Eine funktional-differenzierte Gesellschaft33 bezeichnet eine Gesellschafts-

ordnung, die auf Differenzierung also eine Vielzahl von Subsystemen, seien es soziale Klassen, 

Gruppen, Berufen und unterschiedlicher Übernahme von gesellschaftlichen Funktionen z.B. auf 

der Grundlage der Arbeitsteilung basiert. Dabei gilt es, dass es mit der fortschreitenden Diffe-

renzierung die Notwendigkeit eines allgemein geltendes Systems von Normen, Werten und 

Verfahrens (z.B. demokratischer Rechtsstaat) gibt, welches die Subsysteme aufeinander ab-

stimmt (Heitmeyer 1997, S. 33). Modern bedeutet hierbei den Zeitrahmen. Moderne Gesell-

schaft ist gleich mit zeitgenössischer Gesellschaft zu setzen. Ferner ergibt sich diese Einschrän-

kung aus dem Pragmatismus, da die westlichen Gesellschaften in den Politik- und Sozialwis-

senschaften am genauesten untersucht worden sind und vorhandene Daten empirische Analysen 

erlauben. 

2.2.2 Hypothesenformulierung 

Die formulierte Fragestellung, ob integrierte Gesellschaften politisch aktiver sind, soll im Fol-

genden mithilfe von kontextbezogenen empirischen Hypothesen beantwortet werden. Das For-

mulieren von Hypothesen kann unter zwei Aspekten gefasst werden. Zu einem kann eine Diffe-

renzierung von Formen politischer Partizipation berücksichtigt werden und dies nicht nur be-

zugnehmend auf die Unterteilung zwischen konventionellen und unkonventionellen Formen 

politischer Partizipation aber auch formspezifische Differenzierung, z.B. Produktboykott oder 

Unterschreiben einer Petition ermöglicht wurde. Zum anderen können die Sub- bzw. Dimensio-

nen sozialer Integration berücksichtigt werden. In dem theoretischen Teil der Arbeit wurde auf 

die Ergebnisse der empirischen Partizipationsforschung hingewiesen und die Verfügbarkeit 

über symbolischen und nicht-symbolischen Ressourcen als Prädiktor für politisches Verhalten 

identifiziert. Unter Berücksichtigung dieser Befunde wurden folgende Hypothesen formuliert. 

Im Hinblick auf konventionelle und unkonventionelle politische Partizipation wird ein positiver 

Effekt erwartet (H1). 

  H1a: Je stärker die soziale Integration einer Gesellschaft, desto größer ist die kon-

ventionelle politische Partizipation. 

H1b: Je stärker die soziale Integration einer Gesellschaft, desto größer ist die un-

konventionelle politische Partizipation. 

                                                        
33 Zentrales Grundmuster modernen Gesellschaften ist ihre funktionale Differenzierung. Sie ist selbstverständlich 

eine mögliche Form der gesellschaftlichen Differenzierung (Kneer und Nassehi 1994, S. 111–140). 
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In der Theorie präsentierte Forschungsstand zeigt, dass die politische Partizipation primär durch 

politische Kultur und sozio-ökonomische Faktoren positiv beeinflusst wird. Dieser Annahme 

kommt in der Hypothese H2 zum Ausdruck. 

H2: Der in der H1 spezifizierte Zusammenhang ist am stärksten für kulturelle, po-

litische und funktionale Integration und wirkt bei kommunikativer und moralischer 

Integration am schwächsten. Dieser Effekt wird sowohl bei konventionellen wie un-

konventionellen als auch bei einzigen Formen politischer Partizipation erwartet. 

In der vorliegenden Studie wird der Effekt der gesamtgesellschaftlichen sozialen Integration als 

auch ihrer Dimensionen auf die politische Partizipation untersucht. Mithilfe Regressionsmodelle 

sollte dieser Effekt geschätzt werden. 
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3 Soziale Integration als dimensionaler 

Reproduktionsprozess 

Die Frage nach dem Zusammenhalt einer ganzen Gesellschaft ist einer der zentralen Fragen der 

Sozialwissenschaften und Soziologie. Seit dem Übergang in die Moderne bildet das Problem 

des Zusammenhalts von differenzierten Gesellschaften den Gegenstand des wissenschaftlichen 

und gesellschaftlichen Diskurses (Klein et al. 2005; Peters 1993; Heitmeyer und Imbusch 2005; 

Fuchs 1999; Friedrichs und Jagodzinski 1999). Das Ziel dieses Kapitels ist es ein begrifflicher 

und theoretischer Entwurf für weitere systematische wie empirische Analysen moderner Gesell-

schaften in Bezug auf Zusammenhang zwischen sozialer Integration und politischer Partizipati-

on zu verfassen. 

Seit Hobbes wird das Soziale als eine Struktur und moderne Gesellschaft aufgrund der Diffe-

renzierung als eine Mehrzahl von unterschiedlichen Vergesellschaftungen verstanden. Damit 

definiert sich das Problem moderner Gesellschaften selbst als eine Frage nach der dynamischen 

Konstruktion einer Mehrzahl von „Vergesellschaftungen und deren Integration in größeren so-

zialen Zusammenhängen“ (Peters 1993, S. 22). Einer der Kernfragen der Sozialtheorie ist das 

Problem der sozialen Ordnung34. Dass die soziale Ordnung als Problem gesehen wird, bedeutet 

für einen Entwurf einer Theorie der sozialen Integration folgende Implikationen. Zuerst wird 

unter der sozialen Ordnung, eine bestimmte Struktur begriffen, die nach bestimmten Gesetzmä-

ßigkeiten funktioniert. Eine von Zufall und totalem Chaos geprägte soziale Ordnung gibt es 

nicht. Im Kontext der vorliegenden Untersuchung ist es wichtig zu vermerken, dass unter den 

Begriff der Integration eine spezifische soziale Ordnung verstanden wird. Diese muss zwangs-

läufig ein normatives Element besitzen (Peters 1993, S. 22 und 24). 

Darüber hinaus verbindet man den Begriff der sozialen Ordnung mit mehreren Bedeutungen. 

Zuerst bezieht sich soziale Ordnung in seiner Bedeutung auf Beschränkungen – im Sinne von 

Kontrolle des sozialen Lebens. Die zweite Bedeutung steht im Kontext des Bestehens von Rezi-

prozität. „Das Verhalten eines jeden Individuums erfolgt nicht zufällig oder wahllos, es ist ge-

genseitig oder komplementär zum Verhalten anderer“ (Cohen 1973, S. 26). Die dritte Bedeu-

tung geht auf Vorhersagbarkeit von Handlungen zurück, die man mit dem Begriff des Vertrau-

ens in Verbindung setzen kann. Der vierte Begriff ist die Konsistenz. Die Konstruktion der so-

zialen Ordnung stellt eine Reproduktion immer schon existierender Vergesellschaftungen dar. 

                                                        
34 Ich nehme an, dass eine bestimmte soziale Ordnung als Implikation des von allen eingegangenen Vertrages ver-

standen werden kann. Somit resultiert die Integration einer Gesellschaft aus der Realisierung von Spezifikationen 
dieses Vertrages. Imbusch und Rucht (2005, S. 1) nehmen an, dass moderne Gesellschaften eine „fortlaufende In-
tegrationsfunktion“ zu erfüllen haben. Somit kann man annehmen, dass moderne Gesellschaften immer wieder 
auf den gesellschaftlichen Vertrag zurückgreifen. 
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Das normative, oberste Ziel dieser Reproduktion ist das Bestehen der Gesellschaft zu sichern 

(Peters 1993, S. 22; Cohen 1973, S. 26ff). Alle diese Begriffe hängen analytisch zusammen und 

stehen hinsichtlich sozialer Integration als wichtige Anhaltspunkte dar. Ich werde mich im wei-

teren Verlauf der Arbeit auf alle vier Begriffe immer wieder berufen und beziehen wollen. Ver-

steht man Beschränkungen, Reziprozität, Vorhersagbarkeit und Konsistenz als Problemdimen-

sionen der sozialen Ordnung, dann kann die breite Definition sozialer Integration als eine ge-

lungene Lösung dieser Probleme lauten.35 

In seiner etymologischen Bedeutung meint der Begriff der Integration die Herstellung einer 

Einheit aus einzelnen Elementen und ihre Aufrechterhaltung oder das Einbeziehen einzelnen 

Elemente in eine Einheit. Der Begriff leitet sich aus dem Lateinischen „integratio“ – die Einbe-

ziehung, oder aus dem Griechischen „entagros“ – unversehrt. Diese etymologische Abstam-

mung spielt für den Kontext der Begriffsdarlegung eine wichtige Rolle und weist auf zwei 

Themenschwerpunkte der gegenwärtigen Politischen- und Sozialtheorie, die substanzielle Fra-

gen in der Debatte um heutige Gesellschaft darstellen. 

I. Der erste Schwerpunkt steht in Bezug auf den „lateinischen“ Begriff der Inte-

gration. Integration kann sowohl einen Prozess der Einbeziehung als auch das 

Ergebnis eines solchen Prozesses bezeichnen (Heitmeyer und Rucht 2005, S. 

15; Peters 1993, S. 92). Die zentrale Frage dieses Schwerpunktes der Integration 

lautet: wie kommt die Integration in einer modernen Gesellschaft zustande? 

II. Der zweite Komplex bezieht sich auf den griechischen Ursprung des Begriffes 

und betont Unversehrtheit der sozialen Struktur einer modernen Gesellschaft. 

Damit bezieht sich der Begriff der Integration auf die Konsistenz. Modernen 

Gesellschaften als komplexe soziale Systeme schaffen durch die Intensivierung 

sozialer Interaktionen und Interdependenzen zahlreiche Integrationsprobleme 

im Kontext der Dimensionen sozialer Integration (Peters 1993, S. 205). Diese 

Integrationsprobleme können unter den Begriff der sozialen Desintegration ge-

fasst werden. Die zentrale Frage dieses Schwerpunktes der Integration lautet: 

was gefährdet die soziale Integration? 

Die Einbeziehung, verstanden als die Integration von Individuen in den differenzierten Gesell-

schaften, stellt den Gegenstand des wissenschaftlichen und gesellschaftlichen Diskurses dar, 

wobei man von keiner Einheit bezüglich der Begrifflichkeiten reden kann. Der Begriff der Inte-

gration ist vage und unpräzise (Friedrichs und Jagodzinski 1999, S. 11; Imbusch und Rucht 

2005, S. 66). Wie unterschiedlich der Begriff der Integration gedeutet werden kann, zeigen uns 

z.B. Lange und Schimank (2004), die Integration negativ definieren und sie als Reduktion der 

                                                        
35 Ähnliche Argumentation findet man bei B. Peters, wobei B. Peters das Problem der Orientierung, der Definition 

von Bedürfnissen und friedlicher Umgang miteinander benennt (Peters 1993). 
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Freiheit verstehen. Das folgende Kapitel stellt eine komplexe Weiterentwicklung der Integrati-

onstheorie von W. Landecker (1951) und B. Peters (1993) unter Berücksichtigung von Erkennt-

nissen des Reproduktionsansatzes und der Konfliktforschung und der empirischen Überprüfbar-

keit dar. 

3.1 Dimensionen sozialer Integration 

Soziale Integration als Reproduktion von Vergesellschaftungen bezieht sich auf das Handeln 

von Akteuren innerhalb einer Gesellschaft, wobei die Reproduktion sich auf allen soziologi-

schen Ebenen durch die gleichen Aktivitäten vollzieht (Peters 1993, S. 87). Man kann in der 

Weberischen Tradition zwischen nicht-sozialem und sozialem Handeln unterscheiden. Bei dem 

nicht-sozialen Handeln beziehen sich die Akteure nur auf sich selbst, beim sozialen Handeln auf 

die anderen. Die Reproduktion ist eine Art des Handels, welches als soziales Handeln definiert 

werden kann, da diese Reproduktion unter doppelter Kontingenz stattfindet (Weber 1984, S. 41; 

Esser 2000, S. 31). Es ist die Reziprozität des Ergebnisses des Handelns von mir (Selbstreflexi-

on) und jeweils dem anderen (Fremdreflexion). Soziales Handeln bezieht sich nach Esser auf 

drei soziale Situationen. Strategisches Handeln, welsches nur nach dem Interesse der Akteure 

definiert wird. Interaktion, die ein kommunikativer oder symbolischer Bezug zwischen Akteu-

ren unterstellt und soziale Beziehung, als Orientierung der Akteure an Einstellungen bzw. Re-

geln in der sie gemeinsam die Situation sehen. 

Das soziale Handeln findet in den Bezugsrahmen statt, welches durch die ganze Gesellschaft als 

das soziale System definiert wird (Esser 2000, S. 51). Gesellschaften unterschieden sich in drei 

Aspekten, die von der Bedeutung für ihre Integration sind. Neben den sozialen Organisationen 

sind es soziale Differenzierung und soziale Ungleichheit (Esser 2004, S. 276). 

Unter sozialer Differenzierung versteht man im Allgemeinen die Unterschiedlichkeiten in der 

Art von Organisation und Reproduktion in den sozialen Systemen einer Gesellschaft (Nassehi 

2009, S. 398). Gesellschaften unterscheiden sich in ihrer funktionalen Aufteilung, kulturellen 

Praktiken und normativer Konformität (Esser 2000, S. 63). In den modernen Gesellschaften 

können drei Dimensionen der sozialen Differenzierung beobachtet werden, wobei soziale Diffe-

renzierung nicht gleich mit sozialer Ungleichheit zu setzen ist. Soziale Ungleichheit bezeichnet 

„gesellschaftlich verankerte Formen der Begünstigung und Bevorrechtigung einiger und Be-

nachteiligung und Diskriminierung anderer“ (Kreckel 2004, S. 15).36 

                                                        
36 Es ist vorstellbar, dass es eine differenzierte Gesellschaft gibt, welche auf egalitärer Basis funktioniert und keine 

soziale Ungleichheit erfassbar ist. 
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Die funktionale Differenzierung resultiert aus Arbeitsteilung und bringt eine vertikale Un-

gleichheit hervor (Giegel 2004, S. 106). Auf die Spezialisierung der Arbeitsteilung folgt eine 

einfache Logik des Marktes zusammengefasst auf die Frage, wie sich unter gleichem Aufwand 

mehr herstellen lässt. Diese Logik unterstellt, dass alle Systeme auf sich bezogen sind und eine 

Kooperation notwendig ist, um ein Gut zu produzieren. Auf der anderen Seite ist es vorstellbar, 

dass Systeme Eigeninteressen und Eigennutz verfolgen und diese Beziehung einen antagonisti-

schen Charakter annimmt, was Konflikte hervorrufen kann (Esser 2000, S. 63). Die kulturelle 

Differenzierung bedeutet die Unterteilung einer Gesellschaft in verschiedene kulturelle Milieus 

mit ihren typischen unterschiedlichen kulturellen Objekten (Esser 2000, S. 63). Auf der Mikro-

ebene bedeutet es individualisierte Lebensführung: Habitus (Bourdieu 1982, S. 277–279), Pre-

stige und Statuspositionen in der sozialen Hierarchie (Kreckel 2004). Normative Differenzie-

rung stellt die innere Differenzierung einer Gesellschaft hinsichtlich der Vielfalt und dem Aus-

maß moralischer Vorstellungen dar (Esser 2000, S. 63).  

Entsprechend den Bereichen des sozialen Handelns und Formen sozialer Differenzierung, ange-

legt an Arbeiten von B. Peters (1993) und Landecker (1951) lassen sich fünf Dimensionen so-

zialer Integration differenzieren, in denen soziale Integration gelingen oder scheitern kann: 

funktionale Integration, kulturelle Integration, kommunikative Integration, moralische Integrati-

on und politische Integration (Peters 1993, S. 92 und 96; Landecker 1951, S. 333). 

 

 

Abbildung 1 Dimensionen sozialer Integration 

3.1.1 Funktionale Integration 

Bei der Produktion und Reproduktion von Ressourcen sind Individuen großteils auf Zusam-

menarbeit mit anderen Individuen angewiesen. Dies ergibt sich nicht nur daraus, dass der 
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Mensch ein soziales Wesen ist und er von Natur aus gezwungen ist, mit anderen Menschen zu 

leben. Unsere Entwicklung als Individuum hängt von dem Grad der Isolation ab, welcher wir in 

der Gesellschaft erleben und erfahren (Sennett 2012, S. 28). Die Tatsache, dass wir allein nicht 

überleben können, lässt uns vermuten, dass es eine Art erzwungener bzw. „natürlicher Koopera-

tion“ geben muss, die unser Überleben sichert (Sennett 2012, S. 28). Diese Art der Kooperation 

können wir in der Welt der Tiere, z.B. bei Ameisen oder Primaten, beobachten. Kropotkin 

(1972) weitete sein Studium der Kooperation in der Tierwelt auf Menschen aus und untersuchte 

angefangen bei traditionellen Gesellschaften, die Struktur von mittelalterlichen Städten bis hin 

zu modernen Gesellschaften auf Prinzip der gegenseitigen Hilfe. In den modernen Gesellschaf-

ten äußert sich die Kooperation nach Kropotkin in der Arbeitswelt. Dank koordinierter Zusam-

menarbeit können Lösungen für alle Probleme des menschlichen Alltags erarbeitet werden 

(Kropotkin 1972, S. Kap. VII und Kap. VIII). 

Funktionale Integration bedeutet koordinierte Zusammenarbeit (die durch den Austausch von 

Gütern und Dienstleistungen) zwischen sozialen Einheiten unter Berücksichtigung von Ausdiffe-

renzierung der Funktionen dieser sozialen Einheiten zustande kommt. 

Funktionale Integration verbinde ich, wie in der Forschungstradition, mit funktionaler Differen-

zierung von sozialen Systemen, das heißt mit der Differenzierung von sozialen Systemen be-

züglich der Arbeitsteilung (Landecker 1951, S. 338; Esser 2000, S. 64) und mit Kooperation in 

der Arbeitswelt (Peters 1993, S. 96). Das klassische, ökonomische, rein auf die Arbeitswelt 

bezogene Beispiel für die funktionale Integration in modernen Gesellschaften bildet die „Her-

stellung von Gütern und Erbringung von Leistungen“ (Peters 1993, S. 96). Dabei schließt die 

diese Form der Integration den Wettbewerb, wie das Beispiel zeigt, nicht aus. Darüber hinaus 

hat sich die vorschreitende Differenzierung der Arbeitswelt nicht nur rationalisierende Züge und 

ökonomische Effizienz als Ziel gesetzt. Sie ist ohne normative Struktur nicht denkbar, da Indi-

viduen als Akteure im sozialen System der Gesellschaft handeln. Dies stellt ein enormes Poten-

zial der funktionalen Integration dar, da diese Dimension der sozialen Integration beinahe unab-

hängig von den Motiven der Akteure zustande kommen kann (Esser 2000, S. 71). Berücksich-

tigt man, dass der Arbeitsprozess an sich „ein sozialer Prozess der Konstruktion gesellschaftli-

cher Verhältnisse“ darstellt und institutionellen Rahmen einer Gesellschaft konstruiert 

(Wachtler 1982, S. 16), wird die Bedeutung der funktionalen Integration für Integration ganzer, 

moderner Gesellschaften klarer.37 

Funktionale Integration garantiert nicht jedem eine Teilhabe am Prozess der Herstellung von 

Gütern und Erbringung von Leistungen. Der Zugang zur Arbeitsmarkt, auf dem sich der Prozess 

                                                        
37 Imbusch und Rucht (2005) weisen darauf hin, dass moderne Gesellschaften idealtypisch weitgehend funktional 

Integriert sind, also durch Teilhabe an sozialen Systemen einer Gesellschaft, wie an den Märkten. Diese Überle-
gung ergibt sich aus der Übernahme dem Gedanken von Luhmann (1997, 611ff), dass die Integration durch die 
Arbeit andere Formen der Integration übertönt. 
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der Herstellung von Gütern und Erbringung von Leistungen abspielt, kann durch eine spezifi-

sche Befähigung, wie Leistung oder Sprache etc. beschränkt werden. Angesicht dessen können 

wir von dem Problem der funktionalen Marginalisierung sprechen, die Pierre Bourdieu als 

„Nichtzugehörigkeit“ beschrieb (1982). Diese Ausgrenzungsmechanismen, die sich als einge-

schränkter Zugang zu Ressourcen sozialer Integration definieren lassen, werden in der Gesell-

schaft als Probleme wahrgenommen, da diese so gesehen die Störungen der gesellschaftlichen 

Reproduktion darstellen. Diese gesellschaftliche und reproduzierbare Ressourcen unterliegen 

der gleichen Regeln, wie alle anderen Ressourcenarten und können akkumuliert werden 

(Bourdieu 1983), wobei auch eine negative Akkumulation vorstellbar ist, da der Ausschluss aus 

der funktionalen Integration Konsequenzen für andere Dimensionen der Integration haben 

kann.38 

3.1.2 Kulturelle Integration 

Die Konzeptualisierung dieser Dimension wird in der Anlehnung an mehrere Konzeptualisie-

rungen der Kultur durchgeführt. Zum einem an die Konzeption der kulturellen Integration von 

Landecker (1951), die Kultur in drei Dimensionen differenziert: universelle, spezielle (speciali-

ties) und alternative Kultur, zum anderen wird auf die Konzepte von Honneth (1992), Almond 

und Verba (1963)  und Easton (1975) Bezug genommen. 

Landecker (1951, S. 333) bezieht sich im Hinblick auf kulturelle Integration auf die Arbeit von 

Anthropologen Linton (1936).  Linton´s Konzeption der kulturellen Integration unterscheidet 

drei Dimensionen der Kultur: universelle, spezielle (specialities) und alternative Kultur.39 Die 

universelle Kultur bezieht sich auf ganze Gesellschaften, spezielle und alternative Kultur wird 

im Kontext von Gemeinschaften und ihren Mitgliedern in Verbindung gebracht. Die universelle 

und spezielle Kultur schließen sich nicht aus, wobei eine Widersprüchlichkeit bzw. ein Konflikt 

zwischen diesen Kulturen auftreten kann. Erst das Auftreten der alternativen Kultur bedeutet 

„lack such consistency and integration“ (Landecker 1951, S. 333).  

In der Konsequenz handelt es sich bei der kulturellen Integration um die „Übereinstimmung in 

Wertvorstellungen“, um „gemeinsame Sinndeutungen und Konzeptionen“, die sich auf „das 

Kollektiv im Ganzen“ beziehen (Peters 1993, S. 104).40  

                                                        
38 „Funktionssysteme schießen, wenn sie rational operieren, Personen aus oder marginalisieren sie (...) stark (...). 

Keine Ausbildung, keine Arbeit, kein Einkommen, keine regulären Ehen (...) – die Liste ließe sich verlängern und 
sie betrifft, je nach Umständen Marginalisierung bis hin zum gänzlichen Ausschluß.“ (Luhmann 2012, S. 148). 

39 Die Dimensionen der Kultur können als Resultat der kulturellen Differenzierung verstanden werden (Esser 2000, 
S. 78).  

40 Übereinstimmung in Wertvorstellungen ist nicht frei von Unstabilität und Widersprüchlichkeit. Dieselbe Kultur 
kann gleichzeitig das altruistische und wettbewerbsfähige Verhalten von Mitgliedern einer Gesellschaft verlangen 
(Landecker 1951, S. 333). 
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Diese Werte regulieren unsere Einstellungen und werden bei der Wahl von Handlungsoptionen 

als Maßstäbe herangezogen, bilden aber damit keine festen Regeln, sie schreiben nicht vor, was 

getan werden wird. In den Wertevorstellungen „drücken sich Bedürfnisse aus“, die „mithilfe 

solcher Maßstäbe kulturell geformt“ werden (Peters 1993, S. 109). 

Nach Landecker (1951) kann die kulturelle Integration mithilfe der Proportionen zwischen al-

ternativer Kultur und universeller und spezieller Kultur gemessen werden. „The lower the pro-

portion of alternatives, the higher the degree of cultural integration“ (Landecker 1951, S. 333).41 

Diese Annahme ist grundsätzlich nicht falsch, gilt aber nur unter bestimmten Prämissen. In 

Kontext der sozialen Integration differenzierter Gesellschaften wird in der vorliegenden Arbeit 

angenommen, dass sich universelle Kultur nur durch Akzeptanz und Identifikation mit den 

Grundprämissen der Gesellschaftsordnung und ihren institutionalisierten Regeln äußert. Diese 

Bedingungen sind Grundprämissen der Demokratie, wie z. B. gewaltfreie Austragung politi-

scher Konflikte. Infolge dessen kann in modernen Gesellschaften nicht von einheitlicher Kultur 

gesprochen werden. Die spezielle und alternative Kultur spielen für die Integration moderner 

Gesellschaften soweit keine Rolle, wenn sie die Grundprämissen der universellen Kultur nicht 

in Frage stellen oder diese verachten.42 In diesem Zusammenhang kann man die universelle und 

spezielle Kultur zusammen als Produkte der Vergesellschaftung und Vergemeinschaftung sehen 

(Weber 1984, S. 73) die in den kulturellen Milieus (Mesoebene) und individualisierten Lebens-

führung (Mikroebene) zum Ausdruck kommen (Bauer 2011). Um faktisch von der kulturellen 

Integration in einer pluralistischen Gesellschaft zu sprechen, werden ausdrücklich demokratie-

verträgliche Werte unerlässlich. In der Konsequenz können wir von einer kulturellen Integration 

moderner Gesellschaften nur im Kontext der demokratischen Kultur, verstanden als die „Über-

einstimmung in Wertvorstellungen“, um „gemeinsame Sinndeutungen und Konzeptionen“, die 

sich auf „das Kollektiv im Ganzen beziehen, sprechen. Dabei handelt es sich, wie betont, um 

universelle, demokratische Kultur, die die Grundlage für Wertvorstellungen bietet. Die Aner-

kennung dieser Kultur und die Identifikation mit ihren Grundlagen erfassen die kulturelle Inte-

gration als analytisch-empirischer Begriff. 

3.1.3 Kommunikative Integration 

Menschliches Denken hat einen symbolischen Charakter und bedient sich mit solchen Be-

schreibungen von Erfahrungen, Ereignissen und Erscheinungen, die gemeinsam für eine Ge-

meinschaft sind. Dieses komplizierte System von Symbolen ist die Sprache (Sztompka 2010, S. 

230). Die Sprache gehört zu den Grundmedien der Interaktion (Esser 2000, S. 273). 

                                                        
41 Diese Annahme schließt selbstverständlich nicht aus, dass alternative Kultur zur universellen Kultur wird, was uns 

die Umweltbewegung gelernt habe.  
42 Dabei ist es bedeutend, in der Tradition von Durkheim, dass vor allem empirische Beobachtung und nicht analyti-

sches Vorgehen die Einstellungen definieren sollten (Landecker 1951, S. 333).  
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Das Ausmaß und die Art von kommunikativen Interaktionen zwischen sozialen Einheiten bildet 

die kommunikative Integration ab. 

Sie ergibt sich aus den Netzwerken des sozialen Kapitals (Bourdieu 1983). In der vorliegenden 

Untersuchung wird die Kommunikation als eine Form sozialen Handelns verstanden. „Im Er-

gebnis kann es zu gemeinsam geteilten Wissensbeständen, zu spezifischen sozialen Handlungs-

formen, zur Bildung von Organisationen sowie zur Herausbildung von Institutionen kommen, 

die den jeweiligen Bedürfnissen nach Integration materiell wie auch symbolisch entsprechen“ 

(Jarren 2000, S. 25).  

Kommunikative Integration lässt sich nach Landecker anschaulich mit einem negativen Index 

darstellen (Landecker 1951, S. 336). Ein kleines Netzwerk von Personen und geringe Zahl von 

inter-personellen Kontakten stellt Merkmale für soziale Marginalisierung (Castel 2000) oder 

Exklusion dar (Kronauer 2010; Stichweh und Windolf 2009). Soziale Marginalisierung meint 

hierbei nicht nur begrenzten Zugang zu Ressourcen sozialer Integration sondern auch aus der 

theoretischen Sicht „eine Beschränkung der sozialen Beziehungen auf Menschen in der gleichen 

sozialbenachteiligten Lage“ (Kronauer 2006, S. 35). Kommunikative Integration steht in einer 

Verflechtung mit anderen Dimensionen der Integration. Einbindung in die gesellschaftliche 

Arbeitsteilung (funktionale Integration) kann das Zustandekommen der kommunikativen Inter-

aktionen erheblich erleichtern (Kronauer 2010, S. 147).43  

 

3.1.4 Moralische Integration 

Durkheim versteht unter Moral „eine Gesamtheit von Urteilen, die die Menschen individuell 

oder kollektiv über ihre eigenen Handlungen sowie über die ihresgleichen fällen, in der Absicht 

ihnen einen ganz besonderen Wert beizumessen. (...) Hinsichtlich des moralischen Handels 

reagiert der Mensch spontan und sogar unbewusst“ (Durkheim 1972, S. 81). Er erkennt, dass 

jede Moral dem Geist der Zeit entspricht und Institutionen und Traditionen verkörpert, wobei 

die Moral den sozialen Wandeln unterliegt (Durkheim 1972, S. 81). In den traditionellen Ge-

sellschaften können, aufgrund der Ähnlichkeiten der sozialen Lagen, durch die Tradition ver-

mittelten Beurteilungsregeln des Handelns leicht reproduziert werden, wobei es auch mit Zwang 

und Ambivalenz zu tun haben kann. Durkheim bezeichnete dies als mechanische Solidarität, die 

aus den Ähnlichkeiten eine direkte Bindung des Individuum in die Gesellschaft ermöglicht 

(Durkheim 1992, Kap. Kap. 2). Die wachsende Arbeitsteilung hat moralische Regeln verändert. 

Durch gesellschaftliche Differenzierung moderner Gesellschaften ist die pluralistische Gesell-

                                                        
43 Das Paradoxe dabei ist die bestreitbare Stellung dieser Dimension im Integrationsprozess. Kommunikation kann 

die Grundlage der Integration bedeuten, ohne gemeinsame Sprache können andere Dimensionen nicht bean-
sprucht werden. Es ist aber vorstellbar, dass die Involvierung z.B. in die funktionale Dimension, ohne kommuni-
kative Integration stattfindet. 
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schaft dazu gezwungen, die individuellen Freiheiten und Handlungsmöglichkeiten einzuräumen. 

Dies expliziert, dass das Verständnis und die Wahrnehmung der individuellen Freiheit aus dem 

höchst komplexen Prozess der Sozialisation und aus der Partizipation an diversen sozialen Kon-

texten resultiert (Müller und Bertram 1986, S. 73 und 82). Dabei stellt durch Sozialisation er-

lernte Moral keine Art eines Idealbildes bzw. obersten Moralprinzips dar (Durkheim 1972, S. 

81). 

Die Moral entsteht in der Reproduktion von situativen Elementen des Alltags, die durch die 

Wahrnehmung und Reflexion zustande kommt. Diese Auffassung ist meines Erachtens mit ei-

ner Prämisse verbunden. Diese lautet, in der Tradition Durkheim´s, dass Moral ein Produkt der 

Persönlichkeit und diese wiederum ein Produkt der Gesellschaft ist. Das moralische Urteil steht 

im Zusammenhang mit Persönlichkeitsentwicklung. Colby und Kohlberg (1986, S. 140ff) haben 

in diesem Kontext sechs Stadien moralischer Entwicklung theoretisch herausgearbeitet und 

empirisch untersucht. Interessant für die vorgelegte Analyse sind die von Colby und Kohlberg 

(1986, S. 140ff) gestellte Fragen, was rechtens ist und welche Gründe es gibt das Rechte zu tun? 

Im Kontext der Moral als Dimension der Integration weist das III. höchste Niveau der morali-

schen Entwicklung, die von Autoren als postkonventionell bezeichnet wurde, und das V. und 

VI. Stadium umfasst, theoretische Relevanz auf. Die Individuen in diesem Niveau, welches erst 

mit ca. 20 Jahren erreicht wird (Colby und Kohlberg 1986, S. 144), sind „der Tatsache bewusst, 

daß unter den Menschen eine Vielzahl von Werten und Meinungen vertreten wird und daß die 

meisten Werte und Normen gruppenspezifisch sind (...)“. Ferner wird von Individuen einge-

räumt, dass „alle Menschen gleiche Rechte und die Würde haben“. In der modernen Gesell-

schaft gibt es universelle Prinzipien, absolute Werte und Rechte auf die sich alle Menschen 

berufen können (Colby und Kohlberg 1986, S. 144). Dies sind nach Nummer-Winkler (2005, S. 

164) vor allem absolute Achtung vor dem Menschen als Wert an sich. 

Dem zufolge basiert die moralische Integration auf der Forderung, dass „Handlungskonflikte 

unter unparteilicher Berücksichtigung der Ansprüche und des Wohls aller gelöst werden“, wo-

bei Individuen sich moralisch als gleichwertige Subjekte anerkennen (Peters 1993, S. 104). So-

mit nimmt die Moral eine sozial-politische Dimension an, wobei es deutlich wird, dass es nicht 

ausreichend ist als Grundlage der Moral rechtliche Normen zusehen. Das Prinzip der Gleichheit 

(gleichwertige Subjekte), welches in Bezug zum Individuum aber auch sozialer Kooperationen 

steht, wird im großen Ausmaß durch rechtlich-institutionelle Formen gesichert. „Jeder Mensch 

gilt als Subjekt der moralischen Rechte und Verpflichtungen und insofern als Mitglied einer 

universalistischen moralischen Gemeinschaft“ (Peters 1993, S. 104).44 Unter der Berücksichti-

gung der Prämisse, dass Moral ein Produkt der Persönlichkeit und diese wiederum ein Produkt 

der Gesellschaft ist, wird die Dialektik der moralischen Integration deutlich.  
                                                        
44 Diese Mitgliedschaft ist mit Pflichten verbunden, die für jede Gesellschaft unterschiedlich sein können. Das Ge-

meinsame für alle modernen Gesellschaften sind meines Erachtens Menschenrechte. 
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Unter moralischer Integration sind „Normen für soziale Verteilung von Pflichten und Rechten, 

(...) von Chancen und Sicherheiten, die das Gemeinwesen bietet, (...) Solche Prinzipien von 

Gleichheit und Gerechtigkeit, Reziprozität und Fairneß, (...) die sich auf soziale Kooperation 

beziehen“ zu verstehen. Ferner umfasst die moralische Integration „die Solidarität mit denen, 

die hilfsbedürftig und nicht kooperationsfähig sind“ (Peters 1993, S. 100). Es ist eine Dimensi-

on des Zusammenhalts einer Gesellschaft, die jenseits von reziproken Leistungsbeziehungen 

oder persönlicher Bekanntschaft besteht. Dabei spielt die Einschätzung, ob bestimmte soziale 

Norm gerechtfertigt ist, eine wichtige Rolle. Dies geschieht in den sozialen Vergleichsprozes-

sen. Denn nur dort, wo vergleichbare Gruppen andere soziale Normen verfolgen, entstellt das 

Gefühl von ungerechtfertigten Handlungen.45 

Moralische Integration umfasst diejenigen moralischen Bindungen, die „eine Art symbolisches 

Band zwischen den Mitgliedern einer sozialen Gemeinschaft“ bilden und auf den Gedanken des 

Vertrauens, der Gleichheit und Gerechtigkeit und der Solidarität jenseits der Reziprozität ba-

sieren (Peters 1993, S. 104). 

Diese Bindung ist in seiner Art soweit symbolisch und universalistisch, da sie keinen rechtli-

chen Rahmen braucht, auch wenn das Recht moralische Integration fördert und diese in seiner 

Funktion sichern kann.46 Hierbei findet man bewährte Prinzipien und moralische Grundnormen, 

die historisch unter anderen aus religiösen Überzeugungen entstanden sind, wie z. B. Schutz der 

Person, die Bewahrung von körperlichen, seelischen Verletzungen etc. In den modernen Gesell-

schaften werden unzählige Arten von Handlungskonflikten durch dem rechtlich-

institutionalisierten System geregelt, aber ein überwiegender Teil der Ideale und Verhaltens-

normen wird ohne direkte Sanktionsdrohung reproduziert. So sichert das rechtlich-

institutionalisierte System soziale Pflichten, konstruiert das Recht und garantiert die Handlungs-

freiheit der Individuen, darunter das Recht auf Teilnahme an verschiedenen Formen des sozia-

len und politischen Lebens (Peters 1993, S. 104). Darüber hinaus finden wir eine relative große 

Zahl an Normen des zwischenmenschlichen Umgangs vor, die mit hohen Maß an gegenseitigem 

Vertrauen verbunden sind. Vertrauensbeziehungen sind in zwei Fällen relevant. Zum einem, 

wenn es kein allgemeinbindendes Recht gibt, welches die Beziehung regelt,47 zu anderen falls 

andere nicht-legitime Mechanismen, wie Zwang, Geld oder Macht, versagen. Denn wenn man 

auf der Basis dieser Mechanismen sicher feststellen kann, wie gehandelt wird, bzw. die ge-

                                                        
45 Bereits Gurr hatte in seiner Theorie der relativen Deprivation auf die Bedeutung von Vergleichsprozessen hinge-

wiesen (Gurr 1970). 
46 Moral wird wahrgenommen. Das Recht wird angewandt (Lotter 2012, S. 222). 
47 Fragen wir jemandem nach der Uhrzeit, erwarten wir die Wahrheit und Vertrauen darauf, dass wir die Wahrheit 

erfahren werden. 
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wünschte Handlung erkauft oder gezwungen wird, entstehe keine Situation in der das Vertrauen 

relevant wird.48 

3.1.5 Politische Integration 

Der moderne, demokratische Staat ist ohne einen bestimmten Grad der Selbstorganisation seiner 

Gesellschaft nicht möglich. Durch die Selbstorganisation werden soziale Systeme aufgebaut 

und aufrecht erhalten (Luhmann 1997, S. 93). Die Selbstorganisation einer Gesellschaft bildet 

die Voraussetzung für seine Konsistenz (Luhmann 1997, S. 93). Dabei geht es nicht darum, die 

politische Integration als die Fähigkeit des Staates die Wahrnehmung und die Umsetzung seiner 

Aufgaben durch politische Eliten und mithilfe des Staatsapparats zu definieren. Es ist mehr die 

Fähigkeit der Mitglieder einer Gesellschaft sich selbständig zu organisieren. 

In der Konsequenz bedeutet die politische Integration einer Gesellschaft die Fähigkeit ihrer 

Mitglieder die Konsistenz dieser Gesellschaft jenseits klassischer politischer Institutionen zu 

sichern.  

In der theoretischen Auseinandersetzung mit Idee der Demokratie wird seit Toqueville darüber 

diskutiert, wie viel Selbstorganisation in einem demokratischen Staat notwendig ist, zumal 

durch Selbstorganisation kollektiv verbindliche Entscheidungen beeinflusst werden können 

(Rueschemeyer 1998). In der modernen Gesellschaft äußert sich die politische Integration in der 

Kooperation auf der Ebene der Gemeinschaft (Sennett 2012, Kap. IX). Diese Kooperation findet 

in den Organisationen der Zivilgesellschaft statt. Damit ist die theoretische Annahme verbun-

den, dass durch solche Kooperationen symbolische und nicht-symbolische Ressourcen sozialer 

Integration reproduziert werden. Infolge dessen zeichnet sich eine integrierte Gesellschaft da-

durch aus, dass eine bedeutende Anzahl ihrer Mitglieder aktiv in zivilgesellschaftlichen Organi-

sationen mitwirkt.49 Dieses Verständnis der politischen Integration korrespondiert mit der „mass 

society“ Theorie von Kornhauser (1959, S. 76–84 & 230). Zivilgesellschaftliche Organisationen 

bilden intermediäre Strukturen zwischen Individuen und den zentralen Strukturen des Staates. 

Sie sind essentiell für die Konsistenz moderner Gesellschaften. 

Selbstverständlich weisen solche Organisationen nicht selten einen exklusiven Charakter auf 

und wirken schon aufgrund der Aufnahmekriterien sozial selektiv, wie die theoretische 

(Roßteutscher 2009) und empirische Forschung beweist (Vortkamp 2008, S. 241; Levi 1996). 

Ferner haben „nicht alle Formen sozialer Partizipation gleich positive Effekte auf Demokratie, 

oft ist es das Gegenteil“ (Rueschemeyer 1998, S. 12; Fiorina 1999).50 

                                                        
48 Es ist das nächste Argument dafür, dass Integrität und infolge die Integration nicht auf Zwängen bzw. Macht kon-

struiert wird. 
49 Diese Annahme schließt die passive Mitgliedschaft als Indikator für politische Integration aus. 
50 In der Anlehnung an die Diskussion von Reuschemeyer (1998) und Roßteutscher (2009) stehen in Hinblick auf 

diese Problematik mehrere theoretische und empirische Fragen offen, wie z.B. Welche Interessen sind demokrati-
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3.1.6 Zusammenfassung 

In der vorliegenden Arbeit wird die Darlegung der Definition der sozialen Integration an die 

Kernfrage der Sozialtheorie geknüpft und als gesamtgesellschaftliches Problem definiert, dessen 

Lösung eine normative Frage darstellt (Peters 1993, S. 22 und 24). Soziale Integration wird in 

seiner Bedeutung mit Beschränkungen51, der Reziprozität, der Vorhersagbarkeit und der Konsi-

stenz zusammengekoppelt. Dabei bleibt die zentrale Annahme der Arbeit, dass die Konstruktion 

der sozialen Ordnung eine Reproduktion immer schon existierender Vergesellschaftungen dar-

stellt. Das normative, oberste Ziel dieser Reproduktion ist das Bestehen der Gesellschaft zu 

sichern (Peters 1993, S. 22; Cohen 1973, S. 26ff). Versteht man Beschränkungen, die Rezipro-

zität, die Vorhersagbarkeit und die Konsistenz als Problemdimensionen der sozialen Ordnung, 

dann kann die breite Definition sozialer Integration als eine gelungene Lösung dieser Probleme 

lauten.52 

Entsprechend den Bereichen des sozialen Handelns und Formen sozialer Differenzierung, ange-

legt an Arbeiten von B. Peters (1993) und Landecker (1951) lassen sich fünf Dimensionen so-

zialer Integration differenzieren, in denen soziale Integration gelingen oder scheitern kann: 

funktionale Integration, kulturelle Integration, kommunikative Integration, moralische Integrati-

on und politische Integration (Peters 1993, S. 92 und 96; Landecker 1951, S. 333). Jede Dimen-

sion beinhaltet mehrere Subdimensionen, die in seiner Konstruktion eine empirische Messung 

ermöglichen. Die Abbildung 2 bildet in einer graphischen Darstellung die Sub- und Dimensio-

nen sozialer Integration ab. 

                                                                                                                                                                  
sche, welche nicht? Sind nicht-demokratische Organisationen stärker als demokratische? Können diese demokra-
tische Organisationen unabhängig handeln? Die vorliegende Arbeit kann die Beantwortung dieser Fragen nicht 
leisten. 

51 Im Sinne von Kontrolle des sozialen Lebens. 
52 Ähnliche Argumentation findet man bei B. Peters, wobei B. Peters das Problem der Orientierung, der Definition 

von Bedürfnissen und friedlicher Umgang miteinander benennt (Peters 1993). 
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Abbildung 2 Graphische Darstellung Dimensionen sozialer Integration 

Hinsichtlich sozialer Integration wurden zwei zentrale Fragen formuliert. Wie kommt die Inte-

gration in einer modernen Gesellschaft zustande und was gefährdet die soziale Integration? 

Diese Fragen werden in darauffolgenden Kapiteln beantwortet. 

3.2 Symbolische und nicht-symbolische Ressourcen sozialer 

Integration 

Die Integration stellt einen dynamischen Prozess der Konstruktion der sozialen Welt dar. Unter 

Annahme dass, die Grundlage einer Gesellschaft die Reproduktion von Ressourcen und deren 

Verteilung darstellt (Bourdieu 1973; Lenski 1977, S. 70ff) und die Konstruktion einer sozialen 

Ordnung in der Reproduktion schon immer existierender Vergesellschaftung entsteht (Peters 

1993, S. 22), steht die Frage nach der Art von Ressourcen, die reproduziert werden. Wie schon 

angedeutet können wir zwischen symbolischen und nicht-symbolischen Ressourcen sozialer 

Integration unterscheiden, wobei beide Arten von Ressourcen sozial konstruiert sind. Symboli-

sche und nicht-symbolische Ressourcen unterschieden sich in ihrer Wertschätzung und in der 

Art und Weise wie sie entstanden sind und wie ihre Verteilung in einer Gesellschaft zwischen 

Individuen ist (Meulemann 2004, S. 130). 
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Symbolische Ressourcen werden in den Symbolsystemen moderner Gesellschaften definiert. 

Sie liefern in gewisser Weise Standardlösungen für Grundprobleme des sozialen Lebens. T. 

Parsons versteht unter Symbolsysteme „die Kultur in Form von Sprache und anderen Mitteln“ 

(Parsons 2009, S. 10). Symbolische Ressourcen bilden allgemeine Rationalitätsstrukturen in 

einer Gesellschaft ab. Somit erleichtern sie Individuen Entscheidungen zu treffen. Dazu gehören 

Wertmaßstäbe, kollektive Identitäten, Wissen, moralische Prinzipien und Normen (Peters 1993, 

S. 22). Wie andere Arten von Ressourcen werden diese akkumuliert, aktualisiert und reprodu-

ziert. Die nicht-symbolischen Ressourcen sozialer Integration bilden materielle Ressourcen. 

Darunter erfasst man die ökonomischen Ressourcen, die in modernen Gesellschaften unter Be-

sitz von Waren und Geld verstanden werden können (Bourdieu 1983). 

Es gibt zwischen diesen Ressourcen bestimmte interne Beziehungen, die auch symbolischer 

Natur sein können, wie z. B. zwischen kulturellen und materiellen Ressourcen. Der Mangel an 

der kulturellen Ressource Bildung bedeutet in der Regel ein Mangel an materiellen Ressourcen, 

weil die Bildung für das mögliche erzielbare Einkommen ausschlaggebend ist. Alle diese Res-

sourcen finden ihre Anwendung in der Abhängigkeit von der jeweiligen Dimension der Pro-

blemlösung und werden genauso wie Integrationsformen in sozialen Prozessen produziert, re-

produziert, akkumuliert und aktualisiert. Als Beispiel kann die Stiftung und Ausbildung indivi-

dueller und kollektiver Identitäten dienen, die soziale und kulturelle Ressourcen beansprucht 

(Peters 1993, S. 106). Entsprechend der Differenzierung in fünf Dimensionen kann man die Art 

von Ressourcen in ökonomische bzw. materielle, soziale, und kulturelle Ressourcen unterteilen. 

Diese Unterteilung verdeutlicht gleichzeitig den Charakter der Dimensionen, die jeweils sehr 

stark von einer Ressourcenart beeinflusst werden, auch wenn sie untereinander verflochten sind 

und nicht immer genau voneinander abgegrenzt werden können. Das ökonomische Kapital kann 

in Form von Eigentum institutionalisiert werden, das kulturelle Kapital bildet unter bestimmten 

Voraussetzungen die Grundlage des ökonomischen Kapitals und das soziale Kapital kann auch 

in Geld umgewandelt werden (Bourdieu 1983, S. 185). 

3.2.1 Analytische Konzepte zur einzelnen Ressourcen sozialer Integration 

Analytisch-theoretischen Ressourcenkonzepten wurden von Autoren wie Bourdieu (1983), Co-

leman (1988), Putnam (1993), Lin (1999), Gabriel, Kunz, Roßteuscher und van Deth (2002) in 

unterschiedlichen Diskussionen und Aspekten thematisiert und zahlreich empirisch auf ihre 

Validität untersucht. Im Kontext der vorliegenden Arbeit sind die theoretischen Unterschiede 

zwischen der Darlegung der Definition, ihre Breite und Anwendungsmöglichkeiten jeweilige 

Konzeptionen wichtig. Anhand der Literatur lassen sich diese Konzeptionen den drei soziologi-

schen Ebenen zuschreiben und unter Berücksichtigung dessen analysieren. 
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Soziales Kapital als Ressource sozialer Integration 

Coleman (1988) definiert das Sozialkapital über seine Funktion. „Like other forms of capital, 

social capital is productive, making possible the achievement of certain ends that would not be 

attainable in its absence (Coleman 1988, S. 89).” Coleman (1988) wies auf den Doppelcharakter 

des Sozialkapitals hin und sprach vom Beziehungs- und Systemkapital. Das Beziehungskapital 

entsteht in den freiwilligen Beziehungen zwischen den Akteuren, die auf der Basis des gegen-

seitigen Vertrauens zustande kommen. In diesen Beziehungen akkumulieren die Akteure ihr 

Sozialkapital. Darüber hinaus dank des gegenseitigen Vertrauens werden die Transaktionsko-

sten, die zwecks Erreichens eines Ziels für die Akteure entstehen, gesenkt. Somit stellt das Be-

ziehungskapital solche Ressourcen und Leistungen dar, die in den Beziehungen zu anderen Ak-

teuren wirksam werden. Zwar lassen sich mit pathologischen Mitteln, wie Zwang, gleiche Ziele 

erreichen, jedoch werden sie nie fest, nicht mehr freiwillig und haben nicht selten vorläufigen 

Charakter. 

Das Beziehungskapital stellte eine Art moralischer Verpflichtung dar (Gabriel et al. 2002, S. 

26). Wie angesprochen wird das Beziehungskapital und somit das Sozialkapital nur innerhalb 

Beziehungen realisiert. Es unterzeichnet den strukturellen Aspekt des Begriffes, welcher in sei-

ner Funktion Ressourcen und Leistungen von sozialen Akteuren behandelt, die in einer Bezie-

hung zu anderen Akteuren wirksam werden. Dabei spielt die Kultur einer Gesellschaft im Hin-

blick auf das Vertrauen, sozialer Werte und Normen eine wichtige Rolle. Dieser Hinwies von 

Gabriel, Kunz, Roßteuscher und van Deth (2002) geht über Colemans Verständnis von Sozial-

kapital unter Prämisse der Rational-Choice Theorie hinaus. „Die Bezeichnung `Systemkapital´ 

erfasst die Eigenschaft sozialen Kapitals als ein Kollektivgut. (...) Die allgemeine Vertrauens-

würdigkeit steht jedem Akteur zur Verfügung, und zwar unabhängig davon, ob er dazu beige-

tragen hat (...)“ (Gabriel et al. 2002, S. 27). Die in Anspruchnahme des Systemskapitals führt 

zur Vermehrung und Akkumulation des Kapitals. Wie im Falle des Beziehungskapitals wirkt 

das Systemkapital auf die Transaktionskosten, welche dadurch gesenkt werden können.  

Vor allem die Forschungsarbeiten von Robert Putnam fokussieren auf diese Eigenschaft des 

Sozialkapitals. Putnam bedient sich wortgleicher Definition des Sozialkapitals wie Coleman 

(1988), fügt zusätzlich hinzu, dass „(...) features of social organization such as trust, norms, and 

networks, that can improve the efficiency of society by facilitating coordinated actions“ 

(Putnam 1993, S. 167). Putnam sieht in der Abnahme des Sozialkapitals eine Gefährdung des 

demokratischen Systems.53 Die Antwort auf diese Dilemmata ist nach Putnam die gezielte För-

derung des Beziehungskapitals, welche die Defizite ausgleichen soll. Es ist wichtig im Kontext 

der vorliegenden Arbeit folgendes festzuhalten. Nach Coleman bezieht sich das Sozialkapital 

                                                        
53 Im seinen späteren Werk konzeptualisiert Putnam das Sozialkapital als „connections among individuals – social 

networks and the norm of reciprocity and trustworthiness that arise from them“ (Putnam 2000, S. 19). 
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auf soziale Gruppen bzw. Milieus. Putnam (1993) sieht das Sozialkapital als ein Phänomen der 

Makroebene bzw. Mesoebene (Gesellschaften, Regionen), welches eine fördernde, positive 

Funktion für ökonomische wie politische Entwicklung einer demokratischen Gesellschaft hat. 

„We can be rich or poor in social capital, I cannot“ (Norris und David 2007, S. 243). Für den 

wichtigsten Indikator gilt die freiwillige Mitgliedschaft in sozialen und politischen Organisatio-

nen. Diese stellen für Putnam den Kern der Zivilgesellschaft dar. Aus empirischen Studien er-

gibt sich im Gegensatz zu diesen Annahmen, dass das Niveau des allgemeinen Vertrauens kei-

neswegs in allen Ländern mit der Vereinsdichte und der Zahl der Vereinsmitglieder zusammen-

hängt (Klein et al. 2005, S. 9). Anderseits deutet sich in anderen Studien an, „dass sich soziale 

Austauschbeziehungen wechselseitig verstärken und stabilisieren“ (Gabriel et al. 2002, S. 33). 

Ganz anderer Blick auf den Begriff des sozialen Kapitals hat Pierre Bourdieu vorgeschlagen. 

Das „Kapital ist akkumulierte Arbeit, entweder in Form von Materie oder in verinnerlichter 

„inkorporierter“ Form.“ (Bourdieu 1983, S. 183). Es sorgt dafür, dass nicht alles gleich möglich 

oder gleich unmöglich ist. Das Kapital kann akkumuliert und erarbeitet werden. Die Kapital-

strukturen werden in der Regel im Rahmen von gesellschaftlichen Institutionen und Dispositio-

nen reproduziert. „Das soziale Kapital ist die Gesamtheit der aktuellen und potenziellen Res-

sourcen, die mit dem Besitz eines dauerhaften Netzes von mehr oder weniger institutionalisier-

ten Beziehungen gegenseitigen Kennens oder Anerkennens verbunden sind,“ (...) wobei (...) es 

sich um Ressourcen handelt, „die auf der Zugehörigkeit zu einer Gruppe beruhen.“ (Bourdieu 

1983, S. 193). Für Pierre Bourdieu bezieht sich das jeweilige Kapital auf das Individuum, wobei 

sozial Kapital als Kapitalsort zu verstehen ist, welches empirisch aber gemeinsam mit anderen 

Kapitalien (ökonomischen und kulturellen) vorkommt. „Der Umfang des Sozialkapitals54, das 

der einzelne besitzt, hängt (...) von der Ausdehnung des Netzes von Beziehungen ab, die er tat-

sächlich mobilisieren kann, (...) auch von Umfang des (...) Kapitals, das diejenigen besitzen, mit 

denen er in Beziehung steht“ (Bourdieu 1983, S. 193). 

Möglicherweise und bei einem sehr hohen Grad der Abstraktion, können Putnam´s und Bour-

dieu´s Kapitaltheorie gleichgestellt werden. Bei dem Vergleich kommt der normative Hinter-

grund der Theorie zur Geltung. Bourdieu´s Ansatz verdeutlicht die Ungleichheiten von Res-

sourcen, bei Putnam, möglicherweise auf Grund der theoretischen Fokussierung auf Gruppen, 

sind alle Individuen in der Gruppe gleich mit sozialen Kapital ihrer Gruppe ausgestattet. Somit 

gibt es nur gruppen- und regionalbedingte Unterschiede. Eine der zentralen Fragen der Theorie 

lautet, ob das Sozialkapital nur positiv bewertet werden kann. Die Antwort darauf zeigt den 

fundamentalen Unterschied zwischen Bourdieu´s und Putnams Konzeptualisierung. Für Putnam 

ist das Maß an Sozialem Kapital nach der Regel: je mehr, desto besser zu beurteilen. Bourdieu 

lehnt eine so vereinfachte Bewertung ab. Die Implikationen können für die Gesellschaft sehr 

                                                        
54 Meines Erachtens wäre hier die richtige und konstante Übersetzung „des sozialen Kapitals“. Das Sozialkapital 

bezieht sich auf Makroebene, das soziale Kapital auf Mikroebene. 



3 Soziale Integration als dimensionaler Reproduktionsprozess 47 

unterschiedlich sein. Auf der Mikroebene ist das Akkumulieren des Kapitals wünschenswert, 

kann aber unter Umständen negative Folgen für das Individuum und die Gesellschaft mit sich 

ziehen. Levi (1996) schreibt in ihrer Kritik an Putnam über das unsoziale Kapital (unsocial ca-

pital). Dabei spielen solche Aspekte wie das Phänomen des Ausschlusses von Leistungen oder 

Gütern eine Rolle. Man kann annährend an Forschungen aus dem Bereich der Sozialpsycholo-

gie vermuten, dass Gruppenzwänge auftreten können oder starke Bindung innerhalb der Gruppe 

zur Einschränkung der individuellen Freiheit führen kann (Aronson 2004, S. 25–34). Darüber 

hinaus kann eine sehr ungleiche Ausstattung mit Sozialkapital in einer Gesellschaft zu extremer 

Verzerrung des Gemeinwohls führen und eine Steigerung von sozialer Selektivität der politi-

schen Beteiligung hervorrufen (Fiorina 1999; Berger 2011; Sobieraj et al. 2007).55 

Im Folgenden werde ich auf zwei genannte zentrale Elemente des Sozialkapitals unter Berück-

sichtigung unterschiedlicher theoretischer Ansätzen und Zugangsschulen rekapitulieren. Putnam 

und andere haben drei zentrale Elemente herausgearbeitet: soziales Vertrauen, Norm der Rezi-

prozität und Netzwerke (Putnam 1993; Gabriel et al. 2002). Ich habe mich aus folgenden Grün-

den für ein zwei dimensionales Modell entschieden. In der Literatur ist es bestreitbar, welcher 

drei Faktoren – Vertrauen, Normen, Netzwerke - im Sinne einer unabhängigen Variable, die 

konstitutive Rolle für die Bildung des Sozialkapitals spielt. Der Hinweis von Hellman (Klein et 

al. 2005, S. 133), der auf die Reihenfolge der Aufzählung hinwiest, ist von Putnam selbst nicht 

berücksichtigt worden, da er selten gleiche Reihenfolge bei der Aufzählung hält (Putnam 1995a, 

S. 67, 1993, S. 167), zumal er die Stellung des jeweiligen Faktors unterschiedlich im Laufe der 

Jahren bewertet. In „Making Democracy Work“ sieht Putnam das Vertrauen als „an essential 

component of social capital“ (Putnam 1993, S. 170), und in „Bowling Alone“ bezeichnet er das 

Vertrauen als Meilenstein des Sozialkapitals (Putnam 2000, S. 134). Darüber hinaus sehen an-

dere das Vertrauen als eine von der gesellschaftlichen Normen (Peters 1993, S. 103). 

Netzwerke als zentrales Element des Konzeptes im Sinne „des Netzes von Beziehungen“ 

(Bourdieu 1983, S. 193), als in einen begrenzten Raum stattfindenden Interaktionen (Putnam 

2000, S. 20), Existenzgrundvoraussetzung für Sozialkapital (Gabriel et al. 2002, S. 38), oder 

Zugang- und Mobilisationsinstrument (Lin 1999, S. 36) werden in der Literatur, sowohl auf der 

Mikro wie Makroebene, immer als Bestandteil des Sozialkapital gesehen und rekapituliert. Die-

se Auffassung verstärkt meines Erachtens das Argument, dass Normen in den Interaktionen 

entstehen, in diesen Interaktionen werden sie verstärkt oder geändert. Aus der Analyse der Lite-

ratur zum Thema Sozialkapital ist eins festzuhalten, dass diese Form des Kapitals zwei zentrale 

Elemente beinhaltet:  

i. Normen 

                                                        
55 Darüber hinaus müssen bei einer Übertragung des Konzeptes auf andere Gesellschaften kulturelle Unterschiede 

berücksichtigt werden (Behr 1997). 
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ii. Netzwerke 

In jeder Gesellschaft oder Gemeinschaft funktionieren zwei Bezugssysteme, welche das Han-

deln der Mitglieder dieser Gesellschaft oder Gemeinschaft regeln: normative Normen und utili-

taristische Verhaltensregeln (Wnuk-Lipinski 2005, S. 178). In einer demokratischen und plura-

listischen Gesellschaft nehmen oben genannte Bezugssysteme eine wichtige Rolle ein. Sie ge-

stalten das Handeln und Relationen zwischen gesellschaftlichen Gemeinschaften innerhalb einer 

Gesellschaft. Wie angedeutet wird in der Literatur eine Unterscheidung zwischen Normen und 

Werten getroffen. Werte geben einen allgemeinen Orientierungsrahmen für Denken und Han-

deln ab, Normen schreiben mehr oder weniger streng vor, wie gehandelt werden soll (Klein 

1995), wobei Normen nicht von Dauerhaftigkeit geprägt sind. Sie entstehen aus Erfahrungen in 

einer bestimmten Gemeinschaft und ändern sich mit der Entwicklung dieser Gemeinschaft. 

Somit werden Normen von sozialen Wandeln, dazu gehören Transformationsprozessen, beein-

flusst (Kollmorgen 2005). 

Für Durkheim (Durkheim 1992) gibt es in jeder Gesellschaft kollektive Vorstellungen, wie eine 

Gesellschaft geordnet ist und wie sich ihre Mitglieder zu verhalten haben. Durkheim glaubt 

daran, dass die Menschen nicht zusammenleben können ohne „sich zu verstehen (...) stark und 

dauerhaft zu binden“ (Durkheim 1992, S. 285). Die Vorstellungen des Moralischen und des 

Guten versteht er als Werte, die Vorstellungen des Sanktionierten und des Richtigen als Nor-

men. Da nicht alle soziale Beziehungen durch bindende rechtliche Verträge gesichert werden 

können, nutzt Durkheim den Begriff der sozialen Tatsachen oder Institutionen, die vor jeder 

sozialen Beziehung schon gegenwärtig sind, um diese Phänomene zu beschreiben. Im Bezug 

darauf reiche es nach Auffassung Durkheims nicht aus, dass die Autorität über die Anhaltung 

von Normen wacht, es muss „spontan geschehen. Wenn die Verträge nur unter Gewalt (...) 

gehalten werden, wäre diese Vertragssolidarität (...) prekär“ (Durkheim 1992, S. 451). Im sol-

chen Fall kann keine Rede von moralischer Integrität sein. 

Für Parsons bilden gesellschaftliche Normen und Werte auf der sozialen Ebene kollektive Vor-

stellungen innerhalb einer Gesellschaft ab. „Sie bestimmen, welche Typen des sozialen Systems 

wünschenswert sind“ (Parsons 2009, S. 18). Diese kollektiven Vorstellungen werden auf zwei 

Ebenen bezogen. Die erste Ebene bilden die Institutionen einer Gesellschaft als System von 

Normen und Werten, die ihre Legitimität aus dem Konsensus der Werteorientierungen inner-

halb der Gesellschaft beziehen und dank ihm auch erhalten bleiben. Die zweite Ebene stelle eine 

kulturelle Dimension des Wertesystems dar. Werte und Normen werden dort als Teil von Sub-

systemen einer Gesellschaft gesehen und großteils religiös legitimiert. Wertevorstellungen in-

nerhalb dieser Systeme unterscheiden sich voneinander, da ihre Mitglieder spezifische Werteur-

teile besitzen. Deshalb unterscheidet Parsons auch zwischen allgemeinen Werten und ausdiffe-

renzierten Normen. Normen sind das Ergebnis der Differenzierung des Verhaltens, das in einem 

bestimmten sozialen System institutionalisiert ist (Parsons 2009, S. 18). Luhmann verknüpft 
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Demokratien eng mit bestimmten Normen, die den Handlungsorientierungen (Leitbilder) inner-

halb der Gesellschaft und ihrer Gruppen oder dem Rechtfertigen des politischen Handelns die-

nen und in diesem Kontext eine wichtige Bedeutung haben. Diese Annahmen implizieren, dass 

es bestimmte notwendige und positive Normen gibt, auf welcher Basis demokratische Systeme 

funktionieren. Es können als solche diese Normen identifiziert werden, die demokratischen 

Grundprinzipien sichern und sich auf allgemeine Menschenrechte beziehen. Eine andere Auf-

fassung würde der alten Erkenntnis widersprechen, dass gute, normative Intentionen negative, 

praktische Konsequenzen haben können (Czerwick 2008, S. 59). 

Eine besondere Norm in Bezug auf Sozialkapital bildet das Vertrauen. In der Diskussion über 

das soziale Vertrauen haben sich im Laufe der Zeit zwei Zugangsschulen herauskristallisiert 

(Gabriel et al. 2002, S. 53). Einerseits spricht man vom utilitaristischen Vertrauenskonzepten 

(Hardin 1999), anderseits von einem in der Anlehnung an Luhmann (1968) affektiven bzw. 

evaluativen Ansätzen (Misztal 1996; Newton 1999; Coleman 1988), wobei sich diese noch nach 

Ebenen unterscheiden und Mikro- und Makroanalyse zugeschrieben werden (Newton 2001). 

Newton weist darauf hin, dass „trust is not easily to defined, (...), it has a constellation of syno-

nyms – mutuality, empathy, reciprocity, civility, respect, solidarity, toleration and fraternity“ 

(Newton 2001, S. 203).56     

Nach Hardin (1999) basiert das soziale Vertrauen auf „verborgenen Interessen“ - encapsulated 

interest – und es ist ein Produkt subjektiver Erfahrungen, die in einer Interaktion zwischen han-

delnden Subjekten entsteht, wobei beide Subjekte versuchen, das Handeln der anderen vorher-

zusagen bzw. zu ahnen und aus positiven Erfahrungen Schlüsse ziehen, ob man einer Person in 

spezifischer Situation vertrauen kann (Hardin 1999). Die analytische Schwäche des Konzepts 

liegt daran, dass Vertrauensbeziehungen auf Verfolgung eigener Interessen reduziert werden. 

Unter solcher Annahme entfällt die Notwendigkeit das Vertrauen aufzubauen (Gabriel et al. 

2002, S. 53). Im Hinblick auf das Vertrauen in komplexen Strukturen, wie politische Institutio-

nen, vertritt Hardin die Auffassung, dass aufgrund der Komplexität kein Vertrauen zu Stande 

kommen kann, da verlässige Prognosen über die Handlungspräferenzen nicht erstellt werden 

können. Kritik verdient Hardin´s „Ausschluss anderer Möglichkeiten“ zum Entstehen des sozia-

len Vertrauens (Gabriel et al. 2002, S. 54). 

Newton (1999, 2001) unterscheidet zwei Ebenen, die auch als Ansätze verstanden werden kön-

nen, individualistischer und systematischer Ansatz. Der individualistische Ansatz wird aus der 

Sozialpsychologie abgeleitet und definiert das Vertrauen in Bezug zum Individuum als eine 

Eigenschaft, die in Prozessen der Sozialisation entsteht und im Alltag reproduziert wird. Im 

systemtheoretischen Ansatz wird das Vertrauen als eine Eigenschaft einer ganzen Gesellschaft 

bzw. Gemeinschaft verfasst (Putnam 1995a). 

                                                        
56 Vertrauen hat im Kontext der alltäglichen Praxis einen normativen Charakter (Hartmann 2011, S. 310). 
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Viel mehr nach meiner Auffassung nährt sich der Begriff des sozialen Vertrauens solchen sozia-

len Beziehungen, in denen der Mangel an individualisierten, gemeinsamen Interessen herrscht 

oder diese Beziehungen sogar von den Gegensätzen geprägt werden. „Der Mensch solle, seinem 

Wesen entsprechend, Vertrauen schenken, wenn auch nicht blindlings und nicht in jeder Hin-

sicht“ (Luhmann 1968, S. 1). Individuen handeln in Sozialsystemen, welche durch die Komple-

xität gekennzeichnet sind. Diese Sozialsysteme, Persönlichkeitssysteme einschließend, werden 

mit Formen der Reduktion von Komplexität begegnet, zu welchen das Vertrauen gehört, um 

aufgrund dieser Komplexität dem entstandenen Informationsmangel zu überbrücken. Für Luh-

mann wird das Vertrauen zuerst und vor allem dem anderen Menschen geschenkt, indem wir 

den anderen als eine Persönlichkeit wahrnehmen. „Vertrauen ist dann die generalisierte Erwar-

tung, dass der Andere seine Freiheit, das (...) Potenzial seiner Handlungsmöglichkeiten, im Sin-

ne seiner Persönlichkeit handhaben wird (...), die er als die seine darstellt und sozial sichtbar 

gemacht hat“ (Luhmann 1968, S. 48).  

Persönliches Vertrauen bildet sich nur dort, wo es gebraucht wird. Dabei ist es Luhmann klar, 

dass „die moderne Sozialordnung differenzierter Gesellschaften viel zu komplex ist“, dass nur 

persönliches Vertrauen aus wiederholten Kontakten entstehen kann. Es muss andere, nicht über 

die Persönlichkeit abgeleitete Vertrauensbeziehungen geben (Luhmann 1968, S. 59–60). Ver-

trauen stellt somit eine notwendige Ressource dar, die uns ermöglicht in einer Gemeinschaft, 

einer Gesellschaft, einem Staat zu funktionieren, zumal wie Delhey und Newton (2002) beto-

nen: „Perceived societal conditions, (conflict between the rich and poor, management and wor-

kers, and nationals and immigrants, freedom to participate, job opportunities, and satisfaction 

with public safety, and with democratic institutions) are most strongly associated with trust“ 

(Delhey und Newton 2002, S. 17). Selbstverständlich nicht ohne Bedeutung sind dabei klare, 

unmittelbar unveränderbare, rechtliche Rahmen wichtig, da diese auf unsere Wahrnehmung 

Einfluss haben aber auch das System definieren. 

Im Rahmen der wissenschaftlichen Debatte um Sozialkapital bzw. soziales Kapital spielen 

Netzwerke eine wichtige Rolle. Putnam beschreibt Netzwerke als „essential form of social capi-

tal“ (Putnam 1993, S. 173) und definiert sie als „alle regelmäßige, soziale Beziehungen, die als 

Interaktionen in einen begrenzten Raum stattfinden“ (Putnam 2000, S. 20). Gabriel, Kunz, Roß-

teutscher und van Deth sehen sie als Existenzgrundvoraussetzung für Sozialkapital (Gabriel et 

al. 2002, S. 38) und Lin als Zugang- und Mobilisationsinstrument (Lin 1999, S. 36). Netzwerke 

lassen sich als „eine abgegrenzte Menge von Knoten oder Elementen und der Menge der zwi-

schen ihnen verlaufenden so genannten Kanten“ definieren (Jansen 2003, S. 58). Diese Darle-

gung des Begriffes hat zwei wichtige Implikationen in sich. Erstens sind handelnde Akteure 

durch die zwischen ihnen verlaufenden Beziehungen verbunden. Zweitens zwingt diese Einbet-

tung in ein Netzwerk  den Akteur nicht mehr nur aus reinem Eigeninteresse zu handeln, sondern 

bezogen auf einen sozialen Kontext. Durch und aus diesem sozialen Kontext kann ein Akteur 
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einen positiven oder negativen Gewinn für sich verbuchen (Jansen 2003, S. 105). Wie groß der 

Gewinn sein kann, hängt von der Größe des Netzwerkes, der Art der Beziehungen und von der 

Platzierung oder Position in einem Netzwerk ab. In der Literatur wird vor allem zwischen for-

mellen und informellen Netzwerken unterscheiden (Putnam 2000, S. 20; Norris und David 

2007, S. 242). Unter formellen Netzwerken versteht man alle Interaktionen, die im Rahmen von 

Organisationen, Vereinen und Verbänden stattfinden. Newton verfasst unter formellen 

Netzwerken „highly formalised and tight-knit groups bound together by clubs, associations and 

organisations (...) which has a formal organisational basis (...). Some of this (informelle) net-

works are loosely constructed, constantly changing and amorphous (...) This are loos-knit peo-

ple (...) (Newton 1999, S. 6). Wie Newton betont können Netzwerke aus schwachen oder aus 

starken Beziehungen bestehen. Diese unterschiedlichen Beziehungsarten in Netzwerken haben 

Einfluss auf Gewinne, die ein Einzelner aus Netzwerken ziehen kann. In diesem Zusammen-

hang steht nach bourdieuschem Verständnis des sozialen Kapitals in der Abhängigkeit „von der 

Ausdehnung des Netzes von Beziehungen ab, die er tatsächlich mobilisieren kann, (...) auch von 

Umfang des (...) Kapitals, das diejenigen besitzen, mit denen er in Beziehung steht“ (Bourdieu 

1983, S. 191). 

Kulturelles Kapital als Ressource sozialer Integration 

Kultur entsteht aus der vielfältigen Verflechtung kultureller und sozialer Konventionen, die als 

Handlungsanweisungen verstanden werden können (Peters 1993, S. 112). Das Verhalten von in 

einer Gemeinschaft lebenden Individuen wird von Werte- und Denkmaßstäben geprägt. Insofern 

bilden Werte den Hintergrund der Wechselbeziehungen in den Mitgliedern und sozialer Grup-

pen stehen und agieren. Werte nehmen dabei eine ordnungsstiftende Funktion an. Sie gehören 

neben Institutionen und der politischen Organisation zu den Voraussetzungen eines sozialen 

Systems. Das soziale System als ein System des Handelns funktioniert summarisch, weil es 

verbindliche Werte gibt, an denen sich die Handelnden orientieren und diese teilen (Parsons 

2009, S. 125–135). An jeder Handlung beteiligen sich nach Parsons drei Systeme. Das kulturel-

le, soziale und persönliche System. Das kulturelle System hat normative Kontrollfunktion ge-

genüber den anderen Systemen. Das soziale System stellt die Struktur auf, in den Handlungen 

von Individuen stattfinden. Das Persönlichkeitssystem stellt die normative Rollenerwartung von 

Mitgliedern eines sozialen Systems dar (Parsons 2009). 

Gemeinschaften weisen nach Außen gerichtet Heterogenität auf, indem sie sich von anderen 

Gemeinschaften abgrenzen wollen. Nach Innen haben sie eine Homogenität, welche das Han-

deln und Denken ihrer Mitglieder unifiziert (Sztompka 2010, S. 240). Moderne politische Philo-

sophie betont, dass demokratische Gesellschaften ein gewisses Maß an kulturelle Homogenität 

benötigen. Dieses Maß, in dem Mitglieder einer sozialen Einheit eine einheitliche Kultur teilen, 

kann als Mythos der kulturellen Integration bezeichnet werden, d.h. an der Definition der Kultur 
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als ein kohärentes und konsistentes Deutungsmuster festzuhalten (Peters 1993; Archer 1996). 

Vielmehr ist die kulturelle Integration von Konflikten und Widersprüchlichkeiten geprägt. Vor 

allem in komplexen Gesellschaften ist es vorstellbar, dass es eine Zahl von Werten gibt, die 

Situationen- und Adressatenabhängig widersprechende Verhaltensforderungen aufweisen. So-

mit ergeben sich unterschiedliche Geltungsdimensionen von Werten. Die Ausdifferenzierung 

von Wertemaßstäben ermöglicht die Entstehung von Formen kulturellen Pluralismus. Kulturel-

ler Pluralismus bedeutet in diesem Falle „Toleranz unterschiedlicher (...) Werteordnungen“ 

(Peters 1993, S. 124). Anderseits kommt es zur kulturellen Spezialisierung, die als Resultat 

oben angesprochenen Ausdifferenzierung gesehen und „Ungleichheit der Verfügung über kultu-

relle Elemente“ verfasst werden kann (Peters 1993, S. 124). 

Einer der zentralen empirischen Fragen in diesem Zusammenhang lautet, welche Wertmaßstäbe 

bzw. Symbolsysteme gemeinsam für eine Gesellschaft und welche für Gemeinschaften sind, 

oder als Orientierungsmuster dienen können. Insofern bedeutet die kulturelle Homogenität „den 

Grad oder das Ausmaß, in dem sich verschiedene Teile oder Untergliederungen einer sozialen 

Einheit an denselben geltenden Symbolsystem orientieren“ (Peters 1993, S. 124). Moderne Ge-

sellschaften weisen starken Grad kultureller Homogenisierung auf. Gemeinsame Sprache im 

Rahmen eines Nationalstaates, Standardisierung von Erlernen und Erwerben kognitiven Kom-

petenzen oder staatliche Institutionalisierung der Bildung sind einige mögliche Formen dieser 

Homogenisierung. Nicht zuletzt ist der Universalismus der Grundrechte oder der Vormarsch der 

englischen Sprache, als die Weltsprache, ein Beispiel dafür, dass der Grad der Homogenisie-

rung auf der Makroebene zugenommen hat (Sztompka 2010, S. 242–244). Eine Gegentendenz 

wird auf der Ebene des Individuums im Zusammenhang mit der Stellung in der sozialen Hierar-

chie beobachtet. Heutzutage finden wir neue Formen der kulturellen Differenzierung, wie z. B. 

Geschmack oder Ästhetik (Bourdieu 1982), die diese Differenzierung vorantreiben. Diese Ho-

mogenisierungstendenzen haben aber nicht die Ungleichheiten in der individuellen Ressourcen-

ausstattung aufgehoben. Insofern ist die Ungleichheit der Verfügung über kulturelle Elemente 

ein wichtiges Element unter den Ressourcen sozialer Integration. 

In der Anlehnung an Bourdieu (1983) können die kulturellen Ressourcen als Symbole der 

Rangdifferenzen innerhalb der sozialen Hierarchie verstanden werden, die wie andere Formen 

von Kapitalien einem ständigen Prozess der Reproduktion unterliegen. Zu diesen Symbolen 

können kulturelle Güter, Bilder, Bücher oder schulische Titel gehören als auch in seinem verin-

nerlichten „Form von dauerhaften Dispositionen des Organismus“ (Bourdieu 1983, S. 185). Die 

Dispositionen des Organismus bedeuten hierbei die Akkumulation und Reproduktion von Kul-

tur durch die familiäre Primärerziehung und in der gleichen Weise durch die anschließende 

Sekundärerziehung. In Bezug auf das Soziale ergibt sich die besondere Bedeutung von kulturel-

lem Kapital sich aus ihrer engen Verknüpfung von individuellen und kollektiven Konsequen-

zen. Für den Einzelnen geht es zunächst um den Erwerb von Kompetenzen, welche in vielen 
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Bereichen des Lebens zum Einsatz kommen (Verba et al. 1995, S. 304ff). Vor allem aber sind 

es die schulischen Titel, die mit einer Vielzahl von sozialen Folgen und Lebenschancen verbun-

den sind (Meyer 1977). 

Ökonomisches Kapital als Ressource sozialer Integration 

In Rahmen der Bourdieus Theorie stellen Geld und Vermögen in einer Marktwirtschaft wichtige 

Ressource dar, wobei das Geld den Wert von Gütern verkörpert. Das ökonomische Kapital liegt 

einerseits den anderen Kapitalarten zugrunde, anderseits kann es in die anderen Formen trans-

formiert werden, wobei seine Erscheinungsformen nicht ganz auf das ökonomische Kapital 

zurückzuführen sind (Bourdieu 1983, S. 196). In seiner Form als Geld zielt das Verständnis des 

ökonomischen Kapitals auf Unterschiede in der Verfügbarkeit über diese Kapitalart. In seiner 

begrifflichen Darlegung kann das ökonomische Kapital als Symbole der Differenzierung inner-

halb der sozialen Hierarchie verstanden werden. Diese Symbole treten in der Form von Geld 

oder Eigentum auf.57 Die meisten Mitglieder einer modernen Gesellschaft sichern sich diesen 

Zugang durch Erwerbsarbeit oder Transferleistungen ab. Somit gerät der Wandel der Arbeits-

verhältnisse in den Mittelpunkt von Theorien sozialer Integration (Heitmeyer und Rucht 2005; 

Heitmeyer und Imbusch 2005). Autoren wie Castel (2000) oder Kronauer (2010) stellen fest, 

dass es eine neue Klasse von Personen gibt, die von der gesellschaftlichen Teilnahme ausge-

schlossen ist. Die Ursache dafür sieht die empirische Forschung in der drastischen Reduzierung 

von Erwerbschancen. Der Ausschluss vom Arbeitsmarkt bedeutet zuerst ökonomische Margina-

lisierung, wobei kumulative Effekte zu beobachten sind. Durch ökonomische Marginalisierung 

kann unter Umständen der soziale Ausschluss folgen. Insofern kann die Arbeitslosigkeit, in 

einer Gesellschaft, in der „Arbeit das Hauptfundament der citizenship bleibt“ (Castel 2000, S. 

393), eine erste Dimension der vorschreitenden Marginalisierung darstellen. 

3.3 Soziale Desintegration 

Probleme, die in fünf Dimensionen sozialer Integration erscheinen, können akut auftreten aber 

auch latent verbleiben. Alle diese „Störungen des sozialen Lebens“ sind für Individuen erfahr-

bar und werden von ihnen als soziale Probleme wahrgenommen (Peters 1993, S. 139f). Soziale 

Integration stellt einen Prozess dar, der „gewisse qualitative Formen von Ordnung“ meint 

(Peters 1993, S. 139f) und eine Lösung für Grundprobleme der sozialen Ordnung bietet. Alle 

Handlungen innerhalb einer Gesellschaft, die darauf zielen, Grundprobleme zu lösen, weisen 

                                                        
57 Der Zugang zu ökonomischen Ressourcen sicherte in vormodernen Gesellschaften direkt die persönliche und 

politische Rechte ab. Heutzutage sind diese Rechte von dem Besitz abgekoppelt und in demokratischen Staaten 
durch Recht geschützt. 
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somit einen funktionalen Charakter auf. In der Konsequenz bedeutet soziale Desintegration 

nicht nur eine Form der „illegitimen Vergesellschaftung“ (Peters 1993, S. 139f) sondern vor 

allem eine Reproduktion von Ressourcen sozialer Integration mit einem dysfunktionalen Cha-

rakter. 

3.3.1 Funktionale und dysfunktionale Formen der Reproduktion 

Die Reproduktion von Ressourcen sozialer Integration kann funktional oder dysfunktional er-

folgen. Wie gerade angedeutet, weisen alle Handlungen innerhalb einer Gesellschaft, die darauf 

zielen ihre Grundprobleme58 zu lösen, einen funktionalen Charakter auf. Diese können als funk-

tionale Reproduktion definiert werden. Ihre Funktionen fokussieren darauf, einen gewissen 

Grad der Kontrolle über das soziale Leben zu erreichen, die Reziprozität zu fördern, die Vorher-

sagbarkeit von Handlungen und das Fortbestehen der Gesellschaft zu sichern. Dysfunktionale 

Reproduktion ist eine Form der Reproduktion, die großteils im Widerspruch zur normativen 

Überzeugungen Mitglieder eines sozialen Systems stehen oder durch geltendes Recht als unter-

sagt gilt (Peters 1993, S. 139f). Dysfunktionale Reproduktion löst keine Grundprobleme inner-

halb einer Gesellschaft. Im Gegenteil schafft diese Form der Reproduktion neue soziale Pro-

bleme oder verstärkt diese, die schon vorhanden sind.59 In der sozialen Realität beobachtbare 

dysfunktionale Reproduktion ist beispielweise Zwang, Betrug, Manipulation, Drohung, Anwen-

dung von Gewalt, Missachtung, Korruption, etc.. Die Tabelle 3-1 stellt in der Anlehnung an B. 

Peters mögliche beobachtbare Formen dysfunktionaler Reproduktion in Bezug auf Dimensionen 

der sozialen Integration dar.60 

                                                        
58 Es sind die Probleme der Konsistenz, der Vorhersagbarkeit, der Reziprozität und der Beschränkung. 
59 Vereinfacht beschrieben, sind es diese Formen der Reproduktion, die nicht zur Lösung sozialer Problemen beitra-

gen. Ein plakatives Beispiel liefert uns die Erforschung des unsozialen Kapitals bzw. „dark side of social capital“ 
(Levi 1996; Fiorina 1999). Die Reproduktion alle drei Formen der Kapitalien bei der italienischen Mafia kann 
man als gelungene Reproduktion bezeichnen, wobei diese im Widerspruch zur normativen Grundlagen der italie-
nischen Gesellschaft liegt und gegen das geltende Recht steht.  

60 Die Formen können nach Peters (1993) im Hinblick auf die Machtverhältnisse einen einseitigen oder wechselseiti-
gen Bezug annehmen (Peters 1993, S. 139f). In der vorliegenden Arbeit wurde auf diese Unterscheidung verzich-
tet, da es sich bei der Studie um ein Makromodell handelt. 
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Tabelle 3-1 Formen dysfunktionaler Reproduktion im Kontext der Dimensionen sozialer Inte-

gration 

Dimensionen 

sozialer Integration 

Formen 

dysfunktionaler Reproduktion 

funktionale Integration Sklaverei, Zwangsarbeit, Schwarzarbeit 

moralische Integration Gewaltanwendung, Kampf, Missachtung 

kulturelle Integration Korruption, Befürwortung einer Diktatur 

kommunikative Integration Beleidigung, Isolation 

politische Integration Geschlossene Gesellschaften, geheime Organisationen 

 

Dysfunktionale Reproduktion existiert unzweifelhaft nicht nur in diesen in der Tabelle 3-1 ge-

nannten Formen. Mit dem Begriff sind bestimmte normative Einstellungen und Werte verbun-

den und somit ist die Ausbreitung von Formen dysfunktionaler Reproduktion gleichbedeutend 

mit sozialer Desintegration (Peters 1993, S. 139f). Selbstverständlich ist nicht jede Abweichung 

von funktionaler Reproduktion gleich mit Dysfunktionalität zu setzen. Dysfunktionale Repro-

duktion entsteht immer im kulturellen Kontext einer Gesellschaft. Hilfreich zur Erklärung des 

kulturellen Kontextes sind an der Stelle sozialwissenschaftliche Devianz- und Anomiekonzept 

(Peters 1993; Siemaszko 1993; Pospiszyl 2008; Merton 1968). Die Begriffe der Devianz und 

der Anomie gehören zu dieser Kategorie der Begrifflichkeiten, die nicht implizit eine bestimmte 

Handlung definieren. Sie setzen voraus, dass es ein Publikum gibt, welches die Handlung als 

deviante bzw. anomische Handlung wahrnimmt (Siemaszko 1993, S. 384). In Bezug auf Di-

mensionen sozialer Integration, am stärksten im Kontext der kulturellen und moralischen Inte-

gration, gibt es nach Erikson61 „eine bestimmte, bindende aber gleichzeitig von Mitglieder einer 

Gesellschaft definierte Grenze zwischen normalem und unnormalem, erlaubten und unerlaubten 

Verhalten“.62 Ferner unterliegt die Darlegung einer devianten Handlung einen Reproduktions-

prozess, der die Aktualität und gesellschaftliche Relevanz der devianten Handlung bestätigt 

oder neu definiert (Siemaszko 1993, S. 384). Dieser Prozess verneine nicht, dass deviante 

Handlungen oder Systeme große Resistenz bzw. Stabilität entwickeln können (Peters 1993, S. 

139f). Es liegt offensichtlich vor, dass sich die Grenze zwischen Devianz und nicht-konformem 

Verhalten in einer pluralistischen Gesellschaft sehr diffus darstellt, wenn es nicht sogar wie B. 

                                                        
61 Erikson, Kai T., Wayward Puritans: A Study in the Sociology of Deviance. New York: John Wiley & Sons, 1966; 

zitiert nach Siemaszko 1993 (Siemaszko 1993, S. 382). 
62 „Normal im Sinne der psychologisch voraussehbaren oder sogar kulturell gebilligten Reaktionen“ (Merton 1968, 

S. 285). 
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Peters (Peters 1993, S. 139f) suggeriert, ein Kontinuum ist. Der kulturelle Kontext der Devianz 

bezieht sich auf einen spezifischen Bereich einer Gesellschaft. So ist es vorstellbar, dass in einer 

Kultur, die Idee des Eigentums hervorhebt, Verletzung des Eigentums als deviantes Verhalten 

definiert wird. Analog kann man dies auf Religion, Sexualität, Politik usw. übertragen. „Der 

Begriff der Devianz setzt (...) eine sozial weithin anerkannte Ordnung voraus, deren Verletzung 

sozial verurteilt und sanktioniert wird“ (Peters 1993, S. 139f). Wenn aber die Demokratie als 

anerkannte Ordnung herrscht, dann sind nur demokratiekonforme Einstellungen, auch wenn sie 

für einige Mitglieder der demokratischen Gesellschaft als „deviant“ gelten und missbilligt wer-

den, normal und sozial erwünscht.  

Im Gegensatz zum Devianz-Konzept, welches sich auf die Mikroebene bezieht, beschreibt das 

Anomiekonzept von Durkheim und Merton, Merkmale eines ganzen sozialen Systems (Thome 

2008, S. 226). Als Anomie bezeichnet Durkheim einen Zustand der allgemeinen Norm- und 

Orientierungslosigkeit, die mit dem Zerfall der alten Regeln und der Ausbreitung von Angst und 

Vereinsamung verbunden sind. Die Ursachen dessen sieht Durkheim in der Veränderung der 

gesellschaftlichen Arbeitsteilung. Durch Intensivierung der Arbeit kommt es zur Erosion tradi-

tionellen Werten.63 Die neuen Regeln in der Arbeitswelt beruhen nicht mehr auf sozialem Kon-

sensus und Solidarität und fördern damit die soziale Desintegration. Letztlich ergibt sich die 

Anomie aus der Dysfunktionalitäten der Arbeitsteilung, das heißt aus der unbeschränkten Kon-

kurrenz und mangelhaften Kooperation (Durkheim 1992, S. 421ff). 

Die von Merton entwickelte Theorie der Anomie wird in der Literatur als Fortsetzung der 

Durkheimischen Tradition gesehen, die Turner als „ein Resultat (...) bestimmter Desintegration 

in Zusammenhang innerhalb und zwischen der Kultur und sozialer Struktur“ definiert (Turner 

und Turner 2006, S. 144). Merton untersuchte analytisch die moderne Gesellschaft unter Be-

rücksichtigung ihrer Dynamiken (Passas et al. 2008, S. 271). Nach Merton (1968) gibt es zwei 

wichtige Strukturen in einer Gesellschaft – soziale und kulturelle Struktur. Die kulturelle Struk-

tur bestimmt welches Verhalten konform mit sozialen Normen und Zielen innerhalb der Gesell-

schaft ist, die soziale Struktur determiniert die realen Möglichkeiten für das Erreichen der kultu-

rellen Ziele (Siemaszko 1993, S. 384). Diese Strukturen formen einem Sozialkodex für Mitglie-

der einer Gesellschaft. Dieses Kodex beeinflusst das Verhalten und die Handlungen von Gesell-

schaftsmitgliedern. Unter den Elementen der sozialen und kulturellen Struktur gibt es zwei von 

Bedeutung – kulturelle Ziele und institutionelle Normen, wobei die Beziehung zwischen den 

Elementen nicht starr ist (Merton 1968, S. 286). 

„In keiner Gesellschaft fehlen Normen, die das Verhalten regeln. Gesellschaften unterschei-

den sich aber durch den Grad, in dem die Gebräuche, Sitten und institutionelle Kontrollen 

auf die Ziele abgestimmt sind“ (Merton 1968, S. 286). 
                                                        
63 Schon Adam Smith sieht in der zunehmenden Arbeitsteilung die Gefahr der Verdummung und des Wertezerfalls 

für eine Gesellschaft. 
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Als Anomie definiert Merton „der Zusammenbruch der kulturellen Struktur (...) der besonders 

dort erfolgt, wo eine scharfe Diskrepanz besteht zwischen kulturellen Normen und Zielen einer-

seits und den sozialstrukturierten Möglichkeiten (...) anderseits (Merton 1968, S. 286). 

In der vorgelegten Studie wird angenommen, dass alle Formen von devianten und anomischen 

Handelns von der Mehrheit der Gesellschaft als soziale Probleme wahrgenommen werden. Alle 

sozialen Systeme entwickeln system-spezifische Formen des Umgangs mit solchen Arten des 

Handelns. Die Reichweite dieser Formen liegt von Empörung, Missachtung, über Ausschluss 

bis hin zur Freiheitsentzug (als Form eines radikalen Ausschlusses). Anhand des Beispiels mit 

Freiheitsentzug wird es deutlich, dass einige Formen einen institutionalisierten Charakter haben 

und ihre Ausführung mit dem herrschaftsbezogenen Machtmonopol in Verbindung steht. Ande-

re Formen, wie im Falle der Empörung, basieren auf informellen Formen von Sanktionen. All-

gemein werden alle devianten und anomischen Handlungen sanktioniert, wobei die Darlegung 

der Devianz und der Anomie, wie die Form der Sanktion, spezifisch für jede Gesellschaft ist. In 

Demokratien sind es von dem geltenden Recht als untersagte definierte Handlungen und alle 

rein anti-demokratischen Einstellungen. 

3.3.2 Marginalisierung 

Der Begriff der Marginalisierung ist ein fester Bestandteil zahlreicher Sozialtheorien (Lenski 

1977; Castel 2000; Bieling 2000, Abschn. I; Kreckel 2004) und Ansätzen, die die Sozialstruktur 

einer Gesellschaft untersuchen (Hradil 1987; Böhnke 2006). Die Grundlinien des wissenschaft-

lichen Diskurses der Marginalisierung werden grundsätzlich den Ansätzen zur sozialen Un-

gleichheit zugeschrieben (Böhnke 2006, S. 42 und 55), wobei man sich der Metapher „Zentrum-

Peripherie“ bedient. In einer Gesellschaft beobachtet man einen endemischen Verteilungskampf 

zwischen sozialen Lagen. Zentral positionierte Lagen verfügen über einen sehr breiten Zugang 

zu gesellschaftlichen, materiellen, wie symbolischen Ressourcen und können weitgehend auto-

nom handeln. Diejenigen am Rande der Gesellschaft (Peripherie) leiden unter Mangel an den 

genannten Ressourcen und in der Konsequenz können sie kaum an der Austragung von Konflik-

ten teilnehmen (Kreckel 2004, S. 39ff).64 

In der Anlehnung an Kreckel wird in der vorliegenden Studie die soziale Marginalisierung als 

begrenzter Zugang zu Ressourcen sozialer Integration, definiert. Dabei handelt es sich im Sinne 

von Kronauer um eine „Ausgrenzung in, nicht aus der Gesellschaft“, wobei die Reproduktion 

von Ressourcen besonders an das System der gesellschaftlichen Arbeitsteilung und die Institu-

tionen des Wohlfahrtstaates gebunden ist (Kronauer 2006, S. 40). Infolge dessen kann die Mar-

ginalisierung in verschiedenen Dimensionen sozialer Integration mit unterschiedlichen Ausprä-

gungen auftreten, wobei man einerseits von Interdependenzen zwischen den Dimensionen aus-
                                                        
64 Ohne dies explizit zu benennen wird hierbei auf den Zusammenhang zwischen Ressourcenverfügbarkeit und politi-

scher Beteiligung als Form der Austragung von Konflikten hingewiesen. 
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gehen muss, andererseits innerhalb der Gruppe bzw. nach sozialer Lage vertikale, wie horizon-

tale Differenzen auftreten können. Der begrenzte Zugang zu Ressourcen sozialer Integration 

steht immer in relativem Verhältnis zum jeweiligen sozialen System. Ähnlich wie bei der Mes-

sung der Armut kann man im Rahmen der Marginalisierung von einer Form der Reproduktion 

sprechen, die die physische Existenz sichert (Hagenaars und De Vos 1998). Diese Form der 

Reproduktion, verstanden als Sicherung der physischen Konsistenz, ist meines Erachtens als 

minimale Reproduktion zu bezeichnen. Sie kann dysfunktional durch den Zwang oder mit Ge-

walt oder funktional im Sinne der Lösung sozialer Probleme erfolgen. Diese Form der Repro-

duktion ist in jeder Gesellschaft erforderlich, um die physische Konsistenz dieser Gesellschaft 

zu sichern. 

Die Notwendigkeit der Reproduktion von Ressourcen sozialer Integration kann nicht nur auf die 

physische Sicherung der Konsistenz einer Gesellschaft zurückgeführt werden. Es lässt sich eine 

zweite Form der Reproduktion definieren, die wie Dahrendorf es betont, „die volle bürgerliche 

Teilnahme von Menschen (...)“ und deren „Anrechte, die die Position des Bürgers zu einem 

erfüllten Status machen“, sichert (Dahrendorf 1994, S. 62). Diese Form der Reproduktion be-

zeichne ich als notwendige Reproduktion. Hierbei wird die Notwendigkeit durch das Grundver-

sprechen der Demokratie, die Gleichheit, definiert. Das Prinzip der Gleichheit wird an der Stelle 

als die Fähigkeit an der Austragung von Konflikten teilnehmen unter Beachtung dessen, dass 

„das Handel der Regierung das Leben der Bürger verbessert“ und „daß sie die Interessen aller 

Bürger gleichermaßen berücksichtigen muss“ (Dworkin 2011, S. 249). Es bedeutet also, dass so 

viele und soweit symbolische und nicht-symbolische Ressourcen sozialer Integration reprodu-

ziert und geteilt werden müssen, damit die volle bürgerliche Teilnahme von Menschen an dem 

gesellschaftlichen Leben erreicht werden kann.65 

3.4 Verhältnis zwischen fünf Integrationsdimensionen 

Die Aufführung symbolischer und nicht-symbolischer Ressourcen der sozialen Integration weist 

darauf hin, dass es bestimmte interne Beziehungen zwischen den Dimensionen der Integration 

gibt und eine Dimension keine eindeutige Dominanz über andere Dimensionen aufweist.66 

Funktionale Integration ist ohne jegliche gemeinsam geteilten, moralischen Vorstellungen mög-

lich. Sie kommt in der Tierwelt vor, ist aber auch für menschliche Gemeinschaften denkbar, 

wenn die Koordination unter Zwang bzw. aus dem Machtverhältnis heraus zustande kommt. 

                                                        
65 Die volle bürgerliche Teilnahme von Menschen an dem gesellschaftlichen Leben bedeutet sowohl die Teilnahme 

an kulturellen als auch am politischen Leben. Da aus der Sicht der Theorie nicht klar abgegrenzt werden kann, in 
welchem Maß die Notwendigkeit der Teilhabe an kulturellem Leben und der Ausmaß der Reproduktion von Res-
sourcen definiert werden kann, liegt die vorliegende Studie ihr Fokus auf die politische Gleichheit. 

66 „Ökonomie pur hat niemals das Fundament für eine gesellschaftliche Ordnung abgegeben“ (Castel 2000, S. 336) 
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Eine andere Dimension der funktionalen Integration bildet der Aspekt der Aufgaben- bzw. Be-

lastungen- und Vorteilenteilung. Das Problem der Aufgabenteilung kann unter Umständen mit 

Zwang verdrängt werden und somit ein gewisser Grad der Koordination erreicht werden, wel-

cher aber Elemente der Legitimation fehlen. In einer demokratischen Gemeinschaft wird dieser 

Konflikt ohne Anwendung der Gewalt und unter Berücksichtigung moralischer Vorstellungen, 

Normen, sozialer Konventionen gelöst. Somit werden in der Regel in die funktionale Integration 

Elementen und Aspekte moralischer Integration eingebunden (Peters 1993, S. 113).67 

Die kulturelle Integration ist somit nur mit moralischer Integrität möglich und erst durch den 

Prozess der moralischen Sozialisation kommt sie zustande. Wenn eine Gemeinschaft nur mit 

Moral entstehen und fortbestehen kann, ist es im Gegenzug denkbar, dass es moralische Integri-

tät ohne eine auf einem Raum begrenzte Gemeinschaft gibt (Peters 1993, S. 113). Der Universa-

lismus der Menschenrechte ist ein Beispiel, welches diese These untermauert. Rechtssysteme 

von modernen, demokratischen, politischen Systemen wurden in der Tradition entwickelt, dass 

moralische, später soziale Normen zum Gesetz wurden. Das Recht und sein Quantität wurde 

zum Synonym der gesellschaftlichen Entwicklung (Beccaria 1995). Die Ausbildung der kultu-

rellen Integration zusammen mit moralischer Integration hat eine identitätsstiftende Funktion. 

Übereinstimmungen von Werten und symbolischen Handelns, wie z. B. an einem nationalen 

Feiertag, fördern die Bildung einer gemeinsamen Identität in einer Gemeinschaft und infolge 

dessen kultureller Integration. Die Beziehungen zwischen einzelnen Dimensionen und kommu-

nikativer Integration sind wie Peters (Peters 1993, S. 113) betont kompliziert. Die Grundlage 

aller Dimensionen der Integration stellt die Kommunikation als Form sozialen Handelns dar. 

Aber eine Erhöhung der Kontakte und der Kommunikation muss nicht notwendig zur Intensi-

vierung der Reproduktion von Ressourcen sozialer Integration führen. 

Infolge dessen wird in der vorliegenden Arbeit die Annahme getroffen, dass Gesellschaften als 

soziale Systeme immer alle fünf Integrationsdimensionen aufweisen. Die Form, Breite und Tie-

fe der jeweiligen Dimension ist in jedem System ungleich. Diese Ungleichheit kann man so-

wohl zwischen den Systemen wie den Dimensionen beobachten, wobei es eine empirische Fra-

ge ist, wie ungleich diese Verteilung ist? Diese Frage lässt sich mit einer empirischen Messung 

gesamtgesellschaftlicher Integration beantworten, was diese Studie leisten will. 

3.5 Zusammenfassung 

Im Kapitel wurde eine komplexe Weiterentwicklung der Integrationstheorie von W. Landecker 

(1951) und B. Peters (1993) vorgeschlagen. Entsprechend den Bereichen des sozialen Handelns 
                                                        
67 Es ist meines Achtens ein starkes Argument gegen den Ausschluss der Arbeitswelt aus der Messung sozialer Inte-

gration einer Gesellschaft. 
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und Formen sozialer Differenzierung, angelegt an Arbeiten von B. Peters (1993) und Landecker 

(1951) wurden fünf Dimensionen sozialer Integration differenziert: funktionale Integration, 

kulturelle Integration, kommunikative Integration, moralische Integration und politische Inte-

gration (Peters 1993, S. 92 und 96; Landecker 1951, S. 333). Dabei stellt die Integration einen 

dynamischen Prozess der Konstruktion der sozialen Welt dar. Unter Annahme, dass die Grund-

lage einer Gesellschaft die Reproduktion von Ressourcen und deren Verteilung darstellt 

(Bourdieu 1973; Lenski 1977, S. 70ff) und die Konstruktion einer sozialen Ordnung in der Re-

produktion schon immer existierender Vergesellschaftung entsteht (Peters 1993, S. 22), wurden 

zwei Arten von Ressourcen definiert, die dem Reproduktionsprozess unterliegen. Dabei handelt 

es sich um gesellschaftliche Ressourcen, die sowohl symbolischen wie nicht-symbolischen Cha-

rakter aufweisen. Die Arbeit nimmt an, dass sowohl zwischen fünf Dimensionen sozialer Inte-

gration als auch zwischen einzelnen Ressourcen Interdependenzen unterschiedlicher Breite und 

Tiefe beobachtbar sind. Ferner wurde eine der zentralen Fragen innerhalb von Theorien gesamt-

gesellschaftlicher Integration behandelt, wie die Integration in einer modernen Gesellschaft 

zustande kommt. Diese Frage lässt sich mit dem Hinweis auf die Reproduktion von Ressourcen 

sozialer Integration beantworten. Die zweite Frage, was gefährdet die soziale Integration, lässt 

sich folgend beantworten: zu einem ist es die dysfunktionale Reproduktion von Ressourcen, 

zum anderen die Marginalisierung bezüglich der Reproduktion, im Sinne eines relativ be-

schränkten Zuganges zu Ressourcen sozialer Integration.  
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4 Politische Partizipation 

4.1 Demokratie und politische Partizipation 

In ihren Grundzügen ist die Demokratie eine Herrschaftsform, in der alle Vollbürger, unmittel-

bar, die Staatsgewalt bilden. Das Recht die öffentlichen Angelegenheiten zu regulieren liegt 

somit nicht bei Herrschenden oder weniger bei der Ausgewählten, sondern bei dem Volk. Die 

Ausübung der Staatsgewalt geht in einer funktionierenden Legitimationskette von den Bürgern 

aus. Da die modernen Gesellschaften vom ständigen sozialen Wandel betroffen sind, und sich 

auf die immer komplexer werdender Verhältnisse einstellen müssen, bedeutet jede Veränderung 

des Funktionswesens innerhalb einer Gesellschaft eine Umstrukturierung von Macht, Macht-

prozessen und Herrschaftsstrukturen (Böhnisch 2006, S. 18). Nicht zuletzt weist Offe (Offe 

2003, S. 8) darauf hin, dass Demokratie ein Resultat der gesamtgesellschaftlichen Modernisie-

rung ist. Mit dieser Modernisierung, der steigenden Komplexität des politischen Systems und 

dem Fortschreiten der Individualisierungsprozessen in den Gesellschaften wird die Tendenz 

sichtbar, dass „sich eine Kluft zwischen dem Prozess der Machtgewinnung über Mehrheitsent-

scheide und den politischen Entscheidungsprozessen der Mehrheit bildet“ (Böhnisch 2006, S. 

31). Dieser Entwicklung zufolge bezieht der politische Prozess, der auf Grundidee der Demo-

kratie, dass alle Vollbürger die Staatsgewalt unmittelbar bilden, zurückgreift, heutzutage nur 

symbolisch seine Legitimität. Diese Evolution der Stellung von politischer Partizipation wird 

bei der Analyse von Demokratietheorien sichtbar, welche im Laufe der Zeit von der mittelbaren 

zu der unmittelbaren Legitimierung von politischen Prozessen neigten und in der Repräsentati-

on die Artikulation politischen Interessen von Individuen sehen. 

Auf Grund der engen, theoretischen Verbindung von Demokratie und politischer Beteiligung ist 

jede Konzeptualisierung des Begriffs politische Partizipation abhängig vom angewendeten De-

mokratieverständnis. „Jede Demokratietheorie hat charakteristische Schlüsselbegriffe, Erfah-

rungsgrundlagen, Beobachtungsperspektiven und Leitbilder“ (Schmidt 2010, S. 486). Ferner 

wurde „die moderne Demokratie (...) mit Hilfe von Theorien realisiert. In ihr haben sich politi-

sche Ideen sedimentiert und materialisiert (...)“ (Roth 1999, S. 11). 

Die konzeptionellen Ansätze von Demokratien werden in der Literatur, abgesehen von chrono-

logischer Aufteilung in die Antike, Mittelalter/frühere Neuzeit, Moderne und die Gegenwart, 

meistens auf sechs bis zehn Grunderfassungsprinzipien reduziert. Demokratien zeichnen sich, 

wie jede Staatsform, dadurch aus, dass sie im hohen Maße heterogen sind. Sie unterscheiden 
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sich in ihren Strukturvarianten voneinander68 (Offe 2003, S. 9). In Folgenden werden einige für 

die vorliegende Untersuchung relevante Demokratietheorien und Erfassungsprinzipien disku-

tiert.69 In diesem Abschnitt der Arbeit steht die Frage nach dem Stellenwert politischer Beteili-

gung in den Demokratietheorien im Vordergrund. Der Inhalt dieses Kapitels kann nicht dem 

Anspruch gerecht werden alle Demokratietheorien bezüglich politischer Beteiligung darzustel-

len. Dessen Ziel ist es Kontinuitäten, Leitbilder, Traditionslinien und normative Widersprüche 

innerhalb der Demokratietheorien im Hinblick auf die moderne Partizipationsforschung aufzu-

zeigen. 

4.1.1 Politische Partizipation in vormodernen Demokratietheorien 

Der Gedanke, dass die Einbeziehung der Bürger eine notwendige Bedingung für demokratische 

Entscheidungsprozesse ist und somit den einzigartigen Charakter der Demokratie in der beson-

deren Rolle der Bürger liegt, hatten schon die alten Griechen in 4. Jahrhundert vor Chr.. Ihr 

Verständnis des politischen Systems prägt die politische Philosophie bis in die Gegenwart und 

stellt die Fundamente unseres Politikdenkens dar (Roth 1999, S. 13). Der Mensch ist von Natur 

aus ein geselliges und politisches Wesen und die politische Herrschaft eine übergeordnete Ein-

heit dieses Zustandes (Becker et al. 2006, S. 262). Der Bürger wird durch seine aktive Teilnah-

me „an dem Gericht und an der Regierung“ bestimmt (Oberndörfer 2010, S. 70). Das Ziel die-

ses Handelns war die Interaktion der freien Bürgern (ho eleutheros) in einem deliberativen Pro-

zess und gemeinsamem Handeln die Verfolgung gemeinsamer Zielen. So ereignete sich die 

Politik im Zusammentreffen Freier und Gleicher, die durch keinerlei Befehls-Gehorsams-

Beziehungen miteinander verbunden waren. Das Freiheit- und Gleichheitsprinzip sind heutzuta-

ge die Grundlagen jeder liberalen Demokratie (Roth 1999, S. 13). Im klassischen Athen waren 

alle Bürger, alle nicht arbeitende und tugendhafte Männer, berechtigt an politischen Prozess und 

dessen institutionellen Seite teilzunehmen. Dies nicht nur als Wähler in der Versammlung, son-

dern abwechselnd bei der Besetzung aller Ämter. "To rule and be ruled in turns“ war die Maxi-

me der alten Griechen, die man nur in dieser Form, als eine Art der Freiheit, in einer Demokra-

tie findet (Hansen 2010, S. 6). Ferner war das Ausmaß der politischen Partizipation in der De-

mokratie der Antike sehr hoch. Alle Entscheidungen waren das Ergebnis einer gemeinsamen 

Diskussion (Fuchs 2000, S. 254). 

Die politische Philosophie der alten Griechen hat unumstritten eine Bedeutung für modernes 

Demokratieverständnis, so war es im Mittelalter die Rezeption der Werke von Aristoteles, wel-

                                                        
68 In der Literatur werden folgende Varianten benannt: parlamentarische und präsidentielle Demokratie, Konkurenz- 

und Konkordanzdemokratie, Mehrheitsdemokratie, Konsensusdemokratie. 
69 Manfred Schmidt (2010, S. 492) schlägt folgende Kriterien für Theorievergleiche vor: Leitideen; Akteurs-, Institu-

tionen-, Strukturorientierte Theorie; Demos-Begriff; normativ/empirisch; statisch/dynamisch; Input/Output orien-
tiert; Möglichkeit des empirischen Vergleiches; Analyse von Genese und Funktionserfordernissen; Analyse von 
Demokratiezusammenbruch; systematische Erfassung von Stärken und Schwächen, Testbarkeit der Theorie; Lei-
stungskraft der Theorie. 
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che die Neubestimmung des Verhältnisses von Glauben und Wissen sowie neue Reflexionen 

über die Welt und die Stellung des Menschen in ihr erzwang. Thomas von Aqiun gelingt es eine 

Verflechtung zwischen christlichem und aristotelischem Denken, welche der Ausgangpunkt für 

Marsilius von Padua war (Roth 2004, S. 79). So postuliert er die Notwendigkeit der Herrschaft 

des Gesetzes, welches vom Volk bzw. seinem bedeutendsten Teil erlassen wird, als eine nötige 

Voraussetzung für den Frieden und Gerechtigkeit. Selbstverständlich setzt sich das Volk nicht 

aus allen Individuen zusammen, sondern repräsentiert die mittelalterlichen Stände. Marsilius 

von Padua erneuert den Begriff des Bürgers von Aristoteles. Der Bürger ist, wer an der regie-

renden, beratenden oder rechtlichen Gewalt teilhat, je nach seinem sozialen Rang (Ottmann 

2010, S. 265). Somit basiert bei Marsilius der Begriff des Volkes nicht auf der individuellen 

Gleichheit und lehnt damit den aristotelischen Begriff ab. Gleichzeitig legt Marsilius die Grund-

lagen für die repräsentative Staatsform, da der beste Gesetzgeber „die Gesamtheit der Bürger 

oder deren bedeutendsten Teil, die die Gesamtheit vertritt,“ ist (von Padua 1997, S. 53). 

Machiavelli definiert aktive Teilnahme der Bürger durch den Bezug zur Republik. Die Republik 

zeichnet sich durch ihre Stabilität und Anpassungsfähigkeit aus. Dieser Zustand verdankt sie 

ihrer Verfassungsform und Einbindung in dem politischen Prozess unterschiedlichen gesell-

schaftlichen Gruppen. Eine freiheitliche Gesellschaft lebt aus dem Pluralismus (Schwaabe 

2007a, S. 119). „Der gute (...) Bürger zeichnet sich durch eine aktive Teilnahme am Gemeinwe-

sen aus“ (Schwaabe 2007a, S. 120). Für Machiavelli spielt die Gesetzgebung eine wichtige Rol-

le bezüglich politischer Beteiligung. So können gute Gesetzte aus einem Menschen einen guten 

und aktiven Bürger machen, da eine gute Ordnung die Tugend stiftet.  

Im Gegensatz zu Machiavelli hängt der Begriff der politischen Partizipation bei Thomas Hob-

bes mit seinem Menschenbild zusammen und seiner Antwort auf die Frage, warum ein Gesell-

schaftsvertrag zu Stande kommt. Wie seine Vordenker lehnt Hobbes den aristotelischen Begriff 

von Bürgern ab. Den Grund dafür sieht er in der Natur des Menschen. Der Mensch bei Thomas 

Hobbes ist kein tugendhafter Bürger der Polis, Hobbes Menschen- und Weltbild ist negativ und 

der Naturzustand von einem Krieg aller gegen alle bezeichnet. Um dem Krieg aller gegen alle 

zu entgehen, schließen die Gesellschaftsmitglieder, einen virtuellen Vertrag miteinander, indem 

sie sich gegenseitig dem Verzicht auf die weiteren Gewaltakte zusichern, sofern alle anderen 

dasselbe tun. „Durch diesen Akt wird der Souverän inthronisiert, der den Gesellschaftsmitglie-

der die Gesetze vorschreibt und sie beherrscht“. Wenden sich die Gesellschaftsmitglieder gegen 

den Leviathan, so kehren sie in den Naturzustand zurück, in dem es einen „Krieg aller gegen 

alle“ gibt (Roth und Ladwig 2006, S. 32). Hobbes Verständnis der politischen Partizipation 

spielt eine wichtige Rolle für seine Mitstreiter und Nachfolger, da die Verfechter der partizipa-

torischen Demokratietheorien Hobbes größten Gegner waren.70 Im Kontext der dargelegten 

                                                        
70 Siehe die Theorie von Carole Pateman (1970). 
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Theorie sozialer Integration kann der Hinweis auf einen endogenen Konflikt innerhalb der Ge-

sellschaft durch politisches Verhalten ersetzt werden. Die absolute Verletzung des Gesell-

schaftsvertrages ist nicht erwünscht, da sie die Konsistenz der gesellschaftlichen Ordnung ge-

fährdet. Der Konflikt wird auf der politischen Ebene ausgetragen, indem Bürger sich politisch 

engagieren. 

Der englische Philosoph John Locke instrumentalisiert politische Aktivitäten. Sie dienen nicht 

der politischen Herrschaft, sondern richten sich gegen sie. Politische Partizipation hat das Ziel 

die politische Macht zu beschränken (Held 2006, S. 64). In der Annährung an Aristoteles und 

Thomas von Aquin gewährt er das Recht auf Widerstand gegen eine Regierung, „liefert aber 

keine überzeugende Begründung dafür“ (Roth und Ladwig 2006, S. 33). Locke spricht lediglich 

von der Verletzung des Gesellschaftsvertrages. Verletzt die Regierung diesen Vertrag nicht, so 

sieht Locke keine Notwendigkeit für die politische Beteiligung der Bürger. Die Rolle des Staa-

tes beschränkt Locke zum Schutz der Grundrechte, da diese in dem Naturzustand des Menschen 

schwer zu verteidigen sind. Zu den natürlichen Rechten zählen nach Locke das Recht auf Frei-

heit, Selbsterhaltung und das Eigentum. „Locke´s Naturzustand ist von ungleichem Privatbesitz 

gekennzeichnet“ (Massing 1995, S. 103). Locke´s Erkenntnis, im Hinblick auf dargestellten 

Überlegungen zur sozialen Integration, dass der materielle Besitz eine starke Determinante der 

politischen und sozialen Partizipation darstellt, bleibt für ihn folgenlos. Da Locke der Verfech-

ter der minimalen Partizipation ist, also einer rein repräsentativen Demokratie, sieht er keine 

Notwendigkeit zur Umverteilung des Wohlstands, um damit die Gerechtigkeit in Bezug auf 

politisches Verhalten zu fördern (Bentwich 2009). 

Montesquieu trägt nach Schmidt nur mittelbar zur Demokratietheorie bei (Schmidt 2010, S. 66). 

Anders ist es im Kontext der politischen Partizipation. Die Politik bildet das Zentrum und Sinn 

des Staates und der Gesellschaft. Das Prinzip der Gleichheit spielt eine wichtige Rolle, wobei 

eine Gleichheit (politische) die Folge der anderen (rechtlicher Gleichheit) ist. Nach Montes-

quieu lautet das Ziel der Erziehung im Hinblick auf politische Beteiligung einen aktiven Bürger 

aufziehen zu lassen (Montesquieu de 1986, S. 49). Von einem aktiven, für die Gemeinschaft 

engagierten Bürger hält Montesquieu sehr viel (Held 2006, S. 56) auch wenn die Bürger bei 

Montesquieu als „adult, male, property-owning“ zu beschreiben sind (Held 2006, S. 55). Zu 

Recht weist Montesquieu darauf hin, dass arme Bürger ihre Bürgerpflicht nicht erfüllen können 

(Montesquieu de 1986, S. 58–60), wie bei Locke und anderen Zeitgenossen bleibt dieses Er-

kenntnis bezüglich politischer Gleichheit folgenlos. So lässt sich zusammenfassend sagen, dass 

das Abführen von Steuern mit dem Recht verbunden war, das politische Mitspracherecht zu 

haben.71 „The great significance of Montesquieu´s political writings lies in his thesis that in a 

world in which individuals are ambitious and place their own particular interest above all oth-

                                                        
71 Hierbei gilt die Maxime „no taxation without representation“ – ein Grundprinzip moderner Demokratie (Ross 

2004). 
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ers, institutions must be created which can convert such ambition into good and effective gov-

ernment (...) Montesquieu thought he had uncovered a most practical and valuable political 

arrangement (...) a world divided into the public sphere (...) and the private sphere (...) (Held 

2006, S. 59). 

Es ist in der Literatur nicht unumstritten welcher Stellenwert die politische Partizipation bei J.J 

Rousseau annimmt. In der Annährung an Carole Pateman ist J.J Rousseau als „theorist par exel-

lence of participation“ (Pateman 1970, S. 22) zu sehen. Der Ausgangpunkt der Überlegung 

über die Bedeutung Rousseau für moderne Partizipationsforschung liegt im seinen Verständnis 

des Naturzustandes und von ihm vorgeschlagenen Vertragsmodell. „Der Mensch ist frei gebo-

ren“ (Rousseau 1977, S. 5), seine von Natur gegebene Freiheit gehört zu seinem Wesen. Eine 

gesellschaftliche Ordnung gibt diesen Naturzustand nicht wieder. Somit sieht Rousseau die 

Notwendigkeit nach einer neuen Gesellschaftsform zu suchen. Die Lösung, welche er vor-

schlägt, ist bei den Verfechter des Liberalismus auf Kritik gestoßen: „Der Weg zur wahren 

Freiheit scheint den Menschen in einen totalen Staat zu führen“ (Schwaabe 2007b, S. 21). Im 

Gegensatz zu Locke muss der Mensch nach Rousseau seine Naturrechte gegen den Staat nicht 

verteidigen. Er gibt diese dem Staat vollständig ab. Durch diese totale Selbstentäußerung bringt 

der einzelne seine absolute, von Natur gegebene Freiheit in den Staat hinein und schafft damit 

eine völlig freie und tugendhafte gesellschaftliche Ordnung. Rousseaus Gesellschaft ist eine 

kleine Gemeinde in der eine ökonomische Gleichheit und Unabhängigkeit herrscht (Pateman 

1970, S. 22f). Die ökonomische Gleichheit bedeutet bei Rousseau kein Egalitarismus, sondern 

eine Umverteilung des Reichtums. So schreibt er im 11 Kapitel seines Buches „Vom Gesell-

schaftsvertrag ...“, dass der unerwünschte Zustand wenn ein „(...) Bürger derart vermögend sei, 

und in der Lage ist, sich einen anderen kaufen zu können, und keiner so arm, dass er gezwungen 

wäre, sich zu verkaufen“ (Rousseau 1977, S. 57). An dieser Stelle knüpft er an seinem anderen 

großen Werk - Abhandlung über die Ungleichheit an (Rousseau 1998). Rousseau übt die Kritik 

an politischer Ungleichheit aus. Die natürliche Ungleichheit, die sich im Unterschied der Ge-

sundheit oder Lebensalter äußert, ist für ihn unproblematisch. Eine wichtige Dimension nimmt 

bei Rousseau die politische Ungleichheit an. Der Ursprung dieser Ungleichheit liegt im Eigen-

tum (Rousseau 1998, S. 74ff). Mit ihm entsteht eine neue Form des Zusammenlebens zwischen 

den Menschen. In dieser Form schlägt der Naturzustand zwangsläufig in einem Kriegszustand 

um. Er plädiert dafür, dass das Eigentum dem Gemeinwohl unterordnet ist und dieses in der 

Gesellschaft gerecht verteilt wird (Schwaabe 2007b, S. 18). 

„Rousseaus Bürger sind politische Bürger“ (Schwaabe 2007b, S. 22). J.J. Rousseau kehrt den 

von Hobbes vorgelegten Gedanke zum Gesellschaftsvertrag um. Während bei Hobbes die Sou-

veränität an eine Person abgegeben wird, welches keine Seite des Vertrages ist, verbleibt bei 

Rousseau die Souveränität bei dem Volk. „In dieser Form der radikalen Volkssouveränität ist 
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(...) keine Möglichkeit der Repräsentation denkbar, denn der Gemeinwille kann nicht auf Reprä-

sentanten oder Institutionen übertragen werden“ (Massing 1995, S. 123). 

Die durch den gesellschaftlichen Vertrag entstehende Staatsform heißt nicht Demokratie, son-

dern die Republik. Das Volk ist der Souverän, kein einzelne, keine Elite, kein Leviathan, und 

die Demokratie sei lediglich eine mögliche Regierungsform (Becker et al. 2006, S. 263). In der 

Republik gibt es zwei Formen der aktiven, politischen Teilnahme: Wahl und Stimmabgabe. Das 

Recht gewählt zu werden besitze jeder Vollbürger, die Entscheidung fällt im Losverfahren, 

zumal nach Rousseau alle Bürger in einer Republik ungefähr gleich an Besitz und Tugend seien 

(Becker et al. 2006, S. 283f). „Citizens must enjoy political and economic equality in order that 

nobody can be master of another and all can enjoy equal freedom (...) (Held 2006, S. 78). 

Somit kehrt er zum aristotelischen Begriff des Bürgers zurück. Das Volk hat das unantastbare 

Recht, immer unter Berücksichtigung vom Gemeinwillen und in einem dialektischen Prozess, 

selbst seine Gesetze zu verfassen. Rousseau erkennt die Bedeutung von institutionellen Fasset-

ten eines politischen Systems für die politische Beteiligung der Bürger. So schrieb er in seinem 

Werk „Vom Gesellschaftsvertrag oder Grundsätze des Staatsrechtes“: „Je besser der Staat ver-

faßt ist, (...) eilt jeder zu den Versammlungen; unter einer schlechten Regierung möchte nie-

mand auch nur einen Schritt dorthin tun; weil nämlich keiner mehr Interesse daran hat, was dort 

geschieht, weil man voraussieht, daß der Gemeinwille dort nicht herrscht (...)“ (Rousseau 1977, 

S. 102). 

Die Analyse zeigt klar zwei wichtige Aspekte der Partizipation bei Rousseau: einerseits ist das 

von ihm entworfene, partizipatorische System ein Verfahren darüber, wie Entscheidungen im 

Sinne des Gemeinwohls getroffen werden und anderseits die Weise, wie private Interessen ge-

schützt werden und eine gute Regierung garantiert wird. „Rousseau´s ideal system is designed 

to develop responsible, individual social and political action through the effect of the participa-

tory process“ (Pateman 1970, S. 24). 

Alexis de Tocqueville erkennt in seinem Werk De la Démocratie en Amérique die unanfechtba-

re Spannung, die in der Demokratie zwischen den Prinzipien der Freiheit und der Gleichheit 

existiert (Tocqueville 1985). Die Demokratie müsse nach Alexis de Tocqueville beiden Prinzi-

pien gerecht werden. Sie neige aber dazu, die Gleichheit auf Kosten der Freiheit zu bevorzugen, 

weil diese in zweifacher Weise ihr Zentrum forme: zum einen als politische und rechtliche 

Gleichheit, die keine ständischen Sonderrechte mehr erdulde, zum anderen als Gleichheit der 

sozialen und kulturellen Güterverteilung, der Lebensweise und Orientierung. Hauptgefahren-

quellen in der Demokratie sieht Tocqueville in der Majorisierung und Verwaltungsdespotismus. 

Auch wenn sie nicht gänzlich beseitigt werden könnten, so lassen sie sich nach seiner Ansicht 

jedoch eindämmen: etwa durch die politische Partizipation der Bürger im kommunalen Bereich, 

wo diese sich „immer standhaft und bereit zeigen [müssen], um zu verhindern, dass die staatli-
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che Gewalt der allgemeinen Durchführung ihrer Pläne die persönlichen Rechte einiger Indivi-

duen leichtfertig zum Opfer bringt.“ (Kailitz 2007, S. 262). Das Ziel der Partizipation ist das 

Erhalten individueller Rechte, des politischen Systems und schließlich deren Kontrolle. 

Die John Stuart Mills Grundannahme ist der anthropologischen Natur. „Der Mensch sei als 

schöpferisches und spontanes Wesen potentiell zu rationaler Abwägung und Entscheidung fä-

hig“ (Massing 1995, S. 162). In einer Gesellschaft findet permanent ein dialektischer Prozess 

statt, in dem die verschiedenen Meinungen auf dem Markt der Ideen in freier Konkurrenz auf 

sich einander treffen. In der Annährung an Locke sieht Mill in der Freiheit von staatlichen Re-

pressionen den Weg zu diesem dialektischen Modell des gesellschaftlichen Vorschrittes. John 

S. Mill misst der politischen Partizipation von Bürger sehr viel Bedeutung bei, da sie einen un-

verzichtbaren Bestand des öffentlichen Lebens darstellt und das Handel von Beamten dem Ur-

teil den Wählern untergestellt wird. Für J. S. Mill beschränkt sich die Frage der politischen Be-

teiligung auf Teilnahme bzw. keine Teilnahme an Wahlen (Mill 1974, S. 11 und 163). Dabei 

handelt das Individuum nach den Prinzipien der Rational-Choice Theorie. Die politische Parti-

zipation unterschiedet sich in keiner Weise von anderen Aktivitäten und verursacht Kosten, 

welche von dem Individuum getragen werden müssen (Ryan 1973, S. 106). Bürger müssen Zeit 

in die Informationsbeschaffung und am Wahltag investieren und können während dessen keiner 

anderen Tätigkeit nachgehen. So lange wie die Kosten der politischen Partizipation, und die 

daraus zu ziehende Vorteile für das Individuum, zu groß sind, bleibt diese aus (Ryan 1973, S. 

90). Mill misst den Erfolg der Demokratie an „Empirischen“ und nicht am „Grad der Überein-

stimmung mit (...) Gemeinwille (Rinderle 2000, S. 97). Nichtsdestotrotz verweist Mill auf die 

politische Gleichheit, indem er das Problem der Tyrannei durch die Mehrheit in der Demokratie 

durch proportionale Repräsentation von Minderheiten sieht (Rinderle 2000, S. 99).72 So fasst 

Held die Ideen von Mill hinsichtlich politischer Partizipation zusammen: „participation in po-

litical life is necessary not only for the protection of individual interests, but also for the cre-

ation of an informed, committed und developing citizenry. Political involvement is essential to 

the `highest and harmonious` expansion of individual capacities (Held 2006, S. 102). 

Bevor sich die Arbeit den gegenwärtigen Demokratietheorien widmet, wird an dieser Stelle ein 

kurzes Resümee gezogen. Der Begriff der Bürger ist in der Moderne von dem aristotelischen 

Verständnis abgeleitet worden. Der normative Kern der Demokratie das Prinzip der politischen 

Gleichheit, auch wenn dieser unterschiedlich interpretiert wurde und wird, findet sich heutzuta-

ge in jeder modernen Demokratietheorie wieder und kommt empirisch in den direkten Instru-

menten der Beteiligung zum Ausdruck. Im Laufe der Zeit wurde dieses Prinzip, auch wenn es 

nicht vollständig geschah, durch, auf Repräsentation gestütztes, gutes Regieren ersetzt. Gutes 

Regieren und politische Gleichheit bilden aber keine Gegensätze, wie es J.J. Rousseau dargelegt 

                                                        
72 Mill sieht die Gebildeten als eine Minderheit und schreibt dieser bei den Wahlen zwei Stimmen zu. Dies zeigt die 

fehlende Konsequenz der theoretischen Auseinandersetzung im Kontext der politischen Gleichheit.  
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hatte. Das gute Regieren (und eine gute Gesetzgebung) und ein bestimmter Grad sozialer 

Gleichheit stellen eine zum Teil notwendige Voraussetzung für politische Partizipation dar 

(Rousseau 1977, S. 102). Das subjektive Vertrauen in die Möglichkeit der Einflussnahme auf 

politische Entscheidungsprozesse wird in der modernen Forschung als political efficacy defi-

niert. Diese steigert die Input-Legitimation eines politischen Systems und erhöht die Beteili-

gungsbereitschaft  (Pateman 1970, S. 46; Rosenstone und Hansen 1993, S. 143; Karp und 

Banducci 2008). 

4.1.2 Politische Partizipation in modernen Demokratietheorien 

Heutzutage bewegt sich die theoretische Diskussion zwischen zwei neuen, diskursiven Prinzipi-

en - dem Realisierbaren (realistischen bzw. empirischen) und Idealisierten (normativen). Seit 

den 1950er Jahren nutzt man in der Forschung, zuerst in den angelsächsischen Raum, das Ad-

jektiv realistisch, um einer Demokratietheorie ein Prädikat zu geben, welsches im Gegensatz zu 

normativen also „unrealistischen“ Demokratietheorien stehen wird. 

Schumpeter steht in seinem Werk „Kapitalismus, Sozialismus und Demokratie“ gegenüber der 

politischen Partizipation breiter Bevölkerungsschichten durch zahlreiche Instrumente der Betei-

ligung ablehnend. Er definierte die Demokratie als eine Methode: „the democratic method is 

that institutional arrangement for arriving at political decisions in which individuals acquire the 

power to decide by means of a competitive struggle for the people’s vote“ (Schumpeter 2003, S. 

269). Die Ursachen seiner Ablehnung gegenüber breiter Partizipation der Massen leitete 

Schumpeter von der empirischen Beobachtung temporären demokratischen Systemen ab und 

sieht die Schwächen der Demokratie in den Bürger und politischen Parteien, da diese in einen 

Wettbewerb um die Stimmen nur an das Errungen der Macht und deren Erhalt denken. „Demo-

cratic life was the struggle between rival political leaders, arrayed in parties, for the mandate to 

rule (Held 2006, S. 165). In Bezug auf die Bürger ist Schumpeter noch kritischer. Der durch-

schnittliche Bürger hat kein Interesse und verfügt nicht über notwendiges Wissen, um über poli-

tische Sachverhalte zu entscheiden. Viel mehr ist sein Urteil das Resultat einer Werbekam-

pagne.  

„The ways in which issues and the popular will on any issue are being manufactured is exactly 

analogous to the ways of commercial advertising. We find the same attempts to contact the sub-

conscious. We find the same technique of creating favorable and unfavorable associations 

which are the more effective the less rational they are. We find the same evasions and reticences 

and the same trick of producing opinion by reiterated assertion that is successful precisely to the 

extent to which it avoids rational argument and the danger of awakening the critical faculties of 

the people (Schumpeter 2003, S. 263).” 
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Infolge dessen ist eine breite Partizipation aller in einer Demokratie nicht erwünscht, wobei 

Schumpeter gleichzeitig betont, dass Delegation von Aufgaben, ein hohes Maß an demokrati-

scher Kontrolle und breite Zustimmung für die Demokratie in den sozialen Klassen notwendige 

Vorsetzungen für demokratische Methode darstellen (Schmidt 2010, S. 192; Held 2006, S. 176). 

Dieses Model der Demokratie nennt Held als „competetive elitism“. Die einzigen Formen poli-

tischer Partizipation der Bürger sind Diskussionen und periodisches Wählen und über breite 

Partizipationsmöglichkeiten verfügen nur Politik- und Verwaltungseliten  (Held 2006, S. 174–

175 und 184). 

Anknüpfend an Schumpeter entwickelte Downs (1957) seine Theorie „ökonomischer Demokra-

tie“. Die Voraussetzung für ein demokratisches System im Kontext politischer Partizipation 

sind freie, allgemeine Wahlen, wobei Wähler rationale Entscheidung treffen und Parteien um 

Wählerstimmen in einer freien Wahlkampf kämpfen (Downs 1957, S. 137). „Because the citi-

zens of our model democracy are rational, each of them views elections strictly as means of 

selecting the government most beneficial to him“ (Downs 1957, S. 138). Dabei wertet Downs 

den Einfluss eines einzelnen Wählers auf Entscheidungen der Regierung als gering. Diese Er-

kenntnis setzt nicht voraus, dass man von einer `negativen` politischen Gleichheit sprechen 

kann. Downs nimmt an, dass „people with an intense interest in some policy are more likely to 

base their votes upon it alone than are those who count it as just an- other issue; hence gov-

ernment must pay more attention to the former than the latter“ (Downs 1957, S. 141).  Durch 

Entscheidung für die eine oder andere Partei wollen die Wähler ihr Eigennutz maximieren und 

politische Parteien passen ihre Programme den potenziellen Wählern an, um bei Wahlen maxi-

male Anzahl der Stimmen zu gewinnen. „Dabei unterstellt Downs, dass die Handelnden nahezu 

vollständig über Entscheidungsalternativen und deren Konsequenzen informiert sind“ (Schmidt 

2010, S. 198).73 Die dominierende Form politischer Partizipation der Bürger ist die Teilnahmen 

an den periodisch stattfindenden Wahlen. 

Przeworski (1991) versteht wie Downs (1957) und Schumpeter (2003) die Demokratie als eine 

Methode. „Demokratie ist ein politisches System in dem Parteien die Wahlen verlieren” lautet 

Przeworskis erste im Buch dargestellte Definition von Demokratie (Przeworski 1991, S. 10). Im 

Zentrum der Demokratietheorie stehen für Dahl und Przeworski Parteienwettbewerb, Wahlen 

und Präferenzen der Wähler. Die einzige partizipatorische Voraussetzung für ein demokrati-

sches System ist allgemeines und gleiches Wahlrecht. 

Dahl´s Kriterium für prozedurale Demokratie (Dahl 2006) basiert im Hinblick auf politische 

Beteiligung auf zwei Grundprinzipien. Es handelt sich dabei um politische Gleichheit und ef-

fektive Partizipation. Unter der politischen Gleichheit versteht Dahl „the decision rule for de-

terming outcomes at the decisive stage must take into account (...) each citizen has an equal 
                                                        
73 In der empirischen Partizipationsforschung wurde in Hinblick auf vollständiges Wissen und Informationen darauf 

hingewiesen, dass politisches Wissen bei niedriger Wahlbeteiligung an Bedeutung gewinnt (Bartels 1996). 
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vote“. Politische Gleichheit wird als eine Prämisse verstanden: „One man, one vote“ (Pateman 

1970, S. 9). Ferner geht es bei der effektiven Partizipation um „an equal opportunity, for ex-

pressing (...) preferences (Dahl 2006, S. 109). Dahl setzt voraus, dass demokratische Systeme 

bestimmte individuell verankerte, demokratische Werte und Normen brauchen, für deren Ent-

wicklung und Etablierung Institutionen notwendig sind. Gleichzeitig kann nach seiner Auffas-

sung eine breite Beteiligung aller sozialen Schichten eine Gefahr für die Stabilität demokrati-

sche Systeme darstellen (Dahl 2006). In einer Studie aus den 1960er Jahren weist Dahl im Kon-

text politischer Partizipation darauf hin, dass Mitglieder in inaktiven sozialen Gruppen öfter 

autoritären Charaktereigenschaften als aktive aufweisen (Pateman 1970, S. 10). 

Die partizipatorische Demokratietheorie (Barber 1994; Pateman 1970) weist auf zwei zentrale 

Merkmale im Hinblick auf politische Beteiligung. Das erste Merkmal ist der direkte Einfluss 

durch die Beteiligung der Bürger am Regieren. Das Zweite die politische Willensbildung 

kommt durch Deliberation zustande. Zusammengefasst sieht die partizipatorische Demokratie 

die Verbesserung der Qualität der Demokratie durch den Anstieg der Quantität der Beteiligung, 

indem sie eine Demokratisierung viele Lebensbereiche oder Ausbreitung der demokratischen 

Instrumenten (z. B. Referenden) vorschlägt.74 Ferner werden dadurch, die so von den anderen 

Theoretiker befürchteten Probleme der Stabilität und Repräsentation gelöst, indem die Stabilität 

durch demokratische Sozialisation und Repräsentation durch breite politische Beteiligung alle 

Mitbürger gesichert wird (Pateman 1970, S. 107). 

Soziale Demokratie bezieht sich im Hinblick auf politische Partizipation auf drei Begriffe: De-

mokratisierung, funktionsgerechte Partizipation und politische Gleichheit (Meyer 2009). Im 

Konzept der Sozialen Demokratie wird Demokratisierung „nicht als eine Form der Voll-

Demokratisierung, nämlich der Ersetzung der systemspezifischen Funktionslogiken durch die 

politische Entscheidungslogik, definiert“ (Meyer 2009, S. 114). Unter funktionsgerechte Parti-

zipation versteht Meyer eine Form der bürgerlichen Partizipation, die die Funktionslogik des 

Systems erlaubt (Meyer 2009, S. 113). „Soziale Demokratie ist auf die Erweiterung und Vertie-

fung demokratischer Partizipation auf allen Ebenen politischer Entscheidung gerichtet. Es geht 

(...) um den Schutz und die Regeneration von sozialem Kapital durch die Unterstützung der 

Zivilgesellschaft“ (Meyer 2009, S. 74).  

In der Sozialen Demokratie sind nicht nur die Rechte der Bürger umfassend gewährleistet (z. B. 

rechtliche und politische Gleichheit), sondern auch ihre faktische Teilhabe an den Entscheidun-

gen, die die Bürger betreffen (Meyer 2009, S. 94). „So gut wie alle von der vergleichenden Poli-

tikwissenschaft entwickelten Skalen zur Messung der demokratischen Qualität institutionell 

verfasster Demokratien vernachlässigen, überwiegend in beträchtlichem Ausmaß oder gänzlich, 

die Frage der tatsächlichen politischen Gleichheit der Staatsbürgerinnen und -bürger bei der 
                                                        
74 Zu recht weist Fuchs (Fuchs 2004, S. 48) darauf hin, dass „je partizipatorischer eine Demokratie in institutioneller 

Hinsicht ist, desto stärker ist sie auf politische Beteiligung der Bürger angewiesen“. 
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Wahrnehmung ihrer Rechte der Teilhabe an der politischen Deliberation, an den Beschlüssen 

über politische Handlungsprogramme, an der Umsetzungsverantwortung in politischen Manda-

ten und Ämtern und an der Umsetzungskontrolle in den verschiedenen Funktionen des Systems 

der Rechtsprechung“ (Meyer 2009, S. 289). 

Gemeinsam für moderne Demokratietheorien ist ein allgemeines, gleiches Wahlrecht. Auch 

wenn anhand ausgewählter Theorien handfest sichtbar wurde, dass das Grundprinzip der De-

mokratie, dass ein Bürger nur eine Stimme hat, auf unterschiedlichste Weise in die Theorie 

eingebunden wird.75  Diese universalistische Voraussetzung ist auch in den aristotelischen Be-

griff der Bürger verankert und weist ohne jeden Zweifel einen normativen Bezug der Theorie 

auf, indem sie sich auf die politische Gleichheit als Folge der rechtlichen Gleichstellung beruft 

(Kreiner 2009), diese Form der politischen Gleichheit kann als funktional bezeichnet werden 

(Christiano 1996a). Ferner ist es festzuhalten, dass moderne Demokratie auf der Repräsentation 

basiert und Herrschaftsinstitutionen braucht. „Damit reduziert sich der Stellenwert der politi-

schen Beteiligung (...) während in der antiken Demokratie die Beteiligung am Regieren Mittel 

und Zweck zugleich war, ist die liberale Demokratie nur noch Mittel zum Zweck“ (Fuchs 2000, 

S. 260).76 

4.2 Politische Partizipation als empirisch-analytischer Begriff 

Der Begriff der Partizipation findet seinen etymologischen Ursprung im lateinischen Wort "par-

ticipare". Die besteht aus dem Substantiv "pars" (Teil) und dem Verb "capere" (nehmen). In der 

Alltagssprache, verstehen wir unter Partizipation die Teilnahme an etwas und damit als eine 

aktive Handlung. Aus der soziologisch-theoretischen Sicht sind handelnde Personen aktive Sub-

jekte, die Interesse an dem abschließenden Ergebnis dieser Aktion haben und versuchen das 

Endergebnis beeinflussen. Jedes soziale Handeln setzt voraus, dass die Handelnden im Besitz 

von einigen symbolischen und nicht-symbolischen Ressourcen sind. Teilnahme beschreibt die 

Beziehung zwischen Individuen und ihrem sozialen Umfeld.  

Nimmt man nach Max Kasse an, dass „jedes Handeln, auch innerhalb eines explizit nicht-

politisch abgegrenzten Umfeldes, politische Dimensionen im Sinne von politischer Bedeutsam-

                                                        
75 Es ist gerade ein Paradebeispiel dafür, dass verschiedene Theoretiker der Demokratie unter einem und dem selben 

Begriff, der nur ein Teil des Konzeptes Demokratie ist, so unterschiedliche Vorstellungen haben, dass so der 
herrschende Diskurs, eine Erfassung von demokratischen Maßstäben nach denen ein politisches System zu beur-
teilen sei, sich an „unkontroversen Qualitätskriterien“ orientieren müsse, „deren manifeste Verletzung“ kein 
„Zweifel daran aufkommen lässt, ob politische Strukturen und Prozesse ihrem demokratischen Anspruch genü-
gen“ (Offe 2003, S. 12).  

76 Auch wenn es, wie in der Theorie, landesspezifische Tendenzen und Vorlieben in Bezug auf Formen der politi-
schen Beteiligung gibt, muss es darauf hingewiesen werden, dass „die Demokratie letztlich nicht auf den Wählern 
sondern auf den Bürgern (citizens) aufgebaut ist“ (O’Donnell 2007, S. 7) und sie „von Menschen abhängt“ 
(Inglehart und Welzel 2005, S. 2). 
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keit annehmen kann“ (Kaase 1992, S. 146), ist eine Darlegung des Begriffes politischer Partizi-

pation ist aus der theoretischen Sicht mit normativen Prämissen verbunden. Zur erst müssen 

allen Gesellschaftsmitgliedern gleiche Rechte zur Beeinflussung von Entscheidungen einge-

räumt werden. Es ist das Prinzip der politischen Gleichheit. Politische Gleichheit steht analy-

tisch gleich mit der Frage nach der Gerechtigkeit und Legitimation einer politischen Entschei-

dung (Ganghof 2005, S. 750) und wird in einem substanziellen Sinne als gleiche Berücksichti-

gung von Interessen der Bevölkerung verstanden (Christiano 1996a). Dabei handelt es sich nach 

Christiano nicht um eine funktionale bzw. instrumentalistische Berücksichtigung von Interes-

sen, was er als Erreichen von Zufriedenheit innerhalb der Gesellschaft versteht. Die Qualität des 

demokratischen Verfahrens kann nicht nur Maßstab der Zweckrationalität gemessen werden. 

Dahl und Lindblom definieren die politische Gleichheit als „control over governmental deci-

sions is shared so that the preferences of no one citizen are weighted more heavily than the pref-

erences of any other citizen” (Ware 1981, S. 394). Aus der Literatur zur politischen Gleichheit 

lässt sich eine Liste der grundlegenden Anforderungen bezüglich politischer Partizipation zu-

sammenfassen (Marmor 2005; Christiano 1996a; Ganghof 2005): 

1. Jeder Bürger hat den gleichen Zugang zu Ressourcen politischer Partizipation 

(Wissen, Zeit usw.). 

2. Jeder Bürger kann kollektiv verbindliche Entscheidungen durch legitimes Han-

deln beeinflussen. 

3. Jeder Bürger hat das gleiche Recht und Möglichkeit ein Thema auf die politi-

sche Tagesordnung zu setzen. 

4. Bürger haben das Recht Repräsentanten zu bestimmen, auf die deren politische 

Rechte übertragen werden. 

Eine Definition der politischen Partizipation bedarf einer klaren Unterscheidung zwischen so-

zialer, bürgerlicher (civic seltener civil) und politischer Partizipation (van Deth 2001b, 2001a; 

van der Meer et al. 2010). Soziale Partizipation deckt die Sphäre alltäglicher, sozialer Kontak-

ten. Bürgerliche Partizipation stellt das Vereinsleben und freiwillige Arbeit dar. Politische Par-

tizipation bedeutet also die Teilnahme oder die Beeinflussung an politischen Entscheidungspro-

zessen (Adrian 1977, S. 53). Die Abgrenzung von politischer Partizipation von anderen Formen 

der Beteiligung zielt darauf die Validität und die Messbarkeit des Modells zu sichern. Ferner 

deutet diese Unterscheidung darauf hin, dass soziale und bürgerlicher Partizipation Elemente 

der funktionaler und besonders der kommunikativen Integration sind und im Kontext der Di-

mensionen sozialer Integration abgegrenzt von politischer Partizipation stehen. Definiert man 

ein politisches System über seine Funktion kollektiv verbindliche Entscheidungen zur Lösung 

gesellschaftlicher Konflikten zu treffen (Czerwick 2011, S. 39) ergibt sich daraus ein theoreti-

scher Zusammenhang für die Darlegung des Begriffes politischer Partizipation. Im Kontext der 
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vorliegenden Arbeit bedeutet politische Partizipation direkte oder indirekte Beeinflussung kol-

lektiv verbindlicher Entscheidungen auf verschiedenen Ebenen eines politischen Systems durch 

Individuen oder Gruppen (van Deth 2001b, S. 5; Ekman und Amnå 2012, S. 289; Parry et al. 

1992, S. 16). 

Politische Partizipation stellt eine unmittelbare, direkte Handlung dar. Diese Auffassung ergibt 

sich nicht zuerst aus der historischen Analyse des Diskurses um Definition von politischen Ak-

tivitäten. Die Partizipationsforschung hat seit ihren Beginn durch die Wahlbeteiligung das poli-

tische Verhalten abbilden wollen (Jahoda et al. 1975; Lipset und Rokkan 1967; Olsen 1972). 

Eine direkte Handlung, wie der Gang zur Wahlurne, ist leicht analytisch und empirisch zu erfas-

sen und bildet, auch wenn indirekt, politische Präferenzen von Individuen ab. Es ist vorstellbar 

und auch beobachtbar, dass politische Partizipation in einigen auch demokratischen politischen 

Systemen nicht freiwillig erfolgt. Eine politische Beteiligung unter Zwang, mit Ausnahme der 

Wahlpflicht, stufe ich als eine illegitime Handlung ein (Kaase 1992). Ich glaube, dass für die 

Analyse von politischer Partizipation eine Unterscheidung zwischen Freiwilligkeit und Freiheit 

getroffen werden muss. Das Prinzip der Freiheit stellt, neben der Gerechtigkeit und Gleichheit, 

Grundlage eines demokratischen politischen Systems dar. Es ist aus normativer Sicht vorstell-

bar, dass man Wahlpflicht befürwortet, um die politische Gleichheit zwischen den Bürgern zu 

gewährleisten (Merkel und Petring 2012). Wahlpflicht verstößt gegen das Prinzip der Freiwil-

ligkeit und nicht der Freiheit. 

Unter indirekter Beeinflussung politischer Entscheidung werden in der vorliegenden Arbeit 

solche Handlungen verstanden, die unmittelbar politische Dimension annehmen, indem sie sich 

indirekt auf institutionellen Rahmenbedingungen eines politischen Systems und seine Akteure 

beziehen oder diese zu beeinflussen versuchen. 

4.2.1 Dimensionen politischer Partizipation 

Wie angedeutet haben sich die meisten Forscher in den Anfängen der Partizipationsforschung 

für eine Operationalisierung des Begriffes über Wahl- und Parteiaktivitäten entschieden (van 

Deth 2001b). Diese Formen politischer Beteiligung werden in der Forschung mit dem Adjektiv 

„verfasst“ bzw. „konventionell“ versehen (Uehlinger 1988, S. 110; Kaase 1992, S. 148). Man 

versteht darunter alle Beteiligungsmöglichkeiten, die einen republikanischen Charakter haben 

und als Hauptinstrumente der Einflussnahme auf politische Entscheidungen in einer repräsenta-

tiven Demokratie gelten und im Grunde eine Staatsbürgerrolle abbilden. Kaase (1992, S. 148) 

zählt die Stimmenabgabe (Wahlen, Referenden) und Mitgliedschaft in einer politischen Organi-

sation (Partei, Gewerkschaften) auf. Diese konventionelle Dimension der politischen Partizipa-

tion bezieht sich direkt auf institutionellen Rahmenbedingungen eines politischen Systems und 
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seine Akteure und wird von Individuen und Gruppen in Anspruch genommen (Ekman und Am-

nå 2012, S. 8). 

Die zweite Dimension stellen alle Formen politischer Beteiligung dar, die in der Literatur als 

unkonventionelle, unverfasste bzw. außer-parlamentarische Formen zusammengefasst werden  

(Uehlinger 1988, S. 110; Kaase 1992, S. 148; Ekman und Amnå 2012). Diese unkonventionelle 

Dimension der politischen Partizipation bezieht sich indirekt auf institutionellen Rahmenbedin-

gungen eines politischen Systems und seine Akteure und wird überwiegend als Protestverhalten 

operationalisiert.  Dieses Protestverhalten kann, um den Bezug auf die institutionellen Rahmen-

bedingungen eines politischen Systems wiederherzustellen, einen legitimen oder illegitimen 

Charakter77 haben und wiederum von Individuen und Gruppen in Anspruch genommen werden. 

Als legitim gilt dieses Protestverhalten, welches durch moralische Vorstellungen, meistens um-

gesetzt ins geltende Recht, nicht verboten sind z. B. genehmigte Demonstrationen und Proteste, 

Arbeitsstreiks, das Unterschreiben von Petitionen, das Kontaktieren von Politikern, die Teil-

nahme an politischen Meetings/Kundgebungen, politisch-korrektes Einkaufen und ziviles Un-

gehorsam (Stolle et al. 2005; van Deth 2001b; Ekman und Amnå 2012; Norris 2002). Das wich-

tigste Kriterium stellt der Verzicht auf Gewalt dar. Alle Formen von politischer Gewalt gelten 

in diesem Zusammenhang als illegitimes Handeln und sind nicht nur rechtlich aber auch mora-

lisch sanktioniert. In der Tabelle 4-1 werden den jeweiligen politischen Partizipationsformen in 

Anlehnung an Ekman und Amnå (2012, S. 295) und Uehlinger (1988, S. 110) ihre unterschied-

lichen Charakteristika zugeordnet. 

                                                        
77 Es bezieht sich hierbei auf die moralische bzw. gesellschaftliche Legitimität der Handlung und nicht auf politische 

oder rechtliche Legitimität, die wiederum als legal oder illegal charakterisiert werden kann. 



4 Politische Partizipation 75 

Tabelle 4-1 Dimensionen politischer Partizipation 

Politische Partizipation 

Unkonventionelle politische Partizipation 

 

Konventionelle 

politische Partizipation Legitimes Handeln Illegitimes Handeln 

Indivi-

duali-

sierte 

For-

men 

! Stim-
menan-
gabe 
(auch 
„blank 
voting) 

! Spenden 
an politi-
sche Par-
tei oder 
Gewerk-
schaft 

! das Unterschreiben 
von Petitionen 

! das Kontaktieren von 
Politikern 

! Produktboykott bzw. 
politisch-korrektes 
Einkaufen 

 

 

! Politi-
scher 
Gewalt 

! Straßen-
blocka-
den, nicht 
geneh-
migte 
Demon-
strationen 
und 
Streiks 

Kol-

lektive 

For-

men 

! Mitglied
schaft in 
einer po-
litischen 
Partei 
oder 
Gewerk-
schaft 

! Arbeit 
für eine 
politi-
sche Par-
tei oder 
Gewerk-
schaft 

! Teilnahme an politi-
schen genehmigten 
bzw. legalen Mee-
tings/Kundgebungen/
Demonstrationen 

! Legale Streiks 

! das Kontaktieren von 
Politikern 

! Mitgliedschaft in poli-
tischen Organisationen 
z. B. neue soziale Be-
wegungen 

! Politi-
scher 
Gewalt 

! Straßen-
blocka-
den, nicht 
geneh-
migte 
Demon-
strationen 
und 
Streiks 

 

Selbstverständlich findet politische Beteiligung nicht „selbstinduziert“ statt. In der Partizipati-

onsforschung werden vier Prädispositionen genannt, die den Einfluss auf die Häufigkeit der 

Beteiligung haben (Kaase 1992, S. 158; Niedermayer 2005, S. 200). Es sind situative Elemente, 

subjektive Elemente und institutionelle Elemente als auch individuelle Ressourcen und demo-

graphische Merkmale. Situative Elemente sind als mobilisierende Anreize zu verstehen, die 

aktiv zum Handeln veranlassen (Norris et al. 2009). Subjektive Einstellungen lassen sich als 

individuelle Wahrnehmung der Handlungsfähigkeiten und Vertrauen in eigene politische Kom-

petenzen verstehen (Becker 2005; Vetter 1997). Demnächst sind institutionelle Gegebenheiten 

entscheidend für die politische Partizipation (Blais und Dobrzynska 1998; Perea 2002). Ab-

schließend ist es die Ausstattung mit individuellen Ressourcen und demographische Merkmalen 

von Bedeutung (Verba et al. 1995). 

Politische Partizipation kann man, wie in der Tabelle 4-1 dargestellt, nach ihren Formen und 

Dimensionen unterscheiden, aber auch nach Umfang und Streuung der verschiedenen Handlun-

gen. Dafür wird meistens untersucht, wie viele Bürger eine bestimmte Partizipationsform ange-
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wandt haben. Die empirische Partizipationsforschung fokussiert auf die Mikroebene, da sie im 

Hinblick auf die Konzeptualisierung die politische Partizipation als ein individueller Beteili-

gungsakt betrachtet und weitgehend auf die Analyse von Umfragedaten basiert. Allerdings spie-

len Überschneidungen zwischen Mikro-, Meso- und Makroebene in verschiedenen Ansätzen in 

der zunehmenden Maße eine wichtige Rolle, wobei die Einbettung einzelner Bürger und Bürge-

rinnen in Gruppen und die damit verbundenen Mobilisierungsprozesse betrachtet werden. Die 

Abgrenzung zwischen den verschiedenen Forschungsstrategien ist in der Literatur nicht über-

einstimmend (van Deth 2009, S. 145). 

Die verschiedenen Dimensionen der politischen Partizipation berücksichtigen die symbolische 

und nicht-symbolische (instrumentelle bzw. funktionalistische) Dimension der politischen Be-

teiligung. Symbolische Beteiligungsformen können die negativen und stereotypischen Einstel-

lungen der Individuen gegenüber politischen Institutionen abbauen oder die Identifikation mit 

dem Staat stärken (Conway 1985, S. 8). Die symbolische Dimension kann nicht einer bestimm-

ten Form politischer Beteiligung zugeschrieben werden. Sowohl unkonventionelle wie konven-

tionelle Formen weisen symbolische und nicht-symbolische Dimensionen auf. Stimmenabgabe 

kann als Systemunterstützung oder im Falle von „blank ballot“ als das Misstrauen verstanden 

werden (Conway 1985, S. 10). Symbolische Dimension kann folgend typologisiert werden. Sie 

kann referentiellen oder kondensationalen Charakter aufweisen. Referentielle Symbole sind 

Elemente die von Individuen auf die gleiche Weise definiert werden. Sie helfen den Individuen 

die soziale Umwelt zu verstehen und reduzieren damit ihre Komplexität. Es kann z. B. die Zahl 

der Städte als Symbol der Entwicklung einer Gesellschaft sein. Kondensationale Symbole sind 

evozierte Einstellungen und Emotionen die mit einer Situation in Verbindung gebracht werden 

(Edelman 1985, S. 6). Es kann z. B. das Hießen einer Fahne am Feiertagen als Patriotismus 

bzw. Nationalismus verstanden werden. Im Kontext politischer Beteiligung kann der Mangel an 

politischer Partizipation ein Zeichen für die politische Verdrossenheit sein. Die Forschung wiest 

darauf hin, dass der Begriff der politischen Verdrossenheit mehrere Darlegungen hat und ein 

sehr komplexes Phänomen ist (Arzheimer 2002; Schwartz 1973). In der Praxis beinhaltet jede 

Form der politischen Partizipation funktionalistische und symbolische Dimension (Edelman 

1985, S. 7). 

4.2.2 Ansätze zur Erklärung politischer Partizipation 

Theorien der Partizipation stellen grundsätzlich drei Modelle auf, die uns Antworten auf die 

Frage geben können, warum Individuen politisch aktiv werden? Einerseits gehören der Depriva-

tionsansatz (Jahoda et al. 1975; Gurr 1970) und der Ressourcenansatz (Norris 2002; Verba und 

Nie 1972; Brady et al. 1995) zu den bedeutendsten Erklärungsmustern moderner Partizipations-

forschung. Anderseits wird auf die politische Kultur und Werte innerhalb der Gesellschaft hin-

gewiesen (Almond und Verba 1963; Inglehart und Welzel 2005). Alle diese Konzeptionen er-
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fassen in der gleichen Maße die Vorkonditionen der unterschiedlichen Qualitäten, Graden und 

Formen politischer Beteiligung. Im Folgenden soll auf die Erklärungskraft dieser Ansätze ver-

wiesen und empirische Untersuchungen dargestellt werden. Diese Ansätze stellen gewisser Ma-

ßen Vorbedingungen politischer Partizipation dar, die dank eklektischer Zusammenstellung auf 

die Mehrdimensionalität von Präkognitionen der politischen Beteiligung hinweisen. 

Deprivationsansatz 

Die Aktivität der Individuen in Bezug auf politische Beteiligung ist signifikant von psychologi-

schen Faktoren abhängig (Conway 1985). Der Deprivationsansatz (Jahoda et al. 1975; Gurr 

1970; Davies 1962) versucht diese Einstellungen analytisch zu untersuchen, um eine Antwort 

auf die Frage zu geben, warum Individuen aktiv bzw. nicht aktiv sind? Die Vorgedanken des 

Ansatzes sind auf die damals sehr innovative Forschung von Jahoda, Lazarsfeld und Zeisel zu-

rückzuführen. Ausgegangen von einem multiplen Armutsmodell als Messinstrument untersuch-

ten die Forscher/-innen die Auswirkung von Arbeitslosigkeit und Armut auf Mitglieder einer 

Gemeinde. Diese Faktoren wirken auf die individuelle Haltung und die Gesellschaft. Resignati-

on und Apathie innerhalb von 77% der Haushalte war die Folge (Jahoda et al. 1975, S. 75) Es 

breitete sich pathologisches Verhalten aus. Jahoda. Lazarsfled und Zeisel beschreiben der Zu-

stand dieser Gesellschaft mit dem Adjektiv „müde“. Sie beobachteten der Niedergang von der 

Solidargemeinschaft78, des kulturellen und politischen Lebens (Jahoda et al. 1975, S. 55–63). In 

ihrer Studie bewiesen „Jahoda, Lazarsfeld und Zeisel (1975 [1933]) eindrucksvoll, wie erlebtes 

Unrecht zur kollektiven Lähmung und zum resignativen Verzicht auf jegliche politische Ein-

flußnahme führen kann“ (Liebig und Wegener 1999, S. 265). 

Ted Gurr (1970) fragt in seinem Werk nach den Zusammenhang zwischen Deprivation und 

individuellem Verhalten. Gurr definiert relative Deprivation als „the actors’ perception of dis-

crepancy between their value expectations and their value capacities“ (Gurr 1970, S. 24). 

Selbstverständlich sehen Davies (1962), der als Vordenker des Deprivationsansatzesgilt, und 

Gurr (1970) ein, dass diese Diskrepanz in den meisten Fällen vorhanden ist. Es gibt aber Situa-

tionen, in den das Missverhältnis als ungerecht empfunden wird. Die Wahrnehmung der Erwar-

tungen und der Möglichkeiten hangt von der Referenzgruppe bzw. dem Referenzzustand ab und 

stellen die Grundlage revolutionärer Einstellungen dar (Davies 1962, S. 6). Gurr verfasst drei 

typische Formen der Deprivation, die er analytisch mit Formen des politischen Protests verbin-

det. Unter decremental deprivation definiert Gurr die Situation, wenn die Erwartungen an die 

eigene Lage stabil sind, verschlechtern sich die (wahrgenommenen) Möglichkeiten. Als Bei-

spiel nennt Gurr (1970, S. 47) russische Revolution. Aspirational deprivation tritt auf, wenn die 

Erwartungen an die eigene Lage steigen, die (wahrgenommenen) Möglichkeiten bleiben aber 

stabil. Gurr (1970, S. 51) liegt als Beispiel die bürgerliche Revolutionen des 18. und 19. Jahr-
                                                        
78 Dies steht im engen theoretischen Zusammenhang mit sozialer Integration. 
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hunderts. Progressiv deprivation wird beobachtet, wenn die Erwartungen an die eigene Lage 

steigen, während die (wahrgenommenen) Möglichkeiten, relativ zu den gestiegenen Anforde-

rungen, nicht im gleichen Maße steigern. Gurr (Gurr 1970, S. 53) sieht hierbei den Kampf um 

die rechtliche und politische Gleichstellung von Afroamerikaner seit den 1940er Jahren. 

Im Kontext des Deprivationsansatzes ist es lehrreich einen Blick auf Durkheims Theorie zu 

werfen (Durkheim 1992; Baurmann 1999). Wird eine Gesellschaftsordnung als gerecht wahrge-

nommen, sind Individuen in der Gesellschaft integriert. Im Folge dessen werden Normen und 

Werte akzeptiert, was die Stabilität der Gesellschaftsordnung sichert. Falls die Gesellschafts-

ordnung als ungerecht wahrgenommen wird, können Individuen in die Gesellschaft nicht inte-

griert werden. Es folgt deren Rückzug aus dem öffentlichen Leben, die gesellschaftliche Ord-

nung wird instabil. Darauf reagieren Individuen mit abweichendem Verhalten, was Durkheim 

als Anomie definiert (Baurmann 1999, Sztompka 2010). „Eine politische Ordnung wird aus 

Durkheims Sicht immer dann freiwillig anerkannt, wenn die bestehenden Ungleichheiten auf 

Verteilungsprozessen beruhen, die mit den Gerechtigkeitsvorstellungen der Menschen in Ein-

klang stehen“ (Liebig und Wegener 1999, S. 265). 

In der Literatur findet man auch Ansätze die relative Deprivation über die Handlungstheorie zu 

erklären versuchen. Baum (Baum 1978) definiert die relative Deprivation über strukturelle Be-

schränkungen des Handelns. „(gesellschaftliche) Positionen sind dadurch gekennzeichnet, daß 

sie einen Rahmen struktureller Gegebenheiten schaffen, den das Individuum nicht unmittelbar 

verändern oder beeinflussen kann“ (Baum 1978, S. 33). Baum unterscheidet drei Bereiche, in 

denen die ungleiche Verteilung von Handlungschancen entsteht: 

i. Ungleiche Verteilung sozioökonomischer Mittel und Chancen (Reproduktions-

prinzip) 

ii. Ungleiche Verteilung des Prestiges (Interaktionsprinzip) 

iii. Ungleiche Verteilung von Interaktionschancen (Integrationsprinzip) 

Die Auswahl der Bereiche begründet Baum (1978, S. 27) in einer Analyse gesellschaftlicher 

Realität, in der er für bestätigt hält, dass für Individuen „durch einen relativen Verlust ihres 

sozialen Status“ eine Vielzahl von Kommunikationsmöglichkeiten, Rollen und Positionen nicht 

erreichbar sind. Die ungleichen Verteilungen verursachen verschiede Deprivationslagen, die 

auch einen kumulativen Charakter aufweisen können (Baum 1978, S. 31). Über die drei oben 

genannten Prinzipien operationalisiert Baum die relative Deprivation als soziale Schwäche, 

Stigmatisierung und soziale Isolation. Niedriger Zugang zur Handlungschancen hat einen signi-

fikanten Einfluss auf politische Partizipation (Baum 1978). Dieser Befund überrascht nicht, 

wenn man die Ergebnisse der Forschung aus dem Bereich politischer Entfremdung (alienation) 

berücksichtigt (Templeton 1966; Schwartz 1973). Des Weiteren werden dieser Befunde in einer 

komparatistischen Perspektive Verba, Nie und Kim (1978) und zwei Jahre später Allerbeck 
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(1980) bestätigt. Empirische Untersuchungen von Rosenstone bekräftigen die Tendenz, dass 

Armut und Arbeitslosigkeit negativen Einfluss auf Wahlbeteiligung haben (Rosenstone 1982). 

Dabei muss berücksichtigt werden, dass in einer Vielzahl von Studien belegt wurde, dass objek-

tive Deprivationsfaktoren, z. B. Einkommen oder Arbeitslosigkeit „kaum direkten Einfluss auf 

die Entwicklung von Vorurteilen oder Gewalttätigkeit haben“ (Baier und Rippl 2005, S. 648). 

Kritisch wurde zu Recht von Baier und Rippl bemerkt, dass sich Deprivationsansätze teils auf 

soziale Marginalisierung beschränken und Deprivationslagen in den Mittelschicht nicht erfassen 

können (Baier und Rippl 2005). 

Liebig und Wegener haben im Kontext der Untersuchung über die Folgen der sozialen Unge-

rechtigkeit im vereinten Deutschland festgestellt, dass Ost-West Unterschiede in Bezug auf 

ordnungsbezogene Gerechtigkeit in der Wahrnehmung der Ost- und Westdeutschen weitgehend 

vorhanden sind. Die verteilungsbezogene Gerechtigkeit fällt in ostdeutscher Wahrnehmung 

negativer als unter den Westdeutschen aus. Darüber hinaus führt die relative Deprivation zum 

inkonsistenten Verhalten. Unter den Westdeutschen kommt es zu Protest, die Ostdeutschen 

neigen eher zu politischer Verweigerung. Empirische Ergebnisse dieser Untersuchung weisen 

darüber hinaus auf Inkonsistenz des Ansatzes auf. Personen mit einem Hochschulabschluss 

neigen öfter zur Protest als andere Bildungsgruppen (Liebig und Wegener 1999, S. 11). Die 

Partizipationsforschung stellt andere alternative Ansätze zur Erklärung politischer Beteiligung 

zur Verfügung. 

Kulturansatz 

Die Kultur gehört zu den zentralen Begriffen der Anthropologie und stellt eine Art Modus dar, 

wie sich Individuen in einer Gesellschaft verhalten (Sztompka 2010). In der Partizipationsfor-

schung steht die Kultur im Spannungsfeld zwischen der Gemeinschaft, Herrschaft und den Kon-

flikt (Pickel und Pickel 2006).  

Mit ihrer vergleichenden Studie prägten Almond und Verba (1963) den Begriff „Civic Culture“. 

Politische Kultur bezieht sich in ihren Ansatz auf die Einstellungen der Subjekte gegenüber den 

politischen Objekten. Das politische Verhalten von Subjekten resultiert aus deren Einstellungen 

und Orientierungen (Niedermayer 2005). Almond und Verba definierten politische Kultur einer 

Gesellschaft als „political system as internalised in the cognitions, fellings and evaluations of its 

population“ (Almond und Verba 1963, S. 14). Die Forschungsstrategie der Politischen Kultur-

forschung zielt darauf, die Funktionalitäten und Leistungen einer Demokratie an kulturelle 

Normen und Verhaltenspositionen von Subjekten im Verhältnis zum Staat und Politik zu erklä-

ren (Inglehart und Welzel 2005, S. 159). Daraus werden Interpretationen für politisches Verhal-

ten entwickelt. 
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Einer der Ursachen für Veränderung der politischen Beteiligung wird in der Modernisierung 

und Individualisierung gesehen. Modernisierung wird in der Forschung als ein Prozess der 

„Entwicklung verstanden, in welchen die sozioökonomische Entwicklung den kulturellen Wan-

del hervorbringt“, welcher Einfluss auf Einstellungen von Individuen und in Folge dessen auf 

das  politische System hat (Inglehart und Welzel 2005, S. 2). Ingelhart und Welzel (2005) neh-

men an, dass pro-demokratische Einstellungen in Sozialisationsprozessen gefördert werden, 

wobei die optimal strukturierte Institutionen eine kompatible Massenkultur als Unterstützung 

benötigen (Inglehart und Welzel 2005, S. 159).  

Der kulturelle Wandel und die Modernisierung haben der politischen Partizipation einen neuen 

Charakter gegeben. Durch die Veränderung der sozialen Struktur wurde politische Beteiligung 

zu einem Massenphänomen. In den modernen Gesellschaften änderten sich infolge der Moder-

nisierung die politischen Mobilisationsformen von den traditionellen Inhalten zur problemspezi-

fischen Themenbereichen (Inglehart und Welzel 2005, S. 44). Ferner beobachtet man in der 

empirischen Partizipationsforschung die Änderung der Präferenzen bezüglich Formen der poli-

tischen Partizipation. In den modernen Gesellschaften spielen unkonventionellen Formen der 

politischen Beteiligung eine zunehmende Rolle (Norris 2002; Dalton 2008). „Citizen participa-

tion is becoming more closely linked to citizen influence“ (Dalton 2008, S. 94). Darüber hinaus 

wird unter jüngeren Kohorten politisches Verhalten bevorzugt, welches in der Opposition zur 

politischen und gesellschaftlichen Eliten darstellt (Inglehart und Welzel 2005, S. 118). Auch 

wenn der Zusammenhang nicht deterministisch ist, „gibt es einen Zusammenhang zwischen 

sozioökonomischen Ressourcen, Werten der Selbstdarstellung und Selbstbestimmung und der 

Praxis eines demokratischen Systems“ (Inglehart und Welzel 2005, S. 164).   

Empirische Partizipationsforschung befasst sich im Kontext des kulturellen Wandels mit der 

Veränderung von sozialen Normen, die Dalton als citizenship norms bezeichnet (Dalton 2008). 

Im Hinblick auf die Wahlnorm deuten die empirischen Ergebnisse darauf hin, dass „die Motiva-

tion eines Individuums bei der Wahlnorm einer vielschichtigen Gemengelage von Erfahrungen 

in der Gesellschaft (...), der Beziehungen zwischen Individuum und staatlichen System, sowie 

dem demokratischen Kontext, in dem sich das Individuum befindet“ (Goerres 2010, S. 293). 

Ressourcenansatz 

Politische Partizipation wie jede andere Form des sozialen Handelns benötigt bestimmte Res-

sourcen. Niedrige Kosten der Partizipation fördern diese, unabhängig von deren Art. Individuen 

mit mehr Geld, Zeit, Wissen, Selbstvertrauen, Fähigkeiten und Fertigkeiten partizipieren öfter 

als diejenigen, die nicht im gleichen Maße über diesen Ressourcen verfügen (Verba et al. 1995; 

Brady et al. 1995; Conway 1985; van der Meer et al. 2010). 
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Auch wenn dieser Zusammenhang in unzähligen Studien empirisch bestätigt wurde, kann man 

in der Literatur alternative Erklärungen für politische Beteiligung finden. Diese Erklärungsan-

sätze reichen von demographischen Merkmalen bis hin zu komplexen Modellierungen, die sich 

auf Verfügbarkeit über bestimmte Ressourcen berufen. Moderner Ressourcenansatz wurde unter 

anderen aus dem aus der Wahlforschung stammenden sozio-strukturellen Ansatz entwickelt. 

Der sozio-strukturelle Ansatz unterstellt auf der Makroebene anhand historischer wie empiri-

scher Analysen, dass Parteien expressive wie instrumentelle Funktionen haben, die sie als quasi 

Angebot den Wähler vorstellen. Die Wähler haben bestimmte von der sozialen Lage abhängige 

politische Präferenzen, die darüber entscheiden, welches Angebot in Anspruch genommen wird. 

Parteisysteme spiegeln somit zu großen Teilen typische Interessenkonflikte wider, wie z. B. 

zwischen Land und Stadt oder Religiosität und Säkularisierung (Lipset und Rokkan 1967). Der 

Milieu-Ansatz von Lepsius (1966) ruft die Bedeutung von sozialen Gruppen hervor. Die Zuge-

hörigkeit zu einem bestimmten Milieu beeinflusst individuelle politische Entscheidungen, da 

Milieus die gruppenspezifische Wahrnehmung von Interessengegensätzen verstärkt. Moderne 

empirische Wahlforschung hat einen Zusammenhang zwischen sozialer Mobilität, Religiosität, 

Lebensstandard, Zahl der Gewerkschaftsmitgliedern und Wahlbeteiligung belegt (Nieuwbeerta 

und Wout 1999). Untersuchungen bezüglich neuer Demokratien weisen ähnliche Befunde auf, 

wobei man sehr große Parteifluktuation innerhalb der Wählerschaft betonen muss (Domanski 

2008; Tavits 2008). 

Ferner spielt das Alter eine Rolle im Kontext politischer Beteiligung (Beck und Jennings 1982). 

Jüngere Kohorten sind weniger aktiv als andere Altersjahrgänge und neigen mehr zur unkon-

ventionellen politischen Partizipation, wobei je älter sie werden, desto mehr stagniert dieses 

Effekt (Hadjar und Becker 2007, S. 433). Die mittlere Kohorten gehören zu den aktivsten 

(Engels 2004, S. 22; Fahmy 2003, S. 9). Auch die Zugehörigkeiten zur ethischen Minderheiten 

hat einen negativen Einfluss auf politische Beteiligung (Conway 1985, S. 24), wobei dies heut-

zutage stark an der Bedeutung verloren hat und zunehmend andere Faktoren, wie Bildung, eine 

Rolle spielen (Verba et al. 1995, Kap. XIII). 

Individuen mit einem hohen soziökonomischen Status sind aktiver als diejenigen deren Status 

als niedrig erfasst wird (Verba und Nie 1972, S. 132). Die Stärke dieses Effektes variiert im 

internationalen Vergleich. Die sozioökonomischen Ansätze greifen auf die meritokratische 

Triade: Einkommen, Bildung, Beruf zurück. Die Höhe des Einkommens gehört zu den wichtig-

sten Determinanten politischer Beteiligung (Milbrath und Goel 1977, S. 96; Verba et al. 1995, 

S. 188; Rosenstone 1982), genauso wie die Bildung (Conway 1985, S. 21; Verba et al. 1978, S. 

67) und das Prestige des ausgeübten Berufes (Milbrath und Goel 1977, S. 92) aber auch der 

Arbeitsstatus (Rosenstone 1982, S. 34), wobei die Mobilisation seitens politischer und sozialer 

Organisationen die Wirkung von soziökonomischem Status verringern kann. 
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Entscheidend für politische Beteiligung sind die für jedes Individuum verfügbaren Ressourcen. 

Verba, Scholzman und Brady (1995) unterteilten diese Ressourcen in drei Kategorien. Individu-

elle Ressourcen, politische Orientierung79 und Zugang zu Rekrutierungsnetzwerken. Zu den 

individuellen Ressourcen zählen Einkommen, persönlichverfügbare Zeit und civic skills. Indivi-

duen brauchen Zeit-Ressourcen um sich politisch einsetzen zu können. Das Einkommen kann 

sich z. B. als Spende für eine politische Organisation artikulieren. Vergleicht man die ersten 

zwei Faktoren, ist die verfügbare Zeit gleichmäßiger verteilt. Der Tag hat genau 24 Stunden und 

die Zeit kann, anders als Geld nicht akkumuliert werden (Verba et al. 1995, S. 288ff). 

Civic skills sind organisatorische und kommunikative Fertigkeiten oder auch Fähigkeiten die 

bereits in der Schule, bei der Arbeit und in freiwilligen Vereinigungen erlernt, eingeübt und 

praktiziert werden. Es können Fähigkeiten sein, wie Argumente zu formulieren und zu diskutie-

ren oder Informationen zu beschaffen und diese zu verarbeiten. Nach Verba, Scholzman und 

Brady gibt es vier Formen von civic skills, die man mit vier „Orten“ gleichsetzen kann (Verba et 

al. 1995, S. 304ff). Es sind: 

i. die Schule: Wissen, Sprachfähigkeit, Schulgremien 

ii. der Beruf: Darstellung und Organisation - job skills 

iii. der Verein: Darstellung und Organisation - organizational skills 

iv. die Kirche: Organisation und Gremienarbeit - church skills. 

Menschen in den unteren sozialen Lagen haben geringere Chancen im Beruf und gesellschaftli-

chen Leben diese Fähigkeiten zu erwerben. Infolge dessen ist die politische Partizipation für sie 

mit höheren Kosten verbunden (Verba et al. 1995, Kap. XI). 

Mobilisation ist „ein Prozess, indem die Individuen von Kandidaten, Parteien, Aktivisten und 

politische Gruppen zur politischen Partizipation veranlasst werden“ (Rosenstone und Hansen 

1993, S. 25). Eine der Ursachen für politische Apathie ist das fehlende Netzwerk „of recruit-

ment, through which citizens are mobilized to politics“ (Verba et al. 1995, S. 16). In diesem 

Kontext wird in der Forschung zwischen der direkten und indirekten Mobilisierung unterschie-

den. Direkte Mobilisierung findet durch direkte, persönliche Kommunikation bzw. Ansprache 

statt. Im Gegensatz stellt indirekte Mobilisierung durch unpersönliche Kommunikation dar 

(Rosenstone und Hansen 1993, S. 26). 

                                                        
79 Politische Orientierungen werden unter anderen Erklärungsfaktoren im nachfolgenden Unterkapitel berücksichtigt, 

da es in der Literatur nicht klar ist, ob diese zum Ressourcenansatz oder zum Kulturansatz zugeordnet werden 
sollen (Almond und Verba 1963, S. 13; Niedermayer 2005, S. 17). 
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Andere Erklärungsfaktoren 

Neben diesen anerkannten Ansätzen findet man in der Literatur andere Erklärungsfaktoren, die 

einen signifikanten Einfluss auf politische Beteiligung haben. Sie werden nicht selten mit politi-

scher Institutionen und psychologischen Vorkonditionen verbunden. 

Empirische Studien haben einen Zusammenhang zwischen struktureller Dimension und politi-

scher Partizipation bestätigt. Zu einem spielt im Hinblick auf Wahlen die institutionelle Aus-

richtung des Wahlsystems (z. B. Mehrheits- und Verhältniswahlen) und Wahlpflicht eine wich-

tige Rolle. Zum anderen ist die Anzahl politischer Parteien und Parlamentskammern bedeutend 

(Jackman 1987; Blais und Dobrzynska 1998). Ferner ist die Wahlbeteiligungsquote stark von 

dem Grand ökonomischer Entwicklung, der Analphabetismusquote und der Anzahl der Ein-

wohner abhängig. Reiche, kleine Länder mit Mehrheitswahlen und einer Wahlpflicht weisen 

höhere Wahlbeteiligung auf (Blais und Dobrzynska 1998, S. 252). Norris (2002) untersuchte, 

neben „klassischen“ politischen Institutionen (z. B. Mehrheits- und Verhältniswahlen) die spezi-

fischen institutionalisierten Dimensionen von Wahlsystemen, wie Häufigkeit einer Wahl, Wah-

len am Arbeitsfreientag, Möglichkeit einer Briefwahl, die Notwendigkeit einer Registrierung 

etc.. Auch wenn nach Norris die Effekte dieser Dimensionen als nicht signifikant einzustufen 

sind, bestätigt ihre Studie die Ergebnisse von Blais und Dobrzynska auf Makroebene (Norris 

2002, S. 82).80 Politische Institutionen, wie wohlfahrtstaatliche Institutionen und Wahlrecht 

haben signifikanten Einfluss auf die Wahlbeteiligung (Radcliff 1992). Auch soziale Ungleich-

heit hat auf Grund niedriger Umverteilung als Form des Sozialstaates einen Effekt auf die 

Wahlbeteiligung und verschärft das Problem der politischen Ungleichheit (Anderson und Bera-

mendi 2012; Schäfer et al. 2013).  

Politische Orientierung, die „Individuen den Umgang mit politischer Realität ermöglicht bezei-

hen sich auf eine Vielzahl von Objekten“ (Niedermayer 2005, S. 16). In der Literatur wird eine 

Unterscheidung zwischen Orientierungsarten und Orientierungsobjekten getroffen. Orientie-

rungsobjekte beziehen sich auf die strukturelle (z. B. politische Institutionen) und inhaltliche 

Dimension (z. B. Umverteilung von Gütern) des politischen Systems. Orientierungsarten bezie-

hen sich auf kognitive (descriptive), evaluative und konative Orientierungen (Conway 1985, S. 

35; Niedermayer 2005, S. 17). Auch kognitive (descriptive) Orientierungen beeinflussen politi-

sche Beteiligung. Großes politische Interesse und objektives wie subjektives Wissen haben ei-

nen positiven Effekt auf politische Beteiligung (van Deth 1990). Normen bezogen auf die 

Staatsbürgerrolle (civic duty) wie auch die Wahrnehmung von Bedeutung der eigenen politi-

schen Stimme und ihre Wirksamkeit, spielen eine wichtige Rolle. In der Literatur wird dieses 

als politische Wirksamkeit oder politische Einflussüberzegung definiert (political efficacy) 

(Beierlein et al. 2012). Man unterschiedet zwischen interner politischer Wirksamkeit, die als 

                                                        
80 Diese Indikatoren scheinen wichtige Relevanz als Kontrollvariablen aufzuweisen.  
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„individual’s self-perceptions that they are capable of understanding politics and competent 

enough to participate in a political act“ und externer politischer Wirksamkeit, die als „expressed 

beliefs about political institutions’ and the belief that leaders and institutions are responsive to 

the participation of individuals“ dargelegt werden (Karp und Banducci 2008, S. 8). Mit wach-

sender politischer Wirksamkeit und klaren Parteipräferenzen, steigt die Wahlbeteiligung (Karp 

und Banducci 2008). Evaluative Orientierungen, wie Beurteilung auf positiv bzw. negativ, aber 

auch wertbezogene Bewertungen, haben Einfluss auf politische Partizipation (Verba und Nie 

1972; Rosenstone und Hansen 1993; Inglehart und Welzel 2005). Ferner stehen auch im Zu-

sammenhang mit politischer Beteiligung konative Orientierungen also Verhaltensabsichten. 

Diese weisen positive Effekte auf, nur wenn es zur Mobilisierung bzw. Impulsen kommt, um 

politisch aktiv zu werden (Conway 1985; Norris 2002). 
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5 Analytischer und methodologischer Rahmen 

Im folgenden Kapitel wird der analytischer Rahmen und das methodische Vorgehen beschrie-

ben. Die Fragestellung der vorliegenden Arbeit wird mithilfe von vergleichenden Aggregatdaten 

demokratisch-verfasster politischer Systeme untersucht, die als etablierte Demokratien gelten 

und unterschiedliche breite der wohlfahrtstaatlichen Maßnahmen aufweisen.81 Somit ist die 

Studie dem multi-cross Research und cross-sectional analysis zuzuordnen (Hopkins und 

Wallerstein 1967). Durch die Fokussierung der Untersuchung auf demokratisch-verfasste politi-

sche Systeme, deren Gesellschaften ähnlichen Grad der funktionalen Differenzierung und Mo-

dernisierung erreichten, kann das methodisches Vorgehen der vorliegender Arbeit als most-

similar-system-Design bezeichnet werden (Przeworski und Teune 1970; Jahn 2011, S. 75ff; 

Strykow 2007, S. 42–44). Die vorliegende Studie nimmt an, dass der Effekt der sozialen Inte-

gration auf politische Partizipation in untersuchten Demokratien verhältnismäßig ähnlich ist. 

Hinweise auf die Plausibilität dieser Annahme liefern uns im Kapitel 4.2.2 vorgestellte empiri-

sche Befunde. Die zentrale Annahme der vorliegenden Untersuchung lautet, dass jeder Indikator 

und jede Dimension gleiche Bedeutung für soziale Integration haben. Somit besteht keine Not-

wendigkeit der Gewichtung jeweiliger Indikatoren und Dimensionen sozialer Integration.  

Bezogen auf das Konzept des most-similar-system-Designs und das Gesamtmodel unter Be-

rücksichtigung der Literatur müssen in der empirischen Untersuchung Kontextvariablen einbe-

zogen werden. Aus theoretischer Sicht sind es auf das Wahlsystem und auf die nicht-

symbolischen Ressourcen bezogenen Variablen. Hierbei bedient sich die Arbeit den Erkenntnis-

sen der Partizipationsforschung. Ferner wird die Analyse durch die Aufnahme von Kontorollva-

riablen die Bedeutung sozialer Integration, als auch ihrer Dimensionen, festgelegt, da in Regres-

sionsmodellen zur Schätzung des Effektes der Integration auf politische Partizipation die Kon-

textfaktoren, wie z. B. Wahl- oder Parteisysteme zusätzlich modelliert werden können.  

In der Abbildung 3 wird das Vorgehen bei der Bildung von dimensionspezifischen Indizes gra-

phisch dargestellt. Bei der empirischen Konstruktion der Indizien82 sozialer Integration und 

politischer Partizipation wurde auf bereits vorhandene Datenbestände zurückgegriffen. Dieses 

Vorgehen wird in der Forschungsliteratur als Sekundäranalyse bezeichnet (Pickel und Pickel 

2006, S. 33–35). Es kann sich dabei um Indikatoren handeln, die auf der Länderebene erhoben 

                                                        
81 Mit der Bezeichnung: „demokratisch-verfasste politische Systeme (...), die als etablierte Demokratien gelten und 

unterschiedliche breite der wohlfahrtstaatlichen Maßnahmen aufweisen“ wurde die Grundgesamtheit definiert. 
Die in den Analysen zu berücksichtigenden Fälle (Länder) werden aus forschungspragmatischen Gründen (u.A. 
Datenverfügbarkeit) ausgewählt.  

82 „Oft werden Termini Indikator und Index in der methodologischen Literatur alternativ verwendet“ (Besozzi und 
Zahnpfenning 1976, S. 13). In der vorliegenden Arbeit werden die Begriffe Indikator oder Variable für einzelne 
erhobene Merkmale, z.B. die Arbeitslosenquote, benutzt. Der Begriff des Index bezieht sich auf n-Dimensionalen 
Konstrukt, z.B. Subdimension sozialer Integration. 
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worden sind, wie z. B. wohlstaatliche Politik, die gleichzeitig externe Einflussfaktoren (z. B. 

Effekte der Globalisierung) nicht berücksichtigen (Jahn 2009, S. 178). Ferner können es Indika-

toren sein, die durch Aggregation von Individualdaten zustande kamen und als Aggregatdaten 

erfasst werden (Pickel 2009, S. 298). Aggregatdaten können statistische Zahlen und Daten un-

terschiedlichster Art sein, die in eine direkte statistische Beziehung gesetzt werden. (...) Darun-

ter versteht man solche Merkmale von Untersuchungseinheiten, die aus Merkmalen der einzel-

nen Untersuchungseinheit abgeleitet wurden“ (Schnell et al. 1999, S. 105 und 239). Bei den 

Aggregatdatenanalysen werden kollektive Eigenschaften miteinander in Beziehung gesetzt. In 

der vergleichenden Aggregatdatenanalyse stellen häufig Länder die Analyseebene dar. Dabei 

werden die Informationen auf der Länderebene ermittelt oder Individualaussagen auf die Län-

derebene übertragen.83 

Der empirische Teil der Untersuchung wurde mit dem Statistikprogramm SPSS 20 für Mac OS 

X durchgeführt. Die angewandten Methoden der statistischen Analyse werden vor der Anwen-

dung in vereinfachter Form mithilfe eines Beispieles dargestellt. Dabei kann nicht eine Einfüh-

rung in die jeweilige Methode das Ziel sein, sondern nur die Erläuterung von Grundsatzent-

scheidungen, um ihre Anwendung im Kontext der Studie nachvollziehen zu können.  

                                                        
83 Die Beobachtungsebene ist das ganze Land. Da dabei die Differenzen innerhalb der untersuchten Länder nicht 

mehr beobachtbar sind, hat Rokkan (1970, S. 49) dieses Problem als der whole nation bias definiert. 
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6 Operationalisierung 

Im Folgenden sollte die Operationalisierung von Dimensionen sozialer Integration und des In-

dex politischer Partizipation beschrieben werden. Bei einer Indexkonstruktion muss das Pro-

blem der Anzahl der Dimensionen gelöst werden. Die Dimension eines Begriffes kann auf einer 

Achse abgebildet werden, die zwei oder mehrdimensional sein kann. Diese Achsen bildet ein 

„Merkmalraum“ ab, wobei jede Variable ihre Stellung im Raum annimmt und sich dadurch 

lokalisieren lässt (Schnell et al. 1999, S. 161). „Ein Index kann daher als Abbildung eines n-

dimensionalen Merkmalraumes auf eine Variable definiert werden“ (Schnell et al. 1999, S. 

161). Dabei steht man von dem Problem, wie latente aus der Theorie abgeleitete Begriffe auf 

die Beobachtungsebene geführt werden (Besozzi und Zahnpfenning 1976, S. 14). Zwecks Lö-

sung dieses Problems bedient sich die vorliegende Untersuchung sich des typologisch-

induktiven Ansatzes. „Die abstrakten Begriffe werden nicht direkt gemessen – dazu wäre eine 

Theorie notwendig, die Konzepte und Indikatoren eindeutig miteinander verbindet –, sondern 

nach einem bestimmten Induktionsmodell aus den empirischen Daten abgeleitet bzw. konstru-

iert werden (Besozzi und Zahnpfenning 1976, S. 14).  

Vor der tatsätlichen Konstruktion eines Index steht am Anfang die Beobachtung spezifischer 

Phänomene. Im ersten Schritt wird der Begriff bzw. das Index theoretisch konzeptualisiert. Der 

zweite Schritt stellt die Dimensionierung von Begriffen dar, wobei es sich um n-dimensionale 

Merkmalraum handeln kann, also auch mehrere Dimensionen möglich sind. Schließlich müssen 

Indikatoren gefunden werden, die diesen n-dimensionalen Merkmalraum erfassen (Besozzi und 

Zahnpfenning 1976, S. 24–25). Die Abbildung 3 stellt in einem graphischen Entwurf die Kon-

struktion eines Index dar. 
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Abbildung 3 Graphische Darstellung des Vorgehens bei der Bildung von dimensionspezifischen 
Indizes 

6.1 Datenlage und ihre Beschreibung 

Bei der Auswahl der Datenbestände wurde stets darauf geachtet, dass die ausgewählten Daten-

bestände mit angestrebtem Ziel der vorliegenden Arbeit kompatibel sind. Dabei dienten vor 

allem folgende Kriterien für die Auswahl der Daten: 

1. Aufgrund des Forschungsdesigns sollten die Daten aus internationalen vergleichbaren 

Studien stammen. 
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2. Als Grundlage des Auswahlkriteriums gilt die Angemessenheit und Homogenität der In-

dikatoren.84  

Bei der Entscheidung über die Auswahl der Indikatoren werden folgende Kriterien zur Anwen-

dung kommen:85 

1. Aufrechterhaltung der inhaltlichen und theoretischen Breite. 

2. Nutzung des neusten Datenstandes (möglich 2011). 

3. Vergleichbarkeit von Skalenniveaus. 

4. Vermeidung von Fehlendenwerten auf der Aggregatebene. 

Die Kernaussagen der vorliegenden Arbeit beziehen sich auf die Makroebene. Die Grundlage 

für empirische Operationalisierung von beiden Indizes bilden folgende Datensätze: der Daten-

satz des European Values Survey (EVS), der Datensatz des European Social Survey (ESS), der 

Datensatz des International Social Survey Programme (ISSP), der Datensatz des European 

Quality of Life Survey (EQLS). Darüber hinaus wurden die Daten der Organisation for Econo-

mic Co-operation and Development (OECD) und des Eurostat verwendet. Durch die Berück-

sichtigung diese Datensätze kann gewährleistet werden, dass die theoretische Konzeptualisie-

rung möglichst präzise durch Operationalisierung abgebildet wurde und der Index sozialer Inte-

gration, wie die Kernhypothese möglichst umfassend geprüft werden können. 

Der European Values Studie untersucht in regelmäßigen Abständen die politischen und sozio-

kulturellen Veränderungen in Europa. Für diese Studie wird der Datensatz der fünften Umfra-

gewelle aus dem Jahr 2008 verwendet, da er die für diese Studie zentralen Variablen enthält. 

Die Umfrage wurde in 48 Ländern durchgeführt.  

Der European Social Survey86 ist eine Cross-sectional data Studie mit dem Ziel, die Zusam-

menhänge zwischen dem gesellschaftlichen und institutionellen Wandel in Europa und den Ein-

stellungen sowie Verhaltensmustern der Bevölkerung zu untersuchen. Für die vorliegende Un-

tersuchung wird der Datensatz der fünften Umfragewelle aus dem Jahr 2010 benützt.87 

Der Datensatz des International Social Survey Programme ist ein internationales Kooperations-

programm, das jährlich eine gemeinsame Umfrage zu sozialwissenschaftlich relevanten Themen 

                                                        
84 Zur Kritik an Anwendung von Sekundäranalysen siehe G. Pickel (2009, S. 302) und Indikatorenproblematik bei S. 

Pickel und G. Pickel (2006, S. 37–40). 
85 Die zur Operationalisierung der einzelnen Indikatoren verwendeten Fragen werden in der vorliegenden Arbeit in 

der englischsprachigen Version dargestellt. Der Grund liegt daran, dass bei allen Datensätzen ein auf Englisch 
verfasster Basisfragebogen als Ausgangspunkt für die Übersetzung und die Formulierung der jeweiligen Länder-
fragebögen diente. Ferner kann somit die Homogenität der Fragen überprüft werden.  

86 Weitere Informationen zum European Social Survey können von www.europeansocialsurvey.org entnommen 
werden (abgerufen am 19.06.2013). 

87 Mit der Ausnahme von Österreich, Italien und Luxemburg. Diese Länder haben an der fünften Umfragewelle nicht 
teilgenommen. In der Konsequenz wurden die Daten aus der vierten Umfragewelle verwendet (Jahr 2008). 
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durchführt. Jede Umfrage beinhaltet einen Modul-Schwerpunkt, das heißt ein Hauptthema der 

Umfrage.88 

Die Erhebung im Rahmen des European Quality of Life Survey wurde in Jahr 2011 veröffent-

licht. Die Umfrage untersucht eine Reihe von Fragen, wie Beschäftigung, Einkommen, Bildung, 

Wohnen, Familie, Gesundheit, Work-Life-Balance, Zufriedenheit mit dem Leben und wahrge-

nommene Qualität der Gesellschaft. Für die vorliegende Untersuchung werden Daten aus dem 

Jahr 2007 verwendet. 

Das Eurostat89 ist das statistische Amt der Europäischen Union (EU) mit Sitz in Luxemburg. Es 

stellt Statistiken für die Länder der EU zusammen, die von den nationalen statistischen Ämtern 

der Mitgliedstaaten erhoben und zur Verfügung gestellt werden. Bei der Operationalisierung 

werden Daten aus dem Jahr 2011 verwendet. 

6.2 Das methodische Vorgehen zur Operationalisierung der 

Dimensionen sozialer Integration 

Bei der Operationalisierung von dargestellten Konzepten wird bei jeder Dimension ein gleiches, 

methodisches Vorgehen eingesetzt. Zuerst wird die Vorauswahl der Indikatoren nach Plausibili-

tät unter Berücksichtigung der Literatur getroffen. Dieser Prozess sollte transparent dargestellt 

werden. Im nächsten Schritt werden Datensätze gesucht, die möglichst nah das theoretischen 

Konstrukt abbilden. Im Theorieteil wurde aufgezeigt, dass sich die soziale Integration aus meh-

reren Dimensionen zusammensetzt. Weil es sich bei diesen Dimensionen um nicht direkt beob-

achtbare soziale Phänomene handelt (latente Variablen), werden sie über verschiedene Varia-

blen gemessen, um sie möglichst genau abzubilden. Mithilfe der Faktoranalyse kann empirisch 

überprüft werden, ob diesen Variablen die jeweilige Dimension sozialer Integration tatsächlich 

unterliegt. Die Faktoranalyse stellt einen statistischen Verfahren dar, die zwecks Identifizierung 

von Gruppen oder Clusters von Variablen dient (Field 2009, S. 628) und Zusammenhänge zwi-

schen diesen Variablen systematisiert (Wolff und Bacher 2010, S. 333). Die explorative Faktor-

analyse dient in der vorliegenden Untersuchung zu der Bestimmung der dimensionalen Struktur, 

der Konstruktion des Index und gegebenenfalls der Datenreduktion (Wolff und Bacher 2010, S. 

335) und „geht von den wechselseitigen Zusammenhängen der Einzelindikatoren aus, die als 

Korrelationen quantifizierbar sind (sog. Korrelationsmatrix)“. Die wichtigste Prämisse ist es 

dabei die Annahme, dass Variablen gemeinsame Varianzanteile aufweisen müssen, um sie als 

                                                        
88 Ein Übersicht über alle Module: http://www.gesis.org/issp/overview (aufgerufen am 16.08.13). 
89 Weitere Informationen sind auf der Seite des Eurostats abrufbar http://epp.eurostat.ec.europa.eu (aufgerufen am 

16.08.13). 
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gemeinsame Indikatoren für ein komplexes Merkmal verwenden zu können (Bortz und Döring 

2006, S. 147).  

Im Folgenden wird die Strategie geschildert, die bei der Auswahl der Variablen verwendet wur-

de. Ziel dieser Strategie war es, in dem Theorieteil der vorliegenden Untersuchung angenom-

mene, auch wenn rein theoretische, Struktur möglichst beizubehalten, wobei mögliche Abwei-

chungen von den ursprünglich angenommenen Zusammenhängen dokumentiert und interpretiert 

werden sollten. Daher kamen folgende Kriterien zur Anwendung:  

1. Positive Faktorladungen auf einem Faktor (Korrelationen zwischen Item und Faktor). 

2. Höchste Ladung auf dem Faktor, für den die Variable ein Indikator sein soll (möglichst r > 

.400). 

3. Aufrechterhaltung der inhaltlichen und theoretischen Breite (Wolff und Bacher 2010, S. 356; 

Field 2009, S. 638). 

Es wird bei jeder Subdimension eine explorative, varimax-rotierte Hauptkomponentenanalyse 

durchgeführt. Darauffolgend werden die Ergebnisse der Faktorenanalyse interpretiert, wobei 

genaue Ergebnisse, wie z. B. Korrelationen, Faktorladungen etc., können aus dem Anhang ent-

nommen werden. Sollte auf Grund der Verletzung von statistischen Annahmen die Durchfüh-

rung der explorativen Faktorenanalyse nicht möglich sein, werden andere statistische Verfahren 

gesucht, mithilfe deren die Struktur der Daten explorativ geprüft und ihre Reduktion vorge-

nommen werden kann. Das beschriebene Vorgehen, ihre Annahmen, Grenzwerte für Ladungen 

etc. werden gleich bei jeder Subdimension sozialer Integration zum Einsatz kommen. 

6.2.1 Funktionale Integration 

Vorauswahl der Indikatoren 

Wie bereits in Abschnitt Theorie dargestellt wurde, liegen die entscheidenden, makrostrukturel-

len Variablen für funktionale Integration in den ökonomischen Bedingungen der Arbeitswelt. 

Zentral bliebt es dabei die Frage, wie viel Individuen in Rahmen der funktionalen Integration 

zur Herstellung von Gütern und Erbringung von Leistungen innerhalb einer Gesellschaft beitra-

gen. Wenn bestimmte gesellschaftliche Gruppen langfristig von der Herstellung von Gütern und 

Erbringung von Leistungen und somit von der Reproduktion der Teilressourcen sozialer Inte-

gration ausgeschlossen sind (z. B. durch Arbeitslosigkeit), lassen sich deren Lebensziele und 

Erwarrtungen mit ihnen zu Verfügung stehenden Ressourcen mit großer Wahrscheinlichkeit 

nicht realisieren. Unter Umständen kann dies zur sozialen Desintegration in diesen Gesellschaf-

ten führen (Kühnel 1997, S. 591; Dörre und Fuchs 2005, S. 26). Empirische Untersuchungen 

zur Arbeit im Kontext sozialer Integration zeigen, dass „wir gegenwärtig eine Krise der gesell-

schaftlichen Integration durch Abbau sozial geschützter Lohnarbeit erleben“ (Dörre 2012, S. 
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49). Dörre unterstreicht mit empirischer Studie die Bedeutung dieser Dimension der sozialen 

Integration. Ferner argumentiert Dörre, dass „die Teilhabe an geschützter Vollzeiterwerbsarbeit 

(oder ihrem flexiblen Pendant), aber auch die Gruppenkonkurrenzen um eine solche Teilhabe 

sind zentrales Medium der neuen Konfliktdynamik“ wurde (Dörre 2012, S. 49). Dieser Argu-

mentation folgend stellt die Arbeitslosenrate 2011, die durch die Bildung eines Mittelwertes aus 

dem Jahr 2011 nach der Statistik des Eurostats erfolgte, einen Indikator für empirische Abbil-

dung der funktionellen Integration dar. Auf die gleiche Weise wurde Langzeitarbeitslosenrate 

für das Jahr 2011 ermittelt.90 Die Langzeitarbeitslosigkeit bildet, auch wenn nur in dieser Di-

mension, die Marginalisierung in der Arbeitswelt ab. Die Langzeit- und Arbeitslosenrate stellen 

auch in der Literatur einen anerkannten Indikator sozialer Integration dar (Commission of the 

European Communities 2003, S. 7f; Hamm et al. 1993, S. 218ff; Engel und Simonson 2007, S. 

77). 

Ferner beinhaltet die Ausbreitung von unsicheren Arbeitsverhältnissen weitere multidimensio-

nale Desintegrationspotenziale, da „prekäre Beschäftigungsverhältnisse nicht allein Unsicher-

heit und materiellen Mangel bedeuten, vielfach bewirken sie Anerkennungsdefizite und eine 

Schwächung der Zugehörigkeit zu sozialen Netzen“ (Dörre und Fuchs 2005, S. 27).91 Diese 

Lage kann durch zwei Indikatoren abgebildet werden. Zu einem stellt die Erwerbsarmut (in-

work poverty rate), zum anderen materielle Deprivation (material deprivation) geeignete Indi-

katoren dar. Die Erwerbstarmut wird in der Forschung mikro- und meso-spezifisch betrachtet. 

Auf der Mikroebene fokussiert die Forschung auf Personen die trotzt der Arbeit unter der Ar-

mutsgrenze92 leben. Auf der Mesoebene werden ganze Haushalte als Untersuchungseinheiten 

betrachtet (Nollmann 2009). Die vorliegende Arbeit liegt ihr Fokus auf Mikroperspektive. Der 

Grund dafür ist, dass Indikatoren in anderen Dimensionen der Integration, auch wenn sie aggre-

giert werden, auf eine Individualerhebung basieren. In-work poverty rate93 wird mit Daten des 

Eurostats operationalisiert. Bei der Operationalisierung wurden Arbeitnehmer/innen mit einer 

befristeten oder unbefristeten und vollen Arbeitsstelle berücksichtigt. In-work poverty rate wird 

als einfache Summe beider Raten zusammengefasst, da man annehmen kann, dass Arbeitneh-

                                                        
90 Eurostat definiert Arbeitslose als Personen im Alter von 15 bis 74 Jahren, die ohne Arbeit sind, innerhalb der 

beiden nächsten Wochen eine Arbeit aufnehmen können und während der vier vorhergehenden Wochen aktiv ei-
ne Arbeit gesucht haben. Langzeitarbeitslose sind Arbeitslose, die zwölf oder mehr Monate ohne Arbeit sind und, 
innerhalb der beiden nächsten Wochen eine Arbeit aufnehmen können und während der vier vorhergehenden 
Wochen aktiv eine Arbeit gesucht haben. Weitere Informationen sind auf der Seite des Eurostats abrufbar 
http://epp.eurostat.ec.europa.eu (aufgerufen am 20.08.13). 

91 Es ist vorstellbar, dass soziale Netzwerke aus der Not entstehen können, bzw. aus der Wahrnehmung des Mangels 
an Ressourcen und damit verbundener Notwendigkeit der Kooperation bzw. des Handelns. Studien wie von 
Marie Jahoda, Paul F. Lazarsfeld und Hans Zeisel (1975 (1933)) oder Gabriel, Kunz, Roßteutscher und van Deth 
(2002) beweisen eher das Gegenteil. 

92 Personen mit einem verfügbaren Äquivalenzeinkommen unterhalb der Armutsgefährdungsschwelle, die bei 60 % 
des nationalen verfügbaren Medianäquivalenzeinkommens (nach Sozialtransfers) liegt. Weitere Informationen 
sind auf der Seite des Eurostats abrufbar http://epp.eurostat.ec.europa.eu (aufgerufen am 20.08.13). 

93 Tabelle-Kennnummer (ilc iw05). Weitere Informationen auf der Seite des Eurostats abrufbar 
http://epp.eurostat.ec.europa.eu (aufgerufen am 20.08.13). 
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mer/innen nur eine volle Stelle ausüben können. Es muss darauf hingewiesen werden, dass 

Teilzeitstellen nicht berücksichtigt wurden. Dieses Vorgehen ist mit der Annahme verbunden, 

dass sich zum einem der Indikator In-work poverty rate auf Individuen bezieht, zum anderen 

Teilzeitstellen großteils kein Einkommen sichern können, die über die Armutsgrenze liegen.94 

Somit bildet die Variable nicht die Einbindung eines Haushaltes in den Arbeitsmarkt, sondern 

des Individuums und dies nur in einer Vollzeitbeschäftigung ab (Nollmann 2009, S. 38). 

Schwache Einbindung von allen Individuen in den Arbeitsmarkt im Sinne der Unsicherheiten 

und materiellen Mangels wird durch die Quote der materiellen Deprivation (material deprovati-

on) erfasst. Darunter versteht man ein Maß, der die „Unfähigkeit ausdrückt, sich verschiedene 

Ausgaben leisten zu können, die von den meisten Menschen als für eine angemessene Lebens-

führung wünschenswert oder gar notwendig angesehen werden“ (O A 2013). Nach Eurostat 

zählen dazu folgende Güter und Leistungen: Hypotheken- oder Mietschulden oder Rechnungen 

für Versorgungsleistungen, angemessene Beheizung der Wohnung, unerwartete Ausgaben dec-

ken zu können, regelmäßige fleisch- oder eiweißhaltige Mahlzeiten, Urlaubsreisen, Fernseher, 

Kühlschrank, Auto, Telefon. „Die Quote der erheblichen materiellen Entbehrung ist definiert als 

die unfreiwillige Unfähigkeit, für mindestens vier der vorstehend genannten Ausgaben auf-

kommen zu können“ (O A 2013). Für die vorliegende Arbeit wurde die von Eurostat ermittelte 

Quote aus dem Jahr 2011 übernommen.95 Materielle Deprivation als Indikator sozialer bzw. 

ökonomischer Integration ist ein breit verbreitetes Instrument zur Abbildung der Teilnahme an 

Arbeitswelt (Böhnke 2008, S. 137). Die Armutsgefährdung nach Transferleistungen (risk of 

poverty rate after social transfer) dient als Ergänzungsindikator für materielle Deprivation. Vor 

allem unter Berücksichtigung der Annahme, dass soziale Integration die Reproduktion be-

stimmter Ressourcen sozialer Integration darstellt und von der Politik maßgeblich beeinflusst 

wird, können staatliche Transferleistungen als Indikator für funktionale Integration gesehen 

werden. Diese Leistungen ermöglichen Individuen, die aus der Herstellung von Güter und 

Dienstleistungen durch Arbeit ausgeschlossen sind, an dem gesellschaftlichen Leben teilzuneh-

men. In der Logik der vorliegenden Arbeit bedeutet es die Reproduktion von Ressourcen sozia-

ler Integration durch Teilung mittels staatlichen Handlungen. Neben der ausgeführten, theoreti-

schen Plausibilität stellt die Armutsgefährdung nach Transferleistungen ein anerkanntes Indika-

tor für Messung soziales Zusammenhaltes (Atkinson et al. 2002; Böhnke 2008). Der Indikator 

risk of poverty rate after social transfer wurde mit den Daten des Eurostat operationalisiert.96 

Ein zweiter Indikator für die materielle Deprivation wird durch die haushaltbezogene Unfähig-

                                                        
94 Tabelle-Kennnummer (tesov110). Weitere Informationen auf der Seite des Eurostats abrufbar 

http://epp.eurostat.ec.europa.eu (aufgerufen am 24.09.15). 
95 Tabelle-Kennnummer (tessi080). Weitere Informationen auf der Seite des Eurostats abrufbar 

http://epp.eurostat.ec.europa.eu (aufgerufen am 21.08.13). 
96 Tabelle-Kennnummer (tsdsc350). Weitere Informationen auf der Seite des Eurostats abrufbar 

http://epp.eurostat.ec.europa.eu (aufgerufen am 16.09.13). 
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keit, finanziell über die Runden zu kommen (inability to make ends meet) abgebildet.97 Selbst-

verständlich kann an der Stelle, aufgebaut sowohl auf theoretischen, wie empirischen Grundla-

gen, die Kritik geäußert werden, dass die Unfähigkeit, finanziell über die Runden zu kommen 

auch Haushalte betreffen kann, die über eine gute bzw. sehr gute finanzielle Lage, im Vergleich 

zur Rest der Haushalte, verfügen. Um diese begründete Kritik einzubeziehen, werden in der 

Indexkonstruktion nur Haushalte berücksichtigt, die über weniger als 60% des medianen Äqui-

valenzeinkommens verfügen und durch ihre Selbstzuschreibung ihre Lage als schwer und sehr 

schwer beschreiben.98 

Ferner die dargestellte Logik folgend stellt aus der theoretischen Sicht die Einkommensun-

gleichheit einen geeigneten Indikator für die Abbildung der Reproduktion von Ressourcen so-

zialer Integration in Bezug auf funktionale Integration. Um diese Art der Ungleichheit angemes-

sen operationalisieren zu können, wurden zwei Indizes in Betracht gezogen. Zu einem handelt 

es sich um das income share held by ..., zum anderen um den Gini coefficient (Wilkinson und 

Pickett 2010, Kap. 2). Mit dem income share hold by verbindet man die theoretische Annahme, 

dass die Differenzierung der Arbeit zur fortschreitenden Differenzierung bei dem auf dem Ar-

beitsmarkt erzielbaren Einkommen führt und in der Konsequenz zum Anstieg der Einkommen-

sungleichheit zwischen Berufsgruppen z. B. ungelernten und hochqualifizierten Arbeitskräften 

kommen wird. Dies kann unter den Begriff funktionaler Einkommensungleichheit erfasst wer-

den. Der income share held by Indikator bildet ab, wie viel der reichste Teil der Bevölkerung im 

Vergleich zu den ärmsten Teil an Einkommen (aus der Arbeit, Kapitalerträgen usw.) erzielt.99 

Der Gini coefficient des Einkommens basiert auf der Lorenzkurve, „which plots the share of 

population against the share of income received“ (Deininger und Squire 1996). Dabei handelt es 

sich um eine idealtypische vollständige Gleichheit, wenn ! % der Einkommensbezieher die ! % 

des Einkommens erhalten. Die vollständige Ungleichheit besteht, wenn ein einziger Einkom-

mensbezieher die 100% des gesamten Einkommens erhält. Der Gini coefficient des Einkom-

mens variiert von null bis eins (je größer der Wert, desto größer die Ungleichheit) (Cowell 

2009, S. 21, 33, 46–61). Somit erfasst der Gini coefficient die Abweichung von Gleichvertei-

lung (Hamm et al. 1993). Neben dem unterschiedlichen, theoretischen Hintergrund ist es für die 

vorliegende Arbeit bedeuten, ob Daten für alle Untersuchungseinheiten vorliegen, darüber hin-

                                                        
97 Die offizielle, deutschsprachige Übersetzung von inability to make ends meet lautet „Unfähigkeit, finanziell zu 

recht zu kommen“. Sollte es damit gemeint sein, dass man unfähig ist, mit dem zur Verfügung stehenden Geld zu 
recht zu kommen, muss dabei bedacht werden, dass es sich nicht nur um ökonomisches Kapital aber auch um 
kulturelles und soziales Kapital handelt.  

98 Tabelle-Kennnummer (ilc_mdes09). Weitere Informationen auf der Seite des Eurostats abrufbar 
http://epp.eurostat.ec.europa.eu (aufgerufen am 16.10.13). 

99 Das income share held by Index wird meistens auf die ärmsten bzw. reichsten 10% oder 20% gerechnet und ist in 
der empirischen Ungleichheitsforschung verbreitet. Beispiele dafür siehe auf der Seite der Weltbank 
http://data.worldbank.org/indicator/SI.DST.FRST.20 oder http://www.statista.com/statistics/268282/income-
shareheld-by-highest-10-percent-of-total-income/ (aufgerufen am 21.09.13). Der Wert 35% bei income share 
held by highest 10% bedeutet, dass 10% der oberen Einkommen, 35% des Gesamteinkommens alle Haushälter 
erzielt.  
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aus kostenfrei und unkompliziert zugänglich sind. Diese Voraussetzung ist bei dem Gini coeffi-

cient of equivalised disposable income gegeben. Ferner bringt die Messung der Ungleichheit 

mithilfe von Gini coefficient den Vorteil, dass sie Einkommensstruktur ganzer Gesellschaft 

abbildet und nicht Randerscheinungen berücksichtigt (Wilkinson und Pickett 2010, S. 34). Der 

Gini coefficient als Indikator sozialer Integration wird in Studien an der Makroebene (Klitgaard 

und Fedderke 1995; Wilkinson und Pickett 2010), wie Mehrebenen-Analysen genutzt (Schnabel 

und Grötsch 2012). In der vorliegenden Arbeit wird der Gini coefficient mit Daten des Eurostats 

operationalisiert.100 Ferner sollte mit dem Indikator Vermögensungleichheit (gini of wealth dis-

tribution) die ungleiche Reproduktion von Vermögen innerhalb untersuchten Länder operatio-

nalisiert werden. Die Daten wurden aus der Studie von Davies und Kollegen übernommen 

(Davies et al. 2011).101 Es handelt sich dabei um eine Ungleichheit der Verteilung von Vermö-

gen mithilfe von Gini Koeffizienten. Die  geschlechtsspezifischen Lohnunterschiede (gender 

pay gap) stellen eine weitere Dimension der ungleichen Reproduktion von Ressourcen sozialer 

Integration.102 Die gleiche Bezahlung für gleiche Arbeit im Hinblick auf Geschlecht steht, so-

wohl in der Theorie, wie in der Praxis, nicht in der Auflehnung der hier schon ausgeführten 

Annahme, dass die Differenzierung der Arbeit zur fortschreitenden Differenzierung bei dem auf 

dem Arbeitsmarkt erzielbaren Einkommen führt. Vielmehr geht es hierbei um eine Norm der 

gleichen und gerechten Teilhabe an Reproduktion gesellschaftlichen Ressourcen. „Sollten 

Lohnunterschiede zwischen gleich produktiven Beschäftigten, mit gleicher Arbeitszeit, glei-

chem Beruf und im gleichen Betrieb bestehen“, würden diese Unterschiede gegen dieser Norm 

verstoßen (Hinz und Garnter 2005, S. 23). Untersuchungen von T. Hinz und R. Gartner (2005) 

„belegen einen hohen geschlechtsspezifischen Lohnunterschied, selbst wenn wir es mit sonst 

„gleichen“ Frauen und Männern zu tun haben“. Ähnliche Ergebnisse in europäischen Kontext 

liefern neuere Untersuchungen (Fransen et al. 2011). Hierbei spielen für die vorliegende Arbeit 

die Ursachen von geschlechtsspezifischen Lohnunterschieden keine Rolle. Diese Unterschiede 

zwischen gleich produktiven Beschäftigten, mit gleicher Arbeitszeit, gleichem Beruf und im 

vergleichbaren Betrieb weisen auf die illegitime und ungleiche Reproduktion gesellschaftlicher 

Ressourcen. Auf Grund der Tatsache, dass die Operationalisierung der geschlechtsspezifischen 

Lohnunterschieden in Form von Unterschiede zwischen gleich produktiven Beschäftigten, mit 

gleicher Arbeitszeit, gleichem Beruf und im vergleichbaren Betrieb nur mit Langschnittstudien 

möglich ist, was im Rahmen der vorliegender Untersuchung unter Berücksichtigung der Daten-

lage nicht realisierbar ist, wurde das Gender pay gap mit Hilfe von Daten des Eurostats opera-

                                                        
100 Tabelle-Kennnummer [(SILC)&(ilc_di12)]. Weitere Informationen auf der Seite des Eurostats abrufbar 

http://epp.eurostat.ec.europa.eu (aufgerufen am 25.09.13). 
101 Die erhobenen Daten sind aus dem Jahr 2000, mit der Ausnahme von Zypern (Daten aus dem Jahr 2010).  
102 Diese Lohnunterschiede stellen eine spezifische Dimension der Diskriminierung auf dem Arbeitsmarkt dar 

(Aigner und Cain 1977).  
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tionalisiert. Dabei handelt es sich um den geschlechtsspezifischen Lohnunterschied ohne An-

passung.103 

Unter Berücksichtigung dieser Argumentation sollte man die Lohnunterschiede, die zwischen 

Einheimischen und Migranten bestehen (immigrants pay-gap oder native-immigrant income 

gap) als Indikator für funktionale Integration berücksichtigen. Die Differenz bezüglich des er-

zielbaren Einkommens erfasst in der Literatur ökonomische Integration (Grand und Szulkin 

2002) und kann als ein Instrument des Ausschlusses, gradueller Integration (Rydgren 2004) 

oder der Diskriminierung gesehen werden (Kee 1995). Die auf dem Migrationshintergrund zu-

rückführenden Lohnunterschiede stellen eine weitere Dimension der ungleichen Reproduktion 

von Ressourcen sozialer Integration dar. Bei der Operationalisierung von native-immigrant in-

come gap werden die Grenzen der Sekundäranalyse und des record-linkage Verfahrens deut-

lich, da die Datenlage keine Indikatoren liefert, die das native-immigrant income gap abbilden. 

In Folge dessen müsste das das native-immigrant income gap auf die Armutsgefährdungsquote 

unter Migranten104 (At-risk-of-poverty rate by broad group of country of birth) reduziert werden. 

Somit wird nicht der Lohnunterschied sondern Armutsgefährdungsquote unter Migranten als 

Dimension der ungleichen Reproduktion von Ressourcen sozialer Integration als Indikator für 

funktionale Integration operationalisiert. Die Operationalisierung des Gender pay gap und des 

at-risk-of-poverty rate by broad group of country of birth auf diese Weise ist mit einem Fehler 

belastet, da sie die Unterschiede im Humankapital zwischen Männer und Frauen bzw. Einhei-

mischen und Migranten nicht abbildet (Grand und Szulkin 2002, S. 39–41). Den beiden Kritik-

punkten muss an der Stelle hinzugefügt werden, dass die Dimension Kooperation sensu stricto 

nicht durch Operationalisierung mit manifesten Variablen abgebildet wurde, da bis dato keine 

öffentlich zugängliche und international vergleichbare Datensätze zur diesen Subdimension der 

Integration vorliegen.105 

Die folgende Tabelle 6-1 bietet ein Überblick über Vorauswahl der Indikatoren funktionaler 

Integration, Anzahl der Fälle und deskriptive Statistik für diese Indikatoren [Minimum (Min.), 

Maximum (Max.), Mittelwert (M) und Standardabweichung (SD)]. Alle Indikatoren können 

einen Wert zwischen ,000 und 1 annehmen. 

 

                                                        
103 Tabelle-Kennnummer (tsdcs340) (aufgerufen am 11.10.13). Das geschlechtsspezifische Verdienstgefälle ohne 

Anpassungen bezeichnet den Unterschied zwischen den durchschnittlichen Brutto-Stundenverdiensten der männ-
lichen und der weiblichen Beschäftigten in Prozent der durchschnittlichen Brutto-Stundenverdienste der männli-
chen Beschäftigten. Die Grundgesamtheit umfasst alle Beschäftigten in Unternehmen mit 10 Beschäftigten und 
mehr in der NACE Rev. 2 Aggregat B bis S (ohne O) - vor dem Referenzjahr 2008: NACE Rev. 1.1 Aggregat C 
bis O (ohne L). Für diesen Indikator werden die erhobenen Daten entsprechend der Rahmenbedingung über die 
Methodik der Lohn- und Gehaltsstrukturerhebung (EG-Verordnung 530/1999) berechnet. Diese ersetzen die Da-
ten, die auf nicht harmonisierten Quellen basierten. 

104 Tabelle-Kennnummer (ilc_li32) (aufgerufen am 15.10.13).  
105 Dies konnte mit einer Frage nach Kooperation auf der Arbeitstelle manifest operationalisiert werden (z.B. Hängen 

Ergebnisse Ihrer Arbeit von der (Zu)arbeit anderen ab?).  
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Tabelle 6-1 Überblick über Vorauswahl der Indikatoren funktionaler Integration 

Indikator N Min. Max. M SD 

Employ Employment rate 26 ,524 ,793 ,653 ,072 

GenPayGap Gender pay gap 24 ,023 ,273 ,158 ,060 

Gini Gini coefficient of equivalised disposable income 26 ,229 ,351 ,291 ,037 

LongUnempl Long unemployment rate 26 ,186 ,678 ,412 ,139 

MakeEnds Inability to make ends meet 26 ,071 ,600 ,272 ,158 

MatDepv Material deprivation 25 ,010 ,436 ,087 ,090 

Riskpov Risk of poverty rate after social transfer 24 ,098 ,223 ,154 ,035 

RiskpovIM Risk of poverty by immigrants 24 ,097 ,364 ,221 ,075 

SocialExp Social Expenditure 26 ,172 ,321 ,240 ,039 

Unemploy Unemployment rate 26 ,028 ,217 ,094 ,045 

Workpov In work poverty rate 25 ,054 ,325 ,178 ,067 

 

Interpretation von Ergebnissen der Faktorenanalyse 

Die Ergebnisse der explorativen Faktorenanalyse weisen ambivalente Schlüsse auf. Zu einem 

wurden die Dimensionen der funktionalen Integration abgebildet, zum anderen verweist die 

Analyse auf Unklarheiten des theoretischen Modells. Diese Unklarheiten stammen meines Ach-

tens zum kleinen Teil aus der theoretischen Überlegung, großsteil aber aus der begrenzten Mög-

lichkeiten bzw. offensichtlichen Grenzen einer Sekundäranalyse.106  

Die auf den ersten Faktor ladenden Variablen (Inability to make ends meet, Employment rate 

[umgepolt], Material deprivation, Long unemployment rate, Unemployment rate) beziehen sich 

auf ausreichende bzw. mangelhafte Reproduktion von Ressourcen sozialer Integration durch 

Arbeit. Die klassischen „Armutsvariablen“ (Risk of poverty by immigrants, Risk of poverty rate 

after social transfer, Social Expenditure, Gini coefficient of equivalised disposable income) 

laden auf den zweiten Faktor. Interessanterweise laden die Ausgaben des Staates für soziale 

Leistungen (Social Expenditure) auch auf diesem Faktor. Dieses Ergebnis kann ein Hinweis 

darauf sein, dass nicht die Höhe der Ausgaben, gemessen an Anteil des BIP keine Bedeutung 

für Armutsbekämpfung aufzeigt, sonder die Art und Weise wie das Geld umverteilt wird.107 

                                                        
106 Dieser Kritik konnte man entgehen, indem man den Index ohne Reduktionsverfahren bilden würde, zumal dessen 

Reliabilität auf einem marginal akzeptablen Niveau gelegen hätte (Field 2009, S. 668; Rammstedt 2010).  
107 Ähnliche Ergebnisse werden bezüglich der Lebenswertung und Ausgaben pro Kopf für Gesundheitsweisen beo-

bachtet (Wilkinson und Pickett 2010). 



6 Operationalisierung 99 

Aus theoretischer Perspektive unerwartet, laden zwei Variablen auf einem eigenen Faktor 

(Gender pay gap, In work poverty rate). Aufgrund der Analyse unter Berücksichtigung theoreti-

scher Ausführungen wird die Variable Gender pay gap aus der Analyse ausgeschlossen. Die 

Variable In work poverty rate wird in der Dimension Arbeit/Reproduktion berücksichtigt. Die-

ses Vorgehen kann nur unter zwei Prämissen als akzeptabel gesehen werden. Zu einem die theo-

retische Nähe der Variable In work poverty rate zu den auf den ersten Faktor ladenden Varia-

blen.108 Zu anderem muss die Reliabilitätsanalyse einen mindestens guten Wert (! " ,700) auf-

weisten (Field 2009, S. 668; Rammstedt 2010). Der Wert des Crombachs Alpha für die neu 

gebildete Dimension Arbeit/Reproduktion beträgt ! = ,793. Die zweite Dimension der funktio-

nalen Integration, die aus vier Variablen besteht (SocialExp, Gini, Riskpo, RiskpovIM) weist 

mit ! = ,592 nur mäßigen Wert der Reliabilitätsanalyse auf (Field 2009, S. 668; Rammstedt 

2010). In der Tabelle 6-2 wurden die Ergebnisse der deskriptiven Analyse der Indikatoren dar-

gestellt. 

Tabelle 6-2 Überblick über Dimensionen und Indikatoren funktionaler Integration 

Dimension/Indikator N Min. Max. M SD 

Arbeitsteilung/Reproduktion 

Employ - Employment rate [umgepolt]  26 ,207 ,476 ,347 ,072 

LongUnempl - Long unemployment rate 26 ,186 ,678 ,412 ,139 

MakeEnds - Inability to make ends meet 26 ,071 ,600 ,272 ,158 

MatDepv - Material deprivation 26 ,010 ,436 ,087 ,090 

Unemploy - Unemployment rate 26 ,028 ,217 ,094 ,045 

Workpov - In work poverty rate 25 ,054 ,325 ,178 ,067 

"  Crombachs Alpha ,793 

Teilhabe/Armut      

Gini - Gini coefficient of equivalised disposable income 26 ,229 ,351 ,291 ,037 

Riskpov - Risk of poverty rate after social transfer 24 ,098 ,223 ,154 ,035 

RiskpovIM - Risk of poverty by immigrants 24 ,097 ,364 ,221 ,075 

SocialExp - Social Expenditure 26 ,172 ,321 ,240 ,039 

"  Crombachs Alpha ,592 

 

Die gebildeten Indizes müssen vor weiteren empirischen Analysen umgepolt werden, damit 

höhere Werte positiv sind. Aus der durchgeführten explorativen Faktoranalyse lassen sich fol-

                                                        
108 Siehe Kriterien (Wolff und Bacher 2010, S. 365; Field 2009, S. 638). 
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gende Schlussfolgerungen für weitere theoretische, wie empirische Überlegungen hinsichtlich 

sozialer Integration ziehen. Aus der Theorie abgeleiteten Variablen für funktionale Integration, 

die die  ökonomischen Bedingungen der Arbeitswelt abbilden und auf die ausreichende bzw. 

mangelhafte Reproduktion von Ressourcen sozialer Integration durch Arbeit hinweisen sollen 

erwiesen sich als stabile Indikatoren für das Abbilden der funktionalen Dimension sozialer Inte-

gration. Darüber hinaus deutet die Faktorenanalyse darauf hin, dass nicht die Höhe der Ausga-

ben, gemessen an Anteil des BIP keine Bedeutung für Armutsbekämpfung aufzeigt, sonder die 

Art und Weise wie das Geld umverteilt wird. Dieses Ergebnis korrespondiert mit unter anderen 

mit Befunden von Wilkinson und Pickett (2010). Wie schon angedeutet und aus der theoreti-

schen Perspektive unerwartet, ladeten zwei Variablen (Gender pay gap, In work poverty rate) 

auf einem eigenen Faktor. Auch wenn in der vorliegenden Untersuchung aus analytischen 

Gründen dieser Befund nicht Berücksichtig wurde stellt sich die Frage danach, ob auf spezifi-

sche Ungleichheiten (wie das Geschlecht) bezogene Differenzen in der modernen Arbeitswelt 

eine eigene Subdimension der funktionalen Integration abbilden. Es ist leider mit den vorhan-

denen Daten nicht möglich, die anderen Dimensionen der Ungleichheit wie z.B. die Lohnunter-

schiede, die zwischen Einheimischen und Migranten bestehen (immigrants pay-gap oder native-

immigrant income gap; at-risk-of-poverty rate by broad group of country of birth) als Indikato-

ren für funktionale Integration berücksichtigen. Es ist aber aus theoretischen Sicht denkbar, dass 

diese auch auf dem beobachtbaren dritten Faktor laden und eigene Subdimension bilden wür-

den. Diese Frage kann im Rahmen der vorliegenden Untersuchung leider nicht berücksichtig 

werden, nichtsdestotrotz bleibt sie für weitere Forschung offen. 

6.2.2 Kulturelle Integration 

Vorauswahl der Indikatoren 

In der Theorieteil der vorgelegten Arbeit wurde die kulturelle Integration als eine Form der 

„Übereinstimmung in Wertvorstellungen“, und „gemeinsame Sinndeutungen und Konzeptio-

nen“, die sich auf „das Kollektiv im Ganzen“ beziehen (Peters 1993, S. 104) definiert.  Die 

Operationalisierung dieser Dimension wird in der Anlehnung an unterschiedliche Konzeptionen 

der Kultur durchgeführt. Zum einem an die Konzeption der kulturellen Integration von Linton 

(Linton 1936), die Kultur in drei Dimensionen differenziert: universelle, spezielle (specialities) 

und alternative Kultur. Zum andren wird auf die Konzepte von Honneth (1992), Almond und 

Verba (1963) und Easton (1975) Bezug genommen. Im Kontext  der sozialen Integration diffe-

renzierter Gesellschaften wird in der vorliegenden Arbeit angenommen, dass sich universelle 

Kultur nur durch Akzeptanz und Identifikation mit den Grundbedingungen der Gesellschafts-

ordnung und ihren institutionalisierten Regeln äußert. Diese Bedingungen sind Grundprämissen 
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der Demokratie, wie z. B. gewaltfreie Austragung politischer Konflikte.109 Somit spielen spezi-

elle und alternative Kultur für die Integration moderner Gesellschaften so weit keine Rolle, 

wenn sie die Grundprämissen der universellen Kultur nicht in Frage stellen oder verachten. In 

der Konsequenz sind für die Theorie, wie Operationalisierung zwei Begriffe bedeutend: Identi-

fikation mit der gesellschaftlichen und rechtlichen Ordnung und ihrer Anerkennung als Gegen-

satz zur Ablehnung (Berger-Schmitt 2000).  

Die Identifikation mit der gesellschaftlichen und rechtlichen Ordnung, die in der vorliegenden 

Arbeit gleich mit politischer Gemeinschaft110 zusetzen ist, wird auch als subjektives Zugehörig-

keitsgefühl zu einer bestimmbaren Ordnung verstanden (Easton 1979, S. 185).111 Die Identifika-

tion für eine gesellschaftliche und rechtliche Ordnung kann auf drei verschiedenen Objektebe-

nen stattfinden: die Werte-, Struktur- und Performanzebene (Fuchs 1997). Die Wertebene be-

zieht sich auf die normative Idee der Demokratie. Angesicht der Diversität der Werte in einer 

modernen Gesellschaft kann man nur von einen begrenzten Anzahl von Werten sprechen, die 

Ideen der Demokratie gemeinsam aufweisen. Die Strukturebene verbindet Fuchs (1997) der 

Verfassungsnormen also mit rechtlicher Grundordnung des politischen Systems also implemen-

tierte Struktur einer Demokratie. Die Performanzebene bezieht sich auf den demokratischen 

Prozess und seine Resultate. Für die vorliegende Arbeit sind nur die ersten zwei Ebenen rele-

vant. Die Ebene der Performanz wird aufgrund der Überlegung ausgeschlossen, dass man nega-

tive Resultate der politischen Praxis starken subjektiven Charakter aufweisen (Kumlin 2010; 

Easton 1979, S. 444).112 Ferner sollte damit ausgeschlossen werden, dass „kritische Demokra-

ten“, Individuen die Demokratie als Ideal sehen, beim gleichzeitigen Auftreten der Unzufrie-

denheit mit der Performanz des politischen Systems, in die Analyse als negative Erscheinung 

einfließen. Den Überlegungen von Fuchs (1997) folgend in der Anlehnung an empirische Un-

tersuchungen zu politischen Kultur in Bezug auf neue Demokratien in Osteuropa (Pickel et al. 

2006), handelt es sich bei der Operationalisierung der kulturellen Integration um empirisch be-

obachtbare Phänomene, die sich auf Demokratie als Ideal und demokratische Verfassung bezie-

hen. Dabei greift die Forschung auf Untersuchungen zu Einstellungen der Bürger gegenüber 

politischen Objekten auf Werte- oder Strukturebene zurück (Pickel 2009). Pickel und Jacob 

schlagen nach theoretischer Diskussion folgende Indikatoren vor (Pickel und Jacobs 2006, S. 

39): 

                                                        
109 Diese Annahme kann in der Anlehnung an Nunner-Winkler (2008) als kontraktualistisches Werteverständnis 

begriffen werden. 
110 Nach Easton wird als politische Gemeinschaft eine Personengruppe bezeichnet, die durch ein politisches Zugehö-

rigkeitsgefühl verbunden ist (Easton 1979, S. 177). Das Übergeordnete Ziel der politischen Gemeinschaft ist die 
Sicherung ihrer Konsistenz. 

111 Um empirische Durchführbarkeit zu sichern, wird die gesellschaftliche und rechtliche Ordnung als nationalstaatli-
che Ordnung definiert.  

112 Selbstverständlich ist eine Rückkopplung der zwischen den Ebenen der Performanz, der Struktur und den Werten 
nicht ausgeschlossen. 
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• Die Idee der Demokratie ist in jedem Fall gut 

• Die Demokratie ist die beste Regierungsform 

• Die Diktatur ist beste Regierungsform 

• Starker Führer statt Parlament. 

Im Hinblick auf die theoretische Diskussion und folgende Operationalisierung wird es ange-

nommen, dass es sich bei den Indikatoren um Grundprämissen der Demokratie, wie z. B. ge-

waltfreie Austragung politischer Konflikte, handelt. In der Konsequenz sind Konzepte des Na-

tionalismus und des Patriotismus ausgeschlossen, da diese Einstellungsmerkmale nicht nur in 

demokratischen Systemen auftreten.113 Ferner gibt es keine klare theoretische Grenze zwischen 

Nationalismus und Patriotismus als Form der Identifikation mit der gesellschaftlichen und 

rechtlichen Ordnung (Klingemann 1999, S. 39f; Szacki 1997, S. 15–18) der Basis dieser Über-

legungen werden aus den verfügbaren Datensetzen Indikatoren gesucht, die diese Dimension 

(Identifikation mit der rechtlichen und gesellschaftlichen Ordnung) der kulturellen Integration 

abbilden. 

In den Datensatz des EVS findet man folgende Fragen, die als Indikatoren für Abbildung der 

Identifikation mit Grundprämissen der Demokratie geeignet sind. 

1. I’m going to describe various types of political systems and ask what you think 
about each as a way of governing this country. For each one, would you say it 
is a very good, fairly good, fairly bad or very bad way of governing this coun-
try? 

a. Having a strong leader who does not have to bother with parliament 
and elections 

b. Having experts, not government, make decisions according to what they 
think is best for the country 

c. Having the army rule the country 

d. Having a democratic political system 

2. I’m going to read off some things that people sometimes say about a democratic 
political system. Could you please tell me if you agree strongly, agree, disagree 
or disagree strongly, after I read each of them? 

a. Democracy may have problems but it’s better than any other form of 
government 

b. Democracies are indecisive and have too much squabbling 

c. Democracies aren’t good at maintaining order. 

Ferner wird bei der Operationalisierung eine Frage in die Analyse aufgenommen, die sich auf 

nicht systemkonforme Unsetzung von Zielen bezieht.  

                                                        
113 Der Nationalstolz ist den autoritären, politischen Systemen nicht fremd, dessen Ambivalenz und Instrumentalisie-

rung ist aber meines Erachtens offensichtlich.  
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3. Terrorism is everyday news. In principle, most people are against it, but there is still 
room for differences of opinion. Which of these two statements do you tend to agree 
with?   

1 – There may be certain circumstances where terrorism is justified 

2 – Terrorism for whatever motive must always be condemned 

Eine Zustimmung der Gewalt wurde in einer pluralistischen Gesellschaft die Verletzung von 

Grundprämissen der kulturellen Integration bedeuten. 

Die Operationalisierung der Anerkennung der gesellschaftlichen und rechtlichen Ordnung ist 

aufgrund des Mangels an Daten mit folgenden Problemen konfrontiert. Zu einem muss in der 

vorliegenden Arbeit angenommen werden, dass sich die Anerkennung der gesellschaftlichen 

und rechtlichen Ordnung in dem Vertrauen in die Institutionen dieser Ordnung äußert. Damit 

rückt aus der theoretischen Sicht im Vordergrund das Problem, dass die Anerkennung eine 

asymmetrische Beziehung darstellen kann, die aus dem Verhältnis, z. B. Herrschaftsverhältnis, 

zwischen Akteuren resultieren kann (Hartmann 2011, S. 245), und dies auch unter theoretischer 

Prämisse, dass „wenn wir anderen vertrauen, das eine Form der Anerkennung ist (...).114 Handelt 

es sich (...) um politische Institutionen im engeren Sinne, vertrauen wir darauf, dass die politi-

schen Repräsentanten ihr Handeln am Gemeinwohl und nicht an ihren persönlichen Interessen“ 

orientieren (Hartmann 2011, S. 180f).115 Das zweite Problem der Operationalisierung der Aner-

kennung liegt daran, dass sich bei den Institutionen der gesellschaftlichen und rechtlichen Ord-

nung um wählbare Institutionen (z. B. Regierungen) handelt, deren Anerkennung seitens Mit-

glieder dieser Ordnungen mit politischen Einstellungen und Orientierungen verbunden ist.116 

Bei der Operationalisierung sollten neben politischer Institutionen im engeren Sinne auch diese 

Institutionen politischer Ordnung berücksichtigt werden, die nicht elektiven Charakter aufwei-

sen (z. B. Gewerkschaften, freie Presse) aber Teil der institutionalisierten Ordnung sind.   

Die Operationalisierung der Anerkennung der gesellschaftlichen und rechtlichen Ordnung wird 

mit den folgenden Fragen aus dem Datensatz des ESS durchgeführt. 

4. Using this card, please tell me on a score of 0-10 how much you personally trust each of 
the institutions I read out. 0 means you do not trust an institution at all, and 10 means 
you have complete trust. Firstly...  

a. … [country]’s parliament?  

b. ... the legal system?  

                                                        
114 Das Vertrauen ist von anderen Einstellungen und Dispositionen umgeben. Es kann in verschiedenen Beziehungs-

konzepten gefunden werden, in denen sich nicht nur um das Vertrauen aber auch um z.B. Macht oder Einsehen 
handelt (Hartmann 2011, S. 14). 

115 Es ist vorstellbar, dass bei der Abfragung der Anerkennung in der empirischen Forschung nicht von der theoreti-
schen Differenzierung zwischen Anerkennung der Performanz und Anerkennung der Institution als solche, in ih-
rer Notwendigkeit oder Unverzichtbarkeit der Existenz für moderne Gesellschaften, unterschieden werden kann. 
Somit wird in die Frage nach Anerkennung, die Ebene der Performanz einfließen.  

116 In der Konsequenz ist es aus der theoretischen Perspektive vorstellbar, dass ich kein Vertrauen in die Regierung 
habe, weil ich z.B. mit der Performanz oder der Politiklinie nicht einverstanden bin oder einfach die Regierungs-
parteien nicht wählte. 
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c. ... the police?  

Der Datensatz des EVS beinhaltet folgende Fragen, die Dimension der Anerkennung empirisch 

erfassen lassen. 

5. Please look at this card and tell me, for each item listed, how much confidence 
you have in them, is it a great deal, quite a lot, not very much or none at all? 

a. The church 

b. The armed forces 

c. The press 

d. Civil service 

e. Trade Union 

Das Skalenniveau der Indikatoren in der EVS-Studie lag bei 1 – very good, 2 – good, 3 – bad, 4 

– very bad bei den Fragen 1. bis 2.. Bei der Frage 3. lag das Skalenniveau zwischen 1 – There 

may be certain circumstances where terrorism is justified und 2 – Terrorism for whatever mo-

tive must always be condemned. Im Falle der Fragen 5. in der EVS-Studie lag das Skalenniveau 

bei 1 – a great deal, 2 – quite a lot, 3 – not very much, 4 – non at all. Um Vergleichbarkeit der 

Indikatoren zu sichern wurden diese, wenn notwendig, auf ein Skalenniveau von ,000 bis 1 um-

kodiert, indem die Antworten very good und good und bad und very bad zusammengefasst 

wurden.117 Die folgende Tabelle 6-3 bietet ein Überblick über die Vorauswahl von Indikatoren 

kultureller Integration. 

                                                        
117 Genauere Informationen siehe Anhang-CD-ROM – Syntax. 
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Tabelle 6-3 Überblick über die Vorauswahl der Indikatoren kultureller Integration 

Indikator N Min. Max. M SD 

ArmyRule Army ruling 26 ,007 ,175 ,066 ,044 

ArmyTr Confidence in army 26 ,333 ,899 ,599 ,148 

 ChurchTr Confidence in church 26 ,208 ,749 ,472 ,133 

 CivilSTr Confidence in civil service 26 ,174 ,724 ,475 ,143 

DemBest Democracy best pol. sys. 26 ,810 ,992 ,922 ,047 

DemGood Democracy is good 26 ,801 ,993 ,905 ,054 

DemNoDec Democracy is indecisive 26 ,327 ,742 ,542 ,119 

DemNoOrd Democracy cannot est. order 26 ,137 ,612 ,319 ,136 

 EcoOrgTr Confidence in environmental org. 26 ,308 ,758 ,579 ,114 

Experts Experts makes decision 26 ,181 ,897 ,566 ,194 

LeglSysTr Confidence in legal sys. 26 ,250 ,735 ,502 ,128 

 ParlTr Confidence in parlament 26 ,204 ,628 ,424 ,120 

PolicTr Confidence in police 26 ,438 ,803 ,598 ,099 

PressTr Confidence in press 26 ,148 ,620 ,357 ,109 

Strong Strong leader make decision 26 ,072 ,624 ,260 ,126 

TerrJust Terrorism can be justiefied 26 ,876 ,979 ,937 ,024 

UnionsTr Confidence in trade unions 26 ,106 ,636 ,392 ,131 

 

Interpretation von Ergebnissen der Faktorenanalyse 

Der erste Faktor entspricht der Identifikation mit der rechtlichen und gesellschaftlichen Ord-

nung, wobei auf diesem Faktor auch Variablen laden, die aus der Sicht der Theorie zur Subdi-

mension der Anerkennung gehören. Zwei Variablen (Democracy cannot establish order und 

Experts makes decision) weisen eine negative Ladung auf und müssen vor weiteren Analysen 

umgepolt werden. Aufgrund theoretischer Überlegungen unter Berücksichtigung von Auswahl-

kriterien wurden die Variablen Strong leader make decision und Army ruling in diese Subdi-

mension eingezogen. Diese Variablen müssen auch vor weiteren Analysen umgepolt werden.  

Die Variable Terrorism can be justiefied wird aufgrund der methodologischen Annahmen nicht 

berücksichtigt, da sie die oben vorgestellten Kriterien nicht erfüllt. Ferner weist diese Variable 

zu niedrigen Wert h2 < .600 (MacCallum et al. 1999). 
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Die Ergebnisse der Faktorenanalyse im Hinblick auf die im Theorieteil getroffene Unterschei-

dung zwischen Identifikation und Anerkennung der gesellschaftlichen Ordnung weisen darauf 

hin, dass eine wechselseitige, empirisch beobachtbare Abhängigkeit zwischen beiden Begriffen 

auftritt. Dieses Ergebnis kann einerseits auf die nicht ausreichende theoretische Trennschärfe 

zurückgeführt werden. Andererseits kann der Grund dafür an der Operationalisierung mit Se-

kundärdaten liegen. Durch die Operationalisierung der Identifikation mit dargestellten Fragen 

gelangt es nicht, die Identifikation von Anerkennung der Institutionen politischer Ordnung zu 

trennen, zumal aufgrund der Datenlagen dies über das Vertrauen erfasst wurde. Somit fließt in 

die Beurteilung eines demokratischen Systems das Vertrauen in seine ihm zu Grunde liegenden 

Institutionen. Aus theoretischen Sicht muss vermerkt werden, dass somit auch die Performanz 

eines demokratischen System ungewollt erfasst wurde, da es schwer vorstellbar ist, dass das 

Vertrauen in einer politischen Institution nicht mit ihrer Performanz zu tun vermag (Kumlin 

2002; van der Meer 2010). Dieses Problem kann zum Teil aufgehoben werden, indem man bei 

der Fragenbogenkonstruktion die theoretische Trennung zwischen Anerkennung der Notwen-

digkeit einer Institution (z. B. öffentliches, kostenfreies Schulsystem) im demokratischen Sy-

stem und der Identifikation mit gesamten rechtlich-politischen Ordnung übernimmt. Die dritte 

mögliche Dimension wäre die Beurteilung der Performanz bzw. wahrgenommener Demokratie-

realität.118 Die restlichen Variablen können nicht berücksichtigt werden, da diese die höchste 

Ladung auf dem Faktor, für den die Variable ein Indikator sein soll nicht aufweisen oder das 

Kriterium der Aufrechterhaltung der inhaltlichen und theoretischen Breite verletzen.119 Die 

Tabelle 6-4 stellt die Indikatoren der kulturellen Integration dar. 

                                                        
118 Es sind meines Erachtens klassische Problemlagen der Sekundäranalyse. Bei der Fragenbogenkonstruktion konnte 

die Identifikation und die Anerkennung über die Werteebene und Einstellungen über erfragt werden (z.B. unab-
hängig von der Realität ist die Idee der Demokratie gut? Unabhängig von der Leistung in Ihrem Land, braucht die 
Demokratie eine allgemeine Krankenversicherung?) und die Performanz als Bewertung des Outputs politischen 
Systems (z.B. Wie bewerten Sie ökonomische Entwicklung in ihrem Land). Dieser Vorschlag orientiert sich an 
Eastonischen Konzept mit der Abweichung, dass Elemente des Sozialstaates (Krankenversicherung) als demokra-
tische Kriterien erfasst sind. Der Grund dafür liegt in der Annahme, dass nicht die Stabilität eines politischen Sy-
stems sonder seine Qualität ausschlaggebend ist. Einige empirische Studien zeigen die Diskrepanz zwischen 
theoretischen Begriffen und empirischer Messung (Bouckaert und Van de Walle 2003). 

119 Weitere Informationen siehe Anhang; S. 9. 
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Tabelle 6-4 Überblick über Dimensionen und Indikatoren kultureller Integration 

Dimension/Indikator N Min. Max. M SD VAR 

Identifikation und Anerkennung 

ArmyRule Army ruling [umgepolt]  26 ,825 ,993 ,934 ,044 ,002 

 CivilSTr Confidence in civil service 26 ,174 ,724 ,475 ,143 ,020 

DemBest Democracy best pol. sys. 26 ,810 ,992 ,922 ,047 ,002 

DemGood Democracy is good 26 ,801 ,993 ,905 ,054 ,003 

DemNoOrd Democracy cannot est. order [umgepolt]  26 ,388 ,863 ,681 ,136 ,018 

Experts Experts makes decision [umgepolt]  26 ,103 ,819 ,434 ,194 ,038 

LeglSysTr Confidence in legal sys. 26 ,250 ,735 ,502 ,128 ,016 

 ParlTr Confidence in parliament 26 ,204 ,628 ,424 ,120 ,014 

PolicTr Confidence in police 26 ,438 ,803 ,598 ,099 ,010 

PressTr Confidence in press 26 ,148 ,620 ,357 ,109 ,012 

Strong Strong leader make decision [umgepolt]  26 ,376 ,928 ,740 ,127 ,016 

UnionsTr Confidence in trade unions 26 ,106 ,636 ,392 ,131 ,017 

"  Crombachs Alpha ,897 

 

Die Ergebnisse der Faktorenanalyse lassen auf folgende Zusammenhänge auf der Aggregatebe-

ne schließen. Offenbar besteht ein Zusammenhang zwischen dem Vertrauen in die Presse und 

enviromental organisations und Kritik der Demokratie als „nicht entscheidungsfähig“ (demo-

cracy is indecisive). Man kann vermuten, dass es sich zu einem um die Kritik der repräsentati-

ven Demokratie handelt, zum anderen um Typus der „kritischen Demokraten“. Dem widerspre-

chen die Korrelationen zwischen den Variablen (siehe Korrelationsmatrix in Anhang). So be-

steht ein positiver Zusammenhang zwischen der Variable democracy is indecisive und Strong 

leader make decision, Experts makes decision und democracy can not establish order.120  

Interessante Ergebnisse der Faktorenanalyse weisen die Ladungen auf den dritten Faktor auf. 

Dabei handelt es sich um folgende Variablen: Confidence in church, Confidence in army, Army 

ruling, die Indirekt die konservativen Werte und Einstellungen messen. Offensichtlich besteht 

auf der Aggregatebene ein Zusammenhang zwischen traditionellen Werten (Dogan 1998) und 

spezifischen Vorstellungen des demokratischen Regierens, die wiederum ab bestimmten Stadi-

um undemokratisch sind.  

                                                        
120 Bei der Variable democracy can not establish order ist der positiver Zusammenhang statistisch signifikant. 
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6.2.3 Kommunikative Integration 

Vorauswahl der Indikatoren 

In der theoretischen Teil der Arbeit wurde darauf hingewiesen, dass die Sprache zu den Grund-

medien der Interaktion gehört (Esser 2000, S. 273). Der Ausmaß und die Art von kommunikati-

ven Interaktionen zwischen sozialen Einheiten stellt die kommunikative Dimension der sozialen 

Integration dar. Die Operationalisierung von Dimension der kommunikativen Integration wird 

in der Anlehnung an die Idee von Landecker durchgeführt (Landecker 1951, S. 336). Ein klei-

nes Netzwerk von Personen und geringe Zahl von inter-personellen Kontakten sind Merkmale 

für soziale Ausgrenzung (Castel 2000) oder Exklusion (Kronauer 2010; Stichweh 2005). Dies 

korespondiert stark mit Überlegungen von Bourdieu (1983). „Der Umfang des Sozialkapitals121, 

das der einzelne besitzt, hängt (...) von der Ausdehnung des Netzes von Beziehungen ab, die er 

tatsächlich mobilisieren kann, (...) auch von Umfang des (...) Kapitals, das diejenigen besitzen, 

mit denen er in Beziehung steht“ (Bourdieu 1983, S. 191). Die Operationalisierung des sozialen 

Kapitals als „level of interpersonal relations, such as family, friends, neigbours“ (Berger-

Schmitt 2000, S. 6) oder „Freundschafts- und  Beziehungsnetzwerke“ (Friedrichs und 

Jagodzinski 1999, S. 20) ist in der Integrationsforschung, unabhängig von untersuchten Kon-

text, breit verbreitet (Haug et al. 2007; Dimeglio et al. 2013; Dickes und Valentova 2013). Ein 

breites empirisches Instrument bietet die Forschung im Kontext  von nachbarschaftlichem Zu-

sammenhalt an (Lochner et al. 1999).  

Dickens, Valentova und Borsenberger haben die Intensität sozialer Relationen mit folgenden 

Variablen aus den Daten des EVS operationalisiert: spend time with friends; spend time with 

colleagues outside the workplace; spend time with people in clubs and voluntary associations 

(Dickes et al. 2008). Berger-Schmitt schlägt nach theoretischer Analyse im Hinblick auf soziale 

Interaktionen folgende Indikatoren vor (Berger-Schmitt 2000, S. 6): 

! Availability of a close friend 
! Frequency of contacts to close relatives 
! Support in Case of feeling depressed 
! Percentage of people, who feel lonely 
! Existence of close relatives 
! Existence of at least one close friend 
! Weekly contacts to close relatives 
! Weekly contacts to the best friends 
! Regular attendance of church122 

                                                        
121 Es handelt sich nach meiner Auffassung um eine fehlerhafte Übersetzung des Begriffes aus dem Französischen 

(capital social). Der Begriff muss, um eine Differenzierung zwischen capital social (fr.) und social capital (eng.) 
zu ermöglichen, als soziales Kapital übersetzt werden. 

122 Es ist meines Achtens aus theoretischer Sicht eine sehr spezifische Form der Interaktion, die einen Potenzial der 
Exklusion und Homogenität beinhaltet (z.B. konservative Kirchengemeinden in Osteuropa wie z.B. „Rodzina 
Radia Maryja“). 
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Die Datensätze von EVS und ESS beinhalten folgende Fragen, die Dimension kommunikative 

Integration empirisch erfassen lassen. 

In Bezug auf Kirchenbesuch (EVS): 

1. Apart from weddings, funerals and christenings, about how often do you attend religious 

services these days?  

1 – more than once week  
2 – once a week  
3 – once a month  
4 – only on specific holy days  
5 – once a year  
6 – less often  
7 – never, practically never  
8 – don’t know (spontaneous)  
9 – no answer (spontaneous)  

 

Mit den Daten des ESS lassen sich folgende Indikatoren kommunikative Integration empirisch 

erfassen. Frequency of contacts to close relatives: 

2. Using this card, how often do you meet socially with friends, relatives or work col-

leagues? 

1 - Never  
2 - Less than once a month  
3 - Once a month 
4 - Several times a month  
5 - Once a week  
6 - Several times a week  
7 - Every day  
77 - Refusal  
88 - Don't know  
99 - No answer 

 

Und auch das Gefühl der Einsamkeit - Percentage of people, who feel lonely: 

3. I will now read out a list of the ways you might have felt or behaved during the past week. 

Using this card, please tell me how much of the time during the past week…  

… you felt lonely? 

1 - None or almost none of the time  
2 - Some of the time  
3 - Most of the time  
4 - All or almost all of the time  
7 - Refusal  
8 - Don't know  
9 - No answer  
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Ferner lässt sich die Existenz einer Vertrauensperson -  Existence of at least one close friend mit 

Daten des ESS operationalisieren. 

4. Do you have anyone with whom you can discuss intimate and personal matters? 

1 - Yes  
2-  No  
7-  Refusal  
8 - Don't know  
9 - No answer  

Aus theoretischer Sicht spielt die Anzahl von Haushaltmitgliedern eine Rolle in Bezug auf In-

tensität sozialer Kontakte. Ein Haushalt mit mehreren Mitgliedern intensiviert die Anzahl von 

Kontakten. Dieser Indikator lässt sich mit Daten des Eurostats abbilden, wobei es sich um 

durchschnittliche Haushaltsgröße im Jahr 2011 handelt.123 Zwecks vergleich wurde mit den 

Daten des ESS Ein-Person Haushalte dichotom erfasst (Numer of people living as member of 

household).124 

Im Hinblick auf die Operationalisierung kommunikativer Integration unter Berücksichtigung 

der theoretischen Analyse bitten die ausgewählten Datensätze sehr begrenzte Anzahl von Indi-

katoren. Aus theoretischer Sicht gibt es zwei Lösungsansätze für diese Problematik. Zu einem 

konnten auf andere Datensätze zurückgegriffen werden, wobei das Erhebungsjahr beachtet wer-

den muss. Zu anderen sollten andere Formen der Kommunikation bzw. der Interaktionen als 

von Autoren vorgeschlagen berücksichtigt werden (z. B. via Internet).  

Mit dem Datensatz des European Quality of Life Survey (EQLS: Erhebungsjahr 2011) lassen 

face-to-face Kontakte mit der Familie (Kinder, Eltern, Geschwister) und Freunden bzw. Nach-

barn operationalisieren.  

6. On average, thinking of people living outside your household. How often do you have 
direct (face-to-face) contact with....  

... Parents  

... Children 

... Brothers/Sisters 

... Friends/Neighgours  

Die mögliche Antworten waren: 1 – More than once a day; 2 – Every day of almost every day; 3 

– At least once a week; 4 – One or three times in a month; 5 – Less often; 6 – Never. 

Ferner kann der Zugang und die Nutzung des Internets die Intensität sozialer Kontakte erfasst 

als soziales Kapital beeinflussen (Arnold und Schneider 2004). Der Zugang zum Internet wird 

mit Daten des Eurostats als Prozent der Haushalte mit einem Internet Zugang operationali-

                                                        
123 Tabelle-Kennnummer (ilc_lvph01) (aufgerufen am 15.01.14).  
124 Die Variable wurde umkodiert. Die Ein-Person Haushalte wurden als 0 kodiert, Haushalte mit 2 und mehr Perso-

nen (max. 21) wurden als 1 kodiert. 
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siert.125 Mit dem Datensatz des European Quality of Life Survey lassen Kontakte über Internet, 

Telefon und Brief mit der Familie (Kinder, Eltern, Geschwister) und Freunden bzw. Nachbarn 

operationalisieren.  

7. On average, thinking of people living outside your household. How often do you have 
contact by phone, internet or by post with....  

... Parents  

... Children 

... Brothers/Sisters 

... Friends/Neighgours  

Das Antwortformat war: 1 – More than once a day; 2 – Every day of almost every day; 3 – At 

least once a week; 4 – Once, two or three times in a month; 5 – Less often; 6 – Never. 

Weiter  lässt sich mit den Daten des EQLS das Gefühl der Ausgrenzung aus der Gesellschaft 

und soziale Nähe empirisch erfassen.  

 8. Please tell me whether you strongly agree, agree, neither agree or disagree, disagree 

or strongly disagree with each statement:126  

  ... I feel left out of society. 

  ... I feel close to people in the area where I live. 

Die möglichen Antworten waren: 1 – Strongly agree; 2 – Agree; 3 – Agree nor Disagree; 4 – 

Disagree; 5 – Strongly disagree. 

Darüber hinaus sollte die soziale Nähe über die Variablen „Freunde haben“, „Rat suchen“ und 

„Vertrauensperson haben II“ ergänzt werden. 

9. There are some things that many people cannot afford, even if they would like them. For 

each of the following: 

... Having friends or family for a drink or meal at least once a month 

1 – Yes, I can afford if want 
2 -  No, I can´t afford it 
3 – Don´t know 

10. If you needed advice about a serious personal or family matter / From whom would you 

get support? 

11. If you were feeling a bit depressed and wanting someone to talk to / From whom would 

you get support? 

1 - A member of your family / relative 

                                                        
125 Tabelle-Kennnummer (tin00134) (aufgerufen am 20.01.14).  
126 Daten für Norwegen stammen aus EQLS 2007, da Norwegen an der Erhebung in Jahre 2011 nicht teilnah. Die 

Frage nach sozialer Nähe wurde nur im EQLS 2011. In der Konsequenz ergibt sich der fehlende Wert für Norwe-
gen. 
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2 - A friend, neighbour, or someone else, who does not belong to your family or 
relatives 
3 - A service provider, institution or organisation 
4 - Nobody 

Vor weiteren empirischen Analysen müssen alle genannten Variablen umkodiert bzw. umgepolt 

werden. Die Variable Kirchenbesuch wurde in eine dichotome Variable umkodiert.127 Die Va-

riable Häufigkeit sozialer Kontakte mit Freunden, Bekannten, Arbeitskollegen wurde, um Ver-

gleichbarkeit zu ermöglichen auch umkodiert.128 Die Variablen die Existenz einer Vertrauens-

person und „Freunde haben“ wurden umkodiert, damit höherer Wert positiv ist.129 Zwecks Ver-

gleichbarkeit wurde die Variable das Gefühl der Ausgrenzung aus der Gesellschaft und soziale 

Nähe auf dichotome Variable reduziert.130 Die Variablen „Rat suchen“ und „Vertrauensperson 

haben II“ wurden Im Hinblick auf die Theorie der Reproduktion von Ressourcen sozialer Inte-

gration durch Institutionen in zwei neuen Variablen umkodiert. Zu einem wurden die Werte eins 

und zwei (Familie, Verwandte, Freunde, Nachbarn usw.) in einen positiven Wert (1,2=1) um-

gewandelt. Die restlichen Werte wurden als null kodiert. Zu anderen um die Reproduktion zu 

erfassen, wurde eine Dummy-Variable konstruiert, die nur die Hilfestellung der Institutionen 

erfasst.131 Aus der Tabelle 6-5 können Informationen über ausgewählte Indikatoren kommunika-

tiver Interaktion mit deskriptiver Statistik entnommen werden. 

                                                        
127 Kirchenbesuch ein mal pro Woche wurde als 1 kodiert, seltener als 0. 
128 Die Umkodierung folgte nach dem Prinzip Werte unter ein Treffen in Monat als 0, mehr als ein Treffen in Monat 

als 1.  
129 „Ja“ wurde als 1 und „Nein“ als 0, andere Werte als fehlende Werte kodiert. 
130 Beide Variablen wurde folgend umkodiert (1,2=0) (3,4,5=1). Die Schweiz und Norwegen nahmen an der Erhe-

bung aus Jahr 2011 nicht teil. Im Fall von Norwegen wurden die Daten aus dem Jahr 2007 eingesetzt. Dabei ist es 
zu vermerken, dass die Antwortmöglichkeiten fehlerhaft konstruiert waren. Man konnte keine Antwort „nie“ ge-
ben und sollte man dreimal in Monat in Kontakt treten, konnte man keine Antwort geben (die Vorgabe war: Once 
or two times in a month). 

131 In Fall von Norwegen kann bei dieser Variable nicht auf EQLS 2007, um fehlende Werte zu vermeiden, zurück-
gegriffen werden, da sich die Antwortmöglichkeiten unterscheiden. Es fehlt die Differenzierung zwischen Fami-
lie, Freunde usw. und Institutionen. Somit ergeben sich für die auf Institutionen bezogene Dummy-Variable feh-
lende Werte. 
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Tabelle 6-5 Überblick über die Vorauswahl der Indikatoren kommunikativer Integration 

Indikator N Min Max M SD 

Anytodis Anyone to discuss intimate and personal mat-
ters with 26 ,796 ,967 ,897 ,046 

AreaClose I feel close to area where i live 24 ,202 ,392 ,292 ,059 

CallBroSis How often do you have contact by phone, 
internet or by post with Bro/Sis 25 ,499 ,872 ,702 ,093 

CallKids How often do you have contact by phone, 
internet or by post with Kids 25 ,557 ,968 ,721 ,099 

CallNeigh How often do you have contact by phone, 
internet or by post with Friends 25 ,703 ,974 ,902 ,069 

CallPrnts How often do you have contact by phone, 
internet or by post with Parents 25 ,325 ,923 ,561 ,124 

FtoFBroSis How often do you have direct (face-to-face) 
contact with Brothers/Sisters  25 ,324 ,775 ,601 ,100 

FtoFKids How often do you have direct (face-to-face) 
contact with Children 25 ,547 ,896 ,773 ,086 

FtoFNeigh How often do you have direct (face-to-face) 
contact with Friends/Neighbours 25 ,964 ,998 ,990 ,008 

FtoFPrnts Parents how often do you have direct (face-
to-face) contact with.. 25 ,414 ,717 ,572 ,059 

HaveFriends Having friends or family for a drink or 
meal at least once a month 25 ,611 ,976 ,839 ,109 

HelpDep If you needed help because of depression 25 ,890 ,986 ,948 ,028 

HelpDepInst If you needed help because of depression 
(dummy Institutions) 24 ,002 ,072 ,030 ,022 

HelpPro If you needed advice about a serious personal 
or family matter 25 ,941 ,989 ,969 ,013 

HelpProInst If you needed advice about a serious per-
sonal or family matter (dummy Institutions) 24 ,002 ,106 ,037 ,027 

hhmmb Number of people living as member of house-
hold (ESS 2010 dummy) 26 ,706 ,899 ,805 ,056 

Intathome Percentage of households who have Internet 
access at home 26 ,450 ,940 ,733 ,132 

LeftOut I feel left out form society 25 ,233 ,962 ,558 ,174 

RelServ Apart from weddings, funerals and christen-
ings, about how often do you attend religious services 
these days? 

26 ,026 ,527 ,173 ,138 

sclmeet How often socially meet with friends, relatives 
or colleagues 26 ,513 ,932 ,802 ,113 

 

Im Hinblick auf die Faktorenanalyse unter Berücksichtigung der Operationalisierung lässt sich 

die Vermutung aufstellen, dass anhand der Analyse drei Faktoren (d.h. Subdimensionen der 

kommunikativer Integration) beobachtet werden können – sozialer Netzwerk/soziale Nähe; 

Face-to-Face Kontakte und Kontakte über Medien (via Internet, Post usw.). 
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Datenreduktion mithilfe von multidimensionaler Skalierung 

Es wurde eine explorative, varimax-rotierte Hauptkomponentenanalyse durchgeführt. Der Wert 

des Kaiser-Meyer-Olkin (KMO) Kriteriums liegt bei ,283, welcher nach A. Field einen Wert 

darstellt, der die Durchführung der Faktorenanalyse nicht erlaubt (Field 2009, S. 647). Im Folge 

dessen müssen weitere methodische Überlegungen getroffen werden, wie die Struktur der Daten 

explorativ geprüft und ihre Reduktion vorgenommen werden kann.  

Die Multidimensionale Skalierung (MDS) wird als Verfahren zur explorativen Datenanalyse 

angewendet (Bortz und Döring 2006, S. 171ff). Das Verfahren der MDS stellt die Objekte (Va-

riablen) als Punkte in einem möglichst niedrigdimensionalen (zwei- bzw. höchstens dreidimen-

sionalen) Koordinatensystem (Dimensionen) dar. Dabei sollen die Abstände zwischen den Ob-

jekten im Koordinatensystem so gut wie möglich den Ähnlichkeiten (bzw. Unähnlichkeiten) der 

Objekte entsprechen (Janssen und Laatz 2013, S. 587).132 Bevor der Anpassungsprozess im Lö-

sungsverfahren der MDS beginnt, muss die Anzahl der Dimensionen der Konfiguration be-

stimmt werden (Janssen und Laatz 2013, S. 587). Aufgrund der theoretischen Überlegungen 

werden zwei Dimensionen bestimmt. Es wurden im Modell keine Einschränkungen vorgenom-

men und die Werte wurden nach Z-Transformation standardisiert. Als Skalierungsmodell wurde 

euklidische Distanz gewählt. Die Interationskriterien lauteten für Stress-Konvergenz S =,001 

und Mindest-Stress Smind = ,005.  

Nach sieben Iterationsschritten wurde das Optimierungsverfahren zur Erzielung einer MDS-

Konfiguration abgebrochen, da die Verringerung des Stresswertes nach Young kleiner als der 

voreingestellte Grenzwert von 0,005 war. Der Wert des normalisiertes Roh-Stress nach Young 

liegt bei ,0541 und des Stresses nach Kruskal bei ,1326. Die Werte weisen nach Janssen und 

Laatz eine gute Übereinstimmung auf (Janssen und Laatz 2013, S. 587).  

                                                        
132 Bei der Anwendung orientiere ich mich an die Literatur (Janssen und Laatz 2013; Dickes et al. 2008) und dort 

vorgeschlagenes Verfahren. 
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Tucker’s coefficient = .9726 

Abbildung 4 Multidimensionale Skalierung für 20 Indikatoren der kommunikativen Integration 

 

Interpretation von Ergebnissen der MDS 

Die Interpretation einer MDS-Lösung kann problematisch sein, da „fehlerhafte oder nachlässige 

Urteile (...) zu wenig aussagekräftigen Strukturen führen. (...) Die Interpretation sollte deshalb 

nur der Anregung inhaltlicher Hypothesen über diejenigen Merkmale dienen (...) (Bortz und 

Döring 2006, S. 171ff). Die Präsentation der Ergebnisse zielt darauf, die Annahme über Subdi-

mensionen der kommunikativer Integration – sozialer Netzwerk/soziale Nähe; Face-to-Face 

Kontakte und Kontakte über Medien (via Internet, Post usw.) durch Interpretation der Abbil-

dung 4 bestätigen bzw. ablehnen zu lassen. Dabei gilt das Kriterium der Erhaltung der theoreti-

schen Breite. 
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Abbildung 5 Graphische Interpretation der Ergebnisse der MDS-Analyse. 

Aus der Abbildung 5 wird des deutlich dass, soziale Interaktionen über Medien (via Telefon, 

Internet, Post) eine Subdimension bilden (Callkids, CallPrnts, CallBroSis, CallNeigh). Die An-

nahme über Nähe der Lösungen im Hinblick auf Face-to-Face Kontakte konnte nicht bestätigt 

werden, da diese zerstreut über den Koordinatensystem liegen. Soziales Kapital als Netz sozia-

ler Interaktionen wurde in dem zwei-dimensionalen Raum als aufgesplittert dargestellt. Zu ei-

nem bilden die Variablen FtFNeigh, HelpDep und HelpPro eine Subdimension sozialer Nähe 

ab. Zum anderen kann die zweite Subdimension beobachtet werden, die aus Variablen des so-

zialen Kapitals, der sozialen Nähe und der institutionalisierten Hilfestellung besteht. Unter Be-

rücksichtigung der theoretischen Auseinadersetzung und empirischen Analysen zum Thema 

soziales Kapital wird in der Untersuchung angenommen, dass die soziale Interaktionen durch 

zwei Subdimensionen abgebildet werden können – soziale Nähe (FtFNeigh, HelpDep, HelpPro) 

und soziales Kapital (HelpProInst, HelpDepInst, HaveFriends, LeftOut, AreaClose, FtoFKids 

,FtoFPrnts, Intathome, Anytodis ,sclmeet).133 Die Variablen hhmmb und FtoFBroSIs als auch 

RelServ werden von weiteren Analysen aufgrund der Lage in Koordinatensystem ausgeschlos-

                                                        
133 Diese Annahme ist an die Voraussetzung gebunden, dass die Reliabilitätsanalyse einen sehr guten Wert aufweisen 

wird ("  " .800). Sollte es nicht der Fall sein, wird das soziale Kapital ohne vier im Koordinatensystem von dem 
Kern entfernten Variablen empirisch erfasst. 
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sen. Die Tabelle 6-6 bietet ein Überblick über Dimensionen und Indikatoren kommunikativer 

Integration mit den Werten der Reliabilitätanalyse (! Crombachs Alpha). 

Tabelle 6-6 Überblick über Dimensionen und Indikatoren kommunikativer Integration 

Dimension/Indikator N Min Max M SD VAR 

Soziale Interaktionen: via Medien  

CallBroSis How often do you have contact by 
phone, internet or by post with Bro/Sis 25 ,499 ,872 ,702 ,093 ,009 

CallKids How often do you have contact by phone, 
internet or by post with Kids 25 ,557 ,968 ,721 ,099 ,010 

CallNeigh How often do you have contact by phone, 
internet or by post with Friends 25 ,703 ,974 ,902 ,069 ,005 

CallPrnts How often do you have contact by phone, 
internet or by post with Parents 25 ,325 ,923 ,561 ,124 ,015 

"  Crombachs Alpha ,860 

Soziale Nähe  

HelpDep If you needed help because of depression 25 ,890 ,986 ,948 ,028 ,001 

HelpPro If you needed advice about a serious per-
sonal or family matter 25 ,941 ,989 ,969 ,013 ,000 

FtoFNeigh How often do you have direct (face-to-
face) contact with Friends/Neighbours 25 ,964 ,998 ,990 ,008 ,000 

"  Crombachs Alpha ,666 

Soziales Kapital  

FtoFPrnts How often do you have direct (face-to-
face) contact with Parents 25 ,414 ,717 ,572 ,059 ,004 

HaveFriends Having friends or family for a drink 
or meal at least once a month 25 ,611 ,976 ,839 ,109 ,012 

HelpDepInst If you needed help because of depres-
sion (dummy Institutions) 24 ,002 ,072 ,030 ,022 ,000 

HelpProInst If you needed advice about a serious 
personal or family matter (dummy Institutions) 24 ,002 ,106 ,037 ,027 ,001 

Intathome Percentage of households who have In-
ternet access at home 26 ,450 ,940 ,733 ,132 ,017 

LeftOut I feel left out form society 25 ,233 ,962 ,558 ,174 ,030 

sclmeet How often socially meet with friends, rela-
tives or colleagues 26 ,513 ,932 ,802 ,113 ,013 

Anytodis Anyone to discuss intimate and personal 
matters with 26 ,796 ,967 ,897 ,046 ,002 

AreaClose I feel close to area where i live 24 ,202 ,392 ,292 ,059 ,004 

FtoFKids How often do you have direct (face-to-
face) contact with Children 25 ,547 ,896 ,773 ,086 ,007 

"  Crombachs Alpha ,897 
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Die Ergebnisse der MDS-Analyse zeigen, dass aus der Theorie abgeleitete Dimension sozialer 

Integration – kommunikative Integration ein valides Instrument darstellt. Interessanterweise 

haben die Ergebnisse der MDS-Analyse gezeigt, dass Anzahl der Haushaltsmitglieder und Be-

such religiöse Veranstaltungen nicht in der Subdimension: soziale Nähe im Koordinatensystem 

liegen. Ferner könnte die Annahme über Nähe der Lösungen im Hinblick auf Face-to-Face Kon-

takte konnte nicht bestätigt werden. 

6.2.4 Moralische Integration 

Vorauswahl der Indikatoren 

Wie im theoretischen Teil dargelegt wurde, entstehen Moral und moralische Einstellungen in 

der Reproduktion von situativen Elementen des Alltags, die durch die Wahrnehmung und Re-

flexion zustande kommt. Dies passiert unter Prämisse, dass Moral ein Produkt der Persönlich-

keit und diese wiederum ein Produkt der Gesellschaft ist. Dabei gilt an der ersten Stelle, dass 

„jeder Mensch als Subjekt der moralischen Rechte und Verpflichtungen gilt und insofern (ein) 

Mitglied einer universalistischen moralischen Gemeinschaft“ ist (Peters 1993, S. 101).134 Hier-

bei findet man bewährte Prinzipien und moralische Grundnormen, die historisch unter anderen 

aus religiösen Überzeugungen entstanden sind, wie z. B. Schutz der Person, die Bewahrung von 

körperlichen, seelischen Verletzungen etc., und in den modernen Gesellschaften in den Soziali-

sationsprozessen geprägt und durch das rechtlich-institutionalisierten System geregelt werden. 

So sichert das rechtlich-institutionalisierte System soziale Pflichten, konstruiert das Recht und 

garantiert die Handlungsfreiheit der Individuen, darunter das Recht auf Teilnahme an verschie-

denen Formen des sozialen und politischen Lebens. Die Sozialisationsprozesse bringen Indivi-

duen Gerechtigkeit- und Freiheitsvorstellungen, als auch soziale Normen, die über reziproke 

Beziehungen hinausgehen, bei, wie uns das Beispiel des Vertrauens lernt. „Ein reifes morali-

sches Verhalten hängt nicht nur von moralischen Idealen und Vorsätzen ab“, aber auch davon, 

wie diese Ideale im Alltag angewandt werden (Lind 2003, S. 18).  

Wenn, wie in der theoretischen Teil der Arbeit angenommen, moralische Integration auf den 

Gedanken des Vertrauens, der Gleichheit, der Freiheit und Gerechtigkeit und der Solidarität 

jenseits der Reziprozität basiert (Peters 1993, S. 104), werden zwei Grundprobleme der Opera-

tionalisierung sozialer Integration deutlich, die man als dialektische Konflikte zwischen Theorie 

und Praxis beschrieben kann. Zu einem zielt die Messung darauf die Homogenität einer Gesell-

schaft zu erfassen, besonders in Bezug auf Gleichheit, obwohl in der Theorie die Pluralität an-

genommen wurde (Joppke und Lukes 1999; Berman und Phillips 2004). Dieses Problem lässt 

sich als Konflikt zwischen Maximalisierung und Optimierung bezeichnen (Berman und Phillips 

                                                        
134 Diese Annahme unterstellt nicht, dass nicht jeder sich an universalistische Vorstellungen hält und die Abweichung 

als Phänomen der Desintegration beobachtbar ist. 
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2004, S. 4).135 Das zweite Problem bezieht sich auf die Trennschärfe der Begrifflichkeiten und 

ihre theoretische Grundlagen. Die Interdependenzen zwischen Solidarität und Vertrauen sind 

offensichtlich, wenn man das Vertrauen als eine intensive Form der Anerkennung und infolge 

dessen der Solidarität versteht. In der Konsequenz wird bei der Operationalisierung moralischer 

Integration vor allem auf die einschlägige empirischorientierte Literatur zum normativen bzw. 

moralischen Zusammenhalt zurückgegriffen.  

Das Vertrauen als Ressource wird mit einem klassischen Verständnis des Sozialkapital verbun-

den (Lochner et al. 1999) und über die Frage nach generalisiertem Vertrauen operationalisiert 

(Berger-Schmitt 2000; Dickes et al. 2008; Jenson 2010). Auch minimalistische Theorien sozia-

ler Integration basieren auf dem Gedanken der Notwendigkeit des Vertrauens in der Gesell-

schaft und greifen bei der Messung auf das generalisierte Vertrauen zurück (Dimeglio et al. 

2013, S. 758). In der empirischen Forschung wird neben dem Vertrauen auch nach Fairness 

gefragt, wobei in der theoretischen Auseinandersetzung ein faires Verhalten mit den Vorstel-

lungen der Gleichheit und der Gerechtigkeit verbunden wird (Berman und Phillips 2004, S. 25; 

Nunner-Winkler et al. 2012). 

Das Vertrauen und Fairness wird mithilfe folgender Fragen aus dem Datensatz des ESS opera-

tionalisiert. 

1. Using this card, generally speaking, would you say that most people can be 

trusted, or that you can't be too careful in dealing with people? Please tell me on a 

score of 0 to 10, where 0 means you can't be too careful and 10 means that most people 

can be trusted. 

2. Using this card, do you think that most people would try to take advantage of you 

if they got the chance, or would they try to be fair?(0-10). 

In der vorliegenden Untersuchung wird die Gleichheit als Anerkennung den Anderen als Mit-

glied der moralischen Gemeinschaft definiert. In der Konsequenz wird die Gleichheit in der 

Anlehnung an Kritik der bisherigen Konzepten sozialer Integration von Bernard (1999) nicht als 

Chancengleichheit bzw. Chancengerechtigkeit erfasst.136 Im Hinblick auf Operationalisierung 

müssen in den vorhandenen Datensätzen Items gefunden werden, die die Anwendung bzw. die 

Wahrnehmung moralischer Grundnormen beanspruchen. Dabei geht es vor allem um die Stel-

lung von Individuen in der Gesellschaft, indem ihre Anerkennung als Mitglieder der morali-

                                                        
135 Der dialektische Konflikt zeigt sich besonders an Beispiel der Gleichheit und der Freiheit, die selber in gewissen 

Konflikt zu einander stehen. Es wundert in Hinblick auf dieses Problem nicht, dass vor allem Diktaturen starken 
sozialen Zusammenhang aufweisen, da sie diesen Konflikt nicht mit demokratischen Mitteln sondern mit Gewalt 
lösen bzw. mildern. 

136 Bernard (1999) konstruiert sein Konzept der sozialen Integration als dialektisches Spiel zwischen der Elementen: 
Freiheit, Gleichheit, Solidarität, welches in einer demokratischen, pluralistischen Umgebung stattfindet. 
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schen Gemeinschaft befragt wird.137 Die Anerkennung als Mitglieder der moralischen Gemein-

schaft wird mithilfe folgender Frage aus dem Datensatz des EVS operationalisiert. 

3. On this list are various groups of people. Could you please sort out any that you 

would not like to have as neighbours? 

... People of a different race 

... People with large families 

... Emotionally unstable people 

... Immigrants/foreign workers 

... People who have AIDS 

... Gypsies 

Im Hinblick auf den Indikator 3. lautete das Antwortformat: „1 – genannt“ und „2 – nicht ge-

nannt“. In folgenden wurden alle Variablen die dichotome Ausprägung aufweisen, z. B. „ja“ 

und nein“, „genannt“ und „nicht genannt“, jeweils auf „eins“ als positiver Wert und „null“ als 

negativer Wert umkodiert. 

Ferner kann mit den Daten des ESS die subjektive Wahrnehmung der Anerkennung operationa-

lisiert werden. 

4. Would you describe yourself as being a member of a group that is discriminated 

against in this country? 

Das Antwortformat lautete: „1 – Ja“ und „2 – Nein“.138 Die Anerkennung sexueller Minderhei-

ten wird mithilfe folgender Fragen aus dem Datensatz des ESS operationalisiert. Das Antwort-

format lautete: 1 - Strongly agree; 2 - Agree; 3 - Neither agree nor disagree; 4 - Disagree; 5 - 

Strongly disagree.  

5. Using this card, please say to what extent you agree or disagree with each of the 

following statements: Gay men and lesbians should be free to live their own life as they 

wish. 

Und aus dem Datensatz des EVS. 

6. On this list are various groups of people. Could you please sort out any that you 

would not like to have as neighbours? 

  ... Homosexuals 

Die Anerkennung religiöser Minderheiten bzw. Mehrheiten wird mithilfe folgender Frage aus 

dem Datensatz des EVS operationalisiert. 

                                                        
137 Ein Beispiel dafür wäre die Frage nach der Ablehnung einer Person als Nachbarn aufgrund der Hautfarbe oder des 

ausgeübten Berufes.  
138 Damit wird unterstellt, dass Diskriminierung mit fehlender Anerkennung gleichzusetzen ist (Fraser 2003, S. 66–

69). 
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7. On this list are various groups of people. Could you please sort out any that you 

would not like to have as neighbours? 

... Christians 

... Muslims 

... Jews 

Im Hinblick auf den Indikator 6. und 7. lautete das Antwortformat: „1 – genannt“ und „2 – nicht 

genannt“. 

Im Hinblick auf die Solidarität unterscheiden Dickens und Kollegen (Dickes et al. 2008), die die 

empirische Messung auf der Grundlage theoretischen Überlegungen von Bernard (1999) mit 

Daten des EVS aus dem Jahr 1999 durchführen, zwischen vier Arten der Solidarität: proximale 

Solidarität, gruppenbezogene Solidarität, familiäre Solidarität, intentionale Solidarität (die In-

tention zum bestimmten pro-sozialen Verhalten).139 Die Operationalisierung der Solidarität in 

der vorliegenden Untersuchung richtet sich auf die von Dickens et al. vorgestellte Struktur 

(Dickes et al. 2008). Dieses Vorgehen ist mit den Daten des EVS, ESS und EQLS möglich, da 

sich vor allem die EVS-Studie an ihre Vorläufer aus dem Jahr 1999 orientiert. 

Die proximale Solidarität wird mithilfe folgender Fragen aus den Datensätzen des ESS und 

EVS operationalisiert. Aus dem Daten des ESS: 

8. Would you say that most of the time people try to be helpful or that they are 

mostly looking out for themselves?140 

Ferner lassen die Daten des EVS folgende Fragen zu, deren Antwortformat 1 – very much, 2 – 

much, 3 – to a certain extend, 4 – not so much, 5 – not at all war. 

9. To what extent do you feel concerned about the living conditions of:   

... people in your neighbourhood 

... people in your region 

... fellow countrymen  

Die gruppenbezogene Solidarität wird mithilfe folgender Fragen aus dem Datensatz des EVS 

operationalisiert. 

10. To what extent do you feel concerned about the living conditions of: 

... elderly people in your country 

... unemployed people in your country 

... immigrants in your country 

... sick and disabled people in your country 
                                                        
139 Die theoretische Begründung dieser Differenzierung wird nicht eingehend dargestellt. Sie ist ein Resultat einer 

Datenreduzierung (Faktorenanalyse). Bernard (1999, S. 10 und 14) betont, dass die Solidarität nicht auf gemein-
same Werte reduziert werden kann und als die gegenseitige Verantwortung für alle Mitglieder der Gesellschaft zu 
verstehen ist. 

140 Der Antwortformat war von 0 bis 10. 
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... children in poor families in your country  

Alle auf die Frage 9. Und 10. Bezogene Variablen wurden umkodiert. Die Antworten very much 

und much wurden als „eins“ kodiert, to a certain extend bis not at all als „null“ kodiert. 

Die Intention zum pro-sozialen Verhalten als Form der Solidarität kann mit neueren Daten nicht 

operationalisiert werden, da die Fragen nach der Intention im EVS 2009 nicht gestellt wurden. 

Dies wurde mit einer Frage aus dem ESS ersetzt.141 

11. Now I will briefly describe some people. Please listen to each description and 

tell me how much each person is or is not like you. Use this card for your answer. 

... It's very important to her/him to help the people around her/him. She/he wants to 

care for their well-being.  

Das mögliche Antwortformat lag zwischen 1 - Very much like me, 2 - Like me, 3 - Somewhat 

like me, 4 - A little like me, 5 - Not like me, und 6 - Not like me at all. Die Variable wurde fol-

gend umkodiert: Antworten von Very much like me bis Somewhat like me wurden als „eins“ 

kodiert, A little like me bis Not like me at all als „null“ kodiert. 

Die Operationalisierung der Gerechtigkeit zielt darauf die Wahrnehmung, wie gerecht die Ver-

teilung von Ressourcen sozialer Integration ist, zu messen. Bewusst wird dabei auf rein morali-

sche Sachverhalte, wie z. B. die Frage nach gerechter Strafe bei bestimmten Vergehen, da diese, 

auch wenn es klassische Konfliktlinien in einer Gesellschaft sind, mit dem Pluralismus der De-

mokratie vereinbar sind. „Wert- und Normenkonflikte sind der unausweichliche Preis, den die  

(...) Gesellschaft und ihre Mitglieder (...) zu zahlen haben“ (Pfürtner 1978, S. 183). Ferner sol-

len hierbei nicht „Gerechtigkeitsideologien“ abgebildet werden (Wegener 1995, S. 207). Viel 

mehr geht es hierbei um die Wahrnehmung der gerechten bzw. ungerechten Verteilung von 

Ressourcen und die Wahrnehmung von Konflikten um diese Ressourcen, wie z. B. eine gerech-

te Entlohnung, den gerechten Zugang zum Bildungssystem oder Spannungen zwischen Mitglie-

dern der Gesellschaft.142 Die Wahrnehmung der Konflikte wird mithilfe der Daten des ISSP 

operationalisiert. Dabei stehen folgende Items zur Verfügung. 

12. In all countries, there are differences or even conflicts between different 
social groups. In your opinion, in yours country how much conflict is there: 

... between poor people and rich people?  

... between the working class and the middle class  

... between management and workers?  

... between people at the top of society and people at the bottom?  

                                                        
141 Diese Frage bildet nicht die von Dickens und Kollegen (2008) abgebildete Dimension der Solidarität ab. Die 

Formulierung der Frage lässt die Vermutung zu, dass es sich dabei um proximale Form der Solidarität handelt. 
Nach der Datenreduktion sollte diese Frage geklärt sein. 

142 Diese Auffassung korrespondiert mit der klassischen Frage der Gerechtigkeitsforschung, wie soll die Gesellschaft 
eingerichtet werden, damit die Verteilung von Gütern und Lasten gerecht ist? (Wegener 1995, S. 195).  
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Das Antwortformat lautete: 1 - Very strong conflicts; 2 - Strong conflicts; 3 - Not very strong 

conflicts, 4 - There are no conflicts. 

Die Umkodierung dieser Variablen berücksichtigt die theoretische Annahme, dass Konflikte 

endemischen Charakter in einer modernen Gesellschaft haben. In der Konsequenz wurde nur 

„sehr starke Konflikte“ als negativ für die Reproduktion von Ressourcen sozialer Integration 

gesehen.143 

Die Wahrnehmung der gerechten bzw. ungerechten Verteilung von nicht-symbolischen Res-

sourcen sozialer Integration wird mit folgender Frage aus dem Datensatz des ISSP operationali-

siert. 

13. To what extent do you agree or disagree with the following statements? 

... Differences in income in yours country are too large. 

Aus dem Datensatz des ESS wurde folgende Frage eingesetzt. 

... Using this card, please say to what extent you agree or disagree with 

each of the following statements: The government should take measures to re-

duce differences in income levels. 

Das Antwortformat lautete: 1 - Strongly agree; 2 - Agree; 3 - Neither agree nor disagree; 4 - 

Disagree; 5 - Strongly disagree. Beide Variablen wurden umkodiert. Die Antworten Strongly 

agree und Agree wurden als „eins“ kodiert, die restlichen Ausprägungen als „null“. 

Zwei auf die Gerechtigkeit der Einkommensverteilung bezogene Fragen aus der ISSP. 

14. Is your pay just? We are not asking about how much you would like to earn 

- but what you feel is just given your skills and effort. If you are not working 

now, please tell about your last job.  

Das Antwortformat lautete: 1 - Much less than is just; 2 - A little less than is just; 3 - About just 

for me; 4 - A little more than is just; 5 - Much more than is just. 

15. Would you say that you earn much less or much more than deserved? If you 

are not working now, please tell about your last job.  

Das Antwortformat lautete: 1 - Much less than I deserve; 2 - Less than I deserve; 3 - What I 

deserve; 4 - More than I deserve; 5 - Much more than I deserve. 

Da er sich dabei um die Wahrnehmung der gerechten bzw. ungerechten Verteilung von nicht-

symbolischen Ressourcen sozialer Integration handelt, wurden beide Variable auf folgende 

Weise umkodiert. Die Antworten Much less und Much more wurden als die Wahrnehmung der 

Ungerechtigkeit verstanden und mit „null“ eine negative Kodierung zugewiesen. Die restlichen 

                                                        
143 Diese starke Reduzierung kann zur fehlenden Varianz zwischen untersuchten Einheiten führen. 
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Ausprägungen wurden als „eins“ kodiert. Die Tabelle 6-7 stellt ein Überblick über die Voraus-

wahl der Indikatoren moralischer Integration dar. 
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Tabelle 6-7 Überblick über die Vorauswahl der Indikatoren moralischer Integration 

Indikator N Min Max M SD VAR 

trust Most people can be trusted or you can't be too careful 26 ,350 ,684 ,495 ,095 ,009 

fair Most people try to take advantage of you, or try to be fair 26 ,392 ,718 ,549 ,091 ,008 

soliEld Solidarity elderly people 25 ,459 ,762 ,616 ,097 ,009 

soliUnemp Solidarity unemployed people 26 ,160 ,625 ,404 ,123 ,015 

soliImmg Solidarity immmigrants 26 ,056 ,383 ,210 ,097 ,009 

soliSick Solidarity sick people 26 ,372 ,700 ,586 ,096 ,009 

soliPoor Solidarity poor people 26 ,405 ,774 ,616 ,101 ,010 

help Most of the time people helpful or mostly looking out for 

themselves 
26 ,325 ,617 ,481 ,090 ,008 

iphlppl Important to help people and care for others well-being 26 ,787 ,975 ,912 ,046 ,002 

recgChr Recognition christians 20 ,790 1,000 ,956 ,050 ,002 

recgMus Recognition muslims 26 ,640 ,930 ,802 ,077 ,006 

recgJews Recognition jews 26 ,720 ,980 ,896 ,073 ,005 

recgRace Recognition different race 26 ,710 ,970 ,883 ,069 ,005 

recgRoma Recognition sinti & roma 26 ,370 ,780 ,634 ,114 ,013 

recgFam Recognition large families 26 ,710 ,990 ,900 ,070 ,005 

recgEmo Recognition emotionally unstable people 26 ,240 ,972 ,685 ,189 ,036 

recgImmg Recognition immigrants 26 ,680 ,960 ,854 ,081 ,006 

recgAids Recognition ppl with AIDS 26 ,480 ,970 ,765 ,149 ,022 

recgHomo Recognition Homosexuals 26 ,460 ,950 ,771 ,160 ,026 

discr Member of discr group in cnrty 26 ,363 ,981 ,921 ,116 ,014 

freehms Gay men and lesbians should be free to live their own 

life 
26 ,396 ,930 ,692 ,172 ,029 

gincdif Goverment should reduce differences in income levels 26 ,074 ,606 ,261 ,124 ,015 

diffUnjust Differences in income are to big 22 ,029 ,393 ,154 ,114 ,013 

payLessMore Is your pay that what you deserve? 22 ,676 ,937 ,831 ,077 ,006 

payUnjust Is pay unjust? 22 ,666 ,904 ,811 ,080 ,006 

confTB Conflicts Top-Bottom 22 ,280 ,972 ,806 ,159 ,025 

confMgW Conflicts Manager-Workers 22 ,647 ,988 ,895 ,097 ,009 

confWM Conflicts Workers-Middle Class 22 ,840 ,997 ,967 ,038 ,001 

confPR Conflicts Poor-Rich 22 ,519 ,991 ,889 ,107 ,011 
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Anhand der operationalisierten Indikatoren lassen sich vier Subdimensionen moralischer Inte-

gration abbilden. Es sind das Vertrauen, die Solidarität, die Gerechtigkeit (der Verteilung) und 

die Gleichheit (durch Anerkennung). 

Interpretation 

Die dargestellten Subdimensionen moralischer Integration wurden mithilfe von geprüften empi-

rischen Modellen operationalisiert. In der Konsequenz besteht keine Notwendigkeit der Daten-

reduktion und die Subdimensionen können so übernommen werden, wie sie in der Forschung 

angesetzt werden (Dickes et al. 2008). Diese Annahme ist an die Voraussetzung gebunden, dass 

die Reliabilitätsanalyse der Subdimensionen einen sehr guten Wert aufweisen wird ("  " .800). 

In der Tabelle 6-8 wurden Indikatoren moralischer Integration nach Dimensionen dargestellt. 

Tabelle 6-8 Überblick über Dimensionen moralischer Integration 

 korrigierte 

Item-Skala 

Korrelation  

"  wenn 

Item weg-

gelassen 

wird 

Vertrauen 

trust Most people can be trusted or you can't be too careful ,925 - 

fair Most people try to take advantage of you, or try to be fair ,925 - 

"  Crombachs Alpha ,961 

Solidarität 

soliEld Solidarity elderly people ,862 ,728 

soliUnemp Solidarity unemployed people ,576 ,787 

soliImmg Solidarity immmigrants ,633 ,772 

soliSick Solidarity sick people ,896 ,721 

soliPoor Solidarity poor people ,809 ,736 

help Most of the time people helpful or mostly looking out for themselves -,089 ,881 

iphlppl Important to help people and care for others well-being ,269 ,824 

"  Crombachs Alpha ,812 

Gleichheit 

recgChr Recognition christians ,498 ,881 

recgMus Recognition muslims ,613 ,875 

recgJews Recognition jews ,819 ,870 

recgRace Recognition different race ,859 ,870 
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korrigierte 

Item-Skala 

Korrelation  

"  wenn 

Item weg-

gelassen 

wird 

recgRoma Recognition sinti & roma ,594 ,873 

recgFam Recognition large families ,416 ,882 

recgEmo Recognition emotionally unstable people ,685 ,874 

recgImmg Recognition immigrants ,798 ,868 

recgAids Recognition ppl with AIDS ,920 ,849 

recgHomo Recognition Homosexuals ,876 ,852 

discr Member of discr group in cnrty -,022 ,907 

freehms Gay men and lesbians should be free to live their own life ,790 ,860 

"  Crombachs Alpha ,882   

Gerechtigkeit   

gincdif Goverment should reduce differences in income levels ,790 ,892 

diffUnjust Differences in income are to big ,838 ,881 

payLessMore Is your pay that what you deserve? ,807 ,903 

payUnjust Is pay unjust? ,844 ,879 

confTB Conflicts Top-Bottom ,747 ,891 

confMgW Conflicts Manager-Workers ,601 ,901 

confWM Conflicts Workers-Middle Class ,636 ,900 

confPR Conflicts Poor-Rich ,738 ,888 

"  Crombachs Alpha ,904   

 

Alle Subdimensionen der moralischen Integration weisen sehr gute Werte der Reliabilitätsana-

lyse auf ("  " .800). In der Konsequenz kann man die aus der Literatur abgeleiteten Messinstru-

mente als bestätigt sehen. Wie mehrmals in der empirischen Forschung bestätigt, konnte die 

Subdimension: Vertrauen abgebildet werden (Delhey und Newton 2002; Newton 2001; Misztal 

1996). Da sich die Operationalisierung auf die vorhandenen Konzepte orientierte, ist dieses 

Ergebnis keine Überraschung.  

Die Operationalisierung der Solidarität in der vorliegenden Untersuchung richtet sich auf die 

von Dickens et al. vorgestellte Struktur (Dickes et al. 2008). In Bezug darauf lässt sich nur 

gruppenbezogene Solidarität abbilden. So entspricht das Ergebnis mehr dem Konzept von Ber-

nard (1999). Bernard nimmt an, dass die Solidarität nicht auf gemeinsame Werte reduziert wer-
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den kann und als die gegenseitige Verantwortung für alle Mitglieder der Gesellschaft zu verste-

hen ist. Die auf die Subdimension: Solidarität ladende Items bezeihen sich auf die die gegensei-

tige Verantwortung. Die indirekte Messung der Anerkennung eines Individuums als Mitglieder 

einer moralischen Gemeinschaft, welches sich durch die Anwendung bzw. die Wahrnehmung 

moralischer Grundnormen äußert, konnte mithilfe der zur Verfügung stehenden Indikatoren 

abgebildet werden. Es zeigt sich, dass alle gewählten Items auf dem Faktor laden, was für das 

Modell spricht. Die Operationalisierung der Gerechtigkeit zielt darauf die Wahrnehmung, wie 

gerecht die Verteilung von Ressourcen sozialer Integration ist, zu messen. Bewusst wird dabei 

auf rein moralische Sachverhalte, wie z. B. die Frage nach gerechter Strafe bei bestimmten Ver-

gehen, da diese, auch wenn es klassische Konfliktlinien in einer Gesellschaft sind, mit dem Plu-

ralismus der Demokratie vereinbar sind. „Wert- und Normenkonflikte sind der unausweichliche 

Preis, den die  (...) Gesellschaft und ihre Mitglieder (...) zu zahlen haben“ (Pfürtner 1978, S. 

183). Ferner sollten hierbei nicht „Gerechtigkeitsideologien“ abgebildet werden (Wegener 1995, 

S. 207). Viel mehr geht es hierbei um die Wahrnehmung der gerechten bzw. ungerechten Ver-

teilung von Ressourcen und die Wahrnehmung von Konflikten um diese Ressourcen, wie z. B. 

eine gerechte Entlohnung, den gerechten Zugang zum Bildungssystem oder Spannungen zwi-

schen Mitgliedern der Gesellschaft. So laden die Vorstellungen über gerechte Verteilung von 

Ressourcen und die Wahrnehmung von Konflikten um diese Ressourcen auf einen Faktor auf.  

6.2.5 Politische Integration 

Vorauswahl der Indikatoren 

In dem theoretischen Teil der Arbeit wurde angenommen, dass der moderne, demokratische 

Staat ohne einen bestimmten Grad der Selbstorganisation seiner Gesellschaft nicht möglich ist. 

Im Hinblick darauf, stellte Luhmann fest, dass die Selbstorganisation einer Gesellschaft die 

Voraussetzung für seine Konsistenz bildet (Luhmann 1997, S. 93). Dabei geht es nicht darum, 

die politische Integration als die Fähigkeit des Staates die Wahrnehmung und die Umsetzung 

seiner Aufgaben durch politische Eliten und mithilfe des Staatsapparats zu definieren. Es ist 

mehr die Fähigkeit der Mitglieder einer Gesellschaft sich selbständig zu organisieren. In der 

modernen Gesellschaft äußert sich die politische Integration in der Kooperation auf der Ebene 

der Gemeinschaft (Sennett 2012, Kap. IX). Diese Kooperation findet in den Organisationen der 

Zivilgesellschaft statt.144 Infolge dessen zeichnet sich eine integrierte Gesellschaft dadurch aus, 

dass bedeutende Anzahl ihrer Mitglieder aktiv in zivilgesellschaftlichen Organisationen mit-

wirkt.145 

                                                        
144 Damit ist die theoretische Annahme verbunden, dass durch solche Kooperationen symbolische und nicht-

symbolische Ressourcen sozialer Integration reproduziert werden. 
145 Diese Annahme schließt die passive Mitgliedschaft als Indikator für politische Integration aus. 
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Die Messung der aktiven Mitgliedschaft in zivilgesellschaftlichen Organisationen ist mit zwei 

Problemen verbunden. Zu einem ist die aus der Theorie resultierende Breite an Organisationen 

in der empirischen Forschung problematisch, da die Kategorien (z. B. professional associations 

oder local community actions) unterschiedliche Voraussetzungen mit sich bringen und durch 

Formulierung (bzw. Übersetzung) von Befragten unterschiedlich interpretiert werden können 

(van Deth und Kreuter 1998, S. 139). Das zweite Problem ergibt sich aus der Annahme, dass 

durch aktive Teilhabe an zivilgesellschaftlichen Organisationen die Ressourcen sozialer Integra-

tion reproduziert werden. Es ist offensichtlich, dass in jeweiligen Organisation unterschiedliche 

Ressourcen reproduziert werden (Brady et al. 1995), da diese Organisationen nicht die gleichen 

Ziele und durch gleiche Methoden verfolgen. In der Literatur findet man eine auf empirischen 

Basis untermauerte Differenzierung zivilgesellschaftlichen Organisationen in traditionelle, poli-

tische Organisationen (z. B. Parteien), neue soziale Bewegungen (z. B. Friedenbewegung) und 

soziale Organisationen (z. B. Obdachlosenhilfe) (Weßels 1997, S. 203). Auch van Deth und 

Kreuter unterscheiden zwischen drei Dimensionen: neue politische Agenda, soziale Fürsorge 

und traditionelle Interessengruppen (van Deth und Kreuter 1998, S. 142).146 Die Operationalisie-

rung erfolgt mit Daten des EVS. Diese beinhalten folgende Frage:  

1. Please look carefully at the following list of voluntary organisations and activities and 
say which, if any, are you currently doing unpaid voluntary work for? 

a) Social welfare services for elderly, handicapped or deprived people 
b) Religious or church organisations 
c) Education, arts, music or cultural activities 
d) Local community action on issues like poverty, employment, housing, racial eq-

uality 
e) Third world development or human rights 
f) Conservation, the environment, ecology, animal rights 
g) Professional associations 
h) Youth work (e.g. scouts, guides, youth clubs etc.) 
i) Sports or recreation 
j) Women’s groups 
k) Peace movement 
l) Voluntary organisations concerned with health 
m) Other groups 

 

Die Antwortmöglichkeiten waren dichotom in Form von „ja“ und „nein“. Die Studien von van 

Deth und Kreuter (1998) als auch von Weßels (1997) nutzen die Daten des WVS an die sich die 

Verfasser des Fragebogens von EVS orientierten und die vorhandene Formulierung wörtlich 

übernahmen. In der Konsequenz wird erwartet, dass die genutzten Sekundärdaten annährend, 

ausgeschlossen politische Institutionen, in ihrer Struktur an die genannten Autoren sein werden. 

                                                        
146 In der neueren empirischen Forschung wird diese Differenzierung nicht ganz berücksichtig, wobei man parallelen 

feststellen kann. In der EQLS-Studie werden vier Kategorien gebildet: community and social services, social mo-
vements, associations, traditional political institutions und die Daten nach dieser Kategorien erhoben. 



6 Operationalisierung 130 

In der Tabelle 6-9 wurden Vorauswahl der Indikatoren politischer Interaktion mit deskriptiver 

Statistik dargestellt. 

Tabelle 6-9 Überblick über die Vorauswahl der Indikatoren politischer Integration 

Indikator N Min Max M SD VAR 

unpaid28 do you work unpaid for: social welfare 
(EVS 2008) 26 ,007 ,132 ,041 ,027 ,001 

unpaid29 do you work unpaid for: relig. organisa-
tion (EVS 2008) 26 ,010 ,168 ,053 ,033 ,001 

unpaid30 do you work unpaid for: cult. activities 
(EVS 2008) 26 ,005 ,127 ,052 ,029 ,001 

unpaid33 do you work unpaid for: local community 26 ,001 ,046 ,017 ,013 ,000 

unpaid34 do you work unpaid for: 
3thWorld/Human rights (EVS 2008) 26 ,000 ,113 ,019 ,023 ,001 

unpaid35 do you work unpaid for: ecology (EVS 
2008) 26 ,003 ,070 ,023 ,017 ,000 

unpaid36 do you work unpaid for: professional 
associations (EVS 2008) 26 ,004 ,057 ,021 ,014 ,000 

unpaid37 do you work unpaid: youth (EVS 2008) 26 ,004 ,075 ,030 ,019 ,000 

unpaid38 do you work unpaid: sport (EVS 2008) 26 ,013 ,205 ,080 ,053 ,003 

unpaid39 do you work unpaid: woman’s movement 
(EVS 2008) 26 ,002 ,045 ,017 ,011 ,000 

unpaid40 do you work unpaid: peace movement 
(EVS 2008) 26 ,001 ,019 ,005 ,004 ,000 

unpaid41 do you work unpaid for: voluntary health 
organisations (EVS 2008) 26 ,001 ,095 ,023 ,018 ,000 

unpaid42 do you work unpaid for: others (EVS 
2008) 26 ,009 ,099 ,043 ,023 ,001 

 

Interpretation von Ergebnissen der Faktorenanalyse 

Die Analyse widerspricht zum Teil der Ergebnissen von Weßels (Weßels 1997, S. 203) und van 

Deth zusammen mit Kreuter (van Deth und Kreuter 1998, S. 142), da in der Literatur diskutierte 

Dimensionen nicht abgebildet sind (siehe Anhang S. 12). Der Grund dafür kann daran liegen, 

dass in der vorliegenden Untersuchung im Vergleich zu genannten Autoren die Faktorenanalyse 

auf der Aggregatebene durchgeführt wurde. Auf dem ersten Faktor (cult. activities, professional 

associations, ecology, social welfare, local community, 3thWorld/Human rights) und auf dem 

zweiten Faktor ladende Variablen (others organisation, sport, voluntary health organisations, 

youth) können beide als klassische bürgerliche Partizipation (civic participation) interpretiert 

werden (van der Meer et al. 2010). Die auf dem dritten Faktor ladenden Variablen (women´s 

movement, relig, organisation, peace movement) bilden eine Dimension ab, die als soziale und 

religiöse Bewegungen interpretiert werden kann. Wie aus der Tabelle 1-6 im Anhang (S. 12) 

entnommen werden kann, weist das " Crombachs Alpha der Subdimension Civic Participation I 
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und Civic Participation II einen sehr guten bzw. guten Wert auf (Field 2009, S. 668). Die Sub-

dimension soziale (Frauen- und Friedensbewegung) und religiöse Bewegungen zeichnet sich 

durch einem schlechten Wert der Reliabilitätsanalyse aus und wird in der Konsequenz aus der 

weiteren Analysen ausgeschlossen. Zusammenfassen muss an der Stelle kritisch vermerkt wer-

den, dass die in der Literatur vorschlagenden Dimensionen mit den vorhandenen Daten nicht 

abgebildet werden konnten.  

6.3 Politische Partizipation und Kontrollvariablen 

Wie in der theoretischen Teil dargelegt wurde, wird politische Partizipation als direkte oder 

indirekte Beeinflussung kollektiv verbindlicher Entscheidungen auf verschiedenen Ebenen eines 

politischen Systems durch Individuen oder Gruppen definiert (van Deth 2001b, S. 5; Parry et al. 

1992, S. 16; Ekman und Amnå 2012, S. 289). Durch dem Fokus der Definition auf die direkte 

und indirekte Beeinflussung politischer Entscheidungen verbleiben solche Handlungen, wie der 

Boykott oder der bewusste Kauf von Produkten aus politischen Motiven, die Geldspende an 

politische Organisationen oder das Tragen von Stickers/Buttons in den Rahmen der Definition 

und können als indirekte Beeinflussung operationalisiert werden. Auf Grund von fehlenden 

Daten können die Form politischer Partizipation: das Spenden an politische Parteien, nicht ope-

rationalisiert werden. Die illegalen Handlungen, wie Teilnahme an nicht genehmigten Demon-

strationen, illegale Streiks, Gebäudebesetzung,  konnten mit den Daten des EVS operationali-

siert werden. Bei Befragung nach diesen Handlungen gab es kein Zeitrahmen und Antwortmög-

lichkeit – würde ich tun – die Operationalisierung und in Folge die Interpretation der Daten 

erheblich erschwären. Aus diesem Grunde wurde auf die Operationalisierung illegalen Formen 

politischer Partizipation verzichtet. Die Tabelle 6-10 bietet einen Überblick über die ausgewähl-

ten Indikatoren für politische Partizipation. 
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Tabelle 6-10 Überblick über Indikatoren nach Dimensionen politischer Partizipation in der An-
lehnung an Ekman und Amnå (2012) 

Dimension Indikator Datensatz Erhebungsjahr 

Turnout last national elections Eurostat 2009-2011 

Turnout last European elections Eurostat147 2009 

Member of political party ESS 2010 

Member of trade unions ESS 2010 

Worked for party or action group ESS 2010 

Konventionelle Formen 

Worked for trade unions EVS 2008 

Contacted politician ESS 2010 

Signed petition ESS 2010 

Worn campaign sticker ESS 2010 

Participation in legal demonstra-

tion 
ESS 2010 

Unkonventionelle Formen 

Boycotted certain products ESS 2010 

 

Die Auswahl konkreter Indikatoren erfolgte mit Hilfe der in Theorieteil aufgeführten Literatur. 

Dabei wurde berücksichtigt, dass Daten aus dem ESS bezogen auf Wahlbeteiligung starke Ver-

zehrung aufweisen.148 In der Konsequenz wurde bei der Operationalisierung von Wahlbeteili-

gung zwecks Vermeidung von overreporting auf die amtliche bzw. europäische Statistik zu-

rückgegriffen. In der Studie weisen fünf Ländern eine Wahlpflicht auf: Belgien, Griechenland, 

Italien, Luxemburg und Zypern. Ferner unterschieden sich die Fragen zur politischen Partizipa-

tion hinsichtlich des Zeitrahmens, in welchem die politische Partizipation stattgefunden haben 

soll. Während im Datensatz des EVS danach gefragt wird, ob eine Partizipationsform genutzt 

wurde, ohne einen konkreten Zeitrahmen anzugeben, werden die Fragen im Datensatz des ESS 

mit konkreten Zeitangaben (letzte zwölf Monate) gestellt.  

                                                        
147 Tabelle-Kennnummer (tsdgo310). Weitere Informationen auf der Seite des Eurostats abrufbar 

http://epp.eurostat.ec.europa.eu (aufgerufen am 24.09.15). 
148 Aufgezeigt kann es am Beispiel Polens mit Wahlbeteiligung nach ESS bei 65% (N=3196) und nach amtlicher 

Statistik bei 48,9% (2011) oder 53,8% (2007). Solche Abweichungen weisen vor allem Polen, Portugal und 
Tschechische Republik auf. 
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Tabelle 6-11 Überblick über Indikatoren politischer Partizipation 

Indikator N Min. Max. M SD 

Elect Turnout last national 
elections (2009-2011) 26 ,431 ,908 ,697 ,127 

ElectEU Turnout last 
european elections (2009) 23* ,196 ,908 ,463 ,181 

Mmbpart Member of po-
litical party (ESS 2010) 26 ,010 ,150 ,051 ,035 

Mmbtru Member of trade 
union (ESS 2010) 26 ,040 ,576 ,195 ,168 

Wrkprty Worked in party 
or action group (ESS 2010) 26 ,020 ,080 ,038 ,016 

Wrktru Worked for trade 
union (EVS 2008) 26 ,003 ,140 ,027 ,027 

Contplt Contacted politici-
an (ESS 2010) 26 ,050 ,220 ,139 ,049 

Sgnptit Signed petition 
(ESS 2010) 26 ,030 ,370 ,195 ,103 

Badge Worn campaign 
sticker (ESS 2010) 26 ,020 ,280 ,072 ,060 

Demo Legal demonstration 
(ESS 2010) 26 ,010 ,180 ,062 ,048 

Boyprd Boycoted products 
(ESS 2010) 26 ,020 ,360 ,143 ,097 

* Die Schweiz und Norwegen sind keine Mitglieder der EU. Kroatien war im Jahre 2009 noch kein Mitglied der EU. 

 

Basierend auf theoretischen Annahmen wurde die Skalierung in zwei Dimensionen politischer 

Partizipation durchgeführt. Dabei handelt es sich um konventionelle und unkonventionelle Di-

mension politischer Beteiligung. Die Bildung solche Skalen ist nur unter Annahme möglich, 

dass jede Form politischer Partizipation gleichen Einfluss auf verbindliche Entscheidungen 

innerhalb des politischen Systems hat. Als weitere Prämisse für Bildung solcher Skalen steht, 

neben der aufgeführten Theorie, ein guter Wert der Reliabilitätsanalyse (! " .700) (Field 2009, 

S. 279f). Der Wert des Crombachs Alpha für die konventionellen Formen politischer Partizipa-

tion liegt bei ! = ,658. Dieser Wert ist nach A. Field (2009, S. 680) als mittelmäßig einzustufen. 

In der Konsequenz kann diese Skala mit ausgeführten sechs Indikatoren in dieser Form konstru-

iert werden. Der Wert des Crombachs Alpha für die unkonventionellen Formen politischer Par-

tizipation lautet ! = ,810 und weist somit einen sehr guten Maß auf. 
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Wie im vierten Kapitel rekapituliert wurde, wurde in den empirischen Studien ein Zusammen-

hang zwischen struktureller Dimension eines politischen Systems und politischer Partizipation 

bestätigt. Zu einem spielt im Hinblick auf Wahlen die institutionelle Ausrichtung des Wahlsy-

stems (z. B. Mehrheits- und Verhältniswahlen) und Wahlpflicht eine wichtige Rolle (Jackman 

1987; Blais und Dobrzynska 1998). Ferner ist die Wahlbeteiligungsquote stark von dem Grand 

ökonomischer Entwicklung, der Analphabetismusquote und der Anzahl der Einwohner abhän-

gig. Reiche, kleine Länder mit Mehrheitswahlen und einer Wahlpflicht weisen höhere Wahlbe-

teiligung auf (Blais und Dobrzynska 1998, S. 252). Norris (2002) untersuchte, neben „klassi-

schen“ politischen Institutionen (z. B. Mehrheits- und Verhältniswahlen) die spezifischen insti-

tutionalisierten Dimensionen von Wahlsystemen, wie Häufigkeit einer Wahl, Wahlen am Ar-

beitsfreientag, Möglichkeit einer Briefwahl, die Notwendigkeit einer Registrierung etc.. Auch 

wenn nach Norris die Effekte dieser Dimensionen als nicht signifikant einzustufen sind, bestä-

tigt ihre Studie die Ergebnisse von Blais und Dobrzynska auf Makroebene (Norris 2002, S. 82). 

Diese Variablen sollen in die empirischen Modellierung einbezogen werden. Aufgrund der Ve-

rügbarkeit von Daten werden folgende Kontorollvariablen, die sich auf das Wahlsystem und 

wirtschaftliche Leistung beziehenden, berücksichtig – Wahlpflicht (ja, nein), BIP pro Kopf, 

Wahlsystem (Mehrheits- und Verhältniswahlen) und das Wahlrecht für Ausländer auf kommu-

naler Ebene (ja, nein). 

Tabelle 6-12 Überblick über Kontrollvariablen 

Indikator N Min. Max. M SD 

Vote_fore Right of foreign-
ers to vote (dichotomy) 26 0 1 ,350 ,485 

Voting Compulsory voting 
(dichotomy) 26 0 1 ,190 ,402 

GDP_Capita_R DGP in 
2011 per capita (Euro in 
Tsd.) 

26 5,200 80,300 29,196 18,834 

Demo Legal demonstration 
(ESS 2010) 26 ,010 ,180 ,062 ,048 

Voting_sys Proportio-nal 
repre-sentation  26 0 1 ,920 ,272 

 

In Hinblick auf die dichotom ausgeprägten Variablen weisen nur neun Länder das Wahlrecht für 

Ausländer auf kommunaler Ebene auf. Dazu gehören: Belgien, Dänemark, Estland, Finnland, 

Luxemburg, Großbritannien, Schweden, Niederlande und Norwegen. Bei dem Wahlpflicht149 

                                                        
149 Es wurde nicht berücksichtigt, ob und welche Formen der Sanktionen bei der Nicht-Teilnahme an Wahlen gelten. 
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sind es fünf Länder: Belgien Bulgarien, Zyprern, Griechenland und Italien. Das Mehrheitswahl-

recht150 gilt in Frankreich und Großbritannien. 

6.4 Fehlende Werte 

Mithilfe einer Missing Values Analysis (MVA) wird das Muster der fehlenden Werte für alle 

verwendeten Variablen analysiert. Die Analyse der Daten, die aus 105 Indikatoren aus 26 Län-

der (N=26) bestehen, ergibt, dass 29 (27,6% aller Indikatoren) Indikatoren und 13 (50%) aller 

Fälle fehlende Werte, bzw. mindestens einen fehlenden Wert aufweisen. Von 2730 Werten feh-

len lediglich 62, was nur 2,3% aller Werten darstellt. Die abhängigen Variablen sind im noch 

geringeren Maß davon getroffen (1,1%). Die Tabelle 6-13 stellt die Zusammenfassung der 

MVA dar. 

Tabelle 6-13 Überblick über fehlende Werte 

Fehlend  

N Prozent 
Gültige N M SD 

recgChr Recognition chri-
stians 6 23,1% 20 ,956 ,050 

confPR Conflicts Poor-Rich 4 15,4% 22 ,889 ,107 
confWM Conflicts Work-
ers-Middle Class 4 15,4% 22 ,967 ,038 

confMgW Conflicts Mana-
ger-Workers 4 15,4% 22 ,895 ,097 

confTB Conflicts Top-
Bottom 4 15,4% 22 ,806 ,159 

payUnjust Is pay unjust? 4 15,4% 22 ,811 ,080 
payLessMore Is your pay 
that what you deserve? 4 15,4% 22 ,831 ,077 

diffUnjust Differences in 
income are to big 4 15,4% 22 ,154 ,114 

ElectEU Turnout last euro-
pean elections 3 11,5% 23 ,463 ,181 

AreaClose I feel close to 
area where i live 2 7,7% 24 ,292 ,059 

HelpDepInst If you needed 
help becouse of depression 
(dummy Institutions) 

2 7,7% 24 ,030 ,022 

HelpProInst If you needed 
advice about a serious per-
sonal or family matter 
(dummy Institutions) 

2 7,7% 24 ,037 ,028 

Genpaygap_R High value 
positiv 2 7,7% 24 ,843 ,060 

RiskpovIM Risk of poverty 
by immigrants 2 7,7% 24 ,221 ,074 

soliEld Solidarity elderly 
people 1 3,8% 25 ,616 ,097 

IntNever Individuals who 
never used the Internet - 
whether at home, at work or 
from anywhere else 

1 3,8% 25 ,230 ,134 

                                                        
150 Hierbei handelt es sich um eine grobe Vereinfachung, was dem Verfasser bewusst ist. 
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FtoFBroSis Brothers/Sisters 
LIVING OUTSIDE YOUR 
HOUSEHOLD how often do 
you have direct (face-to-
face) contact with.. 

1 3,8% 25 ,601 ,100 

FtoFPrnts Parents LIVING 
OUTSIDE YOUR 
HOUSEHOLD how often do 
you have direct (face-to-
face) contact with.. 

1 3,8% 25 ,572 ,059 

FtoFKids Children LIVING 
OUTSIDE YOUR 
HOUSEHOLD how often do 
you have direct (face-to-
face) contact with.. 

1 3,8% 25 ,773 ,086 

FtoFNeigh 
Friends/Neighgours LIV-
ING OUTSIDE YOUR 
HOUSEHOLD how often do 
you have direct (face-to-
face) contact with.. 

1 3,8% 25 ,990 ,008 

LeftOut I feel left out form 
society 1 3,8% 25 ,558 ,174 

CallBroSis How often do 
you have contact by phone, 
internet or by post with 
Bro/Sis 

1 3,8% 25 ,702 ,093 

CallPrnts How often do you 
have contact by phone, in-
ternet or by post with Par-
ents 

1 3,8% 25 ,561 ,124 

CallKids How often do you 
have contact by phone, in-
ternet or by post with Kids 

1 3,8% 25 ,721 ,100 

CallNeigh How often do you 
have contact by phone, in-
ternet or by post with 
Friends 

1 3,8% 25 ,902 ,069 

 

Das Auftreten fehlender Werte kann in einigen Fällen erklärt werden. Die Anerkennung von 

Christen als Nachbarn wurde als Frage in sechs überwiegend christlichen Ländern bei der EVS 

Studie nicht gestellt.151 Die fehlenden Werte der weiteren sieben Variablen resultieren aus der 

Übernahme der Daten des ISSP. An dieser Studie haben Griechenland, Irland, Luxemburg und 

Niederlande nicht teilgenommen. Die Ursache für die fehlenden Werte bei der Variable Elec-

tEU liegt daran, dass die Schweiz und Norwegen keine Mitglieder der EU sind und Kroatien im 

Jahre 2009 noch kein Mitglied der EU war und in Folge an Wahlen zum EU-Parlament nicht 

teilnehmen. Die restlichen fehlenden Werte sind großteils darauf zurückzuführen, dass die 

Schweiz nicht an der EQLS 2011 Studie teilnahm. Welche Auswirkung das Auftreten fehlende 

Werte auf jeweilige Indizes haben wird und ob bei bestimmten Subdimensionen einige Fälle 

ausgeschlossen werden müssen, wird erst nach eine deskriptive Analyse verwendeten Subindi-

zes klar. 

                                                        
151 Es handelt sich um Österreich, Dänemark, Frankreich, Italien, Norwegen und Slowakei. 
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6.5 Zusammenfassung 

Im sechsten Kapitel wurde die Operationalisierung des dargelegten Konzeptes sozialer Integra-

tion und politischer Partizipation durchgeführt. Die eingehende Weise der Begründung, Darstel-

lung und die Entscheidung für diesen oder anderen Indikator sollte einerseits die Überprüfbar-

keit der Studie ermöglichen, andererseits dafür sorgen, weitere Forschung auf dem Gebiet ein-

zuleiten, da der Bedarf, vor allem in der empirischen Forschung, offensichtlich ist. Die Tabelle 

6-14 bietet einen Überblick über alle Indikatoren unterteilt nach Dimensionen und Subdimen-

sionen sozialer Integration. 
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7 Ergebnisse 

Im folgenden Kapitel werden die Ergebnisse der deskriptiven, bivariaten sowie multivariaten 

empirischen Analysen dargestellt.  

7.1 Die Messung sozialer Integration 

Bevor auf die Regressionsanalyse eingegangen wird, wird eine deskriptive Analyse der verwen-

deten Subindizes vorgenommen.152 Theoretisch abgeleitet und operationalisiert wurden fünf 

Dimensionen sozialer Integration. Aus der deskriptiven Analyse werden jeweils die Fälle (Län-

der) ausgeschlossen, welche fehlende Werte bei der Bildung von Dimensionen bzw. Subdimen-

sionen aufweisen. Damit sollte vermieden werden, dass in die späteren Analysen Fälle einge-

schlossen werden, deren Index-Werte nicht gleiche Anzahl von Variablen, bzw. Subdimensio-

nen bilden. 

7.1.1 Die dimensionspezifische Messung sozialer Integration 

Die dargestellten Ergebnisse der dimensionsspezifischen Messung sozialer Integration lassen 

folgende Schlüsse zu: nach der in der Arbeit vorgenommenen Messung sozialer Integration sind 

Dänenmark, Schweden und Finnland am stärksten integrierte Länder in Europa, wobei Finnland 

in jeder Dimension bzw. Subdimension immer in obersten Quartil liegt. Am anderen Ende der 

Skala ist kein entsprechend klares Muster über mehrere Fälle erkennbar, auch wenn Bulgarien 

immer in dem untersten Quartil zu finden ist. Es ist gleichzeitig ein Hinweis darauf, dass nicht 

alle Dimensionen sozialer Integration gleichermaßen ausgeprägt sind und sein müssen, obwohl 

die theoretischen und empirischen Interdependenzen vorhanden sind. Im Folgenden sollen die 

Ergebnisse der dimensionspezifischen Messung mithilfe von Netzdiagrammen dargestellt wer-

den. Zuerst werden Ergebnisse der dimensionspezifischen Messung im Kontext der Länder 

deskriptiv analysiert. Im späteren Verlauf werden die untersuchten Einheiten anhand der Typo-

logie des wohlfahrtsstaatlichen Regimes nach klassischer Auffassung von Esping-Andersen 

klassifiziert (Esping-Andersen 2006), um einen deskriptiven Vergleich innerhalb der untersuch-

ten Ländern zu ermöglichen. 

                                                        
152 Eingehende Beschreibung der deskriptiven Datenanalyse siehe Anhang-CD-ROM.  
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Abbildung 6 Subdimensionen funktionaler Integration 

In Abbildung 6 wurde die Messung der Subdimensionen funktionaler Integration dargestellt. 

Die relativ gesehen schwache Position von einigen Ländern in der Subdimension: Armut (z. B. 

Belgien, Frankreich, Finnland, Dänemark) ergibt sich aus der Tatsache, dass diese Länder rela-

tiv hohen Wert des Gini-Index aufweisen (Frankreich, Spanien, Portugal, Italien) bei gleichzei-

tig hoher Ausbreitung der Armut unter Migranten (Griechenland, Spanien, Belgien). Dies kann 

nicht nur auf die Struktur der Migration153 zurückgeführt werden und stellt meines Erachtens 

einen Hinweis auf die teilweise vorhandene strukturelle Benachteiligung von Migranten auf 

dem Arbeitsmarkt dar. Bezüglich der Subdimension funktionaler Integration: Arbeit weisen 

post-sozialistische Länder immer einen niedrigeren Wert als in der Subdimension: Armut. Zu 

dieser Gruppe gehören auch Griechenland und Italien. 

                                                        
153 Allgemein lassen sich diese Tatsachen mit der Migration von niedrig qualifizierten Bevölkerungsschichten in die 

westeuropäischen Länder und umgekehrt hoch qualifizierten Bevölkerungsschichten  in die osteuropäischen Staa-
ten erklären. Dies scheint mir aber mehr als eine grobe Vereinfachung zu sein, zumal empirische Ergebnisse die 
Annahme der strukturellen Benachteiligung verstärken (Grand und Szulkin 2002). 
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Abbildung 7 Dimension der kulturellen Integration 

Die Ergebnisse der Messung kultureller Integration (Abbildung 7) korrespondieren sowohl mit 

Ergebnissen der Forschung aus dem Bereich politischer Kulturen (S. Pickel und G. Pickel 2006; 

G. Pickel und Jacobs 2006; G. Pickel et al. 1997) als auch mit der komplexen Demokratiemes-

sung (Schmidt 2010, Kap. 22). Dabei weisen die jüngeren Demokratien kontinuierlich niedrige-

re Werte auf. Die Ausnahme bildet hierbei Estland, das sich in der Gruppe der etablierten De-

mokratien platzieren konnte. Ferner lassen sich mithilfe der Abbildung vier Gruppen definieren, 

die einen ähnlichen Grad der kulturellen Integration aufweisen. In der ersten Gruppe sind skan-

dinavischen Länder und Luxemburg. Die zweite Gruppe besteht aus etablierten Demokratien 

Westeuropas und Estland. Die dritte Gruppe besteht aus den damaligen (2010-2011) Krisenlän-

der (Griechenland, Portugal, Großbritannien) und Slowakei und Slowenien. Die vierte Gruppe 

bilden Länder Mittel- und Osteuropas. 
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Abbildung 8 Subdimensionen kommunikativer Integration 

 

Die Messung der kommunikativen Integration (Abbildung 8) zeigt, dass im Falle der sozialen 

Nähe alle untersuchten Länder sehr hohe Werte aufweisen. Bei den Interaktionen über Medien 

oben auf der Skala befinden sich folgende Länder: Kroatien, Norwegen, Finnland, Schweden, 

Zypern, Österreich. Das Schlusslicht bilden Bulgarien, Spanien, Portugal, Belgien und Ungarn. 

Bei der Messung des sozialen Kapitals weisen die höchste Werte Luxemburg, Finnland, Däne-

mark, Niederlande, Schweden und Deutschland auf. Unten auf der gebildeten Skala liegen Grie-

chenland, Bulgarien, Kroatien, Ungarn und Zypern. 
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Abbildung 9 Subdimensionen moralischer Integration 

In Abbildung 9 wurde die Messung der Subdimensionen moralischer Integration mithilfe eines 

Diagramms abgebildet. Bei der Subdimension der moralischen Integration - Vertrauen erzielten 

die höchste Werte: Dänemark, Norwegen, Finnland, Schweden, Niederlande und die Schweiz. 

Unten auf der gebildeten Skala liegen Bulgarien, Griechenland, Zypern, Slowenien, Slowakei 

und Portugal. Diese Ergebnisse überraschen nicht und sind den Ergebnissen der Forschung aus 

dem Bereich politischer Kulturen sehr ähnlich (S. Pickel und G. Pickel 2006; G. Pickel und 

Jacobs 2006; G. Pickel et al. 1997). 

Bei der Subdimension: Solidarität im obersten Quartil befinden sich Dänemark, die Schweiz, 

Deutschland, Schweden, Portugal, Spanien und Norwegen. Am Ende des Index liegen: Ungarn, 

Tschechische Republik, Niederlande, Österreich, Polen und Luxemburg. Hinsichtlich der Sub-

dimension der moralischen Integration: Gleichheit befinden sich oben auf der Skala: die 

Schweiz, Frankreich, Schweden, Belgien, Spanien und Dänemark. Am Ende des Index stehen: 

Estland, Bulgarien, Zypern, Polen, Slowenien und Tschechische Republik. Bei der Subdimensi-

on der moralischen Integration: Gerechtigkeit sind Dänemark, Norwegen, Belgien, Zypern, die 

Schweiz und Großbritannien oben auf der gebildeten Skala zu finden. Ungarn, Italien, Portugal, 

Kroatien, Frankreich und Bulgarien erzielen die niedrigsten Werte unter den untersuchten Ein-

heiten. 
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Abbildung 10 Subdimension politischer Integration 

Bezogen auf die Subdimension der politischen Integration (Abbildung 10): zivilgesellschaftliche 

Partizipation I im obersten Quartil befinden sich Niederlande, Luxemburg, Frankreich, Irland, 

die Schweiz und Dänemark. Die niedrigsten Werte weisen Polen, Ungarn, Slowenien, Kroatien, 

Deutschland und Griechenland auf. Bei der Messung der politischen Integration: zivilgesell-

schaftliche Partizipation II weisen Niederlande, Luxemburg, Norwegen, Dänemark, Finnland 

und Schweden die höchsten Werte auf. Die niedrigsten Werte sind bei Polen, Spanien, Bulgari-

en, Zypern, Griechenland und Kroatien zu beobachten. 

Die untersuchten Einheiten wurden anhand der wohlfahrtsstaatlichen Regime nach klassischer 

Auffassung von Esping-Andersen klassifiziert, um einen deskriptiven Vergleich zwischen den 

Ländern innerhalb der Regime zu ermöglichen. Es wurden vier Regime gebildet. Zum einem die 

drei klassischen Regime: sozialdemokratisches, christdemokratisches und liberales (Esping-

Andersen 2006). Im Weiteren wurde aus den Ländern Mittel- und Osteuropas eine Regimekate-

gorie gebildet, da deren wohlfahrtsstaatliche Ausrichtung und somit die Zuschreibung zum ei-

nem der genannten Regime in der Literatur nicht klar ist und diese Länder als eigene Kategorie 
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genannt werden (Ebbinghaus 2012).154 

 

 
Abbildung 11 Dimensionen sozialer Integration (CEE-Länder) 

In Abbildung 11 wurden die Daten für die Messung der Subdimensionen sozialer Integration für 

Länder Mittel- und Osteuropas dargestellt. Der Abbildung nach sind in der untersuchten Gruppe 

Tschechische Republik und Slowakei am stärksten und Bulgarien am schwächsten integriert. 

Dabei sind die Linien von einer horizontalen Darstellung weit entfernt. Die dimensionsspezifi-

sche soziale Integration variiert und keine der untersuchten Einheiten weist konstante Werte auf, 

sodass infolge dessen kein konstantes Bild des gesamtgesellschaftlichen Zusammenhalts ent-

steht. 

Bezogen auf Subdimensionen funktionaler Integration zeigte es sich, dass die Länder Mittel- 

und Osteuropas schwächer in der Arbeitswelt integriert sind als die restlichen untersuchten 

Staaten (M=,710; SD=,062), wobei die Tschechische Republik im Hinblick auf alle Länder 

überdurchschnittlich gut steht. Im Kontext der Armut sind die Länder Mittel- und Osteuropas 

deutlich besser integriert als die restlichen untersuchten Staaten (M=,804; SD=,021). Im Hin-

blick auf kulturelle Integration in osteuropäischen Gesellschaften zeigt sich, dass die untersuch-

ten Länder mittelmäßig integriert sind (M=,503; SD=,066). Die Messung der kommunikativen 

Integration weist darauf hin, dass die Gesellschaften Mittel- und Osteuropas gut in Bezug auf 

die Subdimension: kommunikative Integration via Media (M=,699; SD=,114) bis hin zu sehr gut 

                                                        
154 In den Abbildungen 11, 12, 13, 14 sind fehlende Werte bei der Messung der Subdimensionen nicht in Liniendia-

grammen abgebildet. In der Konsequenz sind in einigen Fällen (z.B. die Schweiz, Irland) die Liniendiagramme 
nicht durchgezogen.  
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im Hinblick auf soziale Nähe (M=,977; SD=,011) integriert sind. Bezüglich sozialen Kapitals 

weist die Messung einen mittelmäßigen Wert auf (M=,501; SD=,032). 

Die Messung der Subdimensionen moralischer Integration zeigt, dass die Länder Mittel- und 

Osteuropas schwächer als die restlichen untersuchten Staaten integriert sind. Im Hinblick auf 

die Subdimensionen des Vertrauens (M=,464; SD=,060) und der Solidarität (M=,497; SD=,059) 

weist die Messung einen mittelmäßigen Wert und in Bezug auf die Gerechtigkeit (M=,649; 

SD=,071) und Gleichheit (M=,709; SD=,039) einen guten Wert auf. Bezogen auf die politische 

Integration sind die Länder Mittel- und Osteuropas schwächer als restliche Staaten integriert 

(zivilgesellschaftliche Partizipation I: M=,020; SD=,012 und zivilgesellschaftliche Partizipation 

II: M=,029; SD=,018). 

In Zusammenhang mit Subdimensionen funktionaler Integration zeigte sich, dass die in Abbil-

dung 12 aufgezählten Länder des liberalen wohlfahrtstaatlichen Regimes sehr gut im Kontext  

der Arbeit integriert sind (M=,808; SD=,052). In Bezug auf Armut sind die untersuchten Länder 

gut integriert (M=,771; SD=,018). Im Hinblick auf kulturelle Integration in dem liberalen wohl-

fahrtstaatlichen Regime zeigt sich, dass die untersuchten Länder gut integriert sind (M=,645; 

SD=,053). 

 

Abbildung 12 Dimensionen sozialer Integration (liberales Regime) 

Die Messung der kommunikativen Integration weist darauf hin, dass die Gesellschaften des 

liberalen wohlfahrtstaatlichen Regimes sehr gut (kommunikative Integration via Medien 

M=,737; SD=,037; soziale Nähe M=,955; SD=,017) integriert sind. Bezüglich sozialen Kapitals 

weist die Messung einen mittelmäßigen Wert auf (M=,538; SD=,049).  
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Die Messung moralischer Integration zeigt, dass die Länder des liberalen wohlfahrtsstaatlichen 

Regimes schwächer als Staaten des sozialdemokratischen und korporatistischen Regimes in den 

Subdimensionen integriert sind. Im Hinblick auf die Subdimensionen des Vertrauens (M=,525; 

SD=,084) und der Solidarität (M=,581; SD=,034) weist die Messung einen mittelmäßigen Wert 

und auf die Gerechtigkeit (M=,767; SD=,004) einen guten Wert auf. Hinsichtlich der Gleichheit 

(M=,819; SD=,096) kann von einem sehr guten Zusammenhalt gesprochen werden. Unter Be-

rücksichtigung von deskriptiven Ergebnissen ist es zu vermerken, dass in den Ländern des libe-

ralen Regimes ein Konsensus über die Vorstellung der Gerechtigkeit herrscht.155 Bezogen auf 

die politische Integration sind die Länder des liberalen Regimes besser integriert als diejenigen 

in  Mittel- und Osteuropa und als die des korporatistischen Regimes (zivilgesellschaftliche Par-

tizipation I: M=,032; SD=,017 und zivilgesellschaftliche Partizipation II: M=,044; SD=,022). 

In der Abbildung 13 wurden die Daten für die Messung der Subdimensionen sozialer Integrati-

on für Länder des sozialdemokratischen Regimes dargestellt. Der Abbildung nach handelt es 

sich um eine homogene Gruppe. Die Ausnahme bildet hierbei Niederlande. 

Abbildung 13 Dimensionen sozialer Integration (sozialdemokratisches Regime) 

Bezogen auf Subdimensionen funktionaler Integration zeigte es sich, dass die Länder des sozi-

aldemokratischen Regimes deutlich besser in der Arbeitswelt integriert sind als die restlichen 

untersuchten Staaten (M=,857; SD=,009), wobei das Bild starke Homogenität aufweist. Im 

Kontext der Armut sind die untersuchten Länder gut integriert (M=,779; SD=,025). Im Hinblick 

auf kulturelle Integration zeigt es sich, dass die untersuchten Länder gut integriert sind 

                                                        
155 Meines Erachtens kann man diese Tatsache wie folgt erklären. Zum einem ist die Entlohnung in der Tat gerecht 

und die Anzahl der gesamtgesellschaftlichen Konflikte gering. Zum anderen schafft die Kultur der Länder diese 
Akzeptanz für den Grad bzw. das Niveau der Entlohnung. Dabei sind die Interdependenzen zwischen den beiden 
Erklärungen nicht ausgeschlossen. 
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(M=,706; SD=,042) und als Gruppe den besten kulturellen Zusammenhalt aufweisen. Die Mes-

sung der kommunikativen Integration weist darauf hin, dass die Gesellschaften des sozialdemo-

kratischen Regimes im Falle der kommunikativen Integration via Media (M=,787; SD=,077) 

gut bis hin zu im Hinblick auf soziale Nähe (M=,973; SD=,012) sehr gut integriert sind. Bezüg-

lich sozialen Kapitals weist die Messung einen guten Wert bei starker Homogenität auf 

(M=,602; SD=,003).  

Die Messung der Subdimensionen moralischer Integration zeigt, dass die in Abbildung 13 dar-

gestellten Länder stärker integriert sind,  als die restlichen untersuchten Staaten. In Zusammen-

hang mit den Subdimensionen des Vertrauens (M=,664; SD=,029) und der Gerechtigkeit 

(M=,790; SD=,044) weist die Messung einen guten Wert und im Hinblick auf die Gleichheit 

(M=,872; SD=,042) einen sehr guten Wert auf. Bezüglich der Solidarität ist der Zusammenhalt 

mittelmäßig (M=,576; SD=,073). Bezogen auf die politische Integration sind die Länder des 

sozialdemokratischen Regimes stärker als restliche Staaten integriert (zivilgesellschaftliche 

Partizipation I: M=,043; SD=,020 und zivilgesellschaftliche Partizipation II: M=,074; 

SD=,012). 

In Abbildung 14 wurden die Ergebnisse der Messung von Dimensionen sozialer Integration 

mithilfe eines Liniendiagramms für das korporatistische Regime dargestellt. Betreffs der Sub-

dimensionen funktionaler Integration zeigte es sich, dass die Länder des korporatistischen Re-

gimes deutlich besser in die Arbeitswelt integriert sind (M=,763; SD=,052), wobei als Gruppe 

schwächer als die Länder des liberalen und sozialdemokratischen Regimes. Im Kontext der 

Armut sind die untersuchten Länder gut integriert (M=,749; SD=,029). In Zusammenhang mit 

kultureller Integration zeigt es sich, dass die untersuchten Länder gut integriert sind (M=,623; 

SD=,036), wobei sie wiederum schwächer als Länder des liberalen und sozialdemokratischen 

Regimes integriert sind. 
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Abbildung 14 Dimensionen sozialer Integration (christdemokratisches bzw. korporatistisches 

Regime) 

Die Messung der kommunikativen Integration weist darauf hin, dass die Gesellschaften des 

korporatistischen Regimes gut im Falle der kommunikativen Integration via Media (M=,700; 

SD=,044) bis hin zu sehr gut im Hinblick auf soziale Nähe (M=,964; SD=,013) integriert sind. 

Bezüglich sozialen Kapitals weist die Messung einen mittelmäßigen Wert auf (M=,559; 

SD=,058).  

Die Messung der Subdimensionen moralischer Integration zeigt, dass Länder des korporatisti-

schen Regimes schwächer als Länder des liberalen und sozialdemokratischen Regimes integriert 

sind. In Zusammenhang mit der Subdimensionen des Vertrauens (M=,493; SD=,055) und der 

Solidarität (M=,557; SD=,062) weist die Messung einen mittelmäßigen Wert und im Hinblick 

auf die Gerechtigkeit (M=,681; SD=,071) und Gleichheit (M=,833; SD=,068) einen guten Wert 

auf. Bezogen auf die politische Integration sind die Länder des korporatistischen Regimes 

schwächer als Länder des liberalen und sozialdemokratischen Regimes integriert (zivilgesell-

schaftliche Partizipation I: M=,031; SD=,017 und zivilgesellschaftliche Partizipation II: 

M=,039; SD=,023). 

7.1.2 Der Gesamtindex sozialer Integration 

In Abbildung 15 wurden die deskriptiven Ergebnisse der Messung gesamtgesellschaftlicher, 

sozialer Integration dargestellt. Insgesamt werden die dimensionspezifischen Ergebnisse der 

Messung bei dem Gesamtindex bestätigt. Auch im Hinblick auf die wohlfahrtstaatliche Katego-

risierung ähnelt das Gesamtergebnis der Messung von Subdimensionen (siehe Tabelle 7-1). 
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Abbildung 15 Gesamtgesellschaftliche soziale Integration  

Am stärksten integriert sind Dänemark, Schweden und Finnland, am schwächsten Bulgarien, 

Ungarn und Estland. Das arithmetische Mittel beträgt ,581 (M=,581; SD=,039), die Spanweite 

R=,149, was fast das Vierfache der Standardabweichung darstellt. 

Tabelle 7-1 Überblick über die Messung der gesamtgesellschaftlichen sozialen Integration: 

Klassifizierung nach wohlfahrtsstaatlichem Regime 

Wohlfahrtsstaatliches 

Regime 
N Min Max M SD VAR 

Länder des Mittel- und 

Osteuropa 
6 ,509 ,566 ,544 ,023 ,001 

Liberales Regime 2 ,570 ,601 ,585 ,022 ,001 

Sozialdemokratisches 

Regime 
3 ,636 ,658 ,646 ,011 ,000 

Korporatistisches Re-

gime 
7 ,558 ,606 ,584 ,019 ,000 

 

Die in der Tabelle 7-1 dargestellten Ergebnisse bestätigen die Teilergebnisse. Die Länder des 

sozialdemokratischen Regimes weisen die höchsten Werte auf. Auch wenn die Anzahl der Fälle 
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bei den Ländern des liberalen Regimes sehr gering ist, weist der Mittelwert des liberalen und 

korporatistischen Regimes fast den gleichen Wert auf. So schaffen es unterschiedlich institutio-

nalisierte wohlfahrtstaatliche Regime durch Reproduktion von gesamtgesellschaftlichen Res-

sourcen das gleiche Niveau sozialer Integration zu erreichen. Am schwächsten integriert sind 

Länder von Mittelosteuropa.  

7.2 Die Messung politischer Partizipation 

Die Häufigkeit der konventionellen und unkonventionellen politischen Partizipation in den un-

tersuchten Ländern wurde in Abbildung 16 mithilfe eines Punktdiagramms dargestellt. Bezogen 

auf konventionelle Formen politischer Partizipation (M=,242; SD=,072; VAR=,005; R=,249) 

stehen folgende Länder unten in der gebildeten Skala: Polen, Tschechische Republik, die 

Schweiz, Kroatien, Slowakei, Bulgarien und Ungarn. Am aktivsten sind Luxemburg, Belgien, 

Dänemark, Italien, Schweden und Finnland. Dabei muss berücksichtigt werden, dass in Belgien 

und Italien eine Wahlpflicht besteht. Die relativ geringe Position der Schweiz lässt sich mit der 

niedrigen Wahlbeteiligungsquote erklären, deren Ursachen in der Literatur breit diskutiert wor-

den sind (Freitag 1996; Weiss 2012). Die Schweiz weist als einziges Land höhere Werte der 

unkonventionellen Formen auf. 
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Abbildung 16 Konventionelle und unkonventionelle Formen politischer Partizipation 

Im Hinblick auf unkonventionelle Formen politischer Partizipation (M=,122; SD=,056; 

VAR=,003; R=,196) befinden sich am Ende der Skala Norwegen, Schweden, Finnland, Frank-

reich, Dänemark und Deutschland. Am Ende der Skala stehen Portugal, Bulgarien, Ungarn, 

Slowakei, Polen und Estland.  

Betrachtet man einzelne Indikatoren so ist unter den konventionellen Formen die Teilnahme an 

zu Letzt abgehaltenen nationalen Wahlen, wie erwartet, am häufigsten genutzte Form politi-

scher Partizipation (M=,697; SD=,127; VAR=,016; R=,477). In Abbildung 17 wurde mithilfe 

eines Punktdiagrams die Messung konventioneller Formen politischer Partizipation dargestellt.  
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Abbildung 17 Konventionelle Formen politischer Partizipation 

Die am wenigsten verbreitete konventionelle Form politischer Partizipation in den untersuchten 

Ländern ist die Arbeit für Gewerkschaften (M=,027; SD=,027; VAR=,001; R=,137). Zu beo-

bachten ist eine Gruppe von Ländern mit stark ausgeprägtem Wert der Mitgliedschaft in einer 

Gewerkschaft (Dänemark, Schweden, Luxemburg, Norwegen, Belgien und Portugal).  
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Abbildung 18 Unkonventionelle Formen politischer Partizipation 

In Abbildung 18 wurden die Ergebnisse der deskriptiven Statistik für unkonventionelle Formen 

politischer Partizipation dargestellt. Unter diesen Formen ist das Unterschreiben einer Petition 

(M=,196; SD=,103; VAR=,011; R=,340) die am meisten verbreitete Form politischer Partizipa-

tion. Die am wenigsten verbreitete unkonventionelle Form in den untersuchten Ländern ist die 

Teilnahme an legalen Demonstrationen (M=,062; SD=,048; VAR=,002; R=,170).  

7.3 Hypothesenüberprüfung 

7.3.1 Soziale Integration und politische Partizipation 

Soziale Integration und konventionelle Formen politischer Partizipation 

Im Hinblick auf politische Partizipation wird in der vorliegenden Arbeit ein positiver Effekt von 

sozialer Integration erwartet. Je stärker die soziale Integration einer Gesellschaft, desto größer 

ist die konventionelle politische Partizipation (H1a). In Abbildung 18 wird den Zusammenhang 
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zwischen dem Index konventionellen Formen politischer Partizipation und dem Gesamtindex 

sozialer Integration in graphischer Form dargestellt.156  

 

Abbildung 19 Zusammenhang zwischen der konventionellen politischen Partizipation und dem 

Gesamtindex sozialer Integration (R2 Loess = 0,389). 

Die Lage der Punkte (Länder) in Abbildung 19 zeigt eine eindeutige Tendenz, dass der Zusam-

menhang zwischen konventioneller politischer Partizipation und sozialer Integration positiv ist. 

Die Linie der robusten lokal gewichteten Regression (Loess-Regression) zeigt, dass die Länder 

mit Wahlpflicht (Italien, Belgien) überproportionalen Einfluss auf die Erklärung von Varianz 

der konventionellen politischen Partizipation haben.  In der nachfolgenden Tabelle wurden die 

Ergebnisse der bivariaten und multivariaten Regressionsanalyse dargestellt. Mithilfe von B-

Koeffizienten können Aussagen darüber verfasst werden, in welchem Grad jeder der ausge-

wählten Prädiktoren die abhängige Variable beeinflusst. Dieses gilt nur unter der Annahme, 

dass andere Prädiktoren konstant bleiben.  

                                                        
156 Die gerade durchgezogene Linie zeigt die Regressionsgerade an. Die ungerade durchgezogene Linie stellt die 

LOESS (Robuste lokal gewichtete Regression) Linie mit einer Bandbreite die jeweils 80% der Beobachtungen 
enthält (Jacoby 2000). Darüber hinaus zeigen die nicht-durchgezogenen Linien die Ober- und Untergrenze der 
95%-Konfidenzintervalle der Vorhersage an. Die Werte sind aufgrund der fehlerhafter Funktion des Programms: 
SPSS 20 in der Beschriftung der Abbildung angegeben und mit STATA 12 berechnet worden. 
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Das erste Modell bezieht sich auf die oben dargestellte bivariate lineare Regressionsanalyse. 157 

Die Erklärung von Varianz abhängiger Variable liegt bei 36,5%. (N=19; R2=,365; B=1,094; SE 

B=,361; ß=,604; p=,008). Steigt die gesamtgesellschaftliche soziale Integration um eine Einheit, 

so steigt die konventionelle politische Partizipation um 1,094 ihrer Skalenpunkte. Aufgrund 

gleicher Skalierung beiden Indizes ist die folgende Aussage zulässig. Steigt die gesamtgesell-

schaftliche soziale Integration um ,100 ihrer Skalenpunkte, so wächst die konventionelle Parti-

zipation in dieser Gesellschaft um ,109 Skalenpunkte. Der Effekt von gesamtgesellschaftlicher, 

sozialer Integration ist als groß einzuschätzen. Unter Berücksichtigung der dargestellten bivaria-

ten Ergebnisse zeigte es sich, dass Gesellschaften, die ihre gesamtgesellschaftlichen Ressourcen 

besser reproduzieren, bedeutend politisch aktiver sind.  

Das zweite Modell berücksichtigt die sich auf das Wahlsystem und wirtschaftliche Leistung 

beziehenden Kontrollvariablen (Wahlpflicht, Gesamtes BIP, Wahlsystem und das Wahlrecht für 

Ausländer auf kommunaler Ebene; siehe Tabelle 7-2; Modell 2). Da die ins Modell eingefügten 

Kontrollvariablen unterschiedliche Skalierung aufweisen, wird bei der multivariaten Modellie-

rung der standardisierte ß-Koeffizient berücksichtigt, der als relative Wichtigkeit der entspre-

chenden Variablen für die Vorhersage interpretiert werden darf. 

Tabelle 7-2 Zusammenfassung der bivariaten und multivariaten Regressionsanalysen zur Vor-

hersage der konventionellen politischen Partizipation durch soziale Integration 

 Modell 1 

B 
(SE B) 

Modell 2 

ß-Koeffizient 

Konstante -,389 
(,210)  

Social Integration 1,094** 
(,361) 

-,537 
 

Compulsory voting  ,346* 

GDP per capita  1,221* 

Proportional system  ,277 

Right to vote for foreigners  ,240* 

 
R2=,365 

N=19 

R2=,889 

N=19 

a. Abhängige Variable: Conventionall political participation; p ! .05 = *; p ! .01 = **; p ! .001 = *** 

 

Die Erklärungskraft der Varianz von abhängigen Variable nahm im Modell 2 stark zu und liegt 

bei 88,9%. Unerwartet im zweiten Modell ist der negative Einfluss der sozialen Integration. Den 

stärksten signifikanten positiven Effekt unter den Kontrollvariablen weist das GDP per capita 
                                                        
157 Es wurde die Regression unter folgenden Kriterien durchgeführt: der Gesamtindext und Dimensionen der sozialen 

Integration wurden nach Einschlussmethode, mit einem Listenweisenausschluss und Fallweise Diagnose für die 
Ausreißer außerhalb der dreifachen SD eingefügt (Field 2009, S. 279f).  
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auf. Das GDP per capita trägt über dreieinhalb Mal mehr als die Wahlpflicht und etwa viermal 

mehr als das Wahlrecht für die Ausländer auf kommunaler Ebene zur Vorhersage der politi-

schen Partizipation bei. Der erwartete Einfluss des proportionalen Wahlsystems ist positiv aber 

statistisch nicht signifikant. 

Betrachtet man die Ergebnisse der bivariaten Regressionsanalyse gilt die H1a als bestätigt. Un-

ter Berücksichtigung der Kontrollvariablen kann aber diese Hypothese (H1a) nicht bestätigt 

werden. Der DGP per capita, die Wahlpflicht und das Wahlrecht für die Ausländer auf kommu-

naler Ebene sind stärkere Prädiktoren für die Erklärung der Varianz der politischen Partizipation 

als der Gesamtindex sozialer Integration.  

Zusammenfassend können die dargestellten Ergebnisse folgendermaßen interpretiert werden: 

Die soziale Integration hat einen statistisch signifikanten starken positiven Effekt auf konven-

tionelle Partizipation. Unter Einbeziehung der Kontrollvariablen zeigt sich, dass der Einfluss 

der sozialen Integration negativ wird und die Kontrollvariablen die politische Partizipation posi-

tiv beeinflussen. Das BIP pro Kopf trägt am stärksten zur Vorhersage konventionellen der poli-

tischen Partizipation bei. Auch restliche Kontrollvariablen weisen einen positiven Einfluss auf. 

Bezogen auf konventionelle Formen der Partizipation unter Berücksichtigung der Kontrollva-

riablen zeigt es sich, dass die Elemente des Wahlsystems und der Reichturm einer Gesellschaft 

wichtiger für die Wahrscheinlichkeit der konventionellen politischen Partizipation als soziale 

Integration sind.  

 

Soziale Integration und unkonventionelle Formen politischer Partizipation 

Unter Berücksichtigung von Ergebnissen der empirischen Partizipationsforschung wurde fol-

gende Hypothese bezüglich unkonventioneller Formen politischer Partizipation formuliert. Die 

Hypothese (H1b) lautet:  Je stärker die soziale Integration einer Gesellschaft, desto größer ist 

die unkonventionelle politische Partizipation. Wie bei der H1a, wird hierbei ein positiver Effekt 

der Integration auf unkonventionelle politische Partizipation erwartet. Zur Überprüfung dieser 

Hypothese wurde eine bivariate und multivariate lineare Regressionsanalyse durchgeführt. 
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Abbildung 20 Zusammenhang zwischen der unkonventionellen politischen Partizipation und 

sozialer Integration (R2 Loess = 0,859). 

Im ersten Modell (siehe Tabelle 7-3) ist es zu beobachten, dass mit der steigenden sozialen In-

tegration die unkonventionelle politische Partizipation steigt. Wenn der Wert des Gesamtinde-

xes sozialer Integration um eine Einheit steigt, so steigt um 1,306 ihrer Einheit (N=19; R2=,747; 

B=1,306; SE B=,190; ß=,864; p=,000). Dabei gilt, wenn die gesamtgesellschaftliche soziale 

Integration um ,100 ihrer Skalenpunkte steigt, so wächst konventionelle Partizipation in dieser 

Gesellschaft um ihrer ,131 Skalenpunkte. Der Effekt von gesamtgesellschaftlicher, sozialer 

Integration auf unkonventionelle politische Partizipation ist als sehr groß und theoriekonform 

einzuschätzen. Das Modell 2 (siehe Tabelle 7-3) enthält die Elemente des Wahlsystems und die 

Höhe des BIP als Kontrollvariablen. 

 

 

 

 

 

     

  GRAPH 
  /SCATTERPLOT(BIVAR)=SI_Index_II WITH UnKonvPart BY cntry (NAME) 
  /MISSING=LISTWISE.

Diagramm

Anmerkungen

Ausgabe erstellt
Kommentare
Eingabe Daten

Aktiver Datensatz
Filter
Gewichtung
Aufgeteilte Datei

Syntax

Ressourcen Prozessorzeit
Verstrichene Zeit

04-DEC-2014 11:43:30

DatenSet1
<keine>
<keine>
<keine>

2 6

00:00:00,19
00:00:00,00

[DatenSet1] /Users/natjack/Dropbox/Lukasz&Natalka/PhD/Phd_All_Neu.sav

Index of Social Integration (Mean)
,700,650,600,550,500

U
nc

on
ve

nt
io

na
ll 

po
lit

ic
al

 p
ar

tic
ip

at
io

n
,250

,200

,150

,100

,050

,000

Slovenia

Sweden

Portugal

Poland

Italy

Hungary

United Kingdom

France Finland

Spain

Estonia

DenmarkGermany

Czech Republic

Cyprus

Bulgaria

Belgium

Austria

R2  Linear = 0,747

Seite 2



7 Ergebnisse 160 

Tabelle 7-3 Zusammenfassung der bivariaten und multivariaten Regressionsanalysen zur Vor-

hersage der unkonventionellen politischen Partizipation durch soziale Integration 

 Modell 1 

B 
(SE B) 

Modell 2 

ß-Koeffizient 

Konstante -,640*** 
(,111)  

Social Integration 1,306*** 
(,190) 

,462 
 

Compulsory voting  -,088 

 

GDP per capita  ,439 

 

Proportional system  -,159 

 

Right to vote for foreigners  -,100 
 

 
R2=,747 

N=19 

R2=,808 

N=19 

a. Abhängige Variable: Unconventionall political participation; p ! .05 = *; p ! .01 = **; p ! .001 = *** 

 

Im zweiten Modell bestätigt sich der erwartete Einfluss der sozialen Integration auf unkonven-

tionelle Partizipationsformen. Dieses Ergebnis ist gegen den Zufall nicht abgesichert. Darüber 

hinaus zeigt sich der positive Einfluss der Höhe von BIP per Kopf auf die unkonventionelle 

Partizipation. Die Wahlpflicht, das proportionale Wahlsystem und das Wahlrecht für Ausländer 

auf kommunaler Ebene weisen kleinen negativen Einfluss auf.  

Zusammenfassend können die dargestellten Ergebnisse folgendermaßen interpretiert werden: 

Die soziale Integration hat einen statistisch signifikanten starken positiven Effekt auf unkonven-

tionelle Partizipation. Unter Einbeziehung der Kontrollvariablen bleibt der Einfluss der sozialen 

Integration mäßig positiv, wobei der BIP pro Kopf in gleichem Maße zur Vorhersage unkon-

ventionellen der politischen Partizipation beiträgt. Dieses Ergebnis ist gegen den Zufall nicht 

abgesichert. Eine mögliche Interpretation kann einerseits die Wahrnehmung der erfüllten Pflicht 

bezüglich der Wahlpflicht sein und andererseits der guten Repräsentation, hinsichtlich des 

Wahlsystems und des Wahlrechtes. Ferner weisen die Ergebnisse darauf hin, dass reichere Ge-

sellschaften (gemessen an der Höhe des BIP) politisch aktiver sind, wenn es sich um unkonven-

tionelle Formen der Partizipation handelt. 
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7.3.2 Effekte Dimensionen sozialer Integration auf Formen politischer 

Partizipation 

Effekte auf konventionelle Formen politischer Partizipation 

Der in der Theorie präsentierte Forschungsstand zeigt, dass die politische Partizipation primär 

durch die politische Kultur eines Landes und die sozio-ökonomischen Faktoren positiv beein-

flusst wird. Dieser Annahme zufolge wurde die Hypothese 2 formuliert (H2): Der in H1 spezi-

fizierte Zusammenhang ist am stärksten für die kulturelle, politische und funktionale Integration 

und wirkt bei kommunikativer und moralischer Integration am schwächsten. Die Überprüfung 

der zweiten Hypothese erfolgt mithilfe der multivariaten Regressionsanalyse. Die konventionel-

le bzw. unkonventionelle politische Partizipation stellt im Modell die abhängige Variable, die 

Sub- bzw. Dimensionen sozialer Integration die Prädiktoren (unabhängige Variablen) dar. Man 

kann das Modell mithilfe einer Gleichung wie folgt beschreiben: 

 

Politische Partizipation = B0 + B1funktionelle Integration + B2 kulturelle Integration + 

B3kommunikative Integration + B4moralische Integration + B5politische Integration 

 

Es wurden die Annahmen der multivariaten Regressionsanalyse berücksichtig (Field 2009, S. 

279f).158 In der Konsequenz wurden drei Subdimensionen sozialer Integration in die Regressi-

onsgleichung nicht aufgenommen. Aufgrund der fehlenden Varianz (VAR=,000) war es die 

soziale Nähe und politische Integration I. Ferner aufgrund der Verletzung der Annahme über 

Normalität der Verteilung musste die Subdimension moralischer Integration: Solidarität aus der 

Analyse ausgeschlossen werden.  

In der Tabelle 7-4 wurden die Ergebnisse der Regressionsanalyse zur Vorhersage der konven-

tionellen politischen Partizipation durch funktionale Integration dargestellt. Das erste und zwei-

te Modell berücksichtigt nur die Subdimensionen funktionaler Integration und stellt im Grunde 

die Ergebnisse der bivariaten Regressionsanalysen dar. Im dritten und vierten Modell wird der 

Einfluss der Subdimensionen unter Berücksichtigung von Kontrollvariablen abgebildet. Im 

fünften Modell wird der Einfluss der beiden Subdimensionen unter Berücksichtigung von Kon-

trollvariablen dargestellt. Dieses Vorgehen wird bei jeder dimensionspezifischen Regressions-

analyse wiederholt. 

                                                        
158 Es wurde die Regression unter folgenden Kriterien durchgeführt: (Sub)Dimensionen der sozialen Integration 

wurden nach Einschlussmethode, mit einem Listenweisenausschluss und Fallweise Diagnose für die Ausreißer 
außerhalb der dreifachen SD eingefügt (Field 2009, S. 279f). Da die ins Modell eingefügten Kontorllvariablen 
unterschiedliche Skalierung aufweisen, wird bei den multivariaten Modellierung der standardisierte ß-Koeffizient 
berücksichtigt. 
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 Tabelle 7-4 Zusammenfassung der bivariaten und multivariaten Regressionsanalysen zur Vor-

hersage der konventionellen politischen Partizipation durch Subdimensionen funktionaler Inte-

gration 

 Modell 1 

B 
(SE B) 

Modell 2 

B 
(SE B) 

Modell 3 

B 
(SE B) 

Modell 4 

ß-
Koeffizient 

Modell 5 

ß-
Koeffizient 

Modell 6 

ß-
Koeffizient 

Konstante -,028 
(,154) 

,905* 
(,341) 

,682 
(,350) 

  
 

Functional Integrati-

on Work 
,350 

(,199)  ,339 
(,194) 

 
,101 

 
-,044 

Functional Reproduc-

tion - Poverty  
-,852 
(,440) 

-,904* 
(,442) 

 

  
-,351* -,359* 

Compulsory voting    ,461* ,251 ,232 

DGP total    
 ,377 ,409* ,431 

Proportional system    ,116 ,211 ,210 

Right to vote for for-

eigners 
 

 
 ,387 

 
,413 

 
,413 

 

 
R2=,119 

N=24 

R2=,145 

N=25 

R2=,254 

N=24 

R2=,605 

N=25 

R2=,671 

N=24 

R2=,671 

N=24 

a. Abhängige Variable: Conventionall political participation; p ! .05 = *; p ! .01 = **; p ! .001 = *** 

 

Das erste Modell berücksichtigt die Subdimension funktionaler Integration: Arbeit, die einen 

moderaten, positiven nicht-signifikanten Einfluss auf konventionelle Partizipationsformen auf-

weist. Wenn der Wert dieser Subdimension der funktionalen Integration um eine Einheit steigt, 

so steigt die unkonventionelle politische Partizipation um ,350 ihrer Skalenpunkte. Im Modell 2 

wird die Subdimension funktionaler Integration: Armut berücksichtigt. Diese weist einen sehr 

starken nicht-signifikanten negativen Effekt auf. Wenn der Wert dieser Subdimension der funk-

tionalen Integration um eine Einheit steigt, so sinkt die unkonventionelle politische Partizipation 

um ,852 ihrer Skalenpunkte. Im dritten Modell wurden die beiden Subdimensionen berücksich-

tigt. Von der Tendenz her bleibt der Einfluss der beiden Subdimensionen stabil.  

Das vierte und fünfte Modell berücksichtigt die einzelnen Subdimensionen zusammen mit Kon-

torollvariablen.  Hierbei bleibt auch von der Tendenz her bleibt der Einfluss der beiden Subdi-

mensionen stabil, wird aber sehr schwächer sein. Es zeigt sich vor allem bei viertem Modell, 

dass die Kontrollvariablen, das BIP und die Elemente des Wahlsystems bis fast viermal stärker 

die Varianz der konventionellen Partizipation erklären, als die Subdimensionen: Arbeit. 

In das sechste Modell wurden die Kontrollvariablen in die Regressionsgleichung zusammen mit 

beiden Subdimensionen der funktionalen Integration zugefügt. Unter der Kontrolle der Wahl-

pflicht, des proportionalen Wahlsystems und des Wahlrechtes für Ausländer auf kommunaler 
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Ebene als auch der Höhe des BIP pro Kopf haben die Subdimensionen funktionaler Integration: 

Arbeit einen geringen, negativen Einfluss und die Subdimensionen funktionaler Integration: 

Armut einen moderaten, negativen, signifikanten  Einfluss auf abhängige Variable: konventio-

nelle Partizipationsformen. Ferner üben Elemente des Wahlsystems (Wahlpflicht, Wahlsystem 

und das Wahlrecht für Ausländer auf Kommunalebene) als auch die Höhe des BIP pro Kopf 

moderate, positive, nicht-signifikante Effekte auf konventionelle Formen aus. Mit einer graphi-

schen Darstellung der bivariaten Regression sollte eine bessere Interpretation der Ergebnisse 

ermöglicht werden (siehe Abbildung 21). 

 

Abbildung 21 Zusammenhang zwischen funktionaler Integration: Armut und konventionellen 

Formen politischer Partizipation (R2 Loess = 0,238). 

Die dargestellten Ergebnisse können folgend interpretiert werden. Wenn ganze Gesellschaften 

besser funktional integriert sind, sinkt das Niveau politischer Partizipation. Dieses Resultat steht 

im Gegensatz zu Ergebnissen der Forschung auf der Mikroebene. Zum einen kann die Einbin-

dung in die Arbeitswelt und ein ausgebautes Sozialsicherungssystem einen bestimmten Grad 

der Zufriedenheit mit Ergebnissen des politischen Systems bedeuten, welcher einen negativen 

Effekt auf politische Partizipation ausübt. Somit bei steigender funktionaler Integration: Armut 

verringert sich das Niveau konventioneller politischer Partizipation. Zum anderen kann die 

Vermutung aufgestellt werden, wie im Falle der Systemunterstützung, dass es einen umgedreh-

ten U-förmigen Effekt der funktionalen Integration gäbe (Allenspach 2012, S. 217ff). Bei der 

geringen Reproduktion in den Subdimensionen funktionalen Integration, käme es zur politi-
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schen Apathie in Sinne der „müden Gemeinschaft“ (Jahoda et al. 1975), bei der sehr guten Re-

produktion in den Subdimensionen funktionalen Integration, würde ein umgedrehter Effekt der 

„müden Gemeinschaft“ auftreten, also eine „zufriedengestellte Gemeinschaft“, die politisch 

auch nicht aktiv ist, da die Notwendigkeit des Handelns nicht gegeben ist. Aus der Sicht der 

Theorie, sowohl der empirischen Demokratietheorie (Downs 1957), als auch Partizipationsfor-

schung (Aldrich 1993), wäre diese Beobachtung keine Überraschung. Eine weitere Erklärung 

für die beobachtete Instabilität der Variablen kann durch die geringe Fallzahl verursacht werden 

und wir mit einem statistischen Artefakt zu tun haben. 

In einem weiteren Schritt wurde der Effekt der kulturellen Integration untersucht (siehe Tabelle 

7-6). In einem bivariaten Modell 1 weist die kulturelle Integration einen starken positiven, 

höchst signifikanten Effekt auf konventionelle Formen der Partizipation auf (N=19; R2=,385 

B=,564; SE B=,145; ß=,621; p=,001). Auch unter der Kontrolle der Wahlpflicht, des proportio-

nalen Wahlsystems, des Wahlrechtes für Ausländer auf kommunaler Ebene als auch der Höhe 

des BIP pro Kopf hat die kulturelle Integration einen moderaten, positiven Einfluss auf konven-

tionelle Partizipationsformen (siehe Modell 2; Tabelle 7-6). Einzelbetrachtet hat die Wahlpflicht 

unter Kontrollvariablen den stärksten, positiven und signifikanten Effekt, auch wenn dieser als 

schwach ausfällt. 

Tabelle 7-5 Zusammenfassung der bivariaten und multivariaten Regressionsanalysen zur Vor-

hersage der konventionellen politischen Partizipation durch Dimension kultureller Integration 

 Modell 1 

B 
(SE B) 

Modell 2 

ß-Koeffizient 

Konstante -,104 
(,096) 

 
 

Cultural Integration ,652*** 
(,157) 

,401 

Compulsory voting  ,438** 

DGP per capita  ,180 

Proportional system  ,083 

Right to vote for foreigners  ,312 

 
R2=,386 

N=19 

R2=,654 

N=19 

a. Abhängige Variable: Conventionall political participation; p ! .05 = *; p ! .01 = **; p ! .001 = *** 

 

Die Tabelle 7-7 stellt die Ergebnisse der Regressionsanalysen für Subdimensionen kommunika-

tiver Integration dar. In den bivariaten Modellen 1 und 2 weisen beide Subdimensionen kom-

munikativer Integration einen positiven Effekt auf konventionelle Formen der Partizipation auf.  

Dabei fällt der Effekt der Kommunikation via Media klein und nicht-signifikant (N=25; 
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R2=,016; B=,098; SE B=,210; ß=,099; p=,467) und des sozialen Kapitals stark und signifikant 

aus (N=25; R2=,333; B=,758; SE B=,279; ß=,577; p=,003). 

 

Abbildung 22 Zusammenhang zwischen kommunikativer Integration: soziales Kapital und kon-

ventionellen Formen politischer Partizipation (R2 Loess = 0,318). 

Unter der Kontrolle der Wahlpflicht, des proportionalen Wahlsystems, des Wahlrechtes für 

Ausländer auf kommunaler Ebene als auch der Höhe des BIP pro Kopf hat die Subdimensionen 

kommunikativer Integration: Media einen moderaten, negativen Einfluss auf konventionelle 

Partizipationsformen (siehe Modell 3 Tabelle 7-6). Einzelbetrachtet weisen Wahlpflicht und die 

Höhe des BIP einen moderaten, positiven und signifikanten Effekt auf die konventionellen 

Formen politischer Partizipation. Im Modell 5 wurde die multivariate Regressionsanalyse zur 

Vorhersage der konventionellen politischen Partizipation durch kommunikative Integration: 

Soziales Kapital dargestellt. Es zeigt sich die Stabilität des Prädiktors – soziales Kapital (mode-

rater Einfluss) wobei die Wahlpflicht und BIP pro Kopf einen moderaten, signifikanten Einfluss 

auf die Erklärung der Varianz der konventionellen politischen Partizipation aufweisen.  
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Tabelle 7-6 Zusammenfassung der bivariaten und multivariaten Regressionsanalysen zur Vor-

hersage der konventionellen politischen Partizipation durch Subdimensionen kommunikativer 

Integration 

 Modell 1 

B 
(SE B) 

Modell 2 

B 
(SE B) 

Modell 3 

B 
(SE B) 

Modell 4 

ß-

Koeffizient 

Modell 5 

ß-
Koeffizient 

Modell 6 

ß-
Koeffizient 

Konstante -,031 
(,177) 

-,174 
(,154) 

-,161 
(,165)    

Comm. Integration 

Media 
,098 

(,210) 
 ,019 

(,178) -,129 
 

-,011 

Comm. Integration 

Social Capital 
 

,758** 

(,279) 
,716** 

(,244)  
 

,377 ,397 

Compulsory voting    ,404** ,514*** ,514*** 

DGP per capita    ,379*** ,538** ,541** 

Proportional system    ,137 ,195 ,196 

Right to vote for for-

eigners 
 

  
,171 ,074 ,070 

 
R2=,123 

N=25 

R2=,333 

N=25 

R2=,333 

N=25 

R2=,726 

N=24 

R2=,843 

N=24 

R2=961 

N=24 

a. Abhängige Variable: Conventionall political participation; p ! .05 = *; p ! .01 = **; p ! .001 = *** 

 

Bezogen auf die Subdimension Media kann die Hypothese über einen positiven Zusammenhang 

nicht bestätigt werden. Bei der multivariaten Regressionsanalyse tragen der BIP pro Kopf und 

die Wahlpflicht mehr zur Erklärung der Varianz der konventionellen politischen Partizipation 

bei. Gesellschaften mit höheren Werten der kommunikativen Integration: Media weisen höhere 

Werte der Messung von konventionellen politischen Partizipation auf. Offensichtlich besteht, 

wie es aus der Abbildung 23 entnommen werden kann, kein linearer Zusammenhang zwischen 

diese Subdimension und konventioneller politischer Partizipation. Es handelt sich (siehe Loess-

Regresssion Linie) um einen kurvilinearen Zusammenhang zwischen kommunikativer Integra-

tion: Media und konventionellen Formen politischer Partizipation. Erst ab den Skalenwert um 0, 

700 steigt die konventionelle politische Partizipation an. 
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Abbildung 23 Zusammenhang zwischen kommunikativer Integration: Media und konventionel-

len Formen politischer Partizipation (R2 Loess = 0,118). 

In der nachfolgenden Tabelle 7-9 wurden die Ergebnisse der Regressionsanalysen in Hinblick 

auf moralische Integration dargestellt. Im ersten Modell ist der signifikante Effekt des Vertrau-

ens auf konventionelle Partizipationsformen moderat positiv (N=26; R2=,145; B=,302; SE 

B=,149; ß=,381; p=,055). Im zweiten und dritten Modell ist der Einfluss der Subdimensionen: 

Gerechtigkeit (N=22; R2=,140; B=,329; SE B=,182; ß=,374; p=,087) und Gleichheit (N=26; 

R2=,149; B=,325; SE B=,158; ß=,386; p=,051) auch moderat positiv. Im vierten Modell ist der 

Einfluss von allen Subdimensionen der moralischen Integration schwach.  
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Tabelle 7-7 Zusammenfassung der bivariaten und multivariaten Regressionsanalysen zur Vor-

hersage der konventionellen politischen Partizipation durch Subdimensionen moralischer Inte-

gration 

 Modell 1 

B 
(SE B) 

Modell 2 

B 
(SE B) 

Modell 3 

B 
(SE B) 

Modell 4 

B 
(SE B) 

Modell 5 

ß-
Koeffi-
zient 

Modell 6 

ß-
Koeffi-
zient 

Modell 7 

ß-
Koeffi-
zient 

Modell 8 

ß-
Koeffi-
zient 

Konstante ,085 
(,09) 

-,006 
(,137) 

-,018 
(,127) 

-,018 
(,127)    

 
 

Moral Integrati-

on - Trust 
,302* 
(,149) 

 
 

,146 
(,243) 

 
-,020 

  
217 

Moral Integrati-

on - Justice 
 

,329 

(,182)  
,139 

(,244) 
  

-,155* 
 

-,124 

Moral Integrati-

on - Equality 
 

 ,379* 

(,167) 
,162 

(,205) 
   

,196 ,384 

Compulsory 

voting 
 

 
  ,415* ,479* 439** ,574* 

DGP per capita      
,455* ,392 ,328 ,004 

Proportional 

system 
 

 
  ,115 ,125 ,170 ,205 

Right to vote for 

foreigners 
 

 
 

 
,400 ,488* ,383* 

 
,356 

 
R2=,241 

N=26 

R2=,140 

N=22 

R2=,149 

N=26 

R2=,220 

N=22 

R2=,595 

N=26 

R2=,579 

N=22 

R2=,613 

N=26 

R2=,464 

N=22 

a. Abhängige Variable: Conventionall political participation; p ! .05 = *; p ! .01 = **; p ! .001 = *** 

 

Unter der Kontrolle der Wahlpflicht, des proportionalen Wahlsystems, des Wahlrechtes für 

Ausländer auf kommunaler Ebene und der Höhe des BIP pro Kopf haben die Subdimensionen 

moralischer Integration: Vertrauen und Gerechtigkeit einen kleinen, negativen Einfluss auf kon-

ventionelle Partizipationsformen (Modell 5 & 6). Der Effekt der Anerkennung der Gleichheit ist 

unter Berücksichtigung der Kontrollvariablen bis beinah moderat positiv. In allen Modellen 

(Modell 5, 6 und 7) beobachten wir positive, moderate und zum Teil signifikante Effekte der 

Wahlpflicht, des Wahlrechtes für Ausländer auf Kommunalebene und des BIP pro Kopf. Ferner 

weist das proportionale Wahlsystem einen positiven, nicht signifikanten Einfluss auf.  

Die positiven Effekte der Subdimensionen politischer Integration, die bei den bivariaten Model-

len beobachten worden sind, erwiesen sich als unstabil. Das Vertrauen weist einen marginalen 

negativen Effekt auf (Modell 5). In diesem Modell zeigt es sich, dass die Wahlpflicht und die 

wirtschaftliche Leistung viermal größeren positiven Einfluss auf die Varianz der konventionel-

len politischen Partizipation haben, als das Vertrauen. Die Vorstellungen über die Gerechtigkeit 
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(Modell 6) weisen signifikante, negative Effekte auf.  Hierbei spielen die Elemente des Wahr-

echtes (Wahlpflicht und das Wahlrecht für Ausländer auf kommunaler Ebene) wichtigere Rolle. 

Zusammenfassen für diese Dimension gilt, dass sich positive, signifikante Effekte der Wahl-

pflicht, dem Wahlrecht für Ausländer auf Kommunalebene beobachten lassen. Diese Faktoren 

scheinen wichtiger für konventionelle Formen politischer Partizipation als moralischer Integra-

tion zu sein. Nur die Vorstellungen über die Gleichheit, die indirekt auf den Umgang mit den 

Konflikten innerhalb der Gesellschaft zielen, sind in Kontext der Partizipation wichtig.  

Im Weiteren wurde die Regressionsanalyse für die letzte Dimension der sozialen Integration 

durchgeführt. Die nachfolgende Tabelle stellt die Ergebnisse dieser Regressionsanalysen im 

Hinblick auf politische Integration dar. 

Tabelle 7-8 Zusammenfassung der bivariaten und multivariaten Regressionsanalysen zur Vor-

hersage der konventionellen politischen Partizipation durch Subdimension politischer Integrati-

on II 

 Modell 1 

B 
(SE B) 

Modell 2 

ß-Koeffizient 

Konstante ,177*** 
(,026) 

 

Political Integration - Civic Participa-

tion II 
1,481** 
(,520) 

,091 

Compulsory voting  ,435*** 

DGP per capita  ,399 

Proportional system  ,101 
Right to vote for foreigners  ,356 

 
R2=,253 

N=26 

R2=,597 

N=26 

a. Abhängige Variable: Conventionall political participation; p ! .05 = *; p ! .01 = **; p ! .001 = *** 

 

Bezüglich der bivariaten Analyse ist der positive Effekt der politischen Integration sehr groß 

und diese Subdimension der sozialen Integration weist den stärksten Effekt von allen Dimen-

sionen bei der bivariaten Modellierung auf (N=26; R2=,253; B=1,481; SE B=,520; ß=,503; 

p=,050). Steigt die politische Integration um eine Einheit, so steigt die konventionelle politische 

Partizipation um 1,49 ihrer Skalenpunkte. Unter Berücksichtigung der Kontrollvariablen ist der 

Effekt der politischen Integration gering positiv. Dabei zeigten sich positive signifikante Effekte 

der Wahlpflicht, und nicht signifikante Effekte des Wahlrechtes für Ausländer auf kommunaler 

Ebene und der Höhe des BIP. 



7 Ergebnisse 170 

Im nächsten Schritt wird das Gesamtmodell mit allen Subdimensionen sozialer Integration und 

Kontrollvariablen geprüft. Die Ergebnisse des multivariaten Modells wurden in der Tabelle 7-

11 dargestellt.  

Tabelle 7-9 Zusammenfassung der multivariaten Regressionsanalysen zur Vorhersage der kon-

ventionellen politischen Partizipation durch Subdimension sozialer Integration (Gesamtmodell) 

 Modell 1 

ß-Koeffizient 

Modell 2 

ß-Koeffizient 

Modell 3 

ß-Koeffizient 

Compulsory voting  ,421** 
,017 

DGP per capita  ,448* 
1,166 

Proportional system  ,113 ,251 

Right to vote for foreigners  ,389* 
,404 

Functional Integration Work -1,198**  -,471 
Functional Integration Poverty -,513*  -,280 

Cultural Integration ,400  ,140 
Comm. Integration Media ,399  ,089 

Comm. Integration Social Capital ,379  -,263 
Moral Integration - Trust ,065  -,347 

Moral Integration - Justice ,295  -,081 

Moral Integration - Equality -,092  -,102 

Political Integration - Civic Participa-

tion II 

,542  
,199 

 
R2=,881 

N=19 

R2=,594 

N=26 

R2=,961 

N=19 

a. Abhängige Variable: Conventionall political participation; p ! .05 = *; p ! .01 = **; p ! .001 = *** 

 

Das erste Modell stellt die multivariate Regressionsanalyse mit allen Subdimensionen der sozia-

len Integration als unabhängige Variable dar. Das Modell erklärt 88% der Varianz der konven-

tionellen politischen Partizipation. Die Ergebnisse der Analyse müssen als ambivalent bezeich-

net werden. Bezogen auf kulturelle Dimension, die beiden Subdimensionen der kommunikati-

ven Integration, die Subdimension der moralischen Integration und politische Integration wer-

den die Ergebnissen der Forschung aus dem Bereich politischer Kulturen (S. Pickel und G. 

Pickel 2006; G. Pickel und Jacobs 2006; G. Pickel et al. 1997) als auch der Wahlforschung 

(Blais und Dobrzynska 1998; Jackman 1987; Norris 2002) bestätigt, auch wenn diese keine 

statistische Signifikanz aufweisen. Bezüglich der Subdimension: funktionelle Integration wider-

sprechen die Ergebnisse der Partizipationsforschung. Gute Integration in die Arbeitswelt inner-

halb einer Gesellschaft wirkt sich negativ auf konventionelle politische Partizipation aus. Die 

Einbindung in die Arbeitswelt und ein ausgebautes Sozialsicherungssystem kann einen be-

stimmten Grad der Zufriedenheit mit Ergebnissen des politischen Systems bedeuten, welcher 
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einen negativen Effekt auf politische Partizipation ausübt. Zu anderen kann vermutet werden, 

wie im Falle der Systemunterstützung, dass es sich bei dem sozialen Kapital und dem Vertrauen 

um einen umgedrehten U-förmigen Effekt handelt (Allenspach 2012, S. 217ff), da die Notwen-

digkeit eines bestimmten Grades von sozialen Kapital und gegenseitigem Vertrauen für politi-

sche Partizipation mehrfach empirisch belegt wurde. Bei umgedrehtem Effekt würde man eine 

zufriedengestellte Gemeinschaft, die die demokratische Pflicht der politischen Partizipation 

nicht sieht, da die Konflikte um Ressourcen sozialer Integration nicht auf der Ebene des Politi-

schen ausgetragen werden müssen. 

Im zweiten Modell wurden nur die Kontrollvariablen als Prädiktoren der konventionellen politi-

schen Partizipation in die Regressionsanalyse eingeführt. Die Entscheidung darüber dieses Mo-

dell zu überprüfen ergibt sich aus der empirischen Beobachtung bezüglich der konventionellen 

Formen politischer Partizipation. Das Modell erklärt fast 60% der Varianz von abhängiger Va-

riable. Dabei zeigten sich positive signifikante Effekte der Wahlpflicht, des Wahlrechtes für 

Ausländer auf kommunaler Ebene und der Höhe des BIP.  

Die Ergebnisse des dritten Modells lassen folgende Schlussfolgerungen zu. Das Modell erklärt 

fast 96% der Varianz von abhängiger Variable. Die positiven Effekte zeigten sich bei der Höhe 

des BIP pro Kopf, die Verhältniswahl und beim Wahlrecht für Ausländer. Ferner fördern drei 

Dimensionen sozialer Integration konventionelle Partizipationsformen: politische, kulturelle 

Integration und kommunikative Integration: Media. Die wichtigste Erkenntnis dieses Modells 

ist, dass die Höhe des BIP pro Kopf fast dreimal stärker die konventionelle Partizipation positiv 

beeinflusst, als die alle anderen Prädiktoren. Die Wahlpflicht weist nur einen marginalen Effekt 

auf. Ferner erwiesen sich das Verhältniswahl und Wahlrecht für Ausländer als positive Prädik-

toren. Aus der Ergebnisse der Regressionsanalyse lässt sich bezogen auf Dimensionen sozialer 

Integration schlussfolgern, dass demokratische kulturelle Prägung, bürgerschaftliches Engage-

ment und tägliche Kontakte positiv die konventionellen Partizipationsformen auf Ebene ganzer 

Gesellschaften beeinflussen. Dieses Erkenntnis korrespondiert mit Ergebnissen der Forschung 

aus dem Bereich politischer Kulturen (S. Pickel und G. Pickel 2006; G. Pickel und Jacobs 2006; 

G. Pickel et al. 1997) als auch der Wahlforschung (Blais und Dobrzynska 1998; Jackman 1987; 

Norris 2002). Hinsichtlich des BIP pro Kopf als auch von Elementen des Wahlsystems werden 

die Ergebnisse der Forschung bestätigt (Lancee und van de Wefhorst 2012; Blais und 

Dobrzynska 1998; Acemoglu und Robinson 2006). 

Unterwartet sind die Effekte von Subdimensionen des sozialen Kapitals, des Vertrauens und 

beider Subdimensionen funktionaler Integration negativ. Auch die Vorstellungen über Gerech-

tigkeit und Gleichheit wirken negativ, fallen aber relativ klein aus. Diese Ergebnisse widerspre-

chen nicht nur der in der Arbeit dargestellten theoretischen Ableitung der Hypothesen aber auch 

den empirischen Ergebnissen aus der politischen Kultur und Wahlforschung. Bezüglich des 

dritten Modells zeigte es sich, dass das Vertrauen, das Sozialkapital, das niedrigere Armutsni-
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veau einen negativen Einfluss auf konventionelle Formen politischer Partizipation hat. Die dar-

gestellten Ergebnisse können auf folgende Weise interpretiert werden. Wenn ganze Gesellschaf-

ten besser funktional integriert sind, über ein hohes Niveau des sozialen Kapitals und des ge-

genseitigen Vertrauens verfügen, sinkt in diesen Gesellschaften das Niveau politischer Partizi-

pation. Die Annahme, dass der Zusammenhang am stärksten für kulturelle, politische und funk-

tionale Integration ist und sich bei kommunikativer und moralischer Integration am schwäch-

sten auswirkt, konnte nur zum Teil bestätigt werden. Die Dimensionen kulturelle und politische 

Integration wirken am stärksten positiv aus, die funktionale Integration im Gegensatz zu der 

theoretischen Annahme negativ. Bei den Dimensionen der kommunikativen und moralischen 

Integration sind die dargestellten Ergebnisse ambivalent und je nach Subdimension unterschied-

lich.  

Die an der Stelle berechtigte Frage nach den Ursachen für dieses Ergebnis kann meines Erach-

tens nicht eindeutig beantwortet werden. Infolge dessen ist eine Interpretation der dargestellten 

Ergebnisse unter bestimmten Voraussetzungen möglich. Der Widerspruch zu den berichteten 

Ergebnissen kann mit ökologischem Fehlschluss erklärt werden. Falter und Zintl (1989, S. 124) 

weisen darauf hin, dass die Aussagen über Wahlverhalten im Aggregat zwar aus Aussagen über 

Individualhandlungen abgeleitet werden können, jedoch sind logische Schlussfolgerungen in die 

Gegenrichtung nicht möglich, weil diese einem ökologischen Fehlschluss unterliegen. Bei der 

bestehenden Möglichkeit eines Fehlschlusses sollte somit vor zu weitgehender Dateninterpreta-

tion gewarnt werden. Ferner kann es sich um die Messartefakte handeln, die aufgrund der Fra-

geformulierungen, Übersetzungen und der Antwortskala zur Verzerrungen führen, die in der 

Aggregation noch verstärkt zur Geltung kamen. Eine weitere Möglichkeit kann daran liegen, 

dass bis dato publizierte Forschung auf andere Daten zurückgreifen und andere Kontrollvaria-

blen berücksichtigen. Dieses Ergebnis muss als eine Anregung für weitere empirische For-

schung als auch theoretische Überlegungen bezüglich des Zusammenhanges zwischen sozialer 

Integration und politischer Partizipation verstanden werden. 

 

Effekte auf unkonventionelle Formen politischer Partizipation 

Im Folgenden werden die Ergebnisse von bivariaten und multivariaten Regressionsanalysen im 

Zusammenhang mit unkonventionellen Formen politischer Partizipation dargestellt. Das Vorge-

hen ist analog zum Vorgehen bei konventionellen Partizipationsformen. In der Tabelle 7-12 

wurde die Zusammenfassung der Regressionsanalysen zur Vorhersage der unkonventionellen 

Partizipationsformen durch funktionale Integration dargestellt. 
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Tabelle 7-10 Zusammenfassung der bivariaten und multivariaten Regressionsanalysen zur Vor-

hersage der unkonventionellen politischen Partizipation durch Subdimensionen funktionaler 

Integration 

 Modell 1 

B 
(SE B) 

Modell 2 

B 
(SE B) 

Modell 3 

B 
(SE B) 

Modell 4 

ß-
Koeffizient 

Modell 5 

ß-
Koeffizient 

Modell 6 

ß-
Koeffizient 

Konstante -,315*** 

(,082) 
-,292 
(,294) 

-,135 
(,195)   

 
 

 

Functional Integrati-

on Work 
,615*** 

(,105)  
,652*** 
(,108) ,442  ,416 

Functional Reproduc-

tion - Poverty  
-,217 

(,379) 
 

-,317 
(,235)  -,274 -,204 

Compulsory voting    -,020 -,291 -,107 

DGP per capita    ,412* ,640** ,427 

Proportional system    -,173 -,137 -,128 
Right to vote for for-

eigners 
 

  
,000 ,086 ,008 

 
R2=,597 

N=25 

R2=,015 

N=24 

R2=,639 

N=24 

R2=,694 

N=25 

R2=,681 

N=24 

R2=,681 

N=24 

a. Abhängige Variable: Unconventionall political participation; p ! .05 = *; p ! .01 = **; p ! .001 = *** 

 

Im ersten Modell wird die Subdimension funktionaler Integration: Arbeit berücksichtigt. Diese 

weist einen signifikanten starken positiven Effekt auf (N=25; R2=,597 B=,615; SE B=,105; ß=-

,733; p=,000). Wenn diese Subdimension funktionaler Integration um eine Einheit wächst, 

steigt sich die unkonventionelle Partizipation um ,615 ihrer Skalenpunkte. Das zweite Modell 

berücksichtigt die Subdimension funktionaler Integration: Armut, die einen nicht signifikanten, 

mittelgroßen negativen Einfluss auf unkonventionelle Partizipationsformen aufweist (N=24; 

R2=,015; B=-,217; SE B=,379; ß=-,122; p=,572). Wenn der Wert der Subdimension der funk-

tionalen Integration um eine Einheit steigt, so sinkt die unkonventionelle politische Partizipation 

um ,217 ihrer Skalenpunkte. 

Im dritten Modell wurden beide Subdimensionen der funktionalen Integration in die Regression 

eingefügt. Die Subdimension: Arbeit hat einen starken, signifikanten Einfluss auf die Erklärung 

der Varianz unkonventioneller Partizipation. Die zweite Subdimension: Armut weist einen ne-

gativen mittleren Einfluss auf. Im den Modellen 4 und 5 wurden die Kontrollvariablen in die 

Regressionsgleichung eingeführt. Zu erst muss darauf hingewiesen werden, dass beide Subdi-

mensionen sozialer Integration stabil bleiben. Im beiden Modellen weisen die Wahlpflicht und 

das proportionale Wahlsystem einen marginalen, bzw. mittleren negativen Einfluss auf abhän-

gige Variable. Dabei zeigt sich, dass die Höhe des BIP einen starken, signifikanten Einfluss 

ausübt. 
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Bezüglich der Dimension: kulturelle Integration. In der folgenden Tabelle 7-11 wurden die Er-

gebnisse der Regressionsanalyse zur Vorhersage unkonventioneller Partizipation durch kulturel-

le Integration dargestellt. 

Tabelle 7-11 Zusammenfassung der bivariaten und multivariaten Regressionsanalysen zur Vor-

hersage der unkonventionellen politischen Partizipation durch Dimension kultureller Integration 

 Modell 1 

B 
(SE B) 

Modell 2 

ß-Koeffizient 

Konstante -,198 
(,061)  

Cultural Integration ,522*** 
(,099) 

,435* 

Compulsory voting  -129 

DGP per capita  ,338 

Proportional system  -,246 

Right to vote for foreigners  -,036 

 
R2=,535 

N=26 

R2=,684 

N=26 

a. Abhängige Variable: Conventionall political participation; p ! .05 = *; p ! .01 = **; p ! .001 = *** 

 

In Hinblick auf die bivariate Regressionsanalyse (Modell 1) zeigt es sich ein höchst signifikan-

ter, großer, positiver Effekt der kulturellen Integration auf unkonventionelle Partizipationsfor-

men (N=26; R2=,535; B=,522; SE B=,099; ß=,732; p=,001). Unter Berücksichtigung von Kon-

trollvariablen im zweiten Modell (Tabelle 7-11) weist die kulturelle Integration einen mittleren 

positiven signifikanten Effekt auf. Hierbei bestätigt sich der positive Einfluss des BIP pro Kopf. 

Wie bei den Subdimensionen funktionaler Integration sind die Effekte von Elementen des 

Wahlsystems als negativ und klein bzw. als auf einem mittleren Niveau einzustufen.  

Die Tabelle 7-12 stellt die Ergebnisse der Regressionsanalysen für Subdimensionen kommuni-

kativer Integration dar. In bivariaten Modellen 1 und 2 weisen beide Subdimensionen kommu-

nikativer Integration einen positiven Effekt auf unkonventionelle Formen der Partizipation auf. 

Der Effekt der Kommunikation via Media fällt signifikant und mittelmäßig (N=25; R2=,214; 

B=,321; SE B=,128; ß=,462; p=,020) und des sozialen Kapital sehr groß aus (N=24; R2=,619; 

B=,722; SE B=,121; ß=,,787; p=,000). Im dritten Modell stellt die Subdimension kommunikati-

ver Integration via Media einen mittleren nicht-signifikanten Effekt dar. Die zweite Subdimen-

sion: soziales Kapital weist einen signifikanten großen Effekt auf. 
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Tabelle 7-12 Zusammenfassung der bivariaten und multivariaten Regressionsanalysen zur Vor-

hersage der unkonventionellen politischen Partizipation durch Subdimensionen kommunikativer 

Integration 

 Modell 1 

B 
(SE B) 

Modell 2 

B 
(SE B) 

Modell 3 

B 
(SE B) 

Modell 4 

ß-
Koeffizient 

Modell 5 

ß-
Koeffizient 

Modell 6 

ß-
Koeffizient 

Konstante -,111 
(,093) 

-,280*** 
(,067) 

-,381*** 

(,086) 
 
 

 
 

 
 

Comm. Integration 

Media 
,321* 

(,128) 
 ,164 

(,093) 
 

,261 
 
 

 
,226 

Comm. Integration 

Social Capital 
 

,722*** 

(,121) ,694*** 

(,117) 

 
 

 
,726* 

 
,691* 

Compulsory voting    -,130 ,042 ,051 

DGP per capita    ,480* ,145 ,086 

Proportional system    -,231 -,164 -,177 

Right to vote for for-

eigners 
 

 
 ,174 -,106 -,029 

 
R2=,214 

N=25 

R2=,619 

N=24 
R2=,668 

N=24 

R2=,659 

N=24 

R2=,797 

N=24 

R2=,797 

N=24 

a. Abhängige Variable: Unconventionall political participation; p ! .05 = *; p ! .01 = **; p ! .001 = *** 

 

Unter der Kontrolle der Wahlpflicht, des proportionalen Wahlsystems, des Wahlrechtes für 

Ausländer auf kommunaler Ebene als auch der Höhe des BIP pro Kopf weisen beide Subdimen-

sionen kommunikativer Integration einen positiven Effekt auf unkonventionelle Formen politi-

scher Partizipation. Im vierten Modell ist der Effekt der kommunikativen Integration via Media 

schwächer als im bivariaten Modell (Modell 1). Hierbei erweist sich die Höhe des BIP pro Kopf 

als der stärkste Prädiktor. Ferner weisen die Wahlpflicht und das proportionale Wahlsystem 

einen negativen kleinen bzw. mittelmäßigen Effekt, und das Wahlrechtes für Ausländer auf 

kommunaler Ebene einen positiven Effekt auf. Das fünfte Modell stellt die Ergebnisse der mul-

tivariaten Regressionsanalyse unter Berücksichtigung von Kontrollvariablen dar. Das soziale 

Kapital beeinflusst am stärksten die unkonventionelle politische Partizipation. Die Effekte der 

anderen Prädiktoren sind geschwächt und zum Teil marginal. Hierbei zeigt sich wieder, wie bei 

anderen Subdimensionen der sozialen Integration, dass das proportionale Wahlsystem die un-

konventionelle politische Partizipation negativ beeinflusst. In das sechste Modell wurden beiden 

Subdimensionen kommunikativer Integration zusammen mit Kontrollvariablen eingefügt. Die 

beiden Subdimensionen weisen stärkste Effekte auf. Ferner sind die Effekte der Wahlpflicht, 
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des BIP und des Wahlrechtes für Ausländer auf kommunaler Ebene klein bis marginal. Das 

proportionale Wahlsystem weist einen negativen kleinen Effekt auf. 

Tabelle 7-13 Zusammenfassung der bivariaten und multivariaten Regressionsanalysen zur Vor-

hersage der unkonventionellen politischen Partizipation durch Subdimensionen moralischer 

Integration 

 Modell 1 

B 
(SE B) 

Modell 2 

B 
(SE B) 

Modell 3 

B 
(SE B) 

Modell 4 

ß-
Koeffi-
zient 

Modell 5 

ß-
Koeffi-
zient 

Modell 6 

ß-
Koeffi-
zient 

Modell 7 

B 
(SE B) 

Konstante -,132* 
(,043) 

-,182 
(,094) 

-,279*** 
(,071) 

 
 

 
   

Moral Integration - 

Trust 

,476*** 

(,082) 
 

 
 

,844* 
  

,829* 

Moral Integration - 

Justice 
 

,437** 

(,194)  
  

,052 
 

 
,048 

Moral Integration - 

Equality 
 

 ,501*** 

(,088) 
   

,415* 

 

 
,182 

 
Compulsory voting    ,134 -,165 -,110 ,100 

DGP per capita    ,393* ,705*** ,374 ,194 

Proportional system    -,283* 
-,171 -,092 -,218 

Right to vote for 

foreigners 
 

 
 -,364 ,097 ,106 -,368 

 
R2=,585 

N=26 

R2=,349 

N=22 

R2=,557 

N=26 

R2=,856 

N=26 

R2=,746 

N=22 

R2=,696 

N=26 

R2=832 

N=22 

a. Abhängige Variable: Unconventionall political participation; p ! .05 = *; p ! .01 = **; p ! .001 = *** 

 

Das gegenseitige Vertrauen allein (Modell 1; Tabelle 7-13) hat einen höchstsignifikanten gro-

ßen positiven Effekt auf unkonventionelle politische Partizipation (N=26; R2=,585; B=,476; SE 

B=,105; ß=,765; p=,000). Unter Berücksichtigung von Kontrollvariablen wird dieser Effekt 

noch verstärkt. Das Vertrauen ist ein bedeutender Prädiktor auf der Makroebene für unkonven-

tionelle politische Partizipation.  

Im Modell 2 wurde die Vorstellung bzw. die Wahrnehmung der Gerechtigkeit in die bivariate 

Regression eingeführt. Der signifikante Effekt dieser Subdimension moralischer Integration ist 

groß (N=22; R2=,349; B=,437; SE B=,194; ß=,591; p=,004). Diese Stärke des Effekts wird un-

ter Berücksichtigung von Kontrollvariablen (Modell 5; Tabelle 7-13) stark verringert und weist 

nur einen marginalen positiven Effekt auf. Hierbei zeigt sich die, dass das BIP pro Kopf stärkste 

Erklärungskraft aufweist. 

Der höchstsignifikante Effekt der Subdimension: Gleichheit auf unkonventionelle Partizipati-

onsformen ist im bivariaten Modell (Modell 3; Tabelle 7-13) groß und positiv (N=26; R2=,557; 
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B=,501; SE B=,088; ß=,758; p=,000). Unter Berücksichtigung von Kontrollvariablen wird die 

Stärke des Effektes marginal geringer, dabei weist diese Subdimension moralischer Integration 

einen mittleren, positiven und signifikanten Effekt auf.  

Im siebten Modell wurden alle Dimensionen der moralischen Integration zusammen mit Kon-

trollvariablen in die Regressionsanalyse eingeführt. Das Modell erklärt 88% von Varianz der 

unkonventionellen politischen Partizipation. Das Vertrauen weist den stärksten signifikanten 

positiven Effekt auf. Die Vorstellung über Gleichheit und das BIP pro Kopf beeinflusst die un-

konventionelle politische Partizipation positiv. Im Gegensatz beeinflussen die Elemente des 

Wahlsystems negativ die abhängige Variable.  

Die letzte zu überprüfende Subdimension sozialer Integration stellt die politische Integration 

dar. Die Ergebnisse der Regressionsanalysen wurden in der nachfolgenden Tabelle 7-14 darge-

stellt. 

Tabelle 7-14 Zusammenfassung der bivariaten und multivariaten Regressionsanalysen (N=26) 

zur Vorhersage der unkonventionellen politischen Partizipation durch Subdimension politischer 

Integration 

 Modell 1 

B 
(SE B) 

Modell 2 

ß-Koeffizient 

Konstante ,069** 

(,020)  

Political Integration - Civic Participa-

tion II 
1,211** 

(,403) 
 

-,207 

Compulsory voting  -,178 
DGP per capita  ,741** 

Proportional system  -,185 
Right to vote for foreigners  ,194 

 
R2=,273 

N=26 

R2=,628 

N=26 

a. Abhängige Variable: Unconventionall political participation; p ! .05 = *; p ! .01 = **; p ! .001 = *** 

 

Das erste Modell stellte eine bivariate Regressionsanalyse dar. Der Effekt der politischen Inte-

gration auf unkonventionelle Partizipation ist als groß einzustufen (N=26; R2=,273; B=1,211; 

SE B=,403; ß=,523; p=,006). Unter der Kontrolle der Wahlpflicht, des proportionalen Wahlsy-

stems, des Wahlrechtes für Ausländer auf kommunaler Ebene als auch der Höhe des BIP pro 

Kopf weist diese Subdimension sozialer Integration einen mittleren negativen Effekt auf (siehe 

Model 2). Hierbei erweist sich das BIP pro Kopf als der stärkste Prädiktor. Die Elemente des 

Wahlsystems haben einen mittleren negativen Effekt auf die unkonventionelle politische Parti-

zipation.  
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Im letzten Schritt wird das Gesamtmodell mit allen Subdimensionen sozialer Integration und 

Kontrollvariablen geprüft. Die Ergebnisse dieses multivariaten Modells wurden in der Tabelle 

7-15 dargestellt. 

Tabelle 7-15 Zusammenfassung der multivariaten Regressionsanalysen (N=19) zur Vorhersage 

der unkonventionellen politischen Partizipation durch Subdimensionen sozialer Integration (Ge-

samtmodell) 

 Modell 1 

ß-Koeffizient 

Modell 2 

ß-Koeffizient 

Modell 3 

ß-Koeffizient 

Compulsory voting  -,147 
,356 

DGP per capita  ,629*** 
-,057 

Proportional system  -,213 -,243 

Right to vote for foreigners  ,119 
-,532 

Functional Integration Work ,101  ,282 
Functional Integration Poverty -,089  ,137 

Cultural Integration -,028  ,108 
Comm. Integration Media ,258  ,073 

Comm. Integration Social Capital ,251  ,104 
Moral Integration - Trust ,410  ,979 

Moral Integration - Justice -,039  -,078 

Moral Integration - Equality ,247  ,267 

Political Integration - Civic Participa-

tion II 

-,166  
-,124 

 
R2=,827 

N=19 

R2=,615 

N=26 

R2=,882 

N=19 

a. Abhängige Variable: Unconventionall political participation; p ! .05 = *; p ! .01 = **; p ! .001 = *** 

 

Bei dem multivariaten Modell, welches 83% der Varianz der abhängigen Variable erklärt, zeig-

te sich, dass dem stärksten positiven Prädiktor das gegenseitige Vertrauen darstellt. Ferner wei-

sen die beiden Subdimensionen funktionaler Integration, Subdimension der Gleichheit und das 

soziale Kapital einen moderaten positiven Effekt auf. Die aus der Theorie abgeleitete Annahme, 

dass der Zusammenhang am stärksten für kulturelle, politische und funktionale Integration aus-

fallen wird und sich bei kommunikativer und moralischer Integration am schwächsten auswirkt, 

fand nur zum Teil ihre Bestätigung. Überraschend aus der Sicht der Theorie sind der kleine 

Effekt kultureller Integration, und die angesprochene Stärke des Effekts von Subdimensionen 

moralischer Integration. Der stärkste negative Effekt ist bei politischer Integration zu beobach-

ten.  

Das zweite Modell soll untersuchen, wie sich die Kontrollvariablen auf die unkonventionelle 

Partizipation auswirken. Aufgrund der dargestellten Ergebnisse (Tabellen 7-12 bis 7-16) muss 
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angenommen werden, dass die Wahlpflicht und das proportionale Wahlsystem negativ die Vari-

anz der abhängigen Variable (unkonventionelle Partizipation) beeinflussen wird. Dies wird 

durch die in der Tabelle 7-15 dargestellten Ergebnisse bestätigt. Ferner erweist sich das BIP pro 

Kopf als der stärkste Prädiktor. 

Im Modell 3 (siehe Tabelle 7-15), welches 82% der Varianz der abhängigen Variable erklärt, 

weist die Subdimension der moralischen Integration – das Vertrauen stärsten positiven Effekt 

auf die Varianz der unkonventionellen Formen politischer Partizipation. Etwa dreimal 

schwächer, auf dem moderaten Niveu, fallen die Subdimensionen: Arbeit und Gleichheit aus. 

Darüber hinaus weisen die Subdimensionen: Armut, Sozialkapital, Kulturelle Integration, 

kommunikative Integration: Media einen kleinen positiven Effekt auf. Bezogen auf die 

Kontrollvariablen lässt sich bezüglich des Gesamtmodells beobachten, dass die Wahlpflicht 

einen starken positiven Effekt aufweist. Der Effekt des BIP pro Kopf ist marginal.  Der Effekt 

des propotionalen Wahlsystems und des Wahlrechtes für Ausländer auf kommunalen Ebene ist 

negativ.  

Aus der Ergebnisse der Regressionsanalyse lässt sich bezogen auf Dimensionen sozialer Inte-

gration schlussfolgern, dass das Vertrauen, die funktionale Integration in der Arbeitswelt und 

die Vorstellungen über Gleichheit positiv die unkonventionellen Partizipationsformen auf Ebe-

ne ganzer Gesellschaften beeinflussen. Darüber hinaus weisen nur zwei Subdimensionen sozia-

ler Integration einen kleinen negativen Effekt auf. Dieses Erkenntnis korrespondiert mit Ergeb-

nissen der Forschung aus dem Bereich politischer Kulturen (S. Pickel und G. Pickel 2006; G. 

Pickel und Jacobs 2006; G. Pickel et al. 1997) als auch der Wahlforschung (Blais und 

Dobrzynska 1998; Jackman 1987; Norris 2002). Hinsichtlich der unkonventionellen politischen 

Partizipation ist die eine generelle Aussage zulässig, dass Subdimensionen sozialer Integration 

die Wahrscheinlichkeit der unkonventionellen politischen Partizipation auf Ebene ganzer Ge-

sellschaften positiv beeinflussen.  

Interessant aus Sicht der Partizipationsforschung sind die Ergebnisse bezüglich der Kontrollva-

riablen. Bezüglich der konventionellen Formen politischer Partizipation bestätigten die Resulta-

te der vorliegenden Studie die Ergebnisse aus der Partizipationsforschung. Das Verhältniswahl-

system wirkt sich positiv auf die Wahlbeteiligung (Blais und Dobrzynska 1998; Norris 2002; 

Jackman 1987). Im Modell 3 (siehe Tabelle 7-15) weisen das Verhältniswahlsystem und das 

Wahlrecht für Ausländer auf kommunaler Ebene einen negativen Einfluss auf unkonventionelle 

politische Partizipation. Dieses Ergebnis widerspricht der bisherigen Forschung z.B. de Rooji 

und Reeskens (De Rooij und Reeskens 2014, S. 203). Eine mögliche Erklärung dafür kann die 

unterschiedliche Datengrundlage sein, da De Rooji und Reeskens auf die Daten des European 

Values Survey zurückgriefen. Aus der theoretischen Sicht kann dies bedeuten, dass gute Reprä-

sentation von Interessen der Bürger ein niedrigeres Niveau unkonventioneller Partizipation be-

deutet, weil die Politikfelder oder politische issues in dem politischen Diskurs vertreten sind. 
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Unter Annahme der Richtigkeit dieser empirischen Beobachtung stellt sich aus der Sicht der 

Parteienforschung die Frage danach, ob die fehlende Repräsentation also die Nichtberücksichti-

gung von bestimmten Politikfelder oder politischen issues in dem politischen Diskurs, die Ver-

änderung der Politik, zur Entstehung neuer Parteien führt. Hierbei dürfte das Wahlsystem eine 

wichtige Rolle spielen, zumal bei einem Mehrheitswahlsystem eine neue Partei keine Chance 

hätte ins Parlament zu kommen.  

7.4 Zusammenfassung 

Im theoretischen Teil der Arbeit wurde auf die Ergebnisse der empirischen Partizipationsfor-

schung hingewiesen und die Verfügbarkeit über symbolischen und nicht-symbolischen Res-

sourcen als Prädiktor für politisches Verhalten identifiziert. Unter Berücksichtigung dieser Be-

funde wurden Hypothesen formuliert. Im Hinblick auf konventionelle und unkonventionelle 

politische Partizipation wurde ein positiver Effekt erwartet und dies auch unter Kontrolle der 

Elemente des Wahlsystems und der wirtschaftlichen Leistung. Im Folgenden werden die empi-

rischen Ergebnisse der vorliegenden Studie zusammengefasst. 

Hinsichtlich der Hypothesen H1a (Je stärker die soziale Integration einer Gesellschaft, desto 

größer ist die konventionelle politische Partizipation) zeigte es sich, dass die soziale Integration 

im bivariaten Modell einen statistisch signifikanten, starken, positiven Effekt auf konventionelle 

Partizipation aufweist. Unter Einbeziehung der Kontrollvariablen zeigte es sich, dass der Ein-

fluss der sozialen Integration negativ wird und die Kontrollvariablen die politische Partizipation 

positiv beeinflussen. Das BIP pro Kopf trägt am stärksten zur Vorhersage konventionellen der 

politischen Partizipation bei. Auch restliche Kontrollvariablen weisen einen positiven Einfluss 

auf. Bezogen auf konventionelle Formen der Partizipation unter Berücksichtigung der Kontroll-

variablen zeigt sich, dass die Elemente des Wahlsystems und der Reichturm einer Gesellschaft 

wichtiger für die Wahrscheinlichkeit der  konventionellen politischen Partizipation als soziale 

Integration sind. Die H1a kann nur in einem bivariaten Modell als bestätigt gelten. Die Ergeb-

nisse des multivariaten Modells widersprechen der Hypothese H1a. 

Im Hinblick auf die unkonventionelle Partizipation (H1b) weist die soziale Integration einen 

statistisch signifikanten starken positiven Effekt auf unkonventionelle Partizipation auf. Unter 

Einbeziehung der Kontrollvariablen bleibt der Einfluss der sozialen Integration mäßig positiv, 

wobei der BIP pro Kopf in gleichem Maße zur Vorhersage unkonventionellen der politischen 

Partizipation beiträgt. Eine mögliche Interpretation kann einerseits die Wahrnehmung der erfüll-

ten Pflicht bezüglich der Wahlpflicht sein und andererseits der guten Repräsentation, hinsicht-

lich des Wahlsystems und des Wahlrechtes. Ferner weisen die Ergebnisse darauf hin, dass rei-

chere Gesellschaften (gemessen an der Höhe des BIP) politisch aktiver sind, wenn es sich um 
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unkonventionelle Formen der Partizipation handelt. Somit kann angenommen werden, dass die 

Hypothese H1b bestätigt wurde. 

Bezogen auf die Hypothese H2 werden die empirischen Ergebnisse der bivariaten Analyse in 

einer Tabelle zusammengefasst. Dies soll der Lesbarkeit dienen. Genauere Ergebnisse können 

aus vorherigem Kapitel entnommen werden. Die H2 Hypothese lautet: Der in der H1 spezifi-

zierte Zusammenhang ist am stärksten für kulturelle, politische und funktionale Integration und 

wirkt bei kommunikativer und moralischer Integration am schwächsten. Dieser Effekt wird 

sowohl bei konventionellen wie unkonventionellen erwartet. 

Tabelle 7-16: Überblick über die Ergebnisse von bivariaten Regressionsanalysen zur Vorhersa-

ge Formen politischer Partizipation (Wert des B-Koeffizienten) 

Partizipationsform Subdimensionen sozialer Integration 

konventionelle unkonventionelle 

Funktionale Integration: Arbeit ++ +++ 

Funktionale Integration: Armut --- -- 

Kulturelle Integration +++ +++ 

Kommunikative Integration: 

Media 

+ ++ 

Kommunikative Integration: 

Soziales Kapital 

+++ +++ 

Moralische Integration: 

Vertrauen 

++ +++ 

Moralische Integration: Gleichheit ++ +++ 

Moralische Integration: Gerechtigkeit ++ +++ 

Politische Integration II +++ +++ 

Legende: + = 0 " 200; ++ = 201 bis 400; +++ =  " 401 / - = 0 bis - 200; -- = - 201 bis - 400; --- =  " - 401 

 

Unter Berücksichtigung von bivariaten Ergebnissen der Regressionsanalysen kann die Hypothe-

se H2 als teilweise bestätigt gelten. 

Unter Einbeziehung der Kontrollvariablen zeigt sich, dass der Einfluss der sozialen Integration 

negativ wird und die Kontrollvariablen die politische Partizipation positiv beeinflussen. Das 

BIP pro Kopf trägt am stärksten zur Vorhersage konventionellen der politischen Partizipation 

bei. Auch restliche Kontrollvariablen weisen einen positiven Einfluss auf. Bezogen auf konven-

tionelle Formen der Partizipation unter Berücksichtigung der Kontrollvariablen zeigt sich, dass 

die Elemente des Wahlsystems und der Reichturm einer Gesellschaft wichtiger für die Wahr-

scheinlichkeit der  konventionellen politischen Partizipation als soziale Integration sind. Unter 

Einbeziehung der Kontrollvariablen bleibt der Einfluss der sozialen Integration auf unkonven-
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tionelle Partizipation mäßig positiv, wobei der BIP pro Kopf in gleichem Maße zur Vorhersage 

unkonventionellen der politischen Partizipation beiträgt. Eine mögliche Interpretation kann 

einerseits die Wahrnehmung der erfüllten Pflicht bezüglich der Wahlpflicht sein und anderer-

seits der guten Repräsentation, hinsichtlich des Wahlsystems und des Wahlrechtes. Ferner wei-

sen die Ergebnisse darauf hin, dass reichere Gesellschaften (gemessen an der Höhe des BIP) 

politisch aktiver sind, wenn es sich um unkonventionelle Formen der Partizipation handelt. 

Betrachtet man die Ergebnisse der multivariaten Regressionen mit Kontrollvariablen bezüglich 

der einzelnen Subdimensionen der sozialen Integration muss resümiert werden, dass die aus der 

theoretischen Teil abgeleiteten Annahmen über die Wichtigkeit der Dimensionen sozialer Inte-

gration für politische Partizipation nur in Modellen ohne Kontrollvariablen gültig ist.  

In Kontext der konventionellen Partizipation zeigt es sich, dass es die Elemente des Wahlsy-

stems – also die Wahlpflicht, die Verhältniswahl und das Wahlrecht für Ausländer auf der 

kommunalen Ebene neben dem BIP pro Kopf wichtiger sind als die Dimensionen sozialer Inte-

gration. In den Modellen mit Subdimensionen der Integration weisen folgende Subdimensionen 

einen positiven Einfluss auf: Kulturelle Integration, Soziales Kapital und die Gleichheit.  

Hinsichtlich der unkonventionellen Partizipation zeigte sich ein differenziertes Bild mit einigen 

Ergebnissen, die Implikationen für weitere Forschung beinhalten. Wie bei den konventionellen 

Formen ist die Höhe des BIP pro Kopf ein wichtiger Prädiktor für unkonventionelle Formen 

politischer Partizipation. Ferner erwiesen sich hierbei die folgenden Subdimensionen sozialer 

Integration als wichtig: Arbeit, Kulturelle Integration, Vertrauen, Soziales Kapital und die 

Gleichheit beeinflussen positiv die das Niveau der unkonventioneller Partizipation. Für weitere 

Forschung sind die Ergebnisse hinsichtlich des Verhältniswahlsystems und der Wahlpflicht 

interessant, dass diese Elemente des Wahlsystems einen negativen Einfluss auf unkonventionel-

le politische Partizipation aufweisen.  
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8 Zusammenfassung und Diskussion 

Im folgenden Kapitel werden die Ergebnisse statistischen Verfahren zusammengefasst und an-

schließen ihre Konsequenzen für Theorien gesamtgesellschaftlicher sozialer Integration und 

Demokratietheorie diskutiert.  

8.1 Zusammenfassung der Ergebnisse 

Die vorliegende Studie untersuchte die Frage, wie sich die soziale Integration einer Gesellschaft 

auf politische Partizipation auswirkt. Diese Fragestellung ergab sich aus Rekapitulation von 

Erkenntnissen der Partizipationsforschung im Kontext  der sozialen Ungleichheit und der Sozi-

alstruktur (Delhey 2004; Kronauer 2010; Kister et al. 1999; Heitmeyer und Imbusch 2005; 

Kohler 2002; Quandt 2008). In der vorliegenden Arbeit wurde zuerst ein empirisch anwendba-

res Konzept sozialer Integration modernen Gesellschaften theoretisch fundiert, operationalisiert 

und empirisch validiert. Dies geschah auf der Grundlage einer komplexen Weiterentwicklung 

der Integrationstheorie von Landecker (1951), B. Peters (1993) und Bernard (1999) unter Be-

rücksichtigung von Erkenntnissen des Reproduktionsansatzes und der soziologischen Konflikt-

forschung. Das Konzept wurde mithilfe von 114 Variablen aus den öffentlichzugänglichen Da-

tensätzen operationalisiert und bildete fünf Dimensionen gesamtgesellschaftlichen sozialen 

Integration, darunter elf Subdimensionen, für 26 demokratische Gesellschaften ab. In einigen 

Fällen bzw. Variablen wurden erhebliche Fehler in den Datensätzen mithilfe eines Vergleiches 

mit Online-Tools verbessert.159 

Nach der in der Arbeit vorgenommenen Messung sozialer Integration sind Dänemark, Schwe-

den und Finnland am stärksten integrierte Länder in Europa, wobei Finnland in jeder Dimension 

bzw. Subdimension immer zu den drei am besten integrierten Ländern gehört. Am anderen En-

de der Skala ist so ein klares Muster über mehrere Fälle, mit der Ausnahme Bulgarien, nicht 

erkennbar. Die Ergebnisse der Messung kultureller Integration als auch Subdimension morali-

scher Integration: Vertrauen korrespondieren mit Ergebnissen der Forschung aus dem Bereich 

politischer Kulturen (S. Pickel und G. Pickel 2006; G. Pickel und Jacobs 2006; G. Pickel et al. 

1997) als auch der komplexen Demokratiemessung (Schmidt 2010:Kap. 22). Dabei weisen die 

jüngeren Demokratien kontinuierlich niedrigerer Werte auf. Dieses Ergebnis kann im Hinblick 

auf das wohlfahrtstaatliche Regime jüngere Demokratien interpretiert werden. Diese reprodu-

                                                        
159 Dies betraf Dänemark, Italien und Irland. Die Anzahl der gültigen Fälle weichte bei einigen Variablen sehr stark 

von anderen Variablen ab. Da die Datensätze auch mit einem Onlinetool analysiert werden können, wurden die 
Ergebnisse der deskriptiven Analysen verglichen und an die Datenlage aus dem Onlinetool eingepasst.  
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zieren die symbolischen und nicht-symbolischen Ressourcen nicht so stark, wie andere Regime, 

wobei die Ausnahme Estland darstellt, es sich in der Gruppe etablierten Demokratien platzieren 

konnte.  

Nach der vorgenommenen Messung haben funktionale, kommunikative und moralische Integra-

tion eine große Bedeutung für den gesamtgesellschaftlichen Zusammenhalt, wobei es sich bei 

moralischer Integration um die Subdimensionen: Gleichheit und Gerechtigkeit, bei kommunika-

tiver Integration um soziale Nähe und soziale Kontakte handelt. Ferner sind starke Wechselbe-

ziehungen zwischen den Subdimensionen sozialer Integration zu beobachten. Die Subdimension 

funktionaler Integration: Arbeit korreliert sehr stark und signifikant mit fast allen anderen Sub-

Dimensionen sozialer Integration. Ähnliche Werte erreichen die kulturelle Integration, die Sub-

dimensionen kommunikativer Integration: soziales Kapital und moralischer Integration: Ver-

trauen. Es ist meines Erachtens ein Hinweis darauf, dass theoretische Interdependenzen zwi-

schen den Dimensionen sozialer Integration empirische Evidenz aufweisen. 

Die empirische Überprüfung der Hypothesen erfolgte mithilfe von bivariaten und multivariaten 

Regressionsanalysen. Die überprüften Hypothesen lassen sich folgend in einer Hypothese zu-

sammenfassen: je stärker die soziale Integration einer Gesellschaft, desto größer ist die konven-

tionelle bzw. unkonventionelle politische Partizipation.  

Verallgemeinert ist die Aussage zulässig, dass soziale Integration einer Gesellschaft starke, 

positive Effekte auf die Häufigkeit politischer Partizipation innerhalb dieser Gesellschaft hat. 

Stärker integrierte Gesellschaften sind politisch aktiver und dies unabhängig der Form (konven-

tionelle oder unkonventionelle) politischer Beteiligung. Dabei ist der direkte Effekt der gesamt-

gesellschaftlichen Integration auf die konventionellen Formen stärker als auf unkonventionel-

len. Diese Aussage ist nur zulässig, wenn die Elemente des Wahlsystems, wie z.B. Verhältnis-

wahlrecht, und das BIP nicht berücksichtigt werden. Auf der Grundlage dieser Ergebnisse er-

lauben die Daten die auf der Makroebene bezogene Aussage, dass neben einem hohen Niveau 

sozialer Integration auch ein durch (Mit-)Beteiligung bestimmt Wahlsystem und hoher wirt-

schaftlicher Entwicklungsgrad notwendig und begünstigend für politische Partizipation ist.  

Differenziert man die Ergebnisse empirischer Analysen zwischen den Sub- und Dimensionen 

sozialer Integration und konventionellen bzw. unkonventionellen Formen politischer Partizipa-

tion fallen die direkten Effekte der Sub- und Dimensionen Integration stärker für unkonventio-

nelle Formen politischer Partizipation aus. Diese Aussage ist nur unter Voraussetzung des Aus-

schlusses von Kontextvariablen zulässig.  

Betrachtet man die Sub- und Dimensionen sozialer Integration zusammen mit Kontextvariablen 

lassen sich die Ergebnisse der multivariaten Analyse folgend zusammenfassen. Bezogen auf die 

konventionelle Formen politischer Partizipation beeinflussen die Elemente des Wahlsystems: 

Wahlpflicht, das Wahlrecht für Ausländer und das BIP pro Kopf in den meisten Modellen stär-
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ker diese Form der politischen Partizipation als die Subdimensionen der sozialen Integration. 

Hinsichtlich der unkonventionellen Formen politischer Partizipation weist bei den Modellen mit 

funktionaler und politischer Integration das BIP pro Kopf den stärksten positiven Effekt auf. 

Die Subdimensionen kulturelle Integration, kommunikative Integration: Soziales Kapital, mora-

lische Integration: Vertrauen erweisen sich als stärkste Prädiktoren in den entsprechenden Mo-

dellen. Die Elemente des Wahlsystems, vor allem das Verhältniswahl, weisen hinsichtlich der 

unkonventionellen Partizipationsformen negative Effekte auf. 

Die Ergebnisse der multivariaten Regressionsanalysen (alle Subdimensionen und Kontrollvaria-

blen) zur Erklärung der konventionellen Partizipation lassen folgende Schlussfolgerungen zu. 

Die positiven Effekte zeigten sich bei der Höhe des BIP pro Kopf, der Verhältniswahl und beim 

Wahlrecht für Ausländer. Ferner fördern drei Dimensionen sozialer Integration konventionelle 

Partizipationsformen: politische, kulturelle Integration und kommunikative Integration: Media. 

Die wichtigste Erkenntnis dieses Modells ist, dass die Höhe des BIP pro Kopf fast dreimal stär-

ker die konventionelle Partizipation positiv beeinflusst, als alle anderen Prädiktoren. Die Wahl-

pflicht weist nur einen marginalen Effekt auf. Ferner erwiesen sich das Verhältniswahl und 

Wahlrecht für Ausländer als positive Prädiktoren.  

Unterwartet sind die Effekte von Subdimensionen des sozialen Kapitals, des Vertrauens und 

beider Subdimensionen funktionaler Integration negativ. Auch die Vorstellungen über  Gerech-

tigkeit und Gleichheit wirken negativ, fallen aber relativ klein aus. Diese Ergebnisse widerspre-

chen nicht nur der in der Arbeit dargestellten theoretischen Ableitung der Hypothesen aber auch 

der empirischen Ergebnissen aus der politischen Kultur und Wahlforschung (Putnam 1995b; 

Warren 1999). Bezüglich des dritten Modells zeigte es sich, dass das Vertrauen, das Sozialkapi-

tal, das niedrigere Armutsniveau einen negativen Einfluss auf konventionelle Formen politi-

scher Partizipation hat. Die dargestellten Ergebnisse können auf folgende Weise interpretiert 

werden. Wenn ganze Gesellschaften besser funktional Integriert sind, über ein hohes Niveau des 

sozialen Kapitals und des gegenseitigen Vertrauens verfügen, sinkt in diesen Gesellschaften das 

Niveau politischer Partizipation. Die Annahme, dass der Zusammenhang am stärksten für kultu-

relle, politische und funktionale Integration ist und sich bei kommunikativer und moralischer 

Integration am schwächsten auswirkt, konnte nur zum Teil bestätigt werden. Die Dimensionen 

kulturelle und politische Integration wirken am stärksten positiv aus, die funktionale Integration 

im Gegensatz zu der theoretischen Annahme negativ. Bei den Dimensionen der  kommunikati-

ven und moralischen Integration sind die dargestellten Ergebnisse ambivalent und je nach Sub-

dimension unterschiedlich.  

Im Modell mit unkonventionellen Formen der Partizipation als abhängige Variable weist die 

Subdimension der moralischen Integration – das Vertrauen stärsten positiven Effekt auf die 

Varianz der unkonventionellen Formen politischer Partizipation. Etwa dreimal schwächer, auf 

dem moderaten Niveu, fallen die Subdimensionen: Arbeit und Gleichheit aus. Darüber hinaus 
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weisen die Subdimensionen: Armut, Soziales Kapital, Kulturelle Integration, kommunikative 

Integration: Media einen kleinen positiven Effekt auf. Bezogen auf die Kontrollvariablen lässt 

sich bezüglich des Gesamtmodells beobachten, dass die Wahlpflicht einen starken positiven 

Effekt aufweist. Der Effekt des BIP pro Kopf ist marginal. Der Effekt des propotionalen 

Wahlsystems und des Wahlrechtes für Ausländer auf kommunalen Ebene ist negativ. 

 

8.2 Diskussion  

Im Weiteren sollen aus den empirischen Ergebnissen der Arbeit mögliche Konsequenzen für 

theoretische Auseinandersetzung mit sozialer Integration und der Demokratie diskutiert werden. 

8.2.1 Konsequenzen für Theorien sozialer Integration  

Die vorliegende Studie nahm nach Peters an, dass Integration sowohl einen Prozess der Einbe-

ziehung als auch das Ergebnis eines solchen Prozesses bezeichnet (Heitmeyer und Rucht 2005, 

S. 15; Peters 1993, S. 92). Die zentrale Frage im Hinblick auf diese Annahmen lautet: Wie 

kommt die Integration in einer modernen Gesellschaft zustande? Durch eine Weiterentwicklung 

der Theorie von B. Peters (1993) und die Rekapitulation von Ergebnissen der empirischen Par-

tizipationsforschung wurde in der Studie gezeigt, dass die gesamtgesellschaftliche soziale Inte-

gration durch Reproduktion von symbolischen und nicht-symbolischen Ressourcen zustande 

kommt. Dank der Konzeptualisierung einer empirischen Theorie sozialer Integration und der 

Operationalisierung mit absoluten Indizien ist die Aussage zulässig, dass gesamtgesellschaftli-

che soziale Integration vor allem in der Arbeitswelt - funktionale Integration und durch direkte 

wie indirekte soziale Interaktionen – kommunikative Integration in einem dynamischen Prozess 

praktiziert wird. Auch wenn dieses Resultat nur unter theoretischer Annahme der gleichen Be-

deutung der Subdimensionen sozialer Integration gilt, können die Ergebnisse der Studie als 

Grundlage der Kritik gegenüber solchen Theorien sozialer Integration dienen, die die Dimensi-

on funktionaler Integration ausblenden und das Konzept der Integration nur auf moralische 

Übereinstimmungen in der Gesellschaft beschränken (Bernard 1999). Der Ausschluss der Ar-

beitswelt passierte nicht selten ohne eine theoretische Begründung der Entscheidung, als ob die 

Beziehungen der Arbeitswelt von den Fragen der Moral und der Ethik entkoppeln wären und für 

gesamtgesellschaftlichen Zusammenhalt keine Bedeutung hätten (Dragolov et al. 2013). 

Ferner zeigt die Studie, dass durch Synthese von modernen soziologischen und psychologischen 

Theorien, unter Berücksichtigung von Ergebnissen der empirischen Forschung, komplexe Wei-

terentwicklung von der Theorie der gesamtgesellschaftlichen sozialen Integration geleistet wer-
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den kann. Würde man nach dem Hauptkriterium vorgelegter Theorie fragen, wäre sie gleichzei-

tig als funktionalistisch, konflikt-, wert- und vertragsorientiert zu bezeichnen. Nur auf diese 

Weise kann eine Theorie sozialer Integration dem Vorschlag von Imbusch und Rucht gerecht 

werden, dass es „unzureichend die Integrationsproblematik ausschließlich auf der Ebene von 

Individuen und Gemeinschaften (...) anzugehen ist (Imbusch und Rucht 2005, S. 60). Die Stärke 

des in der Arbeit vorgeschlagenen Ansatzes liegt in der systematischen Berücksichtigung bis 

dato von anderen Autoren theoretisch herausgearbeiteten Kriterien sozialer Integration. Es muss 

also sicher gestellt werden, dass soziale Integration als Lösung für die Probleme innerhalb mo-

derner Gesellschaften dient und sozialstrukturelle, institutionelle und personelle Ebene berück-

sichtigt (Imbusch und Rucht 2005, S. 60). Mit einer empirischen Überprüfung des weiterent-

wickelten Ansatzes von B. Peters (Peters 1993, S. 205), der u. a. die Teilhabe an materiellen 

und kulturellen Gütern, die Anerkennung als Individuum, die Konzeptualisierung von expressi-

ven Beziehungen, wie Solidarität, und die institutionalisierte Konfliktaustragung durch demo-

kratischen Prozess erfasst, gelang es in der vorliegenden Studie eine Theorie gesamtgesell-

schaftlicher, sozialer Integration zu konzeptualisieren und zu eruieren. 

Mit der Idee der Reproduktion von Ressourcen wurde ein Mechanismus der Integration ge-

nannt, der nicht auf eine Ebene bzw. ein System spezifiziert werden kann, sondern über die 

Dimensionen der Integration übergreifend die Prozesse der gelungenen bzw. misslungenen In-

tegration beschreibt. Das Verständnis der Integration als ein Reproduktionsprozess kann die 

Frage nach dem Mechanismus der Integration, unabhängig von der normativen Beurteilung von 

Ergebnissen dieses Prozesses, klären. Ferner erlaubt dieser Mechanismus der Integration die 

Differenzierung zwischen funktionalen und dysfunktionalen Formen der Reproduktion zu tref-

fen, was breit gefasst, den Vorschlag von Heitmeyer entspricht, dass es sowohl in der Theorie 

wie in der Empire zwischen positiver, z. B. Solidarität, und negativer Integration, z. B. Zwang, 

unterschieden werden muss (Heitmeyer 1997). 

Der Begriff der Integration bezieht sich in der vorgelegten Studie auf die Konsistenz. Modernen 

Gesellschaften als komplexe soziale Systeme schaffen durch die Intensivierung sozialer Interak-

tionen und Interdependenzen zahlreiche Integrationsprobleme hinsichtlich der Dimensionen 

sozialer Integration (Peters 1993, S. 205). Diese Integrationsprobleme können unter den Begriff 

der sozialen Desintegration und als eine Frage - was gefährdet die soziale Integration? - gefasst 

werden. Die Antwort auf diese Frage kann unter Berücksichtigung der theoretischen Auseinan-

dersetzung, wie der empirischen Ergebnisse der Studie, verfasst werden, wobei es sich um auf 

dem ersten Blick widersprüchliche Antworten handelt. Einerseits kommt es auf die ungleiche 

Reproduktion von symbolischen und nicht-symbolischen Ressourcen sozialer Integration in 

ihren Subdimensionen, andererseits auf die dysfunktionale Reproduktion an. 

Die Frage danach, wie gleich bzw. ungleich die Reproduktion von symbolischen und nicht-

symbolischen Ressourcen sozialer Integration sein sollte, um die gesamtgesellschaftliche Inte-
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gration nicht zu gefährden, lässt sich mit den in der Studie gesammelten Daten nicht beantwor-

ten. Unter normativer Beurteilung der Ergebnisse und Berücksichtigung starker Korrelationen 

zwischen den Dimensionen sozialer Integration, kann aber argumentiert werden, je gleicher die 

Verteilung innerhalb der Gesellschaft, desto stärker ist die gesamtgesellschaftliche Integration. 

Selbstverständlich kann die vollkommene gleiche Verteilung und Reproduktion von Ressourcen 

sozialer Integration in keiner Gesellschaft geleistet werden (Dworkin 2011, S. 83). Vielmehr 

handelt es sich dabei meines Erachtens um notwenige Ressourcengleichheit, auf die ich noch 

eingehen werde. Ferner zeigt es sich, dass diese Ressourcen sozialer Integration, auch auf der 

Makroebene, akkumuliert werden können und durch Interdependenzen zur Konsistenz des ge-

sellschaftlichen Gefüges beitragen. Damit lassen sich fast unveränderliche hohe bzw. niedrige 

Positionen bei der Messung der Sub- und Dimensionen sozialer Integration von Finnland, 

Schweden, Bulgarien oder Ungarn erklären. Als Folge dessen muss an der Stelle festgehalten 

werden, dass komplexe Theorien gesamtgesellschaftlicher Integration von Interdependenzen 

zwischen Dimensionen sozialer Integration ausgehen und dies sowohl bei der Konzeptualisie-

rung wie Operationalisierung berücksichtigen müssen. Ferner kann dieses Ergebnis als Beweis 

für Komplexität des Zusammenhaltes ganzer Gesellschaften interpretiert werden. 

 

8.2.2 Konsequenzen für Partizipationsforschung  

Interessant aus Sicht der Partizipationsforschung sind die Ergebnisse bezüglich der Kontrollva-

riablen. Bezüglich der konventionellen Formen politischer Partizipation bestätigten die Resulta-

te der vorliegenden Studie die Ergebnisse aus der Partizipationsforschung. Das Verhältniswahl-

system wirkt sich positiv auf die Wahlbeteiligung (Blais und Dobrzynska 1998; Norris 2002; 

Jackman 1987). Im Modell 3 (siehe Tabelle 7-15) weisen das Verhältniswahlsystem und das 

Wahlrecht für Ausländer auf kommunaler Ebene einen negativen Einfluss auf unkonventionelle 

politische Partizipation. Dieses Ergebnis widerspricht der bisherigen Forschung z.B. de Rooji 

und Reeskens (De Rooij und Reeskens 2014, S. 203). Eine mögliche Erklärung dafür kann die 

unterschiedliche Datengrundlage sein, da De Rooji und Reeskens auf die Daten des European 

Values Survey zurückgriffen. Aus der theoretischen Sicht kann dies bedeuten, dass gute Reprä-

sentation von Interessen der Bürger ein niedrigeres Niveau unkonventioneller Partizipation be-

deutet, weil die Politikfelder oder politische issues in dem politischen Diskurs vertreten sind. 

Unter Annahme der Richtigkeit dieser empirischen Beobachtung stellt sich aus der Sicht der 

Parteienforschung die Frage danach, ob die fehlende Repräsentation also die Nichtberücksichti-

gung von bestimmten Politikfelder oder politischen issues in dem politischen Diskurs, die Ver-

änderung der Politik, zur Entstehung neuer Parteien führt. Hierbei dürfte das Wahlsystem eine 

wichtige Rolle spielen, zumal bei einem Mehrheitswahlsystem eine neue Partei keine Chance 

hätte ins Parlament zu kommen. 
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8.2.3 Konsequenzen für Theorien und Praxis der Demokratie 

Demokratie bedeutet Partizipation, und es nicht nur an politischen Prozess in Form der politi-

schen Partizipation, aber auch an den Ergebnissen den politischen Prozessen, indem man an 

gesellschaftlichen Ressourcen teilhat. Dabei verspricht die Demokratie die Gleichheit. Fragt 

man nach der Form der Gleichheit, kann man die rechtliche und infolge die politische Gleich-

heit als das Grundversprechen der Demokratie sehen. Die politische Gleichheit impliziert, dass 

die gleiche Berücksichtigung der Interessen aller Mitglieder einer Gesellschaft ein Ziel des de-

mokratischen Systems ist (Dworkin 2011, S. 249). Umgekehrt kann argumentiert werden, dass 

in einer Gesellschaft, in der alle Menschen politisch aktiv sind, die symbolischen und nicht-

symbolischen Ressourcen idealtypisch gleich verteilt sind. Nehmen wir an, dass die Ressour-

cengleichheit als Prinzip so viele Ressourcen zuspricht, die notwendig sind, um politische 

Gleichheit herzurichten. Dabei wird die politische Gleichheit als gleiche Berücksichtigung von 

objektiven Interessen definiert (Christiano 2008, S. 77). In der empirischen Forschung wird die 

politische Gleichheit meistens über die Ungleichheit definiert. „Political inequality refers to 

structured differences in the distribution and acquisition of political resources“ (Dubrow 2007, 

S. 3). Diese Annahme impliziert als Folge, dass man nicht von einer egalitistischen Ressourcen-

gleichheit ausgeht. Der Begriff der Egalität setze ich mit dem Postulat im Sinne von J.J. Rous-

seau - gleiches Recht für alle, gleich. Die Opposition dem gegenüber ist Gleichmacherei (Egali-

tarismus). Dysfunktionale Gleichmacherei wird in Diktaturen als Vorwand um Gewalt und 

Zwang ausüben zu können, beobachtet. Sie dient der Machterhaltung. In der Konsequenz kann 

die Egalität im ersten Schritt als eine Form der Gleichberechtigung verstanden werden. Die 

Gleichberechtigung ist gleichzeitig die Garantie der individuellen Freiheit, wobei diese Freiheit 

nicht absolut ist und beschränkt werden kann. Der Gleichberechtigung folgt ein Prinzip der 

Freiheit, wenn alle gleich vom Gesetz sind, sind aller gleich frei. Der Fokus, wie in dem theore-

tischen Teil der Arbeit angenommen, liegt auf der notwendigen Ressourcengleichheit. Die Not-

wendigkeit der Reproduktion von Ressourcen sozialer Integration wird nicht auf die minimale 

Sicherung der Konsistenz einer Gesellschaft, die u. a. dysfunktional durch den Zwang oder Ge-

walt erfolgen kann, zurückgeführt. Vereinfacht beschrieben, kann die Ressourcengleichheit als 

solche Form der Gleichheit verstanden werden, die die physische Existenz sichert. Diese Form 

der Reproduktion, verstanden als Sicherung der Konsistenz, ist meines Erachtens als minimale 

Ressourcengleichheit zu bezeichnen. In der vorliegenden Arbeit wird die Notwendigkeit der 

Reproduktion von Ressourcen sozialer Integration durch das Versprechen der Demokratie, die 

politische Gleichheit, definiert. Es bedeutet also, dass so viele und soweit symbolische und 

nicht-symbolische Ressourcen reproduziert und geteilt werden müssen, damit die politische 

Gleichheit erreicht werden kann. Es geht also wie Dahrendorf es betont, um „die volle bürgerli-
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che Teilnahme von Menschen (...) um Anrechte, die die Position des Bürgers zu einem erfüllten 

Status machen (Dahrendorf 1994, S. 62). Unter Berücksichtigung von Ergebnissen der Studie, 

dass gelungene Reproduktion von symbolischen und nicht-symbolischen Ressourcen sozialer 

Integration den Anstieg der politischen Partizipation bedeutet, stellt sich die berechtigte Frage 

nach den Konsequenzen für die Demokratietheorie und ihre alltägliche Praxis.  

Die Annahme der politischen Gleichheit, die über die notwendige Reproduktion symbolische 

und nicht-symbolische Ressourcen sozialer Integration zustande kommt, determiniert die Form 

der Demokratie und die Ausrichtung der Theorie. Da Ressourcen „im Voraus“ geteilt werden, 

können eventuelle Konsequenzen nur in Bezug auf die inputorientierten Demokratietheorien 

untersucht werden. In normativen Demokratietheorien werden die Output orientierte Konzepti-

on abgelehnt, da diese zu einer Instrumentalisierung der Demokratie auf das Ergebnis führen 

würde (Christiano 1996b, S. 58). Dworkin definiert solche Konzeptionen als unabhängige Kon-

zeption. Dabei geht es nach Dworkin um die Fairness des demokratischen Prozesses (Dworkin 

2011, S. 251). Diese Fairness kann meines Erachtens nur durch die politische Gleichheit also 

durch notwendige Ressourcengleichheit sichergestellt werden. In der Anlehnung an Dworkin 

können vier Arten der Konsequenzen für Demokratietheorie und ihre Praxis spezifiziert werden: 

symbolische, handlungsspezifische, distributive und gemeinschaftliche Konsequenzen (Dwor-

kin 2011, S. 252). 

Durch die gelungene Reproduktion von Ressourcen sozialer Integration und infolge dessen 

durch die politische Partizipation bestätigt die Gesellschaft, dass sie Individuen als freie und 

gleiche Mitglieder anerkennt, indem sie die Rolle als Bürger bei Treffen kollektiver Entschei-

dungen zuschreibt.160 Das ist die symbolische Konsequenz, die faire Austragung von Konflikten 

ermöglicht, um kollektiv bindende Entscheidungen zu treffen. Bezogen auf handlungsspezifi-

sche Konsequenz lässt sich als Anerkennung der Heterogenität innerhalb der Gesellschaft defi-

nieren. Am politischen Prozess nehmen alle sozialen Klassen, Milieus und Gruppen teil. Ge-

meinschaftliche Konsequenz ist gleich mit der Förderung der Gemeinschaft zu setzen. Durch 

die gelungene Reproduktion von Ressourcen sozialer Integration werden Werte, Normen, Ein-

stellungen aber auch monetäre Güter geteilt. Dies sichert wesentlich die friedliche als auch de-

mokratische Austragung von Konflikten innerhalb der Gesellschaft. Die Desintegration in die-

sem Bereich führt zur nicht gewaltfreien Austragung von Konflikten. 

Distributive Konsequenz würde eine Form des Egalitarismus bedeuten, die man aus der Tyran-

nei kennt. Eine über die rechtlichen Normen greifende vollkommene Gleichheit im Sinne glei-

cher Verteilung und Reproduktion von Ressourcen können nur Diktaturen erzielen. Alle Bürger 

                                                        
160 In dem theoretischen Teil über soziale Integration habe ich darauf hingewiesen, dass der Freiheitsentzug, das 

höchste Stadium des Ausschlusses aus der Öffentlichkeit darstellt. Bezogen auf politische Gleichheit und politi-
sche Gemeinschaft findet im Hinblick auf diese Problematik der Entzug des passiven und aktiven Wahlrechtes 
statt. 
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würden genau gleich mit Ressourcen ausgestattet. Dies kann nicht ohne Gewalt, Zwang, Ambi-

valenz und Enteignung passieren. Dieser Gedanke korrespondiert meines Erachtens mit der Idee 

der Integration durch Homogenisierung unter Zwang und Gewaltanwendung (Gleichmacherei). 

Dieser Zustand wurde aber andere Formen der Gleichheit verletzen. Eine Diktatur missachtet 

vor allem die politische Gleichheit und das Prinzip der Fairness. 

Im Hinblick auf die beteiligungszentrierten Demokratietheorien (Pateman 1970; Barber 1994; 

Offe 2003; Young 2000) kann die Vermutung aufgestellt werden, dass die Ausbreitung von 

demokratischen Verfahren und neuer Formen politischer Beteiligung die Zunahme an politi-

scher Ungleichheit bedeuten können (Verba et al. 1995; Verba 2006; Jacobs und Skocpol 2005), 

wenn die notwendige Ressourcengleichheit nicht gefördert wird. Das Beispiel aus der Praxis der 

Demokratie ist die Volksentscheidung bezüglich der Schulreform in Hamburg. Mit der Zusam-

menlegung von Haupt- und Realschulen in die Stadtteilschule und Förderung der Kinder aus 

bildungsfernen Schichten in der sechsjährigen Primarschule, sollte jedem Schüler eine Mög-

lichkeit stehen, die Hochschulreife zu erreichen. Die Reform wurde mit einer unkonventionellen 

Form politischer Partizipation, mit der Volksentscheidung, bei einer sozialselektiven Beteili-

gung außer Kraft gesetzt (Jörke 2011). Ob es tatsächlich in einer langfristigen Perspektive dies 

zur Regel sein wird, müsste in weiteren Studien geprüft werden. In der empirischen Forschung 

wird die politische Ungleichheit großteils auf der Mikroebene untersucht, wobei die soziale 

Selektivität für konventionelle und unkonventionelle Formen der politischen Beteiligung als 

belegt gilt (Lancee und van de Wefhorst 2012; Marien et al. 2010; Gallego 2008; Schäfer et al. 

2013). Bezogen auf Reproduktion von Ressourcen sozialer Integration gibt es zahlreiche Bele-

ge, dass die Höhe der Wahlbeteiligung sozialstaatsbezogene Verteilungsentscheidungen beein-

flusst. Fällt die Wahlbeteiligung niedrig und damit sozialselektiv aus, werden die Leistungen 

des Sozialstaates abgebaut (Hicks und Swank 1992) und die Umverteilung fällt geringer aus 

(Mahler 2010). In der Konsequenz liegt in Ländern mit niedrigeren Wahlbeteiligung die Ein-

kommensungleichheit höher (Chong und Olivera 2008).  

Darüber hinaus bestätigt die vorgelegte Studie die „notwendige Bedingungen einer bürger-

schaftlichen Integration“, wie sie in der Theorie Sozialer Demokratie dargestellt werden. Es  

„sind erstens die gleichberechtigte Teilhabe aller an den politischen und sozialen Institutionen 

und zweitens, der gleiche Zugang und die gleiche Teilhabe aller an den sozialen, wirtschaftli-

chen und politischen Rechten und Chancen der Gesellschaft von der Partizipation im politischen 

System und der Zivilgesellschaft über das Bildungssystem bis zum System der Erwerbsarbeit 

und den Systemen der sozialen Sicherheit“ (Meyer 2009, S. 238). Es konnten mit dem in der 

Studie entwickelten, komplexen Konzept sozialer Integration ganzer Gesellschaften, weitere 

Studien durchgeführt werden im Hinblick auf sozialstaatsbezogene Verteilungsentscheidungen, 

die über die Dimension der funktionalen Integration greifen. Somit konnte der Hinweis von 

Dörre auf, die Verbindung der „Krise der gesellschaftlichen Integration“ mit dem „Abbau sozial 
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geschützter Lohnarbeit“ in gesamten Kontext der Reproduktion von Ressourcen sozialer Inte-

gration empirisch überprüft werden (Dörre 2012, S. 49). 

Alle diese Bemerkungen sind meines Erachtens essentiell für die Praxis der Demokratie. Ver-

steht man hierbei den Wettbewerb um die Ressourcen sozialer Integration als Austragung des 

demokratischen Konfliktes im Form der politischen Partizipation, ist die Frage danach berech-

tigt, welche Lösungsansätze können unter Berücksichtigung der empirischen Ergebnisse der 

vorliegenden Studie in Betracht gezogen werden, um den Wettbewerb gerechter zu gestallten. 

Die erste aus der Praxis der Demokratie bekannte Lösung ist die Einführung einer Wahlpflicht. 

In der Studie weisen fünf Ländern eine Wahlpflicht auf: Belgien, Griechenland, Italien, Luxem-

burg und Zypern mit unterschiedlichen Grand an möglichen Sanktionen. Während die Wahlbe-

teiligung in Belgien und Luxemburg zwischen 91 und 92 Prozent liegt, zeigen Länder wie Itali-

en und Griechenland, dass die innenpolitischen Krisen ohne verbindliche Sanktionen solch ein 

Niveau der politischen Partizipation, wie in Belgien, nicht sichert.161 Dabei kann man sich mit 

einer Metapher bedienen. Die Wahlpflicht sollte wie die Schulpflicht wirken, ändert aber im 

Ergebnis die Umverteilung nicht so stark, wie die Schule es in der Theorie schaffen sollte.162 In 

Anbetracht der Ergebnisse der Studie, dass Länder mit stark ausgebauten wohlfahrtstaatlichen 

Maßnahmen besser integriert sind, wird es ersichtlich, dass politische Gleichheit nur durch not-

wendige Ressourcengleichheit gesichert werden kann. Dies wird indirekt durch die Ergebnisse 

der empirischen Analysen in der vorliegenden Studie bestätigt, da die Bedeutung des BIP pro 

Kopf in fast allen Modellen relevant war. In der Konsequenz kann der Rückzug des Staates, wie 

Pierre Bourdieu betont, unerwartete Effekte verursachen, die sich nicht nur auf politische Parti-

zipation auswirken, sondern der generalisierten Anspruch auf Teilhabe und den gesellschaftli-

chen Zusammenhalt elementar bedrohen (Bourdieu et al. 1997, S. 215). 

 

 

                                                        
161 Die politische Krise in Belgien wirkt sich bezogen auf die Wahlbeteiligung anders als in Italien auf. Ferner repro-

duzieren diese Länder ihre Ressourcen sozialer Integration nicht am stärksten unter untersuchten Einheiten. 
162 Interessanterweise ist die soziale Selektivität des Schulsystems am geringsten in den Ländern, die nach der vorge-

nommenen Messung auch am besten integriert sind. 
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